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U ber dieses Buch 
»Es ist nicht die Behinderung, die lähmt, sondern die RoJle des 
Outsiders nimmt uns die Möglichkeit der Bewährung: nicht das 
Mitleid tötet, sondern daß man es als Anmaßung empfindet, so 
wie die anderen sein zu woJlen. Hierin liegt auch der Grund für 
jenes irrationale Schuldgefühl gegenüber den anderen, der GeseJl­
schaft: unser Wunsch, so zu sein wie die anderen, macht uns in 
rational nicht verstehbarer Weise schuldig, gibt uns jene eiskalte 
Lebensangst zu tragen auf, die in einer so reichen Industriegesell­
schaft nur schwer begreifbar ist. « 
Kußerungen eines spastisch Gelähmten, eines von mindestens sechs 
Millionen Bürgern der Bundesrepublik, die wegen einer körper­
lichen oder geistigen Behinderung zu einer krassen Außenseiter­
rolle verurteilt sind. In einer auf Leistung und Gewinn ausgerich­
teten Gesellschaft werden zehn Prozent ihrer Mitglieder als unpro­
duktiv abgestempelt, weil sie nicht vollständig am Wirtschaftsleben 
teilnehm en können. Und folgerichtig wird nicht einmal das Not­
wendigste für sie getan. 
Ernst Klees Buch ist der erste umfassende Bericht über die Situation 
und die Probleme der Behinderten in diesem Land . Den Betroffenen 
und ihren Familien will er außerdem mit einer Reihe von konkre­
ten Tips und Hinweisen helfen. 
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1 Verhaltensmuster gegenüber Behinderten 

1. Der Behinderte in der Einschätzung seiner Umwelt 

»Der Teufel hinkt ein wenig«1, schreibt Hans Würtz, Er- · 
ziehungsdirektor des Oscar-Helene-Heims in Berlin-Dahlem 
r921. In einer der bedeutendsten Einführungen in »Das See­
lenleben des Kr-üppels« hat er das Urteil der Offentlichkeit 
präzise beschrieben: Zur Charakteristik führt Würtz aus, 
Krüppel seien stets argwöhnisch, neidisch, gemeinschaftskrank, 
von krankhafter Lüsternheit und besessen von einem phan­
tastischen Größenwahn. »Der Krüppel findet im Dämon sich 
selbst wieder. «2 Das häufige Auftreten von Krüppeln in 
tumu!tvollen Zeiten kann kaum Zufall gewesen sein, be­
scherte doch die deutsche Revolution von r 9 r 8 eine Serie von 
»Revolutionskrüppeln«. Im Geißelprozeß in München wim­
melte es von hinkenden und lahmen Angeklagten. 3 Alle ge­
heime Wut und Bosheit, alle teufliche Grausamkeit des Ge­
lähmten und Schwergebrechlichen sammelt sich im Giftge­
schwür seines revolutionären Fanatismus. »Ein Buckel ist ge­
wissermaßen die Qualifikation zum Revolutionär.« 4 Bei­
spiel: Der bucklige Schneider Merges aus Braunschweig, der 
»böse Zwerg «, und vor allem Rosa Luxenburg, denn sie »war 
gelähmt und verfügte nur über einen kleinen schwachen Kör­
per. «5 Das revolutionäre Feuer speist sich a s dem Buckel 
oder ist eine Verdrängung des lahmen Beines. 

Fast 50 Jahre später untersuchen die Psychologen Gerd W. 
ansen un~ Otto Ess_er von der Forschungsgemeinschaft »Das k ►/, 

körperbehmderte Kmd« das spontane Verhalten des Nor- n 
mal-Bürgers gegenüber verkrüppelten Menschen.6 Die For- ! 
scher zeigen Schwarz-Weiß-Dias von Contergan-Kindern, 
während die Befragten an einen sogenannten Lügendetek-
tor an_ges chlosseiis incl. as azi t:90 °7öwissen nidit, Wie Sie 
sich Behinderten gegenü er verhalten sollen. 73 0/o entschei- / 
den sich für die Abtreibung und ebenfalls zu 73 0/o dafür, 
das behindert geborene Kind nicht mit allen Mitteln am Le-
ben zu erhalten. 6 3 0/o möchten die Behinderten ins Heim 
verbannen und 5 6 °/o lehnen die Hausgemeinschaft ab. 
Dies entspricht einer Umfrage o »Inf.rates « ach ur 
ei Bruchteil der .Bevö hrung um die wahren Gründe von 

örperbehinderungen weiß: (73 0/o geben Tablettenmiß­
brauch an, 62 0/o Alkohol- oäer Nikotinmißbrauch, 16 0/o 
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ein schreckliches Erlebnis der Mutter wäh~end der Schwan­
gerschaft und nur 13 0/o nennen die häufigste Ursache: eine 
schwierige Geburt Eine Untersuchung des Instituts für Son­
_derschulpädagogik der Universität Marburg über die ver­
meintlichen Ursachen geistiger Behinderungen kommt zu 
ähnlichen Ergebnissen. Als häufigste Ursache wurden - in 
der Reihenfolge - genannt: Vererbung , Schwangerschafts­
schaden, Trunksucht , Krankheiten, Unfall, Geburtsschaden, 
fehlende Liebe , mangelnde Zeit der Eltern und falsche Er­
ziehung. 70 0/o geben den Eltern die Schuld an der Behinde­
rung des Kindes. ,Als Eigenschaften des geistig behinderten 
Kindes e en · e s its,.Stumpf ~inn und ..andererseits Wild : 
heit, Jähzorn, Bösartigkeit und Gefährlichkeit genannt -'-Selbs!_ 
m er »Zeitschrift für das Fürsorgew ~ ~int Klaus Fa-

- bian in einer Stellungnahme »Zur Rehabilitation geistig Be- · 
hinderter im Rahmen des BSHG «~ man könne bestimmten , 
geistig Behinderten kein~ Eingliederungshilfe nach dem 
BSH G zukO...!JlI11er1Jas n, die > YWmöglich.noclw:riebhafL-..rer­
anlagt oder bösartig (!) sind «.7 Nach der Marburger Unter­
suchung entschieden sich zwei Drittel der Befragten für eine 
Yerbannung ins Heim, und zwar iri Heime in »ent egenen 
abgeschiedenen Orten. « · 
Wieweit die Dämonisierung von Behinderten g_ehen kann _: Im 
März 1973 weigerten s1m 1n Scri esw1g-Hol.stem evangelische 
Pastoren, geistig behinderte Jugendliche zu konfirmieren. Und 
die Affäre um eine 35jährige Bauerstochter aus dem Land­
kreis Altötting, wo an der psychisch Kranken Teufelsaus­
treibungen vorgenommen wurden, zeigte, daß der Passauer 
Bischof ,Antonius Hofmann die Teufelsaustreibung durch 
einen Kapuzinerpater genehmigt hatte! 8 

Eine Reihe von öffentlich bekannt gewordenen Zwischenfäl­
len und Skandalen zeigt, wie latente Gefühle in Aktionen des 
Hasses, in Fanatismus und Aberglauben umschlagen: Ange­
fangen hat es im Oktober 1969 mit der Aumühle, einem 
Schloßgebäude, das dem bischöflichen Ordinariat Passau 
gehört. Im niederbayerischen Flecken Fürsteneck verwehrte 
dabei der Ortspriester Georg Stetter, wie die Beteiligten ver­
sichern, geistig Behinderten handgreiflich den Einzug in ihr 
geplantes Domizil. Nachdem man erreicht hatte, daß der 
Kleinbus mit den ersten Kindern wieder umkehr en mußte, 
feierten die Bürger, die keinen »Idiotenpark « wollten, bei 
Freibier ihren Sieg. Schließlich ging das Schloßgebäude in 
Flammen auf, und man löschte so trefflich, daß zu den roo ooo 
Mark Brandschäden noch die doppelte Summe an Wasser­
schäden hinzukam. Der Vorgang ist strafrechtlich nie aufge­
klärt worden, Versuche, die Kinder in einem Projekt Au­
mühle Nr. 2 unterzubringen, scheiterten verschiedentlich. 
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Im Mai 1971 platzte eine Jugendfreizeit für Körperbehin­
derte in Bad Tölz, weil der Träger des Heimes, das katho­
lische Jugendferienwerk im Erzbistum Köln meinte, der zu­
ständige Arzt habe die gleichzeitige Belegung des Hauses 
Hochland mit Körperbehinderten und anderen Jugendlichen 
nicht gebilligt. 9 Im August 1971 verließen deutsche Ferien­
gäste ihr Hotel im Adriabad Bibione, weil auch Körperbe 
hinderte dort ihren Urlaub gebucht hatten. 1972 wurde!l 
weitere Vorf älle gemeldet: Im bayerischen Landkreis Wolf­
ratshausen wehrten sich die Bewohner gegen den geplanten 
Bau eines Internats für Sehbehinderte. Die Anwohner der 
Rottmannshöhe am Starnberger See sprachen von einer 
»völligen Existenzzerstörung «, wohnte man doch in einer 
feinen Wohngegend. Im Kreis Ravensburg, in der 3 ooo­
Seelen-Gemeinde Baindt, kündigte Bürgermeister Schützba 
die Räume des Körperbehinderten-Zentrums Oberschwaben: 
» Wir können unseren gesunden Kindern den Anblick dieser 
armen Teufel nicht zumuten. So ein Heim gehört nicht mitten 
in den Ort. 10 Der CDU-Bürgermeister hatte Kameraleute, 
die filmen wollten, handgreiflich aus dem Rathaus gewiesen. 
In Stuttgart versuchten 300 Anwohner des M~sbergs vergeb­
lich, den Bau eines Wohnheims für geistig Behinderte zu ver­
eiteln und bemühten dazu sogar ärztliche Gutachten, die die 
Bedrohung durch die geistig Behinderten glaubhaA: machen 
sollten. In Heidelberg passierte der »Lebenshilfe für das 
geistig behinderte « Kind ähnliches: Dort versuchten, eben­
falls vergeblich, die Besitzer von 300 Etagen-Eigentumswoh­
nungen, den vermeintlichen Verlust der Rend iten zu verhin­
dern. Viele vergleichbare Fälle werden erst gar nicht be­
kannt, wiederholen sich in kleinerem oder größerem Maß­
stab täglich. 
Nach den Untersuchungen von Jansen schätzen die Nichtbe­
hinderten als schwerste Behinderung Blindheit, Lähmung, 
Aussatz ein, mit Abstand folgt Geisteskrankheit. Sie über­
nehmen damit historische Verhaltensmuster (von denen im 
nächsten Kapitel die Rede sein wird), die schon aus dem 
Neuen Testament überliefert sind: Die Blinden, Lahmen, 
Aussätzigen und Besessenen sind dort die aus der Gemein­
schaA: Ausgegrenzten: sie stecken an, verbreiten A_bscheu, 
sind isoliert und abhängig, treten bettelnd auf, Heilung ge­
schieht nur durch ein Wunder. Deshalb sprechen Jansen und 
Schmidt vom Aussätzigensyndrom beilll. Verhalten gegen­
über Behinderten, fixieren damit die Außenseiterrolle des Be­
hind erten aufgrund der geschichtlich überkommenen Bilder. 
Die Umwelt des Behinderten versucht, ihn zu verdrängen 
oder zu verteufeln, ihn selbst für sein Leiden verantwortlich 
zu machen: »Körperbehinderte Menschen sind oA: abartig 
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veranlagt. « Die Verdrängung des Behinderten (die Produk­
tionsgesellschaft löst ihre Probleme durdi Ausscheiden der 
Unproduktiven) sdiildert ein spastisdi Gelähmter: »Es ist !nicht die Behinderung, die lähmt, sondern die Rolle des Out­
siders nimmt uns die Möglidikeit der Bewährung: nicht das 

!Mitleid tötet, sondern daß man es als Anmaßung empfindet, 
so wie die anderen sein zu wollen . Hierin liegt audi der 
1
1Grund für jenes irrationale Schuldgefühl, dem wir Behinder­
ten gegenüber den anderen, der Gesellschaft, verhaftet sind: 

junser Wunsch, so zu sein wie die anderen, unserer Rolle als 
Outsider untreu zu werden, macht uns in rational nicht ver­
stehbarer Weise schuldig, gibt uns jene eiskalte Lebensangst 
zu tragen auf, die in einer so reichen Industriegesellsdiaft wie 
der unserigen nur schwer begreifbar ist. «11 

..;.J 

Im Januar 
Eine Kiste Bücher geht als Spende ein. Sie soll 
von -der Firma Eickhoff stammen. Die Spende 
bestand vorwiegend aus zerrissenen, ver­
schmutzten und uralten Bücherschinken, die 
eher in den Mülleimer als in den Bücher­
schrank gehörten. 
Vielen Dank CD 

Der Aussätzigenstatus des Behinderten, jene »Apartheidspo­
litik « gegenüber den Aus-der-Norm-Fallenden, wird dem 
Behinderten oft vor Augen geführt. Da wird eine nichtbe­
hinderte Ehefrau beschimpft, weil sie einen behinderten 
Mann geheiratet hat und ob dieses »verhängnisvollen Schrit­
tes« der Geisteskrankheit verdächtigt. Da werden Behinderte 
im Inlanddienst der Fluggesellschaften mit 20 Mark »Geld­
strafe « belegt, denn ihre Beförderung sprengt normale Vor­
stellungen.12 Da werden zwar »Ferienführer für Behinder­
te « herausgegeben und vom Ministerium wohlwollend mit 
einem Vorwort bedacht, doch bei einer genauen Prüfung stellt 
der Behinderte dann fest, daß Rollstuhlfahrer in den ange­
zeigten Hotels nicht aufgenommen werden. 13 Da weigert 
sidi die Universität Bodium, im neuen Studentenheim 20 

Plätze für behinderte Studenten einzuplanen, weil angeblich 

CD Körperbehindertenzeitung KELLERSCHLÜSSEL, Bochum 

[2 



kein Bedarf besteht (dabei wurden Behinderte abgewiesen) . 
Da erklärt die Deutsche Bundesbahn in ihrer Zeitschrift 
»Schöne Welt « -ihre Fahrgäste auf, warum auch die pünkt­
liche DB nicht immer pünktlich sein kann: »Man rollt eine 

- ältere Dame im Stuhl herbei, hebt sie hilfreich, aber müh­
sam in einen Wagen 1. Klasse, schiebt den Rollstuhl zum Ge­
päckwagen, und der Zugführer steht schwitzend vor des 
Geschickes Mächten und schreibt in seinen Fahrtenbericht: 
,Koblenz, r,5 Minuten Verspätiung wegen Zulaufs (!) einer 
körperbehinderten Dame. «14 Da mahnt der Deutsche Blin­
denverband: »Fällt der Taubblinde unwissentlich in ein Ge­
spräch, so gebe man ihm ein vereinbartes Zeichen. Niemals 
schlage man ihn, wie es beobachtet wurde, auf den Mund! «15 

Uni Bochum will keine Behinderten 

Mil der Begründung, es bestünde kein Bedarf 
an rollsluhlgeeigneten Studentenbuden, hat 
die Ruhruniversität Bochum es abgelehnt, in 
das neue Studentenwohnheim 20 Plätze für be­
hinderte Studenten einzuplanen - dabei ist be­
kannt, daß schon mehrere behinderte Studen­
ten abgewiesen werden mußten. Offensichtlich 
hat man in Gelehrtenkreisen dort von dem Ak­
tion.sprogramm der Bundesregierung noch 
nichts vernommen. 
Es ist eine Schande, wenn beim Neubau von 
Einrichtungen der Hochschulen noch immer 
keine Rücksicht auf die Belange behinderter 
Studierender genommen wird! 0 

Da erstickt die Publizist ik jeden Emanzipationsversuch von 
Behinderten, wenn sie - vor allem Tageszeitungen im Lo­
kalteil - Behinderte nur mitleidvoll arrogant als bedauerns­
werte Krüppel schildert. Da erdreistet sich die Bürokratie, 
Behinderten Briefe in einem Stil zu schicken, wie früher der 

0 Le Be e F 4/72 
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Große Kurfürst einem Leibeigenen Bescheid gab: »Ich bin 
deshalb bereit zu prüfen, ob Ihnen eine Hilfe nach den Be­
stimmungen des ... und den hierzu erlassenen Vorschriften 
des ... gewährt werden kann.« 

In den letzten Jahren begehrten nahezu alle Randgruppen 
auf. Nur die Behinderten sind ziemlich die letzte Gruppe, 
die kaum etwas selbst tut, sondern sich von Eltern und Ver­
bandsfunktionären gängeln und bevormunden lassen muß -
und will. Die Chance auf Anerkennung lacht nur dem, der 
die ihm zugedachte Märtyrerrolle übernimmt. Wer aufbe­
gehrt, ausbricht, wird als undankbar verstoßen. Der Behin­
derte hat, um überhaupt überleben zu können, Demut und 
Dankbarkeit lernen müssen. Die Rolle des Dulders ist ihm 
zugewiesen. Nur einige wenige, mit Lebenslist und Geschick 
ausgestattet, haben sich - ohne wie gewöhnlich die Behinde-

. rung zu verdrängen - emanzipiert, jedoch nicht organi­
siert. So blieb die Behindertenarbeit bis heute eine der letzten 
Reservate caritativen und betreuerischen Tuns, wo Liebsein 
und Unterordnung als vorausgesetzt erscheinen: sicher keine 
Tugenden, sondern Signale der Kapitulation, der Unterwer­
fung. Die Behinderten sind Deutsc;½lands größte und zugleich 
ergebenste Randgruppe. Um so notwendiger, das Behinder­
tengerede zu stoppen, dem Wohltätigkeitspathos in die Pa­
rade zu fahren und statt dessen den gesellschaftspolitischen 
Konflikt ins Bewußtsein zu heben. 

2. Historisch verfestigte Verhaltensmuster 

Frühe Kulturen und die Antike sehen in ei11,er Mißbildung die 
Sühne für einen Frevel. Ein Tabu ist verletzt worden, das die 
Gottheit bestraft. Das Alte Testament beschreibt diese Erfah­
rung in dem Satz: »Es soll kein Blinder noch Lahmer in das 
Haus kommen. «16 Aber auch Antigone wird gewarnt, mit 
dem blinden Oedipus in die Verbannung zu gehen, da der 
Umgang mit dem Blinden Schande bringt. Erst Jesus Chri­
stus durchbrach seine Zeit, indem er die Frage seiner Jünger 
abwehrt, die fragen: »Meister , wer hat gesündigt, dieser 
oder seine Eltern, daß er blind schoren worden ist?«17 Jesus 
antwortet: »Weder dieser hat gesündigt, noch seine El­
tern ... « Die Frage der Jünger Je su zeigt jedoch sehr deut­
lich das Zeitverständnis: Behinderungen werden als Zeichen 
einer Versündigung, als Schuld gedacht, wie auch heute noch 
die evangelische Christenheit frohgemut im Kirchenlied an­
stimmt: » Treib aus, o Licht, all Finsternis, behüt uns, Herr, 
vor i\rgernis (Unheil), vor Blindheit und vor aller 



Schand ... «18 Blindheit und Schande sind gleichgestellt, 
praehistorisches, magisches Denken setzt sich durch. 
Dieses magische Denken, eine Behinderung als Verdammung 
der Gottheit anzusehen, beinhaltet, das Unheil (den Behin­
derten) zu vertilgen. Zum Teil hat man auch versucht, ein 
übel mit einem anderen übel zu kurieren: So ist durch die } 

ahrhunderte das Blut =;.:.;;==~ eptikern 
zum Trinken gegeben w i cht lege: ~ 
»Sobald das warme Blut eines in der größten Todesangst ~ 
Emhaupte,!en getrunken sei, soll der furchtsame archae~s 
(Lebensgeist), so in des Sünders warmem Blut gewesen mit 
dem rasenden archaeo des epileptici einen Streit anfangen 
und ihn besiegen. «10 Solche magischen Heilzauber-Zeremo­
nien sind bis ins 19. Jahrhundert bei uns gebräuchlich. 
Auch wenn den Eltern behinderter Kinder heute geraten 

mmal eme riffitig 
biliiii d~!;J:gJ( üicler 

züchti~en ohnedies mit Prügel n!20), tauchen atavistische 41/'\ 
"I>rakti en auf 21 • Denn _die l®!lsy _a · in kirchliches ""']< 
Strafmittel durch die Jahrhunderte, ein Mittel, das mitunter 
der Schuldige oder sich schuldig Fühle · t 
anwendet (psich geißeln«). ~~c...:..;o a. __,;;:,.=,;._,..::.~=-=!l..,..._,, - ' 

..i!!.§tes Mittel, um geistige 
Unfruchtbarkeit die e i-
len ibua 
men. 
Im antiken Griechenland wie in Rom sind mißgebildete Kin-
der umgebracht worden. Nur in einem harmonisch schönen 
Körper sollte eine edle Seele wohnen, während die Mißbil­
dung auf krumme Charaktere schließen läßt. Npr in ejnew 
gesunden Körper, weiß jeder Gymnasiast nserer e no h, 
wohn: a · gesun_der,.Geist ,,.mJms.&aaa..in-E~cl-fle 
Krankheit und Gebrechen als Folge einer Versündigung o,d~r.. 
T:-il5uverletzung werden immer noch indiziert wenp - wie 
die Umfrageerge nisse belegen - ltern e inderter Ki;' d~r 
ein sündhafter Lebenswandel nachgesagt wir . afi1reiche 
E tern habe · e a agi.sdi.t:- .1.1..t=en..- ühernommen, 
wenn sie ihr behinde es et.i:acl-iten 
und 1:1it Schuldgefühlen reagieren. Martin Luther mußte sei­
nerzeit sogar aurcli ; inen Fürsten Friedrich den Weisen an 
d~r eigenhändigen Tötung eines mißgebildeten Kindes ge­
hmdert werden, da mißgestaltete Kinder nach Meinung des 
Reformators als Produkte des Teufels in die Welt gesetzt 
wurden, denen die göttliche Seele mangelte: In den Tisch­
reden läßt sich Luther dazu aus: »Wenn ich gar Fürst oder 
Herr wäre, so wollte ich mit diesem Kinde in das Wasser, 
in die Mulde, so bei Dessau fleusst und wollte das Homoci-
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dium dran wagen. Aber der Kurfürst zu Sachsen so mit zu 
Dessau war und die Fürsten zu AnhalJ; ·wollten mir nicht 
folgen. Da sprach ich, so sollten sie in der Kirchen die Chri­
sten ein Vaterunser beten lassen, daß der liebe Gott den Teu­
fel wegnähme. Das täte man täglich zu Dessau. Da starb 
dasselbige Wechselkind im andern Jahr danach. 22 Die Ord­
nung ist wieder heil - nach mittelalterlicher Vorstellung. 
Auch die mittelalterlichen Seuchenwellen sollten mit Exorzis­
men zum Stillstand gebracht werden. Geißler und Büßer zo­
gen bei den Pestepedemien durch die Lande, denn die Kirche 
beschuldigte die Sündhaftigkeit der Welt als Seuchen-Ursa­
che. Papst Clemens VI. rief 1 348 ein heiliges Jahr aus, um 
mit der Macht des Glaubens der Seuche entgegenzutreten 
(ganz mag er diesem Heilmittel selbst nicht getraut haben: er 
blieb in seinem Exil in Avignon, schloß sich in seinen Gemä­
chern ein und verkehrte mit der Umwelt nur noch schrift­
lich). Alles blieb wirkungslos. Selbst die Suche nach den Schul­
cfigen der Seuche, bis man sie in den Juden fand, die die 
Brunnen vergiftet haben sollten: Eine dauerhafte Parallele, 
denn Judenvernichtung und die Vernichtung unheilbarer 
Kranker und Behinderter ging auch im Dritten Reich inein- · 
ander über. , 
Prägend für die Behandlung der Mißgestalteten, Behinderten 
und Siechen wurde . die Behandlung der Leprakranken, der 
Aussätzigen (»Aussätzigensyndrom «). Die verunstaltende 
Krankheit, von zurückkehrenden Kreuzfahrern vorwiegend 
eingeschleppt, sollte nach dem Willen Philipps des Schönen 
von Frankreich ( 13 13) verbannt werden, indem man die 
Kranken verbrannte, denn schon immer dienen Verbrennun­
gen ' (Hexenverbrennungen) dem Auslöschen der Sünde. Das 
scheiterte jedoch an der Kirche, die die Kranken in den Klö­
stern des HI. Lazarus (dem Schutzp;ttron der Leprösen) un­
terbrachte: in den Lazaretten . 
Der Lepra-Verdächtige mußte einer Untersuchungskommis­
sion vorgestellt werden. War er als Aussätziger diagnosti­
ziert, wurde er aus der Gemeinschaft ausgestoßen. Man las 
die Totenmesse über ihn, er mußte sich in einen Sarg legen, 
und während die Totenglocken läuteten, schaufelten die An­
gehörigen Erde auf ihn, sie beerdigten ihn symbolisch. Da­
nach bezog der Aussätzige entweder ein Leprosorium oder 
eine abgelegene Hütte, deren weißes Kreuz die Aussätzigen­
stätte kennzeichnete. Der Ausgesetzte durfte mit niemandem 
- bei Strafe - Umgang haben. Ein langer schwarzer Man­
tel mit zwei aufgenähten weißen Händen zeichneten ihn, 
beim Herannahen eines Bürgers mußte er eine Klapper be­
tätigen, um vor sich zu warnen. Er durfte sich nicht im Fluß 
waschen und nicht aus öffentlichen' Brunnen trinken. Almosen 



der Gemeinde ernährten ihn. Dies ist sicherlich, angesichts der 
völlig unzureichenden Seuchenhygiene und der Hilflosig­
keit der ansteckenden Krankheit gegenüber; eine sozialhygie­
nische Maßnahme. Doch die Aussonderung des Aussätzigen 
wurde zugleich zu einem Verhaltensmuster gegenüber den 
Aus-der-Norm-Gefallenen, das sich historisch verfestigte. 
Das Makabre ist, daß der Mediziner H . S. Glasscheib, der 
dies alles schildert, am Ende des Kapitels über Seuchen trüb­
sinnig feststellt, daß der Sieg der Medizin über die Seuchen 
beunruhigende Fragen auslöst: Denn die Seuchen fielen als 
erwünschtes Auslesemittel der Menschheit aus, da sie auch 
»hochwertige Individuen vernichten. Der Krieg aber, der ge­
schichtlich eine Auslese unter Völkern und Rassen vornahm, 
hat durch die Mechanisierung der Kriegsmittel jeden Selek­
tionswert verloren . Wie aber soll die Auslese der Tüchtigsten 
sich vollziehen, wenn man dem Züchter in den Arm fällt? 
Durch das Christentum zum Schweigen gebracht, ruhen diese 
Fragen, doch sind sie damit nicht gelöst. «23 Das Buch ist nicht 
allzu lange nach den Selektionsversuchen von Medizinern 
im Dritten Reich 1961 im Rowohlt Verlag im 1.-8. Tausend 
aufgelegt worden. 
Mißgebildete Kinder wurden in- Rom (anders als in Sparta) 
weniger ertränkt oder ausgesetzt als zu Sklaven aufgezogen. 
Waren ihre Gebrechen nicht schaukräftig genug, wurden sie 
weiter künstlich verkrüppelt, indem ihnen die Knochen zer-' 
schlagen und die Schulter verdreht wurde. Diese Bettelkrüp 1 
pel w11rden ausgepeitscht, wenn der durch die Bettelei erwor 1 
bene Profit hinter den Erwartungen des Besitzers zurückblieb 
»Profitkrüppel « (Würtz) wurden durch die Jahrhundert 
hindurch zum Teil von ihren Eltern künstlich verkrüppel 
und zum Betteln dressiert. In zahlreichen Ländern gab es 
Krüppelfabriken, wie in der Provinz Haut e Garonne, über 
die ein spanischer Forscher, Bernaldo de Quires, berichtet: 
»Man nimmt ein Kind unter 10 Jahren, krümmt ihm die 
Beine und drückt sie mit einer Schlinge gegen die Muskeln, 
zunächst leicht, um den Brand zu verhüten. Allmählich ster­
ben die Glieder ab, und alles Leben konzentriert sich gewis­
sermaßen auf den Rumpf. Nun setzt man den Krüppel in 
eine Kiste, aus der er nicht einmal zum Schlafen heraus­
kommt, und kreuzt ihm die Beine so, daß sie nie ihre Kraft 
wieder zurückerlangen können .« 
Mißgebildete wurden jedoch nicht nur zum Profit als Bettler 
zubereitet, sondern auch zur Ergötzung der Hochedlen Herr­
schaften an Höfen gehalten. Die Hofnarren mußten die 
grausige Funktion erfüllen, den Gutgewachsen en zum Ge­
spött zu dienen (im Zirkus erfüllen die Liliputaner in Clown­
rollen diese Funktion noch immer) . Als typisch in der Cha-



rakteristik gilt Victor Hugos verbuckelter Hofnarr Tripou ­
let (Verdis R ·goletto), der sich selber .so einschätzt: » Ver­
flucht Natur und Menschen haben / heimtückisch, grausam, 
feige mich gemacht, / verzweifelt, mißgestaltet / zu sein / ... 
gebannt / in diesen Körper, _der mir Abscheu einflößt, / voll 
Ekel über meine Mißgestalt, / auf jede Kraft und Schönheit 
eifersüchtig ... «24 Man sieht sehr leicht , wie der Hofnarr so 
aufbereitet wird, damit er ungehemmt als Sündenbock miß­
braucht werden kann. Die Charakteristik hat sich durchge­
halten, sie schlägt sich in Würtz' »Seelenleben des Krüppels « 
nieder und in etlichen Sprichwörtern wie: » Je krümmer, je 
schlimmer .« 
In diesem Jahrhundert ist das Bettler-Krüppeltum vom Sta at 
legalisiert worden, indem den zahlreichen Invaliden (invali­
de: untauglich; vale: lebe wohl) auf Berlins Straßen z. B. 
Leierkästen angeschafft wurden, damit sie sich selbst ernäh­
ren könnten! Als einen wichtigen histori schen Einschnitt be­
z.e· t Konrad Biesalski, ein P1omer m der Behmderten-

r a1·beit, die Zähiun !L der Bundesre gierun g 1906, als Deutsch­
lands ·u endliche Krü el erfaßt werden sollten. Denn .J n 

1eser r assung wur en sie erstm 1s u.AA!~!c!ccU\J.l..~~ AI..JJ.J;,1.: 
ausgestellt, deren Krankheit »besie t << werde n k önne. Die 
»Krüppelfürs ge« wu e· e A1 ge g~nheix der · rzte. 25 

Und ab 1920 wurde es per Gesetz eine Pflicht des Staates , den 
» er . ruppelten « zu nelfen. Die Zählung 1906 hatte 100 ooo 
jugendliche Behinderte ergeben. Durch das Krü el ü QL.ge:­
gesetz 1920 wurden Arzte, Hebammen Kranken e nd 
Pädago en ve5Pflichtet , ,Jügfndli e unter 1 8 ahren bei de­
nen eme VerKiÜppelung vorlag ocfer dro te, em Gesund­
heitsamt zu melden. Entsche1clencf dürften ä ber mdit eine 
humane Einstellung der Regierung, sondern die gewaltige 
Not der Kriegsverletzten gewesen sein. Ab 1914 verstärkte 
sich die Aufmerksamkeit für die verletzten »Krieger «, die 
ihre Gesundheit »dem Vaterlande geopfert« hatten, während 
die von Geburt an Behinderten landläufiger Ansicht nach nie 
etwas Produktives beigetragen hatten, ein Urteil , das sich bis 
in die Gesetzgebung und Praxis des Jahres 1973/ 74 nieder­
schlägt, wo immer noch fein zwischen Kriegs-, Arbeits- und 
Zivilbehinderten unterschieden wird. 
Eine andere Form der »Profitkrüppel « sind die »Reklame­
krüppel« (Biesalski). Sie sind nicht minder Ausbeutungsob­
jekte gewesen, wie sie auch heute noch auf Jahrmärkten feil­
geboten werden. Im Mittelalter .wurde ein Teil der Ver­
krüppelten in Klöstern untergebracht, ein anderer Teil muß­
te sich bei Schaubudenbesitzern als Monstra verdingen. 26 

Diese Reklame- oder Demonstrationskrüppel wurden be­
sonders gerne von einem Drucl<er namens Scherf in Gera 
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aufgenommen und profitabel gemanagt. Aus einem Schuster­
lehrling machte er einen Urwaldgorilla-Menschen und einen 
behaarten klumpfüßigen Krüppel dressierte er aufs Heues­
sen, um ihn als wissenschaftlich anerkannte Kreuzung zwi­
schen Pferd und Mensch zu verkaufen . Da wird verständ ­
lich, warum in des »Knaben \Vunderhorn « zu lesen ist: »Lie­
bes Kindlein, ach ich bitt, bet fürs bucklig Männlein mit. « 
Einer der berühmten Reklamekrüppel des 20. Jahrhunderts, 
Carl Hermann Unthan, hat in seinem Buch »Das Pediscri.pt « 
(Stuttgart 192 5) meist sehr unkritisch sein Dasein als Schau~ 
Behinderter geschildert. Unthan, der einen sehr vernünftigen 
Vater hatte, war ohne Arme geboren worden (»Wascht den 
Fuß, gebt dem Bengel einen Löffel und laßt ihn selbst essen.«). 
Er lernte sich mit den Füßen waschen, lernte, mit den Zehen 
Geige zu spielen. Nach einem seriösen Versuch i.m Konzert­
saal trat er als Geigenvirtuose im Variete auf, bereiste Ruß­
land wie die USA, wurde dem Millionär Rockefeller wie 
Mark Twain vorgestellt und trat in preußischen Lazaretten 
auf, um den Verletzten Mut zu machen. Er war einer jener 
Demonstration skrüppel, die gerne vorgeführt werden, um 
von den wahren Problemen abzulenken. 
Das erste Hospital für Verstümmelte und Unfallkrüppel, im 
Jahre 330 in Konstantinopel gegründet, blieb auf Jahrhun­
derte die einzige Anstalt für die Unglücklichen. Und die er­
st n Asyle dienten ohnehin nicht dazu, medizinisch etwas 
bessern zu wollen, sondern sollten die Verunstalteten aus dem 
Verkehr ziehen. Man wollte die Öffentlichkeit vor deren 
Anblick bewahren. Sch ange ~ rden m..filgestaltete Kinder 
gebären, wenn sie die erkrü_2pelten sällen.27"'"'Eine Ans1 t, / 
die der Göttinger Professor K . F. H. Marx 1m Jahre 1876\/ 
noch bekräftigte: »Mitleid mit Krüppeln und Personen, die 
an ekelhaften Übeln laborieren, hat sich dar Juf zu beschrän­
ken, für deren ang emessenen Aufenthalt in Siechenhäusern 
mit Gärten, die sie jedoch nie verlassen dürfen, zu sorgen . 
Der _widrige Anblick solcher Unglücklichen mu_ß dem öf­
fentlichen Verkehr entzogen bl eiben, denn der Eindruck auf 
Empfindsame und Schwangere ist höchst bedenklich «.27 Wie 
wir im Kapitel oben bereits sahen, hat sich an dieser Meinung 
nicht viel geändert. Die Absicht ist im übrigen so gut in die 
Praxis umgesetzt worden, daß 2 5 0/o aller sogenannten Nicht­
seßhaften oder „ Tippelbrüder « in den Nichtseßhaftenasylen 
aus körperlich Deformierten (Gliedmaßenbehinderten) beste­
hen. Eine Tatsache, die in der Öffentlichkeit überhaupt nicht 
registriert und von den zuständigen Behörden und Vereini­
gungen niemals öffentlich angeprangert wurde. 29 

Die Wirtschaft und der Staat haben atavistische und post­
magische Vorurteile und Verhaltensmuster gegenüber den 
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Behinderten ausgenutzt. Klaus Dörner hat diesen Prozeß be­
schrieben, als er eine Sozialgeschichte und Wissenschafl:ssozio­
logie der Psychiatrie vorlegte: Der Aufstieg des Merkantilis­
mus und des aufgeklärten Absolutismus vollzog sich in einer 
rigorosen gesellschafl:lichen Neuordnung, die alle Aus-der­
Norm-Fallenden, Bettler, Arbeitslose, Häretiker, pplitisch 
nicht Konformgehende, psychisch J<-ranke und Mißgestaltete 
sowie Invaliden hinter Schloß und Riegel brachte . Dörner 
schreibt über diese »Epoche der administrativen Ausgren­
zung der Unvernunft « (1650-1800): 
»Fragt man nach den Motiven dieser gesamteuropäischen Be­
wegung, muß man sich zunächst vergegenwärtigen, daß das 
Heer der Nicht-Arbeitenden und Armen in den Städten 
10-20 0/o, in geistlichen Residenzen und zur Zeit der Wirt­
schaftskrisen 30 0/o und mehr ausmachte. Dieser zuvor ,nor­
male, Umstand mußte allen Autoritäten dieser Zeit als eine 
vereinigte Provokation und Gefahr gerade in dem Maß er­
scheinen, in dem sie Vernunft und Herrschaft über Natur und 
Unvernunft zu bringen suchten: dem Absolutismus im Ver­
langen nach bürgerlicher Ordnung; dem Kapitalismus im 
Prinzip regelmäßiger, kalkulierbarer Arbeit; den Wissen­
schaften im Streben nach systematischer Naturbeherrschung ... 
Zugleich aber schuf diese Epoche die Voraussetzung für die 
spätere - ökonomische Ordnung: sie stand im Dienst der Er­
zi_ehung zu einer Haltung, für die Arbeit zur moralischen 
Pflicht, später zur gesellschaftlichen Selbstverständlichkeit 
wird. «30 

In dieser Zeit entstehen die Zucht-, Korrektions-, Verwah­
rungs -, Arbeits-, Narren- und Tollhäuser. Es galt, aus den 
Untertanen Arbeiter und Steuerzahler zu machen. So schien 
es einerseits dienlich, die entarteten Nichtproduktiven hinter 
demonstrativ hohe Anstaltsmauern zu bringen und zum an­
deren führte man Irre und andere Abnorme dem Publikum 
vor. Die Existenz der Zucht-Häuser, die brutale Arbeits­
anstalten waren, sollte abschrecken (wie es den Nichtproduk­
tiven ergeht) und mahnen , arbeitssam zu sein.31 »So galt es 
als Ideal, wurde auch von den Wiener Kameralisten wie 
Sonnenfels gelehrt, Manufakturen in zugleich nützlicher und 
bedrohlicher Nähe zu Zucht-, Arbeits- und Waisenhäusern 
anzulegen. «32 

Der Kapitalismus konnte (anders als mit Strafgefangenen) 
mit den Krüppeln nichts anfan gen. Sie konnten in einer auf 
Kapitalverwertung ausgerichteten Zeit ihre Arbeitskraft 
nicht einbringen. Die Verformten, im Feudalismus noch als 
Objekte der Barmherzigkeit verwertbar, um das Himmel­
reich zu erlangen, waren im kapitalistischen Produktions­
bereich nicht zu vermarkten . Die Ethik 33, genauer: die pro-
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testantische Ethik der puritanischen Industrienationen Hol­
land, England, Nordamerika, die die Gnade Gottes am Er­
folg, an der Leistung ablas, hatte für Behinderte keinen Platz. 
Wer mit der Ware Arbeitskraft nicht handeln konnte, war 
aus der »Schaffensgemeinschaft « ausgestoßen. Wer, wie so 
viele, im brutalen Lebenskampf des neuen Industriezeitalters 
infolge eines Arbeitsunfalles verkrüppelte oder einfach ver­
schlissen wurde, mußte für sich selber sorgen. Der berühmte 
Arzt Virchow versuchte 1848, das »Recht auf Gesundheit « in 
die Preußische Verfa ssung aufnehmen zu lassen - umsonst. 
Im Gegenteil. Preußen ließ 1 8 5 3 durch das Preußische Ober­
tribunal als Grundsatz der Armenverwaltung festlegen, es sei 
den Armen nicht mehr zu gewähren, um gerade ein Umkom­
men zu verhindern. Kein Armer habe ein Recht auf Unter­
stützung, die Gemeinden seien nicht dem einzelnen, nur dem 
Staat verpflichtet. Armenunterstützung gab es lediglich unter 
polizeitechnischen Gesichtspunkten, um die öffentliche Si­
cherheit nicht zu gefährden, um Aufruhr zu vermeiden. 
Wohlfahrtshilfe war lediglich ein Instrumentarium der 
Macht 34 in Preußen und in Bayern stand das Almosenge­
ben sogar unter Strafe. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
dies 1954 bestätigt: »Das alte preußische Recht war nämlich 
stillschweigend von dem Grundsatz ausgegangen, daß die 
damals als Armenpflege bezeichnete Fürsorge dem Bedürfti­
gen lediglich aus Gründen der Ordnung, nicht aber um sei­
ner selbst willen, zu gewähren sei, und daß er daher nicht 
Subjekt der behördlichen Verpflichtung, sondern nur Objekt 
des behördlichen Hanqelns, Gegenstand der Pflicht sei, wel­
che der Armenbehörde dem Staat gegenüber obliegt. Dieser 
Grundsatz wurde später ohne Prüfun ~ beibehalten ... «35 

Nach preußischem Recht gehörte der Kruppe! aus dem Ver­
kehr gezogen, denn sein Platz war die Anstalt . 
Die Judenverfolgungen und Vernichtungen des Dritten Rei­
ches sind im Nachkriegsdeutschland vergleichsweise intensiv 
aufgearbeitet, bzw. wenigstens literarisch ausführlich bear­
beitet worden. Die Vernichtung »unwerten Lebens«, die wäh­
rend des Krieges auf den Protest der Bevölkerung stieß, ist 
dagegen kaum behandelt worden, auch was die strafrechtliche 
Verfolgung anbelangt. Kennzeiche_n für die Einstufung der 
Behinderten und der psychisch Kranken ist die biologische 
Entartung, die Bedrohung und Verfall bringen soll. Da ist 
dann von »Ballastexistenzen « die Rede, von »leeren Men­
schenhülsen « und von »geistig Toten « und aus dieser Pe­
riode stammt auch der Ausdruck »Humanitätsduselei «, der 
immer noch nicht aus dem Sprachgebrauch gekommen ist. Der 
Volk skörper ist von seinen krankhaften Erbanlagen zu be­
freien. 
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Die Behinderten sind auch hier als di~ Unproduktiven ge­
brandmarkt. Zugleich werden sie anderen Randgruppenexi­
stenzen gleichgestellt, wie dies der Philosoph Ernst Bergmann 
sehr drastisch sagt, der von einem » Weltkrieg gegen die Idio­
ten, Kretins und Schwachsinnigen, Gewohnheitsverbrecher 
und sonstwie Degenerierten und von Verseuchten « redet 
und vom »Menschenkehrricht der Großstädte .. . getrost eine 
Million beiseitegeschaufelt« wissen möchte.36 Nicht unbetei­
ligt an der Entwicklung sind die »Krüppelpädagogen « selbst, 
wie ein für seine Zeit »progressiver « Pädagoge wie Hans 
Würtz 1921 bereits · schreiben kann: »Von den Hunnen 
glaubte man daher wegen ihrer mongolischen, von den Ger­
manischen als häßlich empfundenen Rassenmerkmale, daß 
sie dämonisch aus dem Schlamm hervorgewachsen seien. So 
umwebte auch Attila und seine Scharen der Graus des uner­
sättlichen Häßlichen, das dem Krüppeltum nahestand. Attila 
war gleichfalls nicht zu befriedigen in seinem Machtdrang. « 37 

)3.assenhaß und Behindertenfeindlichkeit liegen eng beiein­
an er. 
Ein"e"="'wenn auch traurige - Tatsache ist, daß sich die Arzte 
im Dritten Reich mitschuldig gemacht haben (vielleicht der 
Hauptgrund, daß die Aktionen zur Vernichtung »unwerten 
Lebens « nachträglich nicht aufgearbeitet wurden, denn Arzte 
machen keine Fehler). Zur Kanzlei des Führers gehörte eine 
Gnadenabteilung. Hitler jnteressierte sich Ende 1938/Anfang 
1:..9 3.9 f_ür ein Euthanasie-Gesuch wegen eines I_:!iß~estal e~en 
und i_d10t1schen Kmdes m Le1pz1g so selir, da er semen I:e1b­

°"arzt Dr. Brandt dorthin scliickte. Hitler übernahm ausdrück­
lich die Verantwortung, diesen ungen emzus 'ila ern und m­
formi.erte Reichsleiter Bounler und Brandt, zuli:ünftig ähnlich 
zu verfahren . .Qie..K.in -,AJetion war geboren. 
Im Frühjahr 1939 onst1tu1erte sich, in Zusammenarbeit der 
Kanzlei und des Reichsärzteführers Dr. Conti, der »Reichs­
ausschuß zur wissenschaftlichen Erfassung von erb- und an­
lagebedingten schweren Leiden «. In einem geheimen, im 
Wortlaut nicht bekannten, Ministerialerlaß wurden danach 
Hebammen und Geburtshelfer verpflichtet, idiotische, miß­
gebildete und gelähmte Neugeborene den Gesundheitsäm­
tern zu melden. Drei bestellte Gutachter bestimmten anhand 
der Meldebögen über Leben und Tod der Kinder, teilten 
dann den .Amtern eine der 21 »Kinderfachabteilungen « zur 
Einweisung mit. Text: »Hi er kann aufgrund der durch den 
Reichsausschuß getroffenen Einrichtung die beste Pflege 
und im Rahmen des Möglichen neuzeitliche Therapie durch­
geführt werden. « Nach dem 20. September 1941 (Erlaß des 
Reichsminister des Inneren) konnte im Zweifelsfalle den El­
tern das Sorgerecht entzogen wertlen, um das Kind einwei -
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sen zu lassen (für die neuzeitliche Therapie mußten sie auch 
noch zahlen). er Kinder-Aktion sind schätzungsweise 5 ooo 
Kinder zum O fJe' fallen. Un iversitäten und Professoren 
(soct ie eicle 6erger mik unter C. Schneider) - schickten 
wissenschaftlich interessante Zöglinge in die Tötungsabtei­
lungen, um sich anschließend die Leichen zum Studium schik­
ken zu lassen.3B 

Nebenan liegt ein junger Mann, der am ersten 
heißen Tag im Sommer mit einem Kopfsprung 
ins kühle Naß wollte. Das Wasser war an die­
ser Stelle leider nicht tief genug. Er verrenkte 
sich die Halswirbel. Die Freunde zogen den an 
allen vier Gliedmaßen Gelähmten schnell aus 
dem Wasser. In der Klinik wurde wieder der 
Verletzungsschock mit allen Mitteln beherrscht. 
Mit einem Knochendübel wurden die verrutsch­
ten Wirbel nach der Einrenkung fixiert. Sorg­
fältigste Pflege erhielt den gesunden Kopf mit 
dem daranhängenden gelähmten Körper am 
Leben. Was für ein Leben! 
Wenn der erhaltene Kopf wenigstens noch ein 
Dichter wäre, oder ein gottbegnadeter Mysti­
ker. Aber der junge Mann hatte nicht einmal 
die Untertertia geschafft, und geistige Fähig­
keiten und Interessen fehlten ihm völlig. 
Ohne Körper ist dieser Kopf wertlos. @ 

Von den Vernichtungsaktionen gegen erwachsene psychisch 
Kranke soll hier nicht die Rede sein. Nur eines sei angemerkt: 
Daß diese Vernichtungs-Gesinnung selbst bei einem Sportarzt 
der Versehrtensportverbände (meistens Kriegsversehrte) an-

@ Peter Röttgen, Professor für Neurodiirurgie, Die Grenzen der 
N eurodiirurgie 
(Möglidikeiten und Grenzen der Medizin, Studien und Beridite 
der Katholisdien Akademie in Bayern, Bd. 40, Würzburg 1967, 
s. 79) 
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zutreffen ist. J edenfalls erklärte dem Autor ein Versehrten­
sportarzt , das Aufziehen der Spastiker lohne nicht, gleich 
sterben lassen und dem Sterben nachzuhelfen, sei besser. Er 
selbst habe gerade den Totenschein in einem Fall ausgestellt, 
wo das spastisch gelähmte Kind ganz offensichtlich nicht na­
türlich gestorben sei. 
Zurück zum Historischen: Die Vernichtungsaktionen liefen 
stets aufgrund der persönlichen Ermächtigung des Führers, 
der nichts schriftlich herausgehen ließ. Im einzigen Gesetzent­
wurf über die Lebensvernichtung wurde im Sommer 1940 
ein Hauptkriterium der Selektion herausgestellt: die »Fä­
higkeit zu produktiver Arbeit «.39 An diesem Hauptkriterium 
hat sich nichts geändert. Behinderte, deren Fähigkeit zu pro­
duktiver Arbeit bescheinigt werden kann, haben Förderung 
und eventuell Ausbildung zu erwarten, werden durch die 
Gesetze und Rehabilitationsträger vielfach bevorzugt . . Die 
anderen bleiben nach wie vor unwertes Leben. 



II Früherfassung und Frühdiagnostik 

1. Zahl der Behinderten in der BRD 

Erstmals 1959 und letztmals 1966 wurde vom Statistischen . 
Bundesamt eine Bevölkerungsstichprobe durchgeführt, der 
sogenannte Mikrozensus. Rund 125 ooo Haushalte mit etwa 
340 ooo Personen wurden gefragt, ob »ein Haushaltsmit­
glied körperlich oder geistig behindert oder vor dem Pen­
sionsalter invalidisiert worden« ist. D ie aus der Stichprobe 
hochgerechnete Zahl ergab 4,1 Millionen Behinderte . 2,8 Mil­
lionen Männer und 1,3 Millionen Fra uen. Anders ausge­
drückt: Von jeweils I ooo Männern waren danach 98, von 
1 ooo Frauen 40 körperlich oder geistig behindert . 

Körper lich und geisti g Beh inderte 1 

nach Ursache de r Behinde rung 
Ergebnis des Mikrozensus April 1966 

Ursache In sgesamt Männlich 
der Behinderung 1 000 .,. 1 000 .,. o;,2 1 000 

Angeboren 236 5,8 124 4,4 52,6 112 
Kinderlähmung 57 1,4 29 1, 1 51,4 28 
Beruf skrankh eit 241 6,0 197 7,1 81,6 44 
Andere Kr ankheit 1 086 26,8 545 19,5 50,2 541 
Arbeitsunfall 409 10,1 350 12,5 85,6 59 
Straßenverkehr s-
unfall 98 2,4 65 2,3 65,9 34 
Sonsti ger Unfall 161 4,0 86 3, 1 53,4 75 
Krie gsbeschädigun g 1 141 28, 1 1 098 39,3 96,2 43 
Son stige Ur sache 546 13,5 263 9,4 48,2 283 
Ohne Angabe 80 2,0 35 1,2 43,2 45 

In sgesamt 4 054 100 2 791 100 68,8 1264 
1 Ohne Soldaten. - 2 Anteil an Spalte 1. 

Weiblich 
0/o 'lo2 

8,8 47,4 
2,2 48,6 
3,5 18,4 

42,8 49,8 
4,7 14,4 

2,7 34,1 
5,9 46,6 
3,4 3,8 

22,4 51,8 
3,6 56,8 

100 31,2 

Diese Hochrechnung aus dem Mikrozensus 1966 ist die ein­
zige gesamtstatistische Quelle, die den Fachleuten und Poli­
tikern vorliegt. Seit 1966 geistert die Zahl von 4 Millionen 
durch alle offiziellen Verlautbarungen, obgleich jährlich »et­
wa 200 ooo Männer und Frauen infolge von Verkehrs - und 
Arbeitsunfällen, Krankheiten oder Verschleißerscheinungen 
vorzei · s dem Erwer · 

e-



N 

"' 

Körperlich und geistig Behindert e 1 nach Art der Behinderung 

Ergebnis des Mikrozensus April 1966 und Oktober 1962 

Insgesamt Männlid, 

Art der Behinderung 1966 1962 1966 1962 
1 000 .,. . ,. 1 000 .,. . , . 

Blindheit , Augenerkrankung und -verlet zung 254 6,3 5,4 166 6,0 5,4 
1:aubheit , Ohr enerkrankung und -verletzung 113 2,8 2,3 66 2,4 2,0 
Verlust bzw. Verkrüppelung oder Behinderung der / 

Gliedmaßen 1 343 33,1 35,1 1 021 36,6 38,4 
Verletzung des Rückens und der Wirbelsäule 244 6,0 4,6 152 5,4 4,3 
Nerven- und Geiste serkrankung 2 533, 13,1 9,9 288 10,3 7,9 
Erkrankung en d. Atmungs - u. Verdauungsorgane 411 10,1 9,7 336 12,0 11,3 
Herz- und Krei slauferkrankung 506 12.5 6,6 314 11,3 5,7 
Sonstige Erkrankung 465 11,5 21,5 304 10,9 20,2 
Ohne Angabe der Art der Behinderung 184 4,5 4,7 144 5,2 4,7 

In sgesamt 4 054 100 100 2 791 100 100 

1 Ohne Soldaten . - 2 Antei l an Spalte 1. 

Weihlid, 
1966 1962 

1 000 ., . .,. 
88 6,9 5,4 
47 3,7 3,4 

322 25,5 24,2 
92 7,8 5,5 

245 19,4 16,6 
76 6,0 4,5 

193 15,3 9,7 
161 12,7 25,9 
40 3,2 4,8 

1 264 100 100 



hinderte Kind« errechnete allerdings statt der 60 ooo rund 
L50 ooo beFiin erte incler pro Jahr!) 
Diese im »Aktionsprogramm der Bundesregierung zur För­
derung der Rehabilitation der Behinderten « 1970 veröffent­
lichten Zahlen gelten als die Richtzahlen. Welche Informa­
tionspolitik dabei vorgenommen wird, zeigt ein Rechenexem­
pel: 1966 ging man von 4,1 Millionen Behinderten aus, bei 
einem jährlichen offiziellen Zuwachs von 260 ooo (200 ooo 
Erwachsene plus der 60 ooo Neugeborenen). 1970 im Ak­
tionsprogramm der Bundesregierung sind es jedoch immer 
noch 4 Millionen, wobei man die 100 ooo hinter dem Komma 
einfach unter den Tisch fallen läßt. Und, um das groteske 
Zahlenspiel komplett zu machen, gibt der zuständige Ar ­
beitsminister Walter Arendt 1973 immer noch 4,1 Millionen 
an.2 Da von 1966 bis Anfang 1973 jährlich 260 ooo Behin­
derr_c (auf der Rechnungsgrundlage des Ministeriums) hin­
zugekommen sein müssen, hätte Arendt die Zahl mit minde­
stens 5 ,6 Millionen angeben müssen. Doch um das Problem 
kleinzuhalten, um das Ausmaß dieses nationalen Mißstandes 
zu vertuschen, läßt er 1,5 Millionen einfach aus der Statistik 
verschwinden. • 
Hinzu -kommt, daß die Zahlen des Mikrozensus erwiesener­
maßen zu niedrig angegeben sind. Die Interviewer hatten 
kein medizinisches Fachwissen, sie befragten, wie sich die 
Interviewten selbst einschätzen, d. h. sie ermöglichten jeden 
Selbstbetrug der Befragten. Wer gibt schon unnötigerweise 
.eine geistige Behinderung innerhalb der Familie an, wenn es 
sich verbergen läßt? Die hohe Zahl der verborgen gehalte­
nen Behinderten, die Dunkelziffer, blieb ebenfalls unberück­
sichtigt. 
Die Zahl der Kriegsbeschädigten, die als inzige einigerma­
ßen bekannt ist, ist in der Bevölkerungsstich.probe zu niedrig 
anges.~t~t: » Während der Mikrozensus 1,1 Millionen Kriegs­
besch.ad1gte nachweist, sind zur gleichen Zeit nach der im 
Bun?e~ministerium für Arbeit und Sozialordnung geführten 
Stayst1k der Kriegsopferversorgung an rentenberechtigten 
K~1egsbes<:Iiädigten 1,3 Millionen vorhanden, und zusammen 
mit den mchtanerkannten Kriegsbeschädigten dürfte die Ge­
samtzahl bei 1,4 Millionen liegen. «3 
Noch schlimmer: In der Stichprobenbefragung war z. B. nach 
den Lernbehinderten überhaupt nicht gefragt worden, folg­
lich k_onnten sie in der Hochrechnung auch nicht auftauchen. 
Das smd weitere 500 ooo Behinderte, die nach der offiziellen 
Statistik nicht existieren. Zusammen mit den nich.terfaßten 
Kriegsbeschädigten sind das zusätzlich. 800 ooo Menschen. Da­
mit ist man für 1973 bei einer Zahl von 6,4 Millionen Be­
hindert en, mehr als ein Zehntel der Bevölkerung. 



Welche Diskrepanzen jedoch zwischen den offiziellen Anga­
ben und Berechnungen von Fachleuten liegen können, zeigt 
eine Statistik des Marburger Sonderschulpädagogen Profes­
sor Helmut von Bracken: Der Mikrozensus weist 104 ooo 
behinderte Kinder (unter r Jahren aus, das srnd o,'!0/o 
der vergle cbbaren - - ---.-- -::===='"'.- Von 
Bracken erre - ~ -- - behin-
äe?i:en 8 ° o vo.,_. ____ __,...,,_,_- -,·•--- ,,- r=..,.."'· Kin-
dern.4 r 6 Milfi ehe bis 
2 I Jahre lebe~ nach von Bra 
Die amtffi-Iien Unter lagen weise s ahlen­
material aus, das Aufschluß über Behinderungen geben 
könnte. Es drängt sich der Eindruck auf, daß exakte Unter­
lagen auch gar nicht erwünscht scheinen, denn warum sonst 
hat man es 1970 bei der Volksbefragung unterlassen, gleich 
nach Behinderungen mitzufragen, obgleich gerade diese Zu­
satzfragen gefordert worden waren? 

2. Früherfassung 

Das Bundesseuchengesetz nennt 38 Erkrankungen (ohne Ne ­
benformen), die meldepflichtig sind, zum Beispiel: Pocken, 
Ruhr, Tollwut, Tuberkulose. Für Behinderungen besteht je­
doch keine Meldepflicht, die einen überblick über die Zahl 
der Behinderten erlaubte. Wer aber nicht bekannt ist, dem 
kann nicht geholfen werden. Den Gesundheits- und Schul­
behörden fehlt jegliche Zahlenkenntnis . Alle Zahlen sind 
Schätzzahlen, gemessen an international~n Daten, doch zah!­
lose Angaben sind auch aus dem Zylinder gezaubert wie 
weiße Kaninchen im Variete. 
Erfahrungen aus der NS-Zeit, als die amtlichen Unterlagen 
zur Grundlage der Vernichtung unwerten 1:,ebens werden 
konnten, spielen in der Haltung der Eltern eme Rolle. D~n 
Behörden kommt dieser desolate Zustand zustatten, denn fur 
nichterfaßte Kinder braucht man keine Gelder investieren, 
keine Vorschulkindergärten, Schulen bauen. Das BSHG 
~ 124 (r) besagt, daß die Eltern ihr Kind unverz ügli~ dem 
Gesundheitsamt o er emem..ruzt vorzustellen haben. Sie tun 
es aber nicht . Das BSHG geht - auf dem· Papier - noch 
weiter: n § 124 (2) verpflichtet es Heb mmen-; Medizinal­
p_ersonen. auße Krzt eii; Lefirern, ozialarbeit r , JtrgencHeite­
nnnen, Kindergärtnerinnen, ortnennnen un eimerzie­
hern, ifie bei' Ausüben i res Berufs von oe m eneii. indern 
Kent1t~is bekommen, clie Pe sonensorge erechtigten auf die 
Verpfhcntung nacri rösatz r mzuwe1sen. 
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llläß ihrer Verpflichtung den Behinderten nach mehreren 
M_~hnungen nicht a em Gesun eitsamt o er . em Arzf vor, _ 
n:iussen die genannten Berufe das_ Gesundheitsamt benach­
richtigen. Auch das geschieht ~raktisch nicht ~ 
Auch die Arzte, die die vorgestellten Behinderten oder de­
ren Sorgebereduigte beraten sollen, haben Behinderungen 
~d wesentliche Angaben zur Person des Behinderten dem 
. esundheitsamt mitzuteilen (§ 12 5 Abs. 2). Die Namen 

sind wegzulassen. Doch Meldungen ohne Namen sind sinn­
lo~: Ein behindertes Kind, das mehreren Arzten vorgestellt 
Wird, wird dann mehrmals gemeldet. Doch die Erfahrungen, 
~.aß Arzte weitermelden, beziehungsweise daß praktische 
trzte etwa Behinderungen überhaupt erkennen, sind ohne-

1n nicht ermutigend . · · 
Nach § 126 sind die Aufgaben des Gesundheitsamtes, er­
st.e~s Behinderte zu beraten, zweitens die zuständigen Reha­
~ihtationsträger zur Einleitung der erforderlichen Einglie-

erungsmaßnahme zu verständigen und drittens die Unterla­
g~n auszuwerten und sie zur Planung der erforderlidien Ein­
richtungen den zuständigen obersten Landesbehörden weiter­
zu~eiten. Dodi die Erfahrungen der Eltern mit den Gesund­
feitsämtern sind negativ. Von einer Auswertung der Unter­
h~~en ~ann sol~nge keine ~ede se~n, wie _die Unterla~en ver-

. ~ngnisvoll stumperhaft smq. Em bezeichnendes Lidit auf 
die Funktio~sfähig~eit_der Gesundheitsämter u_nd ~e: vo:ge­
se!zten Behorden bis hm zum Bundesgesundheitsmmistenum 
wirft eine Glosse im Verbandsorgan der Spastiker 5 : 

Am 12. September 1966 bat der Bundesverband der spastisdi 
G~l~hmten und anderer . Behinderter das Bundesgesundheits­
ministerium, Mittel für eine lückenlose Erfassung aller be­
stehenden Einrichtungen für spastisch Gelähmte zur Verfü­
gun& zu stellen. Am 10. August 1967 meinte das Ministerium, 
zu einer Umfrage bei den Obersten Gesundheitsbehörden der 
Länder solle der Elternverband dodi einen Fragebogen aus­
arbeiten. Am 9. September 1969 bestätigt das Ministerium, 
der Fragebogenentwurf sei der Arbeitsgemeinsdiaft der Lei­
tenden Medizinalbeamten, Arbeitsgruppe Statistik, zugeleitet 
worden. Am 5. Dezember 1969 bekundet die Arbeitsgruppe 
großes Verständnis für das Ziel der Aktion, dodi man habe 
besdilossen, daß die Fragen nidit zu beantworten seien, da 
die Gesundheitsämter auf die Beantwortung der Fragen nidit 
vorbereitet wären. Zugleich werden prinzipielle Bedenken 
mitgeteilt, solchen Fragebogenaktionen entgegenzukommen, 
die dodi das Ministerium selbst angeregt hatte . 
Um die institutionalisierte Plan- und Wirkungslosigkeit der 
Behörden und Ministerien zu zeigen: Am 14. April 1970 ver­
kündete die Bundesregierung in ihrem »Aktionsprogramm «, 
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daß zu einer effektiven Hilfe umfasse.nde statistische Unterla­
gen üOer äi e verscnieclenen · ruppen von 1nrichtungen der' 
Rehabilitation f enlen. Eben noch nat man gerade dies zu er­
~mel.~"irefelint. »Obstbaum müßte man sein«1 Kommen­
tierten die E.h,ern 1 weil~ ie erf.ilireii hatten das die Agra rmi­
nister der damaligen 'Eti7opäisch irtschafts<>e eins afl: 6 
Millionen MarK zur Zählung des Obstbaumbestandes bewil­
ligt hatten J weil diese Bestandsaufnahme wichtig sei. 
Zuweilen versti en Be örcten o er'Po lm <er, die Melde­
pflicht-Notwendigkeit herunterzuspielen. So verkündete Mi­
nisterial-Dirigent H. Studt aus dem Innenministerium von 
Nordrhein-Westfalen am 4. Oktober 1969 auf dem Kongreß 
»Das spastisch gelähmte Kind « i11 Düsseldorf: »Die Erfas­
sung ist nicht so besonders problematisch, da wir im Augen­
blick in Nordrhein-Westfalen eine 92prozentige Anstalts­
entbindungsrate haben. « Daß Kinder in Anstalten entbun­
den werden, besagt überhaupt nichts darüber, daß die Be­
hinderung erstens erkannt, zweitens erfaßt und drittens the-
rapiert wird. . 
Mit einem Erfassungs-Optimismus, der ans bewußte Täuschen 
grenzt, geht auch der Berliner Senator für Familie, Jugend 
und Sport an die Probleme. In Berlin sind angeblich fast alle 
geistig behinderten Kinder erfaßt. 0 Entgegen allen Erfah­
rungen meint man in Berlin, durch die Hilfsangebote der Be­
hörden würden die Hilfsbedürftigen ohnedies bekannt. 7 

Fazit: »Eine allgemeine Meldl:..Pfücht - über die des Bun­
dessozialhilfegesetzes in aus - - für _geistig Behin erte wird 
mdit fur erfor er 1ai genalten. « n er TIDR werden die 
geistig Behinderten seit 19 5 4 erfaßt. 
lm hessischen Odenwald arbeiteten drei Sonderschullehrer 
fünf Jahre an Daten über geistig Behinderte und ihre Aus­
bildungsstätten. Die Ergebnisse der Untersuchung lassen den 
Verdacht zu, daß dort, wo intensive 1· geforscht wird, wie 
viele Behinderte es gibt, mehr Behinderte auftauchen als nach 
den Schätzzahlen angenommen werden: 

/ 

3. Erfahrungswerte und tatsächliche Anzahl der geistig 
Behinderten 

Wildner meint in seiner Studie, daß auf jeweils 1 ooo Ein­
wohner ein geistig Behinderter komme. Er nennt hier einen 
seit Jahren international anerkannten Erfahrungssatz (Mi­
nimalwert). Nach einer »Faustregel « wird die Zahl der gei­
stig Behinderten aufgeschlüsseJ_t in ein Fünftel Vorschulkin­
der und je zwei Fünftel Kinder im Schulalter und Jugend-
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liehe/Erwachsene. Der Kreis Bergstraße bat rund 200 ooo 
Einwohner. Folglich müßten hier ca. 200 geistig Behinderte 
leben, davon ca. 40 im Vorschulalter und je doppelt so viele 
im Schul- und Nachschulalter. Die gleichen Zahlen nennt auch 
Wildner (Studie , S. 2 5, Region XII), wobei er allerdings den 
Neckarteil des Kreises ausklammert. 
Aufgrund genauer Untersuchungen wurden jedoch im Kreis 
Bergstraße bisher allein 14 5 geistig Behinderte /praktisch Bild­
bare im Schulalter (7-17 Jahre) erfaßt. Es ist sicher anzu­
nehmen, daß ein Dunkelwert von mindestens 10 °/o hinzu­
kommt, da in vielen Odenwaldgemeinden noch keine exakten 
Ermittlungen möglich waren. Die Zahl der geistig Behinder­
ten im Schulalter ist also auf mindestens 1 5 5 zu erhöhen. 
Schließt man nach der obigen »Faustregel « unter Zugrunde­
legung dieser Zahl auf die Menge aller im Kreis Bergstraße 
lebenden geistig Behinderten, kommt man nicht auf ca. 200, 

sondern auf beinahe 400. 
Da nichts dafür spricht, daß im Kreis Bergstraße mehr geistig 
Behind .erte leben als anderswo, ist zu vermuten, daß der Er­
fahrungssatz von 1 : 1 ooo, den auch Wildner in seiner Studie 
zum Ausgangspunkt der rechnerischen Planung der Behinder­
tenhilfe in Hessen erhebt, viel zu niedrig ist. 0 

Der Student Peter Göbel ermittelte September 1971 im Mar ­
burger Landkreis mnerhaib von zehn la en an die o 15e m­
cferte m er, 1e vor er m t e annt waren, in em er zum 

ei m K neipen, Geschäften, an Tan k stellen heru mh örte und 
Leute ansprach . Die Zahl der ni t ek annten korperhcriünä 
geistig Behinaerten ist hoch. 
Werden irgendwo heute Schulen für Behinderte gebaut, so 
hätten diese nach Beendigung des Baus doppelt und dreifach 
so hoch belegt sein können. Alle planeri schen Maßnahmen 
des Behördenapparats blieben bis heute diletantisch. Wenn 
es um die Meldepflicht geht, verweist man gerne auf das El­
ternrecht, die Eltern wollten ja nicht. Wenn es jedoch um 
andere Rechte, z . B. Schulbesuchsmöglichkeiten geht, nimmt 
man es nicht mehr so genau. Es ist ja so praktisch: Man hat 

Jti,nen Überbli,g.{. eshalb ... kannwim1.caLL01..1..1n.u1 .Jll...µi~~...J.l 

~ u-~t man nLchts investieren. E wa~ ..... - ~. 
vere_m1gungen ~der Betroffene,,_ die Za L u d d..iit.f.i;ws 
ermittelten , a t w:ur.den :i eh,ii::-0en-rceagier-en · i, lleF 
tröstung. Den passiven Behörden kann es nut recht §ein, 
wenn keine Zahl en bekannLwei:de 
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4. Frühdiagnostik 

Mängel in der Früherkennung prä- und perinataler Schäden 
bei Kindern müßten durch eine bessere Koordination zwi­
schen Kinderärzten und Geburtshelfern, eine Intensivierung 
der Vorsorgeuntersuchungen während der Schwangerschaft 
und durch eine Verbesserung der personellen und apparativen 
Ausstattung der Kliniken aufgefangen werden. Dann werde, 
so der Mediziner R. Eiert, »die Zahl der Oligophrenen 
(Schwachsinnigen) und Spastiker abnehmen, die als grausa­
mer Beweis und als harter Vorwurf für schlechte ärztliche 
Leistungen bei der Betreuung Schwangerer, Gebärender und. 
Neugeborener in Anstalten und Heimen leben «.10 

Kinder, die vor, während oder nach der Geburt für Schädi­
gungen ein erhöhtes Risiko aufbringen, werden zum Teil als 
»Risiko -Kinder « (high-risk-babies) bezeichnet. Nach Th. 
Heilbrügge, der sich auf angelsächsische Untersuchungser­
gebnisse stützt, weisen maximal 60-70 0/o aller Neugebore­
nen irgendein Risiko-Merkmal auf. Diese Kinder sind über 
einen längeren Zeitraum hinweg zu beobachten und dem 
Arzt vorzustellen. Nach Joppich und Schulte ergibt sich fol-
gendes Register an toren : 

Familie (Erbkrankheiten) 
r. Erblich bedingte Taubheit und Blindheit. 
2. Erbliche neurologische Krankheiten wie spinale Muskel­

atrophie, Muskeldystrophie etc. 
3. Erbliche Stoffwechseldefekte wie Phenylketonurie, Ga­

lactosämie, Vitamin B6-Abhängigkeit etc. 

S chwangerschafi 
r. Schlechte soziale Stellung der Mutter und mangelhafte 

Schwangerschaftsfürsorge 
2. Sehr junge oder alte Mütter 
3. Infektionskrankheiten während der Schwangerschaft 
4 . Andere Krankheiten der Mutter, insbesondere Di abetes, 

Hyperthyreose, Nephropathie, Herz-Lungen-Insuffienz 
5. Chemotherapeutica und andere differente Pharmaka, ra­

dioaktive Bestrahlung und größere chirurgische Eingriffe 
während der Schwangerschaft 

6. Blutgruppenunverträglichkeit 
7. Uterusblutungen während der Schwangerschaft 
8. Hydramnion 
9. Anhalt für rezidivierende Gestationsstörungen (repro­

ductive failure) 
r o. Mehrlingsschwangerschaft 

J2 



1 r. Abnorm kurze (weniger als 37 Wochen) und abnorm lan-
ge (mehr als 42 Wochen) Schwangerschaft . . 

r 2 . Intrauterine Mangelernährung und Placenta.1nsuffiz1enz 
(Hypotrophie oder small für dates infants) 

Geburt 
1. Mangelhafte Geburtsleitung; unsachgemäße Anaesthesie; 

Hypo- und Hyper ventilation der Mutter 
2 . ·Placenta- und Nabelschnuranomalien, Placenta praevia, 

Placenta circumvallata, vorzeitige · Lösung der Placenta, 
feste Nabelschnurumschlingung, Nabelschnurvorfall, 
Knoten und Tumore der Nabelschnur 

3. Abnorme Wehentätigkeit 
Wehenschwäche und Verlängerung der Geburt, insbeson­
dere des 2. Stadiums, Sturzgeburt 

4· Verengungen des Geburtskanals, insbesondere des Bek­
kens 

5. Lageanomalien 
6. In_strumentelle und operative Entbindungen, vielleicht 

mit Ausnahme der unkomplizierten Beckenausgangszan­
ge 

7. Mehrlingsgeburt 

N eugeborenenperiode 
r. _Asphyxie (mehr als 2 min Dauer bis zum ersten Atem­

zug oder mehr als ro min. Dauer bis zur normalen Atem­
tätigkeit) und niedrige Apgarnoten (weniger als 7) 

2. Abnormer neurologischer Befund und abnormes Verhal­
ten der Neugeborenen-Periode 

3. Ikt~rus gravis, Hypoglykämie, schwere oder chronische 
Acidose 

4. Jede ernsthafte Erkrankung oder Infektion in der Neu­
g~borenen-Periode, insbesondere d~e Meningoencephali­
uden 

Eine frühe J?iagnose und eine frühe Behandlung__ sind not­
wendig, da bis n e des ersten Lebensjahres bereits 50 °/o und 
bis End~ des dritten Lebensjahres 80 0/o der: Hirnmasse an­
gelegt smd. Das Kind ist in dieser Phase gut beeinflußbar ~ 
seine soziale Entwicklung, Sprache und Motorik werden hier 
angelegt. Ist dieser Zeitpunkt verpaßt, sind große Chancen 
zur Entwicklung behinderter Kinder bereits vertan. Dem vor­
zubeug en fiaoen Heilbrügge und Pechstein die sogenannte 
»funktionelle Diagnostik « entwickelt. Dabei werd en körper­
liche und motorische Funktionen, Spiel, Sprache und Sozial- · 
verhalten in ihrer Entwicklung während des ersten Lebens­
jahres getestet. Bei einem Verdacht einer Entwicklung sstö-
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rung kann dieser Test mit motoskopischen Untersuchungen 
kombiniert werden (movere, lat. bewegen - skopein, griech. 
betrachten). Hierbei werden die Bewegungen und Reflexe des 
Säuglings sorgfältig analysiert. · 

Um möglichst früh Entwicklungsrückstände feststellen zu 
können, entwickelten Heilbrügge und Pechstein die folgen­
den Tabellen, die sich an die Eltern wenden : 

Mögliche Stör ungen der Entwicklung des Kriechens 
(Kind in Bauchlage) 
Suche den Arzt auf, 
wenn Dein Kind am Ende des 1. Monats den Kopf noch 
nicht für einen Augenblick heben kann, 
wenn am Ende des 2. Monats Dein Kind den Kopf noch 
nicht -5 cm och halten kann, 
wenn es am End e -"'S 3. Monats den Kopf noch nicht eine 
Minute lang so hoch hal ten kann, daß das Gesicht senkrecht 
zur Unterlage gehalten wird, 
wenn am Ende des 4. Monats Dein Kind noch nicht aus der 
Bauchlage in die Rückenlage rollen kann, 
wenn es am Ende des 5. Monats sich noch nicht aktiv aus der 
Bauch- oder Rückenlage zur Seite dreht , 
wenn es am Ende des 6. Monats in Bauchlage noch nicht mit 
einer Hand zum Spielzeug greift, 
wenn es am Ende des 8. Monats noch nicht rückwärts krie­
chen kann, 
wenn es sich am Ende des 9. Monats noch nicht um die eigene 
Achse dreht und vorwärts kriecht, 
wenn es am Ende des 11. Monats noch nicht auf allen Vieren 
kriechen kann. 

Mögliche Stör ungen der Entwicklung des Sit z ens 
(Kind in R ücken lage) 
Suche den Arzt auf, 
wenn Dein Kind am Ende des 2. Monats nicht symmetrisch 
hefti g strampelt, 
wenn Dein Kind am Ende des 3. Monats den Kopf nicht 
wenigstens ½ Minute aufrecht hält, wenn es beim Sitzen 
festgehalten wird, 
wenn es am Ende des 4. Monats · beim Heranziehen aus der 
Rückenlage den Kopf noch nach hint en kippen läßt , 
wenn am Ende des 5. Monats der Kopf nicht sicher gehalten 
wird und beim Heranzieh en an den Händchen aus Rücken­
lage nicht zwischen den Schultern gehalten wird, 
wenn am Ende des 7. Monats das Kind sich an den angebo­
tenen Fingern nicht selbst zum Sitzen'hochzi eht, 
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wenn es am Ende des 9. Monats noch nicht längere Zeit mit 
gutem Gleichgewicht sitzen kann oder sich um die eigene 
Achse dreht, 
wenn es am Ende des r r. Monats noch nicht mit ausgestreck­
ten Beinen sitzen kann. 

Mögliche Störungen der Entwickl img des Stehens und 
Gebens (Kind wird in den Achselhöhlen gehalten) 
Suche den Arzt auf, 
wenn Dein Kind am Ende des 4. Monats sich beim Aufrecht­
halten unter den Achseln noch nicht auf die Zehenspitzen 
stützt, 
we_nn 7s am Ende 'des 6. Monats beim Aufrechthalten noch 
nicht auf den Zehenspitzen tanzt, 
wenn es am Ende des 8. Monats nocq nicht kurz stehen kann, 
wenn es mit den Händen gehalten wird, 
wenn es am Ende des 10. Monats sich noch nicht am Laufstall 
oder an Möbeln zum Stehen hochzieht, 
wenn es am Ende des r r . Monats noch nicht an Möbeln und 
anderen Gegenständen seitwärts geht, 
wenn es am Ende des r 2. Monats an der Hand noch nicht 
einige Schritte gehen kann. 

Störungen der Greif-Entwicklung (die ersten 5 Monate in 
Rückenlage, dann beim Sitzen auf dem Schoß an einem Tisch) 
Suche den Arzt auf, 
wenn Dein Kind am Ende des 2. Monats die Rassel noch nicht 
eine kurze Zeit festhält, 
wenn es am Ende des 3. Monats seine Hände nicht anschaut, 
wenn es am Ende des 5. Monats die Hand noch nicht sicher 
zum Spielzeug führen kann, 
wenn es am Ende des 6. Monats noch nicht einen Würfel 
greift, 
wenn es am Ende des 8. Monats noch keinen Knopf zwischen 
Daum en und Zeigefinger halten kann, 
wenn es am Ende des 9. Monats noch nicht aus der Tasse zu 
trinken versucht oder ein Tuch vom Kopf nimmt , 
wenn es am Ende des 12. Monats mit einer Hand noch nicht 
zwei -kleine Würfel festhalten und das Spielzeug dem Er­
wachsenen hinreichen kann. 

Störungen des Gesichts- und Gehör sinnes 
Suche den Arzt auf, 
wenn Dein Kind am Ende des r. Monats das Licht einer Ta­
schenlampe nicht mit seinen Augen ein wenig nach rechts und 
links verfo lgt, 
wenn es am Ende des 2. Monats nicht auf eine Glocke hört 
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oder eine Rassel von einer bis zur anderen Gesichtsseite ver-
ful~ , . 
wenn es am Ende des 3. Monats nicht mit seinen Augen nach 
dem Ton einer Glocke sucht, 
wenn es am Ende des 4. Monats die Rassel in der Hand nicht 
anschaut, 
wenn es am Ende des 5. Monats nicht aufhört zu weinen, 
wenn die Mutter singt oder wenn es Musik hört, 
wenn es am Ende des 6. Monats nicht mit Sicherheit das Ra­
scheln von Seidenpapier außerhalb seines Gesichtsfeldes hört, 
wenn es am Ende des 7. Monats nicht mit dem Würfel auf 
den Tisch schlagen kann, 
wenn es am Ende des 8. Monats nicht bei einer Unterhaltung 
zuhört, . 
wenn es am Ende des 9. Monats nicht 2 Würfel aneinander 
schlagen kann, 
wenn es am Ende des 10 . Monats ein kleines Spielzeug nicht 
vom Tisch werfen kann, 
wenn es sich am Ende des 12. Monats nicht für Autos interes­
siert. 

Störungen der Sprachentwicklung 
Suche den Arzt auf, 
wenn Dein Kind am Ende des 1. Monats nie vor der Mahl­
zeit schreit, 
wenn es am Ende des 4. Monats nicht beim Ansprechen lacht, 
wenn es am Ende des 5. Monats noch nicht kleine Silben bil­
det (ga - ga - ga -), auf dem Arm der Mutt er nicht nach 
Gegenständen sucht, die die Mutter benennen kann (»Wo ist 
der Papa?«), 
wenn es am Ende des 7. Monats sich noch nicht durch be­
stimmte Silbenruflaute bemerkbar macht, 
wenn es am Ende des 9. Monats noch nicht 8 verschiedene 
Silben nachplappert (patsch, patsch), 
wenn es am Ende des 10 . Monats noch nicht den Kopf schüt­
telt »nein - nein « und noch nicht spontan winke-winke 
macht, 
wenn es am Ende des I 2. Monats noch nicht wenigstens 2 

Worte in Kindersprache spricht oder auf Musik hört oder 
bei Aufforderung »Bring mir den Ball! « den Ball sucht und 
ihn holt. 

Sozialentwicklung 
Suche den Arzt auf, 
wenn Dein Kind am Ende des r. Monats sich durch Hautkon­
takt oder Stillen nicht beruhigt,' 
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wenn es am Ende des 2 . Monats beim Ansprechen durch die 
Mutter nicht mit den Augen hinsd:iaut, 
wenn es am Ende des 3. Monats nid:it lacht, wenn ein Er­
wachsener ganz nah hinsieht, mit dem Kind sprid:it und das 
Gesicht bewegt, 
wenn es am Ende des 4. Monats sich nicht freut, wenn mit 
ihm gespielt wird, 
wenn es am Ende des 5. Monats nicht aufhört zu weinen, 
wenn man mit ihm spricht bzw. wenn es Freundlich und Böse 
in Mimik und Sprache nicht unterscheiden kann, 
wenn es am Ende des 6. Monats die Ärmchen nicht ausstrek­
ken will, um hod:igenommen zu werden, 
wenn es am Ende des 7. Monats nicht »eia« mad:ien kann 
(Gesicht an die Wange anschmiegen), 
wenn es am Ende des 8. Monats nicht gegenüber fremden 
Personen »fremdelt «, 
wenn es am Ende des 9. Monats sich nicht hinter Möbeln ver­
stecken will oder sich nicht ärgert, wenn ihm das Spielzeug 
weggenommen wird, 
wenn es am Ende des ro. Monats etwas nicht nachmacht, über 
das gelacht wurde, 
wenn es am Ende des 1 x. Monats noch nicht beim Trinken 
aus der Tasse hilft und Zwieback allein essen kann, 
wenn es ai:n Ende des 12. Monats noch nid:it selbständig mit 
dem Löffel essen will und mit seinem Spiegelbild spielt. 

5. Modell: Frühdiagnose- und Behandlungszentrum 
München 

Behinderte sind in zahlreichen Fällen mehrfach Behinderte. 
Doch behandelt werden sie von Spezialisten. Für die Spasti­
ker etwa ist meist ein Orthopäde zuständig, und der kann 
nicht unterscheiden, ob Verhaltensanomalien nun von einer 
geistigen Behinderung stammen oder ob das Kind hörgesd:iä­
digt oder gar taub ist, und somit schnellstens einer Therapie 
zugeführt werden muß, um die Verhaltensanomalien, die le­
diglich aus der Hörbehinderu _ng resultieren, abzubauen. Zahl­
reiche Behinderte, die als schwer geistig behindert angese en 
werden, _sfod indeunit eineLnichterkannten Taubheit. 
fst jedoch die Mehrfachbehinderung erkannt, zum Beispiel 
eine infantile Cerebralparese mit einer Hör- und Sprach­
schädigung, dann wird die Mutter mit ihrem Kind in der Re­
gel von Klinik zu Klinik fahren müssen, wird von einer zur 
anderen Therapie geschickt, weil in der Bundesrepublik prak­
tisch keine interdisziplinären Zentren existieren. Für die Be-

37 



hinderten gibt es in der gesamten BRD nur zwei, eines in 
Mainz (das kinderneurologische Zentrum unter Pechstein) 
und eines in München unter Hellbrügge. Die Münchener Ein­
richtung ist die ältere. 
Das Münchener Modellzentrum arbeitet eng mit der For­
schungsstelle für Soziale Pädiatrie und Jugendmedizin an 
der Universität München zusammen. Das Zentrum besitzt ei­
ne kinderärztlich-entwicklungsphysiologische Abteilung, die 
neue Programme erforscht und ausprobiert . Dann gibt es eine 
kinderärztlich-neurologische Abteilung, eine klinisch-psycho­
logische, eine physiotherapeutische Abteilung (zur Behand­
lung von Spastikern und motorisch gehemmten Entwick­
lungsgestörten) und ·eine Sprachabteilung. Eine zentrale Er­
ziehungsberatung dient den Eltern und eine Adoptionsbera­
tungsstelle dient den sozialbehinderten Kindern, Eltern zu 
finden. Ein Kindergarten und eine Schule nach Maria Mon­
tessori ergänzen die Einrichtungen von Diagnose und Thera-
pie. · 
Diagnostik: Diagnostik und Therapie werden in Anwesen­
heit der Eltern vorgenommen . Die Eltern wohnen für die 
Dauer der drei bis fünf Tage, die die Untersuchungen erfor­
dern, in einer Pension nahe der Einrichtung. Die Eltern ha­
ben zu diesem Zeitpunkt bereits einen Anamnese-Bogen aus­
gefüllt, der bereits ausgewertet ist und nun noch vom Arzt 
jetzt ergänzt wird. Eine Audiometrie (Prüfung des Gehörs) 
wird bei einem Verdacht auf Hörschäden vorgenommen, da 
Sprachbehinderungen und angebliche geistige Behinderungen 
darauf beruhen können. Die Tests der funktionellen Entwick­
lungsdiagnostik und der Motoskopischen Diagnostik wurden 
oben schon geschildert. Die EEG-Diagnostik wurde mit Hilfe 
eines Diplom-Ingenieurs programmiert. Dabei werden für 
die jeweilige Altersentwicklung typische EEG-Bilder (Histo­
gramme) erwartet, die dann über den Computer auszuwer­
ten sind. Mit Hilfe des EEG werden Anfallsleiden ermittelt. 
Verhaltensbeobachtungen und Sprach-Diagnostik ergänzen 
die klinisch-psychologischen Untersuchungen, schwierige Spe­
zial-Diagnosen, die auch im Zentrum nicht zu stellen sind, 
werden in den Universitätskliniken vorgenommen. 
Therapie: Die therapeutischen Möglichkeiten sind: Medika­
mente bei Anfallsleiden, doch ist man bei Psychopharmaka 
vorsichtig. In der Entwicklungstherapie wird auf dem retar­
dierten Entwicklungsstand des Säuglings aufgebaut, wobei 
die zu erlernenden Funktionen in kleinste Lernstufen aufge­
gliedert sind. In der Verhaltenstherapie werden pathologi­
sche Verhaltensweisen korrigiert, wobei der Verhaltensthera­
pie - wie in Holland - gegenüber tiefenpsychologisch orien­
tierten Therapien der Vorzug 'gegeben wird . In der Physio-
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therapie werden pathologische Bewegungsmuster abgebaut 
und andere Bewegungsmust er trainiert. Kombinationen der 
verschiedenen Th era);?ien sind möglich. 
~ dergarten: Im kmde rgarten nach Maria Montessori wird 

1e soz1äit=I nt erak t1on zw1s en e m e te · tbe-_ 
m erten indem geübt . Der Kindergarten ist in verschie-
ne oräerstu fen strukturiert, jenadidem, welches Niveau 

das soziale Verh alten erreidit hat. In der Montessori-Päd­
agogik wird besond ers auf Selbsthilfe wert gelegt und auf die . 
Bewälti gung des prakti schen Lebens. Die Feinmotorik und die 
verschiedenen Sinne werden mit Hilfe des Montessori-Ma­
terials besonders gefördert , Kreativität angeregt. 
Schule; Ebenfalls nach der Montessori-Pädagogik ist die 
Scnül'e aufgebaut . Die Einsdiulung soll über das gesamte 
Jahr erfolgen, um frischen Eindrücken und neuen Erfahrun­
gen Raum zu geben. Dr ei Jahrgän ge können zusammenge­
faßt werden, Noten , pflichtgemäße H ausaufgaben und Ver­
s~tzungen entfallen. Kernsatz der Erziehung ist, daß man 
nicht durd,. das Gedächtnis, sondern durch Erfahrung lernt. 
Nach Heilbrü gge err eichen die nichtbehinderten Kinder eine 
höhere Förd erun g als die Kinder an Normalsdiulen, und 
auch die Leistun gen der behinderten Kinder sollen über den 
Sonderschulleistungen liegen. Kritik wird von außen geübt, 
d~ß man gesunde und behindert e (geistig behinderte!) Kinder 
nicht zusammen unt erricht en und förd ern könne. 

Eltern als Ko-Therapeuten 

Den Eltern kommt in München eine entscheidende Bedeutun g 
zu. Gelingt es Eltern , eine positive Einstellung zur Behinde­
r_un~ ihres Kindes zu bekommen , hat die eigentliche Reha~i­
lttatton begonn en. Die Eltern müssen ihre be inderten Km­
der ni_dit nu '. akzep tieren (bei Akademikern o~ sdiv::ie~iger 
als bei Arbeitern!) sond ern sie müssen audi eille mogltdist 
o~jektive Haltung iernen. 
Die E~perten in München, Arzte wie Th erapeute n, trainie­
ren mit den Eltern das Pro <>ramm das die dann zu Hause 
alleine mit ihren Kindern du;chfüh;en miissen. Voraussetzung 
allerdings ist, daß das Zuhause in entspredienden sozialen 
Bedingungen lebt , daß die Behand lun g also finanzie ll wie 
räumlich möglid,. ist, denn Eltern, die etwa beide arbeiten 
müssen, die nervlich fertig sind, die beengt leben, können 
ka um nodi als Ko-Th erapeu ten in Frage kommen . 
In Mündien wir d ein therapet~tischer Gesamtpla n gemacht, 
der auf eine länger e Zeit eingestellt ist. Die Eltern üben a~er 
nur kleinere Pro gra mmt eile des Gesam~p~ogram_ms, kle~ne 
Stufen . Da s Pro gramm, in München tram1ert, w~rd sc:1:nfl:­
lich mitgegeben. Di e Zerlegung des Gesamtplanes m klelllere 
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Schritte ermöglicht den Eltern, in kürzeren Zeitabständen 
therapeutisch e Erfolge zu sehen. Die Erfolge im Detail wer­
den sonst, weil die Eltern auf die gesamte Behinderung fi­
xiert sind, nicht gesehen. Mit dem Fortschritt der Therapie 
werden die Kontrollen der elterlichen Therapie langfristi­
ger, zeitlich seltener nötig. In »Leistungsbücher« tragen die 
Eltern die Beobachtungsdaten (und Erfolge) ein. 
Der Zweck ist klar: Die Eltern werden systematisch und 
kontrolliert aktiviert. Durch ihre Aktivierung werden sie am 
therapeutischen Erfolg beteiligt. Da durch die Aktivität der 
Eltern auch Schuldgefühle abgebaut werden können, verrin­
gert sich die Möglichkeit, daß Eltern aufgrund ihrer Schuld­
gefühle Fehlverhalten der Kinder provozieren . Die Dosie­
rung der Therapie in kleine Schritte stärkt das· Selbstver­
trauen der Eltern und das Vertrauen zu den Therapeuten. 
über die Kontrollen werden die Eltern sensibilisiert. Verhal­
tensgestörte Kinder können über das Eltern-Training von 
Haut- oder Blickkontakten geheilt werden. Die Therapie der 
Eltern und ihre therapeutische Einbeziehung ist ohnedies der 
Schlüssel zum therapeutischen Erfolg. 11 

Nachteile des Münchener Modells: Die Kassen übernehmen 
nicht die vollen Kosten von Untersuchungen und Behand­
lung. Der Bund gibt nur (gemessen am Gesamtetat) schmale 
Zuschüsse. Die Zuschüsse müssen jährlich neu beantragt und 
bewilligt werden. Die Arbeit wird großenteils durch das Zu­
sammenbetteln der Mittel blockiert . Auch in München, wo 
Wissenschaftler der ganzen Welt zur Begutachtung und N ach­
ahmung eintreffen , muß eine Modelleinrichtung auf Almo­
senbasis betrieben werden. 12 

6. Früherkennung 

Nach dem 2 . Krankenversicherungs-Änderungsgesetz vom 21. 

r2 . 1970 haben Eltern für ihre Kinder einen Anspruch auf ko­
stenlose Untersuchungen zur Früherkennung . Dieser An­
spruch reicht bis zur Vollendung des vierten Lebensjahres. 
Dieser Anspruch bedeutet einen Fortschritt im rechtlichen Be­
reich, doch in der Pra xis sieht es anders aus: Nur 500/o derbe­
rechtigten Eltern nehmen die Untersuchungen in Anspruch. 
Und diejenigen, die zum Kinderarzt gehen, müssen sich klar 
machen, daß die Voraussetzung en noch völlig unzulänglich 
sind: Die Kinderärzt e sind nämlich sowohl von der Ausbil­
dung als auch von der technischen Ausstattung her nicht für 
die Früherkennung von schwierig zu diagnostizierenden Be­
hinderungen ausgestattet. Die muuer sind of\: genug bei Ärz-

40 



ten und ,bei Mütterberatungen vertröstet und mit falschen 
Diagnosen beruhigt worden. Es fehlen Zentren, wo Schädi­
gungen des Embryos bereits diagnostiziert und therapiert 
werden können, und es fehlen Frühdiagnostik-Zentren wie in 
München und Mainz, · wo in den ersten Monaten schon mit 
der Rehabilitation begonnen werden kann. 
Jiellbrügge rechnet mit 10 ° ·· · · 
mimmal · 
wirken 
t 

u en we en ihrer Un eschicklichkeit 
aber auch die Kameraden z Da 
ent Minderwertigkeitskomplexe, esignation, S ul-
~ r -.- -,...;'-- -.- - haltensstörungen. Und niemand be-
me ~- -
Wie nützlich gute Vorsorgeuntersuchungen sogar e1 Sdiu 
kindern noch sein können , zeigt, daß dabei in Hessen 6 ° 
Hörstörungen entdeckt wurden , die einer ärztlichen Tiehan 
Jung bedurften (der Zeitpunkt ist jedoch bei schweren St' 
rungen schon fast zu spät gegenüber den Chancen in d 
ersten Monaten und Jahren). Bei den Sehbehinderungen · b 
durften gar 17 °/o der ärztlichen Nachuntersuchung und B 
handlung. 13 

G. Beckmann stellte bei ei enen schulaudiometrischen Unter-
sucliungen fest, daß · seitige 
S · · · e. Die 
bei 'digten 
K" , ver-
träumt, un o gsa aren 
aie Schwe nöri en ·e nach Schwe e ra ) nur ~ 5Q. 0/o 
über rsagen..u11d.nicht.erkann­
ten Be m eiungen 1egt em ursä i er Zusammenhang. Der 
Antei der schwerhörigen Sonderschulkin cter für Lernbehin­
derte lag"in Marburg vierm al so hoch_wie der.Ant eil in Volks­
schu1en.14 Da werden Kinder zu unerzogenen Rüpeln ge 
stempelt (und schließlich werden sie ja auch erziehungs 
schwierig), werden als faul und un aufmerksam beschimpft 
weil sie infolge unserer katastrophalen Früherkennungs-Mi 
sere nicht als Behind erte erkannt werden konnten. 

7. Der Behandlungsnotstand 

Lokale Unterschiede eingerechnet muß man feststellen, daß 
die Zusammen arbeit der Fachkräfte in der medizinischen Re­
habilit ation (ganz zu schweigen von emer Zusammenarb eit 
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Eine ganz schreckliche Atmosphäre 

Eine Mutter berichtet über Ärzte und Kliniken 
(Tonbandprotokoll) 

Von der Behinderung hatte ich vorher nie etwas gehört. Wenn 
man ein Kind erwartet, macht man sich bestimmte Vorstellun­
gen: daß das Kind niedlich 'aussieht usw. Und als dann das 
Kind geboren war ... da habe ich erst mal den ganzen Tag 
überhaupt nichts gewußt. Ich habe mir schon was gedacht, weil 
alle Leute mich so mitleidig angeguckt haben, eine Schwester 
hat mich mal gestreichelt. Da habe ich erst mal einen Tag da 
gelegen, da kam ein Arzt mit so einer Leichenmiene, der hat 
gesagt, das Kind wäre im Krankenhaus und wäre krank , ganz 
diffuse Sachen hat er gesagt, das Kind hätte ein Loch im Rük­
ken, und das wäre operiert und es ginge den Umständen ent­
sprechend gut. Man merkte aber sofort, daß es nicht gutging. 
Im folgenden habe ich eigentlich auch nichts gehört. Mein 
Mann, der war bei der Geburt dabei , hat gewartet draußen, ob­
wohl sie ihm gesagt haben, er soll lieber einen Trinken ge­
hen, der war aber dringend nötig, wegen der Operationsge­
nehmigung . Wenn er nicht dabei gewesen wäre , ich weiß nicht, 
ob es dann operiert worden wäre . Der hat es auch gesehen , er 
hat gesagt, daß man nichts weiter sieht, und dem haben sie 
schon gesagt, daß man noch etwas am Kopf machen müßte, aber 
erklärt haben sie nichts . 
Ja, haben sie gesagt, es wäre wohl so etwas, was man irn 
Volksmund als Wasserkopf bezeichnete . Und da habe ich mir 
die Woche im Krankenhaus ganz wannsinnige Vorstellungen 
gemacht , wie das aussieht: ein Riesenkopf beispielsweise . Da 
hab' ich gedacht: So was will ich nicht haben. Und später hab• 
ich gedacht, wenn man wünscht, daß es stirbt, dann stirbt'a 
gerade nicht. Damit habe ich mich getröstet. 
Bei dem Kinderarzt im Krankenhaus, in den Sprechstunden, 
da war eigentlich auch immer eine fürchterliche Stimmung, wie 
bei einer Beerdigung . Ich habe unheimliche Zukunftsbilder ent, 
worfen, was das Kind alles nicht kann . Damals haben sie auct) 
noch gesagt , es ist völlig gelähmt , es kann gar nichts bewegen, 
es wird also niemals laufen können . 

Hat der Kinderarzt im Krankenhaus die Krankheit erklärt? 

Nein . Gar nicht. Er hat gesag t, wir wissen nicht, woher ea 
kommt, und es kann jeden treffen, alte Eltern, junge Eltern, 
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niemand ist davor sicher. Er hat gesagt, daß viele kranke Kin­
der da wären . Es war eine ganz schreckliche Atmosphäre. 
Dann haben wir das Kind nach sieben Wochen nach Hause ge­
kriegt. Da hatte ich zuerst unheimliche Angst, daß mir das Kind 
irgendwie wegstirbt. Es hat mir auch eigentlich niemand ge­
sagt, was man nun machen soll. Es steht zwar im Kranken­
hausbericht drin, die Eltern sind in alle Pflegemaßnahmen ein­
gewiesen, das war aber nur reingeschrieben . 

Was hat das Krankenhaus gesagt , wie es weitergehen wird? 

Wie es weitergehen wird, hat man nicht gesagt. Man hat nur 
eine Kinderärztin vermittelt. Da bin ich gleich hingegangen, da 
hatte ich zum erstenmal überhaupt einen positiven Eindruck 
von Ärzten . Die Ärztin tat so, als wenn es ganz normal ist, wenn 
es kranke Kinder gibt, und daß man sie behandelt. Vorher hatte 
ich nur den Eindruck , es ist ganz was Schlimmes, da schlägt 
das Schicksal zu. Die hat einem auch Fragen beantwortet. Sie 
hat mir auch die Krankenhausberichte gegeben . 
Wir haben uns dann über die Krankheit informiert. Und als das 
Kind zum zweitenmal im Krankenhaus war , haben wir auch 
mehr gefragt. Da haben die Ärzte sehr negativ reagiert, sie 
wollten nicht , daß man fragt. Sie haben gesagt : Ja , Sie müssen 
uns halt mal vertrauen. - Als das Kind zum zweiten Mal im 
Krankenhaus war, da ist das Ventil verrutscht. Da ist der Kopf 
um zwei Zentimeter gewachsen, an einem Tag . Da haben wir 
das Kind selber wieder ins Krankenhaus gebracht. Da wußten 
wir schon, was los war . Wenn wir es nicht gewußt hätten , wärs 
gestorben . Die Ärzte jedenfalls hatten uns nichts Näheres ge­
sagt. 

Sind Ihnen die Krankenbeschreibungen des Krankenhauses 
mitgegeben worden? 

Bei der Kinderärztin durfte ich immer reingucken. Und als ich 
von Berlin nach Frankfurt umgezogen bin, hat sie mir's mit­
gegeben , weil sie meinte, ich müßte was in der Hand haben, 
weil es sonst meist Monate dauert, bis der nächste was in der 
Hand hat. Und in Frankfurt hat mir der Arzt gesagt, wissen Sie , • 
daß Sie gerichtlich belangt werden können, wegen Aneignung 
von Privateigentum? Aber er war froh , daß er 's hatte. Ich habe 
ihn dann gebeten , ob er für den Sonder-Kindergarten etwas 
über den Zustand schreiben könnte , da hat er gesagt, nein, das 
kann er nicht, das kann er nur dem Arzt in die Hand geben . 
Als ich nach Frankfurt kam und die Neurochirurgische Klinik 
aufgesucht habe , die Schwester an der Anmeldung hat gesagt: 
So'n großen Kopf haben wir ja noch nie dagehabt, obwohl das 
Kind schon ganz munter war und sprechen konnte . Hat sie ge­
sagt , haben Sie noch ein Kind? Ich sag ': nein. Sagt sie , dann 
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schaffen Sie sich gleich noch eins an, das ist immer das beste 
in so einem Fall. Dann hat sie gefragt : ob ich arbeiten müßte? 
Hoffentlich stimmt wenigstens das Finanzielle bei Ihnen! Daß 
Sie nicht noch arbeiten müssen in so einem Fall. Ja, was man­
che Leute alles durchmachen müssen. Das hat mich geärgert, 
daß die Frau, obgleich sie keine Ahnung hat, die Leute so irri­
tiert. Und der Arzt hat gesagt , so lange das Kind nun mal lebt, 
müssen sie sich nun mal Sorgen machen. Das fand ich auch 
ziemlich schlimm . 
Ich habe hier den . Kinderarzt dreimal gewechselt. Die erste 
Ärztin zum Beispiel hat die Rezepte nur im Flüsterton aufge­
schrieben ... In Frankfurt mußte ich viele Stellen aufsuchen. 
Zuerst habe ich mir eine Kinderärztin gesucht, die hat mich an 
einen Orthopäden überwiesen, weil sie meinte, die Uniklinik 
taugte nichts . Dann bin ich in der Uniklinik gewesen, in der 
Kinderklinik, in der Neurochirurgie , das ist alles so weit aus­
einander. Man hat den Eindruck, die wissen alle nichts von 
einander, die haben nie die Unterlagen da, kämpfen irgendwie 
gegeneinander, die verschiedenen Disziplinen. Es ist ganz un­
terschiedlich , was sie gerade machen, wie sie eben Lust ha­
ben . Manchmal sagen sie nur, ist schön, kommen sie in einem 
halben Jahr wieder, manchmal glauben sie, mal wieder was 
machen zu müssen. Und dann: Die Stellen liegen soweit aus­
einander. Und in der Neurochirurgie wird man um acht Uhr hin­
bestellt , letztesmal bin ich dann um drei Uhr drangekommen . 
Mit so einem Kleinkind, was soll man in der Zeit machen? Die 
haben nichts zum Spielen da, sagen einem nichts, da wartet 
man da. Manchmal sitzen da Patienten mit Schmerzen, aus dem 
Umkreis von hundert Kilometern und nachmittags heißt es 
dann, der Professor kommt nicht mehr, kommen sie ein ander­
mal wieder. 
Dann habe ich die Neurochirurgie gewechselt. Hat mir einer von 
der Poliklinik gesagt, daß es da in der Chirurgischen Abteilung 
einen gäbe, der davon was verstände, da war es besser, nur, 
die Klinik hat sich jetzt aufgelöst. 

Ist es in der Praxis möglich , daß man alle Untersuchungen und 
Gänge in der Klinik an einem Tag erledigen kann? 

Nein. Schon mal nicht, weil man die Termine nicht kriegt. Oder 
we il man warten muß, ob der Oberarzt nicht vielleicht in dem 
Moment tatsächlich mal kommt. 

Es wird doch immer so schön von einem Therapie- und Ge­
samtbehandlungsplan geredet? 

Ja , aber ich weiß nichts davon. 

L/nda Abendroth 



III Geplante Dummheit 

Der Schulskandal 

1. Statistisches 

Zahlen für Behinderte zu nennen, kann nur unter dem Vor­
behalt geschehen, daß es stets Schätzzahlen sind. Daran wird 
sich auch in absehbarer Zeit nichts ändern·. Die Wahrschein­
lichkeit liegt nahe, nimmt man einige Detailerhebungen, daß 
eine Erfassung aller Behinderten zeigen wird, daß sich die 
bekannten Zahlen nicht mit der Realität decken, das heißt, 
daß die tatsächlichen Zahlen höher liegen. Von Bracken rech­
net vorsichtig mit üJier 6 4 0 ooo behinderren: Kin r im 

u alter. Da ern o !I"0 ,Lihrgang 60-80 000 hinzurech-
net, und noch die Altersgrnppe i Volljähritikeit ein-

ezieht, geht er von einer Zahl mit 1, 6 Mil ionen ~ er--
ten Kindern una lugendlichen aus. Prozentua ommt x_on._ 

:13racken auf 13,5 0/o sonoerschulbedür.fti e Kinder. Da jedoch 
clur aie Mehrfach ehinderungen Oberschn~idu.n.gen orkom­
men, reduziert sich die Zahl erheblich: »Mit 8 0/o Behinder-
1:en ist jedoch auch äann zu rechnen, wenn_ wir strenge Maß­
stäbe anlegen.«t 
Die verschiedenen Schulmöglichkeiten zählt von Bracken auf: 
1. Das Kind wird in eine Anstalt (oder ein Heim) mit Son­

derschule aufgenommen. 
2. Das Kind besucht die Normalschule sowie zusätzlich ei­

nen heilpädagogischen Unterricht außerhalb der Schulzeit 
(Kurse). 

3. Das Kind besucht eine Sonderschule oder eine Sonder­
schulklasse in seinem Wohnort oder in erreichbarer Nähe. 

4. Das Kind nimmt an einem heilpädagogischen Unterricht 
während bestimmter Stunden innerhalb der Schulzeit teil. 

5. Sonderschullehrer unterrichten die behinderten Kinder in 
verschiedenen Schulen. 

6. Fachpädagogen beraten regelmäßig die Klassenlehrer be-
hinderter Kinder. 

Von den an enommenen 6 o ooo behinderten Kindern im 
Scliu a ter esu en e 1 1 280 ooo in er au eme u e 
nach ihren Be ürfmsse n. Das StatlStlS e a r uch 197öweist 

~ga r nur 256 ooo Sonderschuler aus. IT'as eifü: An ie 
490 ooo gehen üb a.q_p,t nicht in die Sonderschule. Beson­
ders kraß liegt dies nach Katharina Zimmer 2 bei den Sprach­
behinderten: 1971 wurden von 94 ooo Sprachbehinderten 
(die Zahl liegt zu niedrig) nur 4 500 in einer Sprachheil-
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schule unterrichtet. Nicht einmal jedes zweite sonderschul­
bedürftige Kind besucht die richtige Schule. Und das ohne Ein­
beziehung der Dunkelziffer, die bei geistig Behinderten und 
Spastikern und anderen Körperbehinderten bei .50 °/o liegen 
dürfte . 
.h_nha d bekannt er Angaben wird mit folgenden Zahlen für 
beliin..d_e_rct · gerechnet; 

Lernbehinderte 
Sprach behinderte 
Anfall kranke 
Geistig Behinderte ( dazu zählen 
auch Erziehungsschwierige) 
Körperbehinderte (inkl. 
2 500 Dysmelie-Kinder) 
Legastheniker 
Hörbehinderte 
Sehbehinderte 
Taube 
Blinde 

500 000 
120 000 
100 000 
100 000 

50 000 

40 000 
20 000 
16 000 
7 000 
1 500 

Dabei bereiten die Mehrfachbehinderungen Schwierigkeiten, 
Behinderte unter einer Behinderungsart einzuordnen und 
auch die Zuordnung überhaupt (z. B. erziehungsschwierig 
oder geistig behindert?) ist nicht geklärt. Von Bracken glie­
dert die behinderten Kinder nach der Häufigkeit der Behin­
derung so auf :8 

O/o 
Lernbehinderte 52 
Erziehungsscbwierige 17 
Spracbbehinderte 13 
Körperbehinderte 4,3 
Praktisch Bildbare 4,3 

Legastheniker 
Hörgeschädigte 
Gehörlose 
Sehbehinderte 
Blinde 

o,. 
4,3 
2,2 
0,8 
0,9 
0,2 

Als Anteil derbe inderten Kinder an der Wohnbevölkerung 
gleichen Alters kommen v. Brac:ken/Has zu teilweise ande­
ren Ergebnissen als die offiziellen Zahlen der Ständigen Kon­
ferenz der Kultusminister vom 16. März 1972: 

Konferenz der Kultu sm. 
Lernbehinderte 
Lcbenspraktisch Bildung sfähige 
(geistig Behinderte) 
Legasthenie 
Spracbbehinderte (davon ambulant 
therapiebedürftig :) 
Körperbehinderte 
Verhal tensgestörte 
(v. Br./H.: Psychodynamisch Behinderte) 
Blinde 
Sehbehinderte 
Gehörlose 
Hörbehinderte 

4,0 
0,6 

1,5 
(1,0) 
0,2 
1,0 

0,015 
0,1 
0,05 
0,18 

v. Bracken/Has4 

6,0 
0,5 

0,5 
1,5 

0,5 
2,0 

0,0134 
0,1 
0,09 
0,25 



Nach Angaben der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(1973) sind lediglich für Blinde und Gehörlose ausreichend 
Schulplätze vorhanden. Die Mißstände werden in den fol­
genden Zahlenangaben deutlich: 

d,11lp)ärzcn io.!lo;.... 
Spradibehinderte 81 
Sehbehinderte 7 4 
Sdiwcrhörige 70 
Körperbehinderte 65 
Verhaltensgcstörte 65 
Geistig Behinderte 60 
lernbehinderte · 11 

Von den wenigen Detailanalysen seien drei Untersuchungen 
genannt, die diese statistischen Angaben näher beleuchten: R. 
Sondersorge stellte in einer Studie über Bildungs- und Ar­
beitsstätten im hessischen Landkreis Bergstraße fest, daß le­
diglich 8,1 0/o der geistig Behinderten geeignete Bildungs- und 
Arbeitsstätten besuchten.6 Sondersorge brauchte zusammen 
mit anderen Sonderschullehrern fünf Jahre für die Erhebung, 
er ermittelte dabei auch (s. o.) einen hö~eren Prozentsatz gei­
stig Behinderter als die offizielle Norm wahrhaben will. So 
verwundert es nicht, daß das Innenministerium von Baden­
Württemberg 1971 ein erheblich günstigeres Bild zeichnen 
konnte: Bei einem angenommenen Prozentsatz von 0,5 0/o 
muß mit 8 4 5 5 geistig Be~inderten_ gere~~t werden, _bei 
4 072 vorhandenen Schulplatzen (emschheßhch der Heun­
plätze) macht das einen Fehlbestand von rund 4 400 Plätzen. 
Im Klartext: Baden-Württemberg errechnet sich einen Fehl-
bestand von run 5 o 0/o. ~ 
Schlimmer steht es in diesem ; desland noch um Schulplätze 
für Körperbehinderte. Bei einem angenommenen Bevölke­
rungsanteil von o 2 0/o bestünde ein Bedarf an J 600 Plätzen, 
9och nur 5 9 Plätze smä vor an en. K'.'!R'l'i'l""l:11'1'1'1ffgstenMTOch 
Je~er zweite geistig elimäerte auf einen Platz rechnen, so 
bei den Körperbehinderten nur noch jeder sechste. In Nord­
rhein-Westfalen besuchten (Stand vom 15. 10. 19701 fo 

er . eH e m . e-rten n 0/o cler tliwerBöngen keine tlirer 
Behinderun~entspttchende Sonder sdmle (ge1~ss,..,.......,..,.,_,...,~ 
fizie1len ichtsafz von o, l una o, r-8 0/o). 

2. Vorschullsche Einrichtungen 

E~?e Statistik _üb.~r Son9erkindergärten, Sonderkindertages­
statten und he1lpadagog1sche Zentren gibt es für die Bundes­
republik nicht. Dabei wären heilpädagogische Kindergärten 

49 



oder Tagesst ätten nach_ ei~er optimalen. Frühdiagnosti~ und 
Frühbehandlung am w1cht1gsten. Denn m der vorschulischen 
Phase können behinderte Kinder entscheidend gefördert wer­
den. So müssen Spastiker in dieser Phase funktionelle Aus­
fälle kompensatorisch bewältigen lernen, . so erleiden Gehör­
lose und Gehörbehinderte irreparable Schäden, wenn sie nicht 
in diesem Alter gefördert werden, so werden geistig Behin­
derte eine ungleich bessere lebenspraktische Bewältigung ler­
nen, je früher sie gefördert werden. Für den Soziali sations­
prozeß wird hier Entscheidendes versäumt, um später folgen­
de Verhaltensstörungen und Neurotisierungen zu verhindern. 
Jedes verlorene Vorschuljahr wirfl: den Behinderten um meh­
rere Jahre zurück. 
Ob gleich 90 aller befragten Kinder bereits im Kinder garten­
alter behindert waren, haben dennoch nach der Kölner Stu­
die6 42 0/o der Sonderschüler niemals einen Kindergarten be­
sucht. Rechnet man nun dazu, daß nicht einmal jeder zweite 
Behinderte überhaupt eine Sonderschule besuchen kann, so 
ersieht man, daß lediglich ein kleiner Teil überhaupt einen 
Kindergarten besuchen konnte. Einen therapeutisch ausge­
richteten Sonderkindergarten, im optimalen Falle an einen 
»normalen « Kindergarten angegliedert oder integriert, ist le­
diglich ein paar kaum erwähnenswerten Glückskindern unter 
den Behinderten vergönnt. In Baden-Württemberg kann nicht 
einmal jedes vierte (offiziell zur Kenntnis genommene) Kind 
eine Vorschuleinrichtung besuchen, obgleich man in den Be­
richt des Innenministeriums bereits die im Bau befindlichen 
Plätze miteinkalkulierte. Die 1971 und 1972 in fast allen 
Ländern erlassenen Kindergartengesetze haben die Sondersi­
tuation von Sonderkindergärten niclit genügend berücksich­
tigt. Mit dem 1. 1. 1973 hat das Bundesland Hessen als er­
stes Richtlinien für Errichtung und Betrieb dieser Sonderkin­
dergärten in Krafl: treten lassen. Danach sollen die behinder-

1 ten Kinder ihrer Behinderung gemäß individuell gefördert 
werden und möglichst den allgemeinen Kindergärten ange­
gliedert sein. Bis jetzt ist dieser Erlaß jedoch Papier geblie­
ben. 

3. Einschulung 

Der englische Kinderarzt John Lorber schreibt über die Spina­
b~da-Kinder, glücklicherwei~e seien sie in der Mehrheit gei­
mg normal und könnten an erner allgemeinen Schule am Un­
terri0t tei_lnehmen. !-uch b~i Kindern mit Lähmungen od~r 
Schwache 111 den Bemen sei 'der Besuch gesichert, wenn die 
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Transportfrage geklärt sei. So erfreulich die Perspektiven für 
d~utsch~ Eltern von Spina-bifi.da-Kindern sein mögen, sie 
nutzen ihnen nichts: Denn sie und andere Eltern behinderter 
Kinder plagen sich mit den Behörden, daß ihre Kinder über­
haupt aufgenommen werden. Bei Spina-bifi.da dauert das 
Auf?ahmeverfahren bis zu drei Jahren. Manche Eltern fah­
ren 1hr Kind in eine benachbarte Stadt zur Schule, sofern sie 
d?rt aufgenommen werden. Täglich müssen diese Eltern oft 
hinfahren, das Kind bringen und abholen . Das sind vier 
Fahrten täglich. Liegt bei den Kindern eine Lähmung im Bla­
sen-Darm-Bereich vor, so daß die Kinder · etwa gewindelt 
werden müssen, weigern sich die Schulen, die Kinder aufzu­
nehmen. 
Selbst bei den Gesundheitsämtern und beim Schulrat, der 
sonst so gewandt von der »Integration « zu reden weiß, hö­
ren Eltern dann, sie sollten doch lieber auf die Sonderschule 
a_uswe!chen, oder Hausunterricht wäre doch auch eine Mög­
lichkeit. Da sind sich Lehrer und Rektor einig, so was könne 
man ihnen und ihrer Schule nicht zumuten: Zum Beispiel, 
wenn eine Mutter eine Zeitlang jeden Tag vor der Schule 
~prungbereit warten muß, ob das Kind im Unterricht tragbar 
1st, oder wenn eine Mutter mit dem Pkw . nicht auf den 
Schulhof fahren darf, sondern das Kind über den ganzen 
Hof tragen muß, um die anderen nicht zu »gefährden «, oder 
wenn Lehrer geringe neurologische Ausfälle wie eine leichte 
Schwerbeweglichkeit der Hand mit einer Dauerfünf in Schrei­
ben, Handarbeit und beim Diktat bestrafen. Soweit, daß bei 
Schulneubauten auch ein Sanitätsraum eingeplant würde, wo 
inkontinente (Inkontinenz: Unfähigkeit, Harn oder Stuhl 
zurückzuhalten) Kinder oder andere pflegeb edürftige Kinder 
während der Pause versorgt werden könnten , sind wir noch 
lange nicht. -
Aber auch Versuche von der Seite integrationsbereiter Sclm­
le~. werden durch die Bürokratie abgeblockt. In Altdorf bei 
Nurnberg befindet sich neben He ssisch-Lichtenau die zweite 
Möglicl1keit für Behinderte, an einer Allgemeinschule zusam­
men mit Nichtbehinderten das Abitur zu machen. Während 
~essisch-Lichtenau prinzipiell keine Spastiker aufnimmt, da 
diese zu schwer behindert seien, werden in Altdorf auch Spa­
stiker angenommen. Nun tauchen für Spastiker erhebliche 
techni sche Probleme auf , da die Koordination der Bewegun­
gen geschädi gt ist. Zwei Lehr er der Schul e konstruierten eine 
al s au sgezeiclmet anerkannte elektrische Schr eibmaschine, mit 
der Spastiker am math ematiscl1en und naturw issenschaftli­
chen U nterricht mitarbeiten könnten. Das Bundesminist erium 
für Ju gend , Familie und Gesundheit (Aktenzeichen: H II 5-
1130 - 129/71) speiste die Lehrer erst einmal mit Phrasen 
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ab.7 Und br aucht ein behinderter Schüler für den Chemie­
Unterricht besondere Schutzgegenstände wie PVC-Schürze, 
Schutzbrille und Gummihandschuhe, dann kann er sehen, wer 
dazu die Kosten übernimmt. 
Der Jahresbericht der Josefs-Gesellschaft (in der sich katho­
lische Anstalten zusammengeschlossen haben) zeigt, daß die 
Zahl von behinderten Schülern, die zunächst in eine allge­
meine Schule aufgenommen, dann aber abgewiesen wurden 
( oder die Schule sonstwie gegen eine Heimsonderschule ein­
tauschen mußten), steigt 8 : 

yo~ den seit 160 aufgenommenen Kindern wurden gleich 
meme 
unserer Sonderschulen 
aufgenommen: 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

besuchten zunächst 
eine andere Schule 

30.6 ¾ 

38,3 .,,. 
36 ¾ 

39,2 

442 
32.6 

22$ 

42,2 

33,4 

38,9 

51,6 ¾ 

Einen Aufschluß über die Einschulung behinderter Kinder 
bietet auch eine Untersuchung über die sogenannten Conter­
gankinder. Obgleich die Dysmeliekinder eine ungleich int~­
sivere Beachtung seitens der Behörden und der öffentlichke1t 
fanden, und obgleich Maßnahmen zugunsten dieser Kindet" 
leichter zu bewerkstelligen waren, da es sich bei 2 500 Kin, 
dem um eine kleine , überschaubare Gruppe handelt, sind im­
mer noch sechsmal so viele (18,1 0/o) nicht eingeschult wie un, 
ter den nichtbehinderten Altersgenossen (3 0/o).0 Und wäh, 
rend jedes fünfte gliedmaßengeschädigte Kind zusammen mit 
den Eltern eine Fülle von belastenden Prozeduren in Kauf 
nehmen muß, um überhaupt iingeschult zu werden, werden 
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95,3 0/o der nichtbehinderten Kinder komplikationslos in die 
erste Grundschulklasse aufgenommen. 10 Ausnahmen gab es 
jedoch, wenn die Eltern der höchsten Einkommensklasse zu­
gehörten (1800 DM und mehr): Die reichen Eltern brachten 
ihre Kinder zu 92,8 0/o unter, die Eltern der niedrigsten Ein­
kommensklasse (unter 900 DM) jedoch nur zu 77,7 O/o.11 

Auch die eingeschulten Kinder haben noch keine Hoffnung 
auf eine gute Förderung, denn mehr als ein Fünfl:tel der Dys­
meliekinder wird in Monsterklassen mit vierzig und mehr 
Kindern unterrichtet, wo auch bei nichtbehinderten Kindern 
eine pädagogische Förderung nicht mehr möglich ist. Nicht 
einmal vier von zehn dysmelen Kindern werden in Klassen 
mit weniger als dreißig Kindern unterrichtet (genau 
38,1 O/o).12 
Eine Untersuchung bei Blutern führte ebenfalls zu deprimie­
renden Resultaten: Fast 18 0/o erfuhren keine normale Be­
schulung. 40 0/o der Schüler befanden sich nicht in den ihrem 
Alter entsprechenden Klassen. Hämophiliekranke Schüler ha­
ben keine echte Chance auf eine angemessene Schulbildung 
und werden mit zunehmenden Schulanforderungen (z. B. 
durch Krankenhausaufenthalte) immer weiter zurückgewor­
fen. Da es keine Internate mit Gesamtschule und Berufsaus­
b~)dung speziell für Hämophiliekranke gibt, zudem viele 
hohere Schulen diese Schüler ablehnen, sind die Beruf saus­
sichten noch einmal schlechter als sie durch die Behinderung 
ohnedies schon sind.13 -
Di: Josefs-Gesellschafl: gliedert in ihrem Jahresbericht je­
w:1!s auf, wieviele ihi:er Schüler (1971 waren dies 5 50) recht­
zemg, bzw. mit welcher Verspätung eingeschult wurden. 
Zwar nahm die verspätete Einschulung in den letzten zehn 
Jahren langsam ab, sie ist jedoch katastrophal genug: 

i~ richtigen Alter 
m!t I Jahr Verspätung 
m!t 2 Jahren Verspätung 
m!t 3 Jahren Verspätung 
m!t 4 Jahren Verspätung 
m!t 5 Jahren Verspätung 
m~t 6 Jahren Verspätung 
m!t 7 Jahren Verspätung 
1rut 8 Jahren Verspätung 

230 Schüler = 41,8 0/o 
203 Schüler = 36,9 °/o 
74 Schüler= 13,5 0/o 
20 Schüler = 3,6 °/o 

8 Schüler = 1,5 0/o 
9 Schüler = 1 ,6 '0/o 
4 Schüler = 0,7 0/o 
1 Schüler = 0,2 O/o 
1 Schüler = 0,2 0/o 
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Von den Schülern der Josefs-G esellschaft wurden prozentual 
verspätet eingeschult : 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

Von den 5 50 Kindern kamen 1971: 
aus Groß städten 89 Schüler = 16,2 °/o 
aus kleinen Städten 217 Schüler = 39, 5 °/o 
vom Lande 244 Schüler = 44,4 °/o 

Zum Vergleich: Es kamen 
aus Großstädten 

20,4 °/o 
16,40/o 

Städten 
34,8 O/o 
34,80/o 

vom Lande 
44,8 0/o 
46,0 °/o 

Trotz der zunehmenden Zahl örtlich er Sonderschulen für 
Körperbehinderte in den Stadteii"1i:at sich also an der Her-

unft unsere 5-chfile icl;l.t · geände t. Daraus läßt sich 
schließen, daß SonderschµJeo für Körperbehinder te mit an­
geschlossenem Internat vor allem für die schwerbehinderten 
rndci: QJZ Ödiicher SÖiiderscnulen mcnt ZU entbehren 

iud.t4 
Mit dem Kampf um die Aufnahme in eine Schule ist immer 
noch nichts gewonnen. Zum einen sind die sogenannten Son­
derschulen oft nichts besseres als Bruchbuden und Schuppen. 
So kann man zum BeisEiel in einer Report age üb~...r eine M -
steranstalt « ( as Sprachheilzentrum mit einem therapeuti­
scnen Sprachlabor) lesen~ daß die Kinder in einem Hinter-

• treppenmilieu zwi~ stfaorik, Schlachthof und Indu­
( stne angesiedelt wurden, obgi !!iffl""thr e Sptad1sd1äden-gerade 
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durch ein freudloses Milieu hervorgerufen wurden . Daß 
simpelste Forderungen na ch Licht, Platz, Ruhe und Bewegung 
mißachtet werden, der Sport auf dem Straßenpflaster statt­
findet und die in der Therapie auf exaktes Hören angewie­
senen Sonderschüler von 8 5 Phon einer vierspurigen Auto­
straße und Schlachthofg eräuschen umgeben werden. Daß die 
Räume in dem Backsteinbau aus dem Jahre 1883 nicht aus­
reichen, zu eng sind, zu dunkel, daß die Laborgeräte von 
Stunde zu Stunde in einer anderen Klasse aufgebaut werden · 
müssen und die in der Tat modernen und teuren Apparaturen 
nicht ausgenutzt 'werden können. Denn es fehlt ein Stab von 
mindestens drei Mitarbeitern, Programme zu entwerfen, zu 
überprüfen und zu standardisieren. 15 

Einen Einblick in die »Personaldefizite « gibt die Denkschrift 
des baden-württembergischen Innenministeriums . Um den 
Mangel an Fachkräften in der Sozial- und Jugendhilfe zu 
beheben, müßten die Ausbildungsplätze verdoppelt werden. 
Damit wäre jedoch allein das bestehende Personaldefizit aus­
geglichen, nicht der Bedarf für die nahe Zukunft gedeckt. 
Noch ärger sieht es mit den Plätzen für angehende Sonder­
schullehrer aus: Um den erforderlichen Bedarf zu decken, 
müssen die Studienplätze in Heidelberg von 206 auf 500 

und in Reutlingen von 292 auf 700 erhöht werden. Daneben 
werden in Reutlingen in besonderen Ausbildungskursen 3 5 
Kindergärtnerinnen zu Erziehungskräften mit überwiegen­
der Lehrtätigkeit an Sonderschulen für Bildungssehwache aus­
gebildet. Auch für sie muß die Ausbildungskapazität verdop­
pelt werden. 16 

a e enwärti e Schuls stem ve ewi t die Außenseiterrolle 
.des Behjnderren, pcoduzierr seinen Sonderst atus stän 1g neu . 
Oft gelingt J1icht einmal die einfachste Koordi nation am Ort, 
wie aus einem Bericht eines Vaters aus dem Bayerischen zu 
ersehen ist: » Wider Erwarten gelang es ohne Bürokratie, un­
seren Sohn in der Sonderschule für geistig Behinderte und in 
der Tagesstätte der Lebenshilfe unt erzu bringen . Beide Ein­
richtungen werden anscheinend von guten Leuten geführt 
und unserem Sohn gefällt es sehr gut. Aber warum nun diese 
Einrichtungen nicht wenigstens räumlich zusammengelegt 
sind und sich entgegenlaufen, statt sich zu ergänzen, ist mir 
unklar. Da muß ich einflechten, daß die Sonderschule in ei­
nem Schulgebäude unterm Dach erst über 83 Treppen zu er­
reichen ist, während nach Aussagen des Vor standes der Le­
benshilfe im Gebäude dieser Einrichtung ebenerd ig Platz für 
die Klasse wäre. Di e Kinder müssen zum großen Teil zur 
Schule gebracht werden und nach Unterrichtsschluß von den 
Leuten der Lebenshilfe von der D achkammer quer durch die 
Stadt über die Hauptstraße usw. in die Tagesstätte gebracht 
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werden. Man weiß in der Tagesstätte nicht, was man in der 
Schule den Kindern beizubringen versucht und umgekehrt 
weiß die Schule nichts von der Tagesstätte .« 
Und noch e.in letzter Gesichtspunkt: ehinderte Kinder, die 
das Glück hatten, überhau t eine Schule zu besuchen, stehen 
vor einer 'l'atsache wie sie i Bochumer Schüler in der Son:" 
derschule für Kör,eerbehinderte formulierten: » Wir kennen 
niemanden, der unsere Schule in den letzten Jahren verlassen 
hat, und der eine feste Arbeitsstelle (Lebrstelle) bekommen 
hat .«17 

4. Exemplarisches Beispiel: Hörbehinderte 

Zahlen: Die Zahl der schwerhörigen Kinder, deren Zustand 
bei frühzeitiger Erkennung hätte gebessert werden können, 
wird mit 100 ooo angegeben. 18 Nicht erfaßt sind zahlreidie 
Kinder, die dabei in die »Hilfsschule « eingewiesen wurden, 
da sie als dumm, faul, idiotisch angesehen wurden. 3-6 °/o 
aller Kinder gelten als behandlungsbedürftige Schwerhörige. 
Die Zahl der Schulkinder, die nicht an einer allgemeinen 
Schule unterrichtet werden können, sondern in Sonderschu­
len untergebracht werden müßten, wird von den offiziellen 
Stellen (Kultusministerkonferenz) mit 0,18 0/o am geringsten 
angegeben. Von Bracken und Jussen nennen 0,25 0/o, Tiefen­
bacher 0,3 0/o. Gehö rlose sind offiziell mit 0,05 -O/o angegeben, 
bei v . Bracken und Jussen sind es dagegen 0,09 0/o. 70-80 0/o 
aller Gehörlosen haben noch Hörreste, die bei früher Be­
handlung - wie gering auch immer - aktiviert werden 
könnten. 
Früherkennung: Schwerhörige hören nicht einfach leiser, 
sondern nehmen Sprache verändert wahr, verzerrt und ent­
stellt. Da der Hörbehinderte anders wahrnimmt, nur bruch­
stückhaft und dazu auch das entstellt, sind seine Erlebnis­
möglichkeiten erheblich reduziert, damit auch Intelligenz und 
Phantasie, die davon abhängen. Melodik, Dynamik und die 
Klangfärbungen des sprechenden Gegenübers werden nicht 
aufgenommen: »Besonders deutlich wird uns das, wenn wir 
uns vergegenwärtigen, daß bei jedem Gespräch mit einem 
Partner neben dem reinen informativen Inhalt des gespro­
chenen Wortes sphärische Momente mit eingehen, wie Freund­
lichkeit, Herzlichkeit, Mitgefühl, Distanz, Kontaktversa­
gung, Feindlichkeit u. a. m.«19 Jede Hörschädigung bringt 
deshalb eine Sprachbehinderung mit sich. Die eigene Sprache 
ist über das Gehör nicht zu kontrollieren und wird deshalb 
rudimentär, abgehackt, falsch. Die Sprechlage liegt falsch, es 
kommt zu Stammelfehlern (Zi,chlaute und Konsonantenver-
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bindungen), da Laute fälschlich gebildet werden. Die behin­
derte Sprachentwicklung führt zu einem äußerst reduzierten 
Wo~chatz. Der hörbehinderte jugendliche wird verhalten~­
unsicher, kontaktgestört, Minderwertigkeitsgefühle folgen. 
Je später ein Hörbehinderter therapiert und beschult wird, 
desto rudimentärer ist seine Sprache, desto geringer seine 
Chancen auf einen Beruf und ein annähernd normales Le­
b~n. Alle Versäumni sse leiten nicht mehr korrigierbare Schä­
digungen ein, Schädigungen für den Hörbehinderten indivi­
duell und sozial für die Gemeinschaft, die statt eines kreati­
v~n und produktiven Menschen einen Pflegefall mehr oder 
mmder schwerer Art schafft. 
Die _Fr~herfassung hörbehinderter und auch gehörloser Kin­
der 1st m den verschiedenen Bundesländern auf verschiedene 
Ins_~it!-1tionen verteilt: auf Schulen für Hör- und Sprachge­
schad1gte, audiologische Zentren, Hals-Nasen-Ohren-Klini­
ken, landesärztliche Dienststellen und Gesundheitsämter. Ko­
o~dination feh1t .20 Die Untersuchungen bei der Grundschul­
E;111schulung genügen nicht. Zudem kommt eine Erfassung zu 
diesem Zeitpunkt bereits zu spät, weil die ersten vier Jahre 
zur Sprach- und Sozialentwicklung bereits unaufholbar ver­
loren sind. Eine mangelhafte Früherfassung bringt die Kin­
der ~u:~ ein angemessenes lebenswürdiges Leben. 
»Bei emem schon in früher Kindheit hör- und sprachbehin­
derten Kind ist dessen geistige Entwicklung fast völlig lahm­
g:legt.«21 Vorbeugend und aktivierend sind Sonderschul­
kmdergärten notwendig, neben pädoaudiologischen Bera­
tungsstellen und Hausunterricht. In Baden-Württemberg 
fe~len offiziell von 900 benötigten Sonderschulkindergärten­
~latzen 840. (Bei den Sehbehinderten fehlen von 540 benö­
tigten Plätzen 476, bei den Sprachbehinderten von 675 Plät­
zen 608.) 22 • 
S<:hulen: Nur 1 o 0/0 der hörbehinderten Kinder haben nach 
Tiefenbacher eine Möglichkeit, eine entsprechende Schule zu 
b_es~chen. Von den mehr . als 40 bestehenden Schulen sind nur 
emig~ wenige voll ausgebaut. Dabei sind oft noch mehrere 
SchulJ~hrgänge in einer Klasse zusammengefaßt. Eine Dif­
ferenzierung findet nicht statt. Ledigli ch in Baden-Württem­
berg existiert eine voll ausgebaute Landesschwerhörigen­
schule mit einem Internat, das auch die Kinder vom Land auf­
hehmen kann. Die Aufnahme an Sond ers chulen wird des­
halb !Ür notwendig gehalten, weil der Hörbehindert e an All­
gememschulen weder von den Räumlichk eiten (hallige Räu­
me), noch von der Rücksichtnahme und der Didaktik der 
Lehrer, noch von den apparativen Möglichkeiten her (Hör­
a~parate nutzen bei Gruppengespr achen. nichts) gefördert 
w ird. Kleine Klassen im Halbkreis, Ableseunterricht, speziel-
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Je Höranlag n, spezieller Lehrplan und Hör- und Sprecher­
ziehung scheinen nur in Sonderschulen gewährleistet. Jedoch: 
Von den mehr als 40 Sonderschulen sind lediglich drei so 
ausgestattet, daß jeder Jahrgang den Erfordernissen nach 
aufgeteilt werden kann. 23 Und nicht nur die apparativen 
Einrichtungen sind vielfach ungenügend, die Gebäude ver­
altet, mehr noch: Di e Hörbehind erten warten seit 20 Jahren 
auf die Finanzierung geeigneter Schulbücher, die seit lan­
gem druckfertig bereitliegen (in der DDR ist das anders). 24 

Direktor Robert Tiefenbacher, von der Staatlichen Schwer­
hörigenschule Freiburg, spricht Zwergschulen jede Existenz­
berechtigung ab, ebenso Sonderklassen für Schwerhörig e an 
anderen Schulen. Auch Städtische Schwerhörigen- und 
Sprachheilschulen kann er nur eine schlechte Kompromißlö­
sung nennen, da die Begabtenförderung und eine Förderung 
der Mehrfachbehinderten nicht ausreichend betri eben wer­
den kann, im Gegenteil, Schwerhö rige und Sprachbehin­
derte zusammengewürfelt werden. Lediglid1 Zentren, Landes­
schwerhörigenschulen, vermögen dies wie in Freiburg (bzw. 
Waldkirch im Schwarzwald). Dabei wird getrennt: r. eine 
Schwerhörigenschule: 9 Klassen Haupt- und Grundschule , 6 
Klassen für weiterführenden Unterricht, 4 Klassen für lern­
behinderte, mehrfachgeschädigte Schüler und 4 Klassen für 
Schüler, die in längerer klinischer Behandlung sind, dazu ein 
Sonderschulkindergarten . 2. eine Gehörlos enschule, 3. eine 
Sonder schule für Sprachbehinderte. Jede Schulart hat ihre 
eigenen Heime, jeweils einen eigenen Direktor; gemeinsam 
benutzt werden Verwaltun g, Freizeiträume, Küche usw. 
Wie wichtig eine gute Therapie ist, zeigt sich an einer Ham­
burger Untersuchung über die Berufswahl schwerhöriger 
Schüler. Dort wurde deutlich »daß äer Grad der Schwerhö­
rigkeit für das Erreichen eines höheren Schulzieles von un­
tergeordneter Bedeutung war, daß allein Intelligenz und 
Sprachbegabung entscheidende Faktoren sind «25 • , 

Daß für Hörbehinderte (im Widerspruch zum Begabungspo­
tentia l) kaum Möglichkeiten bestehen, das Abitur zu machen, 
verw undert nach dem bereits Geschilderte n kaum. Jedoch 
haben einige Hörbehinderte als Externe das Abitur bestan­
den. Für Sehbehind erte etwa und an dere Behinderte gibt e. 
ebenfa lls keine Chance, das Abitur zu bestehen, denn dies 
könnte nur an einer Zentralschule im Bunde sgebiet gesche­
hen. Dem steht jedoch der Föderalismus und die verschiede­
nen Trägerschafl:en bei den Behinderten im Wege. Auch Real 
schula bschlüsse sind aus gleichen Gründen kaum möglich (an 
3 von 24 Sehbehindertenschulen möglich). Berufsschulen und 
berufsspezifische Ausbildun~gänge an den Sond erschule 
sind ebenfalls in einem miser?blen Zustand. 
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5. Behinderung und sozialer Status: am Beispiel 
der lernbehinderten 

Untersuchungen, die einen Zusammenhang zwischen Behin­
derung und einer bestimmten Schichtzugehörigkeit analysie­
ren, gibt es kaum. Eigene Erfahrungen zeigen, daß Behin­
derte meist aus den sogenannten einfachen Verhältnissen 
stammen. H . Grosse, Fachschuldirektor der Staatlichen 
Schwerhörigenschule in Nürtingen , nennt 70 O/o.26 Gerade 
bei Arbeitern, Angel ern ten, Hilfsarbeitern ist die Unkenntnis, 
von den Behörden Hilfe zu fordern, besonders stark. Sie tau­
chen in den Statistiken deshalb auch nicht auf. Daß dagegen 
die besser Bemittelten wesentlich mehr Hilfe bekommen, ist 
in diesem Band noch des öfteren belegt. 
Besonders kraß ist das Verhältnis von sozialem Status und Be­
hinderung bei den Lernbehinderten. 70 0/o aller Lernbehin­
derten, so Begemann 27 , stammen aus der Schicht der Hilfs­
arbeiter, Schausteller, Arbeitslosen, Rentner, Invaliden. D'a­
gegen stehen nur 6 (J/o Lernbehinderte , deren Vater über dem 
Niveau eines Facharbeiters liegt. (5 0/o der Hilfsarbeiterkin­
der besuchen ein Gymnasium.) Daß hier der soziale Status 
geradezu die Ur sache der Behinderung ist, belegt Begemann 
an ein_drucksvollen Zahlenangaben: 28 (J/o der lernbehinder­
ten Kmder, die eine Sonderschule besuchen, haben nur einen 
Elternteil, bei Gymnasiasten sind es 6 0/o, bei Realschülern 
7,5 0/o, bei Grundschülern 7 6/o. Familien lernbehinderter Son­
der_schüler haben durchschnittlich 5,5 Kinder, bei Grund­
s~ulern sind es 3,2 und bei den Gymnasiasten 2,3. 
Die Lebensverhältnisse: In Familien lernbehindert er Kinder 
~nf Sö~derscfiu en at -jede Person nicht mal in halbes Zim­
m~r, ~e1 Gymna siasten und Real schülern hat j des Familien­
mnglied mehr als ein Zimmer. Während bei den Sonder­
schülern nur jeder zehnte ein eigenes Zimmer hat, hat jeder 
Realschüler und Gymnasiast in der Regel eins. Nur I 5 °/o der 
lernbehinderten Sonderschüler haben überhaupt einen eige­
nen Platz, Schulaufgaben zu machen. Schlimmer noch: 28 0/o 
haben nicht mal ein eigenes Bett . Um so seltsamer mutet es 
angesichts dieser allgemein bekannten Fakten an, daß die 
K~nferenz der Kultusminister festlegt, daß milieubedingt 
LeJStungsminderungen nicht in Sond erschulen für Lernbehin­
derte aufgenommen wer den sollen. 
Der Glaube an die Auswahlkriterien mittels Intelligenzte sts 
und einer differenzierten Intelligenzdiagnostik ging inzwi­
schen bei vielen Pädagogen verloren. Eine Statistik des 
»Bundesverbands zur Förderung Lernbehinderter «, deren 
Zahlenangaben sehr undifferenziert sind, da die Länder mit 
ihren Angaben sehr sorglos umgehen und damit ein Gesamt-
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bild unmögl ich machen, zeigt: In Rheinland-Pfalz gibt es mit 
2,2 O/o und in Bayern mit 2,6 0/o die wenigste!l Lernbeh~­
derten, in Nordrhein-Westfalen mit 4,6 und m Schleswig­
Holstein mit 5,5 0/o die meisten Lernbehinderten. J:?ie Zahlen 
richten si_ch nach den Gegebenheitei:i: ~ Orten mit Sonder­
schulen hegt er höher, an Orten mit ke1_ne_n Schulen tauchen 
auch keine Lernbehinderten in der Statistik auf. Es soll so­
weit gehen, daß die Schulbehörde so vielen Kindern die Lern­
b~hinderung bescheinigt, wie Plätze vor~anden sind._ Gibt es 
em Überangebot an Plätzen schieben die Lehrer die unbe­
quemen Schüler mit ab . In die Sonderschulen für Lernbehin­
derte gehen bei weitem nicht wie versichert, die Lernbehin­
derten, sondern sozial Aufflllige, Verha_ltensgestörte, ,1i-us­
der-Norm-Fallende wie Slumkinder, Kinder aus sozialen 
Brennpunkte~ und ausgesprochenen Ar~eiterviert~ln, __ wo 
man zum Teil die Kinder rein bürokratisch dorthm uber­
stellt. 

(
Die Schulsituation der Sonder-Kinder bestätigt - wie ihre 

· Be g t gemem _ 1 ren uß e1rseiterstatus. Es gibt 
chulen, an denen täglich für jeden Jahrgang oder jeweils 

zwei Jahrgänge nur zwei Schulstunden gehalten werden. In 
München g~b es 1972 gar an einer Schule nur jeden. zweiten 

·Tag Un!erncht, aus Lehrermangel mußten gerade ~ite Noten 
~es Voqahrs gegeben werden, die Klassen ballten sich zudem 
m den (zu zwei Dritteln baulich veralteten) Schulen zu Mas· 
s~nklassen zusammen , bis das Kultusministerium und die Re· 
g1erung _von Oberbayern der Sache ein Ende bereiteten : 
Es gab emen Numerus clausus für Sonderschüler .28 20 Jung· 
lehrer, die sich zum Sonderschulunterricht melden wollten, 
wurd:n dabei strikt abgewiesep., obgleich der Numerus clau· 
sus fur Lernbehinderte mit Lehrermangel begründet wor· 
den war. Aus Nordrhein-Westfalen ist ähnlidies zu hören: 
Dort ist für das Schuljahr 1972/73 beschlossen worden, kei­
nen Volkssdiullehrer zum heilpädagogischen Studium zu be· 
urlauben? obgleich der Lehrermangel an den Sonderschulen 
so groß 1st, daß der Unterridit an vielen Sonderschulen um 
20-40 0/o gekürzt werden muß 29. Dabei sind ohnedies nur 
40 °/o der Lehrer an Sonderschulen überhaupt ausgebildet 
Sondersdiullehrer und an der Ausbildung dieser Ausgebilde · 
ten werden y,riederum erhebliche Zweifel angemeldet. Kurz · 
um: Ausgebildete Lehrer an Sondersdiulen sind bereits eir 
Sonder-, nidit der Regelfall. Die Schulsituation der sonder • 
schulbed~r_fl:ig~n Kin~er ist ein Skandal. Da er jedoch di t 
Umerpnv1leg1erten tnfft, ist er bisher ohne Folgen geblieben 
Behmderte begehren nicht auf. 
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IV Gettoisierung der Behinderten in 
Heimen - und Alternativen 

1. Heimunterbringung 

Im preußischen Invalidengesetz vom .6. Mai 1920 heißt es: 
»J?er Krüppel gehört als solcher in eine Anstalt «. An dieser 
Emstellung hat sich nichts geändert. So leben heute in den 
Heimen oft Behinderte, die gar nicht dorthin gehören. Da 
offene und halboffene Behinderteneinrichtungen fehlen und 
die schulische Versorgung ebenfalls jeder Beschreibung spot­
tet, müssen Eltern vielfach ihre behinderten Kinder in Heime 
einweisen lassen, weil sie der pflegerischen oder nerv liehen 
~elastung nicht gewachsen sind oder weil am Ort keine schu­
lische oder berufliche Ausbildung möglich ist. Aber auch Be­
hinderte , die bei einer entsprechenden Infrastruktur alleine 
leben könnten , müssen in die Heime, da sie sich, alleingelas­
sen, nicht helfen können. Sie landen in Alters- und Pflegehei­
men, wo Behinderte mit 30 Jahren in einem Zimmer mit 
8ojährigen liegen, wo geistig rege Behinderte mit Altersde­
menzen zusammen wohnen. Da sie keine sozialen Kontakte 
haben, werden sie letztlich selbst so gestört und geistig ein­
geengt, daß sie wie Debile wirken. 
Es gibt Heime mit einer Warteliste Y O e·tausend..Kindern. 
Allein zelinta Kinde ollen esha-lb · bena chbar.ten 
'Aus an unterg e r tht sem . Man re chnet damit, »daß im Lau-

_/ fe der nädisten alire aer unerträgliche Dru auf die Heime 
n:ichlassen wird «i. Voraussetzung dafür aber ist, daß die Be­
hmdertenarbeit besser strukturiert, daß die off ene und halb­
o~ene Arbeit (wie weiter unten noch auszuführen) ausgebaut 
wird. In Baden-Württemberg kö e y_o dJ gcis.tig..Behin­
der~en Ja r 1di nur zehn Prozent der Anmeldunge i ein 
Iie1m aufgenommen werden .2 In lk rlio is~ k-a,an-­
ten Fällen der eimplatzbedarf erst ~u 62,5~ 0 gedeckt .3 

Und er wird auch 197 fäö nicht gedeckt sein. Daß dabei 
z: B. eine Einrichtung fehlt, die auch einmal vorübergehend 
emen Behinderten aufnehmen kann, damit die Eltern mal drei 
Wochen Urlaub nehmen können , ersch eint schon selbstver­
ständlich . Daß P ersonal fehlt und vorhand enes Person a l nicht 
jenen Anforderungen an die Ausbildung genügt, die für eine 
annehmbare Rehabilitation notwendig wären, bedarf nicht 
mehr großer Ausführungen . 
Doch auch die bestehenden Heime bedürfen dringend einer 
baulich en Sanierung und einer . den neuen Anforderungen 
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entsprechende n Umstrukturierung. Medizinische und thera­
peutische Einrichtungen müssen erneuert und ergänzt wer­
den. Die notwendige schulische Ausbildung ist nicht gewähr­
leistet. Die Liga der freien Wohlfahrtsverbände in Baden­
Württemberg hielt in einem Memorandum 1970 ein Drittel 
der vorhandenen Plätze für geistig Behinderte für erneue­
rungsbedürfl:ig. Die Situation dürfte auch für andere Bereiche 
ähnlich liegen. 
Spezialheime wie Blindenanstalten oder Heime für Taub­
stumme sind noch am ehesten dem Bedarf entsprechend vor-

- handen. Doch die Mehrfachbehinderten finden in der Regel 
keinen angemessenen Platz. Blinde etwa mit einer zusätzli­
chen Körperbehinderung werden nicht mehr aufgenommen. 
Und wohin kommt ein blindes Kind mit einer geistigen Be­
hinderung? Vielfach helfen sich die Eltern, indem sie eine 
Behinderung besonders herausstellen . Damit ist dann das 
Kind zwar vielleicht untergebracht, doch die Folgen sind 
Dauerschäden wegen falscher bzw. undifferenzierter Behand­
lung. 
Schlimmste Fo1ged es Platzbedarfs einerseits und der mangeln­
den Äuswah!k nter 1en anäererse1ts 1st die age der ,ll)gencl­
hclien und cle r ~lteren Fie 1~e in erten. Da werden kör­
perhdi Be m erte in gescli ossenen Abteilungen _p_~chiatri­
scher Ansta ten untergebramt, schlimmer noch: Da sind in 
Essgn ein Drittel mit einem 1ur schnittlichen IQ ausgestat­
tete Kinder durch fachärztliche Gutachten in ein Heim für 
Schwa smnige eingehe ert woraen. 
,.Sbasfiker ebv:.a, deren skum] ~e.o <leo 1 aien--0ftmal~ 
eine eisti e Behinderun vermuten lassen si d e in 
» 1otenansta te « e1 e e a._t; 

sächlich wie Schwachsinni e a · erten. Wie viele solcher be­
dauernswerten es öp e ur en unverantwortlichen 
Leichtsinn der Einweisenden und Verwahrenden in Häusern 
für Schwachsinnige dahi~vegetieren, weiß niemand. 
Behinderte Heimbewohner berichten fast einhellig, nicht 
menschenwürdig behandelt zu werden. Sie werden als Pflege­
objekte versorgt, nicht für ein eventuelles Leben »draußen « 
vorbereitet. Bei Führungen hören die Behinderten oft ohn­
mächtig, wie glücklich sie hier wären und sehen zu, wie der 
Besucherpulk selbstzufrieden weiterzieht. Der Behinderte 
Horst Elsner, ein spastisch Gelähmt er, den man in ein Heim 
für geistig- und lernbehinderte Kinder einwies und der erst 
später den Volks schulab schluß und eine kaufmännische Lehre 
abschließen konnte, berichtete Pfingsten 1971 auf einer Ta­
gung von den Gefän gnisstrukt uren seines Heimes: 
»Sicher waren in Neuendettel~au fast alles lern- und geistig­
behinderte Kinder. Das rechtfertigt aber noch nicht das Auf-
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machen der Briefe und Pakete, bevor der Empfänger etwas 
davon sieht. Manchmal wurde die Ware sogar an andere 
verteilt, ohne uns zu fragen. Jeder ausgehende Brief mußte 
im Büro abgegeben werden, aber ohne Umschlag, damit man 
ja nicht was heimschreiben konnte, was der Anstalt nicht ge­
fällt. Jeder Mensch freut sich, wenn er etwas bekommt, das 
ihm allein gehört, auch Geistigbehinderte. Man kann dann 
immer noch die Sachen aufheben, wenn es nicht anders geht .« 
Die l;lri_m~ als . · 1!er;wahr.aost.ahen„m · e-
wohner zu »Pfleglingen «, ~,o.mi passii inrei-
chend definiert ist . Das fängt bei den Gemein zjmmem 
an dai:f. .. zu.-weile keinen-Zimmei;smu „ n en), 
wo es keinen r:i-v.aten .Bereii . ibt.,J;linz: das 
Personal,yJ •~ s'al:a.l+.r M .............. ~euu.wr . µfr, 
daß ma iert 
istun ~ ß-
ein "Behinderter auch stuh l 
übernachten muß, weif er na ~rgt 
war. Und wenn Behin t · · ;..:.;...,.=::. kön-
nen," sich aber nicht o n, ei.p 
Theaterstück ansehen sie zu 
spät zurückkehren. Und wer sich einmal mit ernem an ers­
g~schlechtlichen Partner trifft und sich so ar küßt, muß da­
mit r · ,,a.-, ,1.i-,,-n,,- = ~-----·--=: mn:htidrtigt. 

Wir sind kein Zoo! 
Darum fordern wir: Ohne Wissen der Schüler 
ist kein Besuch erwünscht. Gruppe n, die uns 
besuchen wollen, lassen wir nur zu; wenn sie 
ein berufliches Interesse vorweisen können. 

Merksatz für Anfänger: 
Man kann sogar mit Körperbehinderten reden! 
Versuchen Sie's mal.© 

Die Angst der Anstalten, gleich ob es nun neue oder alte Bau ­
ten sind, Behinderten eine Freizügigkeit einzuräumen, wie 
sie nichtbehinderten Altersgenossen selbstverständlich ist, ist 
weit verbreitet. Die Behinderung sozialer elterfahrun-
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gen macht jedoch den kör erlich Behinderten zusätzlich zu 
emem oz1a m normalen Kontakt kautn 

""'gewäclisen 1s . 

2. Das Heim als Behlnderungsursache 

Msslizinaldirektor . Pechstein4 bemerkte bei Untersuchun· 
• , daß 

mtetl 
gebo· 

ren und damit milie. 
Betr_o_ff en von der assenp ege sm 1e m er meist durch 
soziale M1 stände: Milieugeschädigte Erzeuger, mangelndes 
Wissen über Schwangerschaftsverhütung, fehlender Wo~n­
raum , der eine Eheschließung nicht zuläßt, die Notwendig· 
keit für Mütter mit Kindern unter drei Jahren, arbeiten 
zu müssen einerseits, und der Mangel an geeigneten Unti:r· 
btingungsmöglichkeiten andererseits (z. B. durch den Betrie· 
ben angegliederte Kindergärten). Die Mütterarbeit stieg 
zwischen 1962 und 1967 um 214 Prozent. 
Kinder in ·· der Massenpflege unterliegen dem » VerkümtJ1C­
rungs-Syndrom« (v. Pfaundler), bedingt durch die mangeln· 
de Zuwendung durch die Beziehu eh Hetz~ 
und · · n die Sozialko em~in der 

is sechsmal nie nger a s e 1 dem, die 
1e o Pen ung « der 

Mutter (der Bezugsperson): Nach emem Halbjahres-Aufent· 
halt sind drei Viertel der Kinder in .Sozial- und Sprachen~­
widtlung um 50 °/o zurück, die mbtorische Geschicklichkeit 
ist um 20 °/o zurückgeblieben. 
Nach zwei Jahren sind die Schäden meist manifest: Schwie­
rigkeiten beim Stehen und Gehen, bei Nahrungsaufnahme von 
fester Speise, Abwehr von Zuwendung und soziale Bezie­
hungslosigkeit. Die Verhaltensstörungen sind angelegt. Ur· 
sache: die Heimpflege. 
Kinder mit dem » Verkümmerun ~~ ~ ~16! !-oft eio 
größeres Interesse für D~e als nd viel· 
ach passiv kontaktbclÜ eu. Oder sie wer en a~ressiv . 

s --- •-·- ~-ri=== ach de111 
-- -. - --.r-'--.--..--.:..,...,.-,.. ............ c...., ....... .,-=-;,-='""""'=:=ck=ä ngji 

en, neu 
e erfahrene Schä 

st·· 
rungen, _gro enteils ursächli._ch in Heimen oll 
dann wieder in Heimen behoben werden. 



3. Alternativen zum Helm 

a) Die Körperbehindertensiedlung 

Es gibt Überlegungen, den zwangsläufigen Gettocharakter 
von Heimen aufzuheben. Eine Lösungsmöglichkeit ist die 
Körperbehindertensiedlung wie z. B. das bekannteste Modell 
»Het Dorp « am Rand des niederländischel_l Ortes Amheim . 
~et. Dorp ist eine eigene Stadt für Behmderte: Sporthalle, 
Bibliothek, Restaurant, Einkaufszentn.:m, Tankstelle, Post 
u_nd Rathaus. Die Wohngruppen wurden so angeordnet, daß 
steh Straßen und Versammlungsplätze ·als Kommunikations­
orte bilden. Der ganze Ort ist auf die Bedürfnisse von Kör­
perbehinderten zugeschnitten, alle Wege sind überdacht, die 
Übergänge stufenlos. Die Gemeinschafl:seinrichtungen in Het 
Dorp sollen auch von den Arnheimer Anwohnern mitbenutzt 
w~rden, doch scheint sich der Gettocharakter einer so großen 
reinen Behindertensiedlung nicht vermeiden zu lassen, so lan ­
ge keine Nichtbehinderten dazwischen angesiedelt werden. 

b) Kostenrechnung: private Unterbringung billiger 
als Heimplätze 

Marianne Fritsch5, vom Senator-Neumann-Heim in Ham­
qurg, rechnet nach, daß der tägliche Pflegesatz bei 5 4,60 DM 
11!0 natüch DM r 700 ausmacht. Davon wären 96 DM (bei 
e1I_1er privaten Unterbringung) für Medikamente und Pflege­
mittel abzuziehen. Zuzurechnen sind dagegen r 5 °/o Wertver­
zehr: der Anlagen, denn die Erhaltung muß aus Mitteln der 
Institution getragen werden. So kommt Fritsch, nach Abzug 
der Medikamente, auf einen Heimpflegesatz on monatlich 
r 860 DM . 
Nimmt m;n dagegen ein Appartementhaus, in der Nähe ei­
ner Klinik angesiedelt, so errechnet sich eine Kostenersparnis 
v~>n etwa r ooo (eintausend) Mark pro Mann und Monat. In 
dielkser ;Rechnung sind 3 o Behindertenwohnungen von je 30 qm 
ka. uhert und 1 ooo qm für Nebenräume wie Küche, Ge­
meinschaftsräume, Rollstuhlgarage usw. Einbezogen sind 
Wertverzehr und eine Renovierungsrücklage, Bewirtschaf­
tu~gskosten allgemeiner (Heizung, Wäsche, Verpflegung) und 
personeller Art (Hausmeister, Pflegeservice). Die monatlichen 
~Osten kämen in diesem Fall auf 890 · DM. Nicht einkalku­
liert . in dieser Hamburger Rechnung ist dabei ein weiterer 
Gewinn: Behinderte in Heimen werden kaum jemals den 
Selbständigkeitsgrad von privat lebenden Behinderten errei­
chen. Behinderte, die selbständig, wenn auch pflegeabhängig, 
leben, werden eher berufstätig sein und damit aus dem Sta-
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tus des »Pfleglings « in den des »Erwerbstätigen« überwech­
seln. Das heißt: Aus den Bezuschußten werden Selbstversor­
ger, Rentenversicherte. 

c) Service-Häuser 

Genau dies besagen jedenfalls skandinavische Untersuchun­
gen, wonach die in Pflegeheimen oder zu Hause Arbeitslosen 
durch die überwechslung ins Service-Haus zu 80 0/o in einem 
Lohnverhältnis stehen. 
In den niederländischen _ »Multi-Purpose-Residential-Cen­
tres «, den dänischen »Kollektivhäusern « und den schwedi­
schen »Fokus-Hochhäusern «6 wird ein Konzept der Mi­
schung voi:i Alten und Jungen, Behinderten und Nichtbehin­
derten · beachtet , wobei natürlich - um den Pflege-Kosten­
gesichtspunkt nicht zu vergessen - Behind erte ein größeres 
Kontingent stellen. üblicherweise rechnet man mit rund 30 
Wohnungen pro Fokus-Haus . Die Serviceeinrichtungen (Spei­
sesaal, kulturelle und therapeutische Einrichtungen) können 
von der Nachbarschaft: oder von in der Nachbarschaft: woh­
nenden Behinderten mitbenutzt werden. Die Einrichtung 
wird nicht als optimale Lösung angesehen, weil hier immer 
noch stark Behinderte konzentriert sind. So erreichen die dä­
nischen Kollektiv-Häuser aus Kostengründen zu große Di­
mensionen: In Aalborg mit über 210 Wohneinheiten, wobei 
immer ein Drittel Behinderte sein müssen, prägen die Be­
hinderten dann noch so stark das Leben, daß sich der An­
staltscharakter nicht ganz vermeiden läßt. Aber für Schwerst­
behinderte, die stark auf den pflegerischen Service angewie­
sen sind, bildet sich hier eine Alternative zum Heimgetto. Die 
Häuser haben immer Restaurants, Hobbyeinrichtungen, 
Spielzimmer, ambulanten Mahlzeitenservice, Zentralwäsche­
rei, Garagen, Gästezimmer. 

d) Das Wohngruppengebäude 

In Anlehnung an skandinavische Vorbilder propagiert der 
deutsche Architekt H. E. Kuldschum das Wohngruppengebäu­
de für Schwerkörperbehinderte. Im Wohngruppengebäude 
zentrieren sich zwischen sechs und acht abgeschlossenen Ein­
zimmerwohnungen um den GemeinschaA:sbereich der Ge­
samtwohnung. Hinzu kommen Bade- und Therapieeinrich­
tungen sowie Pflegerwohnungen. Maximal sechs solcher 
Wohngruppen könnten zu einer Wohneinheit zusammenge­
faßt werden. Das Modell ist jedoch über die Planungstische 
nicht hinausgereiA:, weil es nach den Bestimmungen des so­
zialen Wohnungsbaus nicht finanziert werden kann. 
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Die Stiftung Rehabilitation handelt 

100 Wohnungen für Schwerbehinderte werden 
nach Plänen der »Stiftung Rehabilitation« in 
Heidelberg im Rahmen eines 1000 Wohnungen 
umfassenden Großprojekts de-s Städtebaus 
von der Stiftung, der Stadt und anderen Bau­
trägern errichtet. 
Sämtliche· Gemeinschaftsanlagen, Arztpraxen 
Sport- und Freizeitanlagen, Therapiezentren 
und Begegnungszentren werden behinderten 
und nichtbehinderten Bewohnern gleicherma­
ßen zugänglich sein. 
Wo andere seit Jahren klagen, hier wird -
endlich - gehandelt. 
Nach Fertigstellung dieses Projektes bliebe 
nur noch ein Fehlbedarf von rund 590 900 Woh­
nungen für Schwerbehinderte.® 

e) Eingestreute Wohneinheiten 
In der Bundesrepublik leben etwa 300 ooo auf den Rollstuhl 
angewiesene Behinderte. Alleine für die Rollstuhlfahrer er­
rechnete das »Städtebauinstitut-Forsdmngsgesellschaft « in 
Nürnberg einen Spezialwohnungsbedarf von 65 ooo Woh­
nungen . Auf jeweils 333 Wohnungen müßte eine behinder­
tengerechte Wohnung kommen. Behindertengerecht, das heißt 
z~ B~ispiel: Das Erdgeschoß muß stufenlos zu erreichen 
sern,_ Lift mit Platz für einen Rollstuhl, Rampen mit einer 
maximalen Steigung von 6 0/o, gleitsicherer Boden, Wasch­
be~en, Armaturen in (vom Rollstuhl) erreichbarer Höhe, 
Toiletten mit Wendemöglichkeit, Einbauschränke in entspre­
chender Höhe und Erreichbarkeit. Für Querschnittsgelähmte , 
die heiß und kalt nicht unterscheiden können, müssen die 
He~zkörper verkleidet und die Heißwassertemperaturen re­
guliert sein, um Verbrennungen zu vermeiden. Für Prothe-
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senträger ist ein schallschluckender Boden wünschenswert, urn 
den Krach der Prothesen zu mildern usw. Genaueres läßt 
sich dem Deutschen-Normen-Blatt DIN 18o25, Blatt 1, ab· 
lesen. Die praktische Umsetzung ist noch mangelhaft. · 
Die Einzelwohnungen können nun einem Service-Center zu­
geordnet sein. Das ist ein gut erreichbares Zentrum, das nicht 
nur Behinderten, sondern auch älteren Bürgern oder ande­
ren Bevölkerungsgruppen zugute kommen könnte. port 
könnten angesiedelt sein: Reinigungsdienste, Wäscherei, aJII· 
bulante Nahrungsversorgung, Pflegedienste, Therapieräume, 
Beratung, Reparaturwerkstätten für Rollstühle und Prothe­
sen, Abholdienste zu Veranstaltungen und Besuchen, 
überhaupt die Organisierung von verschiedenen Diensten 
wie Behinderten-Selbsthilfe oder -Selbsterfahrungsgruppen, 
Nachbarschaftsveranstaltungen, Fortbildungsseminaren und 
schließlich die Organisation von geselligen Feiern und I(on· 
takten. 
Eine Utopie sozialen Wohnens und gemeinsamer Umweltb_7 
wältigung entwirft Klaus von Lüpke für die »Lebenshilfe fur 
geistig Behinderte «: Die Wohnheim-Empfehlung der Lebens­
hilfe sieht neben Wohnheimen mit je zwei Wohneinheiten für 
jeweils acht bis zehn Behinderte Gruppen - und Einzelwoh­
nungen vor. Ein regionaler Wohnstättenverbund soll - zu­
sammen mit den Werkstätten für Behinderte - »eine de­
zentralisierte, in städtische Wohnbereiche eingestreute, doch 
in sich koordinierte Großeinrichtung darstellen «.7 Von den 
eingestreuten Wohnstätten aus sollen Kontakte zu anderen 
Interessengruppen stattfinden. Dabei sollen Bürgerinitiativen 
eine bessere Stadtgestaltung und -planung erreichen. J:?as 
würde bedeuten: Spielplätze und Spazierwege, Verkehrseu:i· 
dämmung, damit verbunden eine Aufteilung der Straßen JO 
Fußgängerbereiche, Einbeziehung von Einkaufszentren, I(ul­
tur- und Freizeiteinrichtungen, Verbesserung dieser Konunu- · 
nikationszonen durch Aufstellen von Parkbänken, Anlagen 
zum Verweilen, Aufstellen von architektonischen Attributen 
wie Springbrunnen, Plastiken. Weiterhin eine Einbeziehung 
der benachbarten Viertel durch ein verbessertes Nahverkehrs­
netz. Dabei käme den Wohnstätten der Behinderten und 
den Wohngruppen eine aktivierende Bedeutung zu. Sie könn­
ten zum Ausgangspunkt umweltgestaltender Aktivitäten 
werden, zum Zentrum sozialer Begegnung durch gemeinsame 
Feiern, Veranstaltungen. 
Das Bundeswohnungsbauministerium beteuert, daß der Er­
richtung zweckmäßigen Wohnraums für Behinderte eine be­
sondere Bedeutung zukommt. Innerhalb des sozialen Woh­
nungsbaus können zusätzlich ~ittel beigesteuert werden, um 
notwendige bauliche Anderungen einzuplanen. Doch: Ein 
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Rechtsanspruch auf Bereitstellung von Bundesmitteln be­
steht nicht. Wie heuchlerisch die Diskussion um die Wohn­
~ituation der Behinderten geführt wird, zeigt eine Sitzung 
im J:iessischen Landtag am 7. März 1972, »betreffend Inte­
gration behinderter Mitbürger «: 
Da macht der Sozialminister Horst Schmidt, Mediziner, dem 
Landtag weis: »Der Landesregierung sind keine Fälle be­
kannt, in denen die Unterbringung Behinderter in Anstal­
ten, Heimen und gleichartigen Einrichtungen nur deshalb 
notwendig ist, weil keine behindertengerecht ~ebauten Woh­
nungen zur Verfügung stehen.« 8 Das muß m Ohren von 
Behinderten die trotz ihrer Jugend im Altersheim wohnen, 
zynisch klingen. Ebenso zynisch muß es klingen, wenn eine 
Behinderte dem Sozialminister schreibt und eben diese Sach­
v_7rhalte vorträgt, und dafür einen herablassenden Brief zu­
ruck bekommt ihre Angaben beruhten wohl auf Aussagen 
Dritter, sie solle sich nicht so »beschweren«, .immer vertrau­
ensvoll ans Sozialamt wenden und überhaupt die Befürch­
tungen um die Zukunft fahren lassen, da wir in einem so-
zialen Rechtsstaat leben. 0 · 

Wieweit sich ein Behinderter auf Angaben aus Ministerien 
verlassen sollte, zeigt die De~atte im hessischen Landtag: 
Der_ Sozialminister gibt an, die Stadt Frankfurt habe 2 5 2 

behindertengerechte Wohnungen. Der Abgeordnete Krüger 
(FDP) in einer Antwort darauf: »Herr Sozialminister, die 
Stadt Frankfurt hat 10 oder 12 behindertengerechte Woh­
nungen.«10 Und auch hier, wie in anderen Bereichen der 
Behinderten: Man verschafft sich keine Unterlagen über den 
Bedarf an behindertengerechten Wohnungen und fängt dann 
erst mal gar nicht an zu planen und zu bauen, weil ja kein 
Bd~darf ermittelt ist. In der Debatte im hessischen Landtag, 

1~ bewies, wie ahnungslos selbst die Fachreferenten sind, 
z~igte der Landtagsabgeordnete Krüger, wie die Angaben 
e_mes Fachministers zustandekommen: »Wenn der Herr hes­
s1sche Sozialminister - ich hätte das an seiner Stelle auch so 
gemacht - beim Herrn hessischen Kultusminister anfragt, 
bde! seinerseits wiederum bei der technischen Hochschule und 

ei der Fachhochschule für Bauwesen anfragt, ob die denn 
auch auf solche Probleme Rücksicht nähmen - na, was wer­
den die dann antworten? Genau das: Natürlich nehmen wir 
darauf Rücksicht! Nein, sie tim es nicht, weil es offenbar viel 
zu beschwerlich ist und weil dieses Problem im Bewußtsein 
schon verdrängt wird ... «11 Und der CDU-Abgeordnete 
Jagoda zur Bereitschaft, im Landtagsgebäude selber Ande­
rungen herbeizuführen: »Ich habe bereits bei der Diskussion 
über die letzte große Anfrage der FDP in diesem Haus 
darauf hingewiesen, daß gerade dieser Plenarsaal als Beispiel 
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dafür gilt, daß der Behinderte Schwellen zu überwinden hat, 
die manchmat unüberwindbar erscheinen. «12 

Die Verdrängung der Behinderung aus dem öffentlichen Be­
wußtsein ist im Bereich des Architektonischen, der öffentlichen 1 

Verkehrsmittel, der öffentlichen Gebäude nahezu total abzu- · 
lesen. Selbst auf Veranstaltungen der Aktion »Sorgenkind e 
zugunsten der Behinderten mußten Behinderte draußen blei­
ben, weil Rollstuhlfahrer keinen Zugang hatten, selbst zum 
Amtsarzt, der den Behinderten sarkastischer Weise auch noch 
bestellt hat, hat der Rollstuhlfahrer unter Umständen kei­
nen Zutritt, weil das Gesundheitsamt für Rollstuhlinhaber 
nicht zu bezwingen ist. Selbst im » Jahr der Behinderten • 
1972 wurde in Rummelsberg die Gemeindeakademie für Mit­
arbeiter in Kirche und Diakonie eröffnet, die Menschen 
dient »die die Wahrheit und Lebensmitte suchen, Hilfe zu 
geben, die Wahrheit zu fiQden«, wie Landesbischof Dietzfel­
binger bei der Eröffnung sagte. Das Haus, »ein brauchbarer 
Arbeitsraum in Gottes Werkstatt« sperrt jedoch Körperbe­
hinderte architektonisch aus, 13 obgleich in den Rummels­
berger Anstalten wiederum Körperbehinderte leben. Aber 
die brauchen keine Wahrheitssuche und keine Fortbildung. 
Noch gibt es kaum Stadtführer für Behinderte, in denen zu­
gängliche Kinos, Amter, Hotels, Verkehrsmittel und Ein­
kaufsmöglichkeiten aufgezeigt sind. Noch sind die Bauord­
nungen noch nicht auf Behinderte orientiert. Das ist nur lo­
gisch: Wer Behinderte aus dem Bewußtsein verdrängt, wird 
keine Möglichkeit schaffen, ihnen ein normales Leben zu er­
möglichen und ihnen in der Offentlichkeit begegnen zu müs­
sen. Die Vertreibung des Behinderten aus dem öffentlichen 
und produktiven Sektor geschieht nicht, wie so gern beteuert 
wird, ahnungslos. Man stellt sich nur ahnungslos, um nicht 
Ernst machen zu müssen. 



Im Irrenhaus 

Eines Abends , beim Abendessen, sagte Mutter : »Jürgen, ich 
muß einmal unter vier Augen mit Dir sprechen. Du weißt«, be­
gann sie , »Vater kommt nicht wieder . Ich muß arbeiten .« 
Ich sah sie an. »Und ich bleibe bei Oma?« 
»Nein«, Mutter schüttelte den Kopf. »Du mußt fort . Oma ist 
krank.« 
Entgeistert blickte ich an ihr hoch. »Und wohin komme ich? « 
»Ich will Dich ins Annastift bringen. Dort hat es Dir doch so gut 
gefallen .« Ich nickte . »Jürgenlein« , sie drückte mich an sich, 
»wenn wir genug zum Leben haben, kommst Du wieder nach 
Hause.« 
In dieser Nacht wälzte ich mich hin und her. Ich sollte fort 
von der llme , von den Kindern, der Wiese, nein, ich wollte 
nicht unter fremde Menschen I Aber hatte meine Mutter nicht 
alles für mich getan? Hatte sie mich nicht damals auf der 
Flucht beschützt, für mich gekämpft? Erst am Morgen schlief 
ich ein. 
Beim Aufstehen fühlte ich mich schwach, leise sagte ich: »Du 
hast recht, Mutter , ich muß fort.« 
Fräulein Krause , unsere Fürsorgerin, erzählte mir, sie habe an 
das Annastift geschrieben. So warteten wir geduldig auf eine 
Nachricht. Endlich schien es soweit, Fräulei n Krause besuchte 
uns zu ungewöhnlicher Stunde. »Ich habe so ben Nachricht 
vom Annastift. Ja Jürgen, das Annastift nimmt Menschen, wie 
Du es bist, nicht auf.« 
»Und nun? « fragte meine Großmutter. 
»Ja, ich sehe, wir können Jürgen nur noch nach N. bringen.« 
Ich kostete das Leben noch einmal richtig aus. Dann hieß es, 
nächsten Montag gehe es nach N. Mir blieb das Herz fast ste­
hen. Bald wußte die ganze Straße , daß ich fortging. Frau Bern, 
eine Nachbarin, hatte gesammelt und bereitete mir ein kleines 
Abschiedsfest. Wenn auch die Lampions leuchteten, Märchen­
stücke und Volkstänze aufgeführt wurden, so sagte ich meiner 
Mutter : »Ich will nicht fort!« 
Sie sah mich an. »Gut, dann kann ich nicht mehr arbeiten .« 
Ich weiß nicht, wie ich dazu kam, ich schrie sie an: »Du willst 
mich ja nur los sein .« 
In einem neuen Anzug wartete ich am anderen Morgen auf den 
Krankenwagen . Ich blickte alle an. Meine Großmutter schien 
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ruhig. Meine Schwestern machten sich zur Schule fertig. Es 
war eine eig enartige Stimmung. Alle wollten mir Mut machen, 
doch das mißlang . Das Klingeln des Fahrers wirkte wie eine 
Erlösung. 
Ich saß neben meiner Mutter und hielt krampfhaft ihre Hände. 
Dann hatten wir das Ziel erreicht. Wir ,standen in einem großen, 
grauen Gebäude. Ängstlich sah ich mich um. In dem Raum, in 
den uns eine alte Schwester geführt hatte, saß ein Junge und 
stieß unmenschliche Laute aus . Ein anderer schlug mit dern 
Kopf gegen die Wand . 
»Mutti «, rief ich voll .Angst , »ich will nicht hierbleiben .« Ich sah, 
sie weinte . »Ich habe schon mit dem Doktor gesprochen, DU 
kommst auf eine andere Station, morgen .« Damit verabschie· 
dete sie sich . · 
Die Kinder umringten mich. Sie plapperten wirres Zeug. Ein 
großer Junge irrte in der Stube umher . Dabei kam er am Ka· 
lender vorbei und deutete immer auf ein bestimmtes Daturn­
Er nahm den Kalender von der Wand und kam zu mir, schlU9 
den Monat Dezember auf und. zeigte auf den sechsten . »Hier 
Mutter!« sagt er . 
»Am sechsten Dezember kommt seine Mutter« , erklärte die 
Schwester . 
Um der ungewohnten Umgebung etwas zu entkommen, ließ ich 
mich auf den Balkon bringen. Hier schien die Sonne . leichter 
Wind strich durch die Krone eines alten Nußbaumes . Ich dachte 
an Einbeck . Dort spielten die Kinder jetzt auf der Wiese. 
Mir kamen die , Worte von Fräulein Krause ins Gedächtnis : »Sol· 
che Menschen wie Dich, Jürgen , nimmt das Annastift nicht auf!• 
Nun wußte ich , was mit dem Satz gemeint war. Sie hielt mich für 
schwachsinnig. . 
Eine ohnmächtige Wut überkam mich ., Doch dann zogen die 
Zweifel ein: Was konnte ich denn? Alle Jungen in meinem Al· 
ter waren sieben Jahre zur Schule geg angen . Ich konnte nur 
stümperhaft lesen , ein paar Sätze schreiben und etwas rechnen , 
War ich nicht selbst schuld, wenn man mich für schwachsinnig 
hielt? 
Ich schwor mir zu lernen , bis ich sagen könnte: ihr habt euch 
getäuscht! Ich kann! -
Am anderen Morgen stellte mir der Arzt Rechenaufgaben . Ich 
wußte, worauf es jetzt ankam. 
Die Aufgaben waren einfach. Mutter hatte mir oft schwerere ge­
stellt. Ich versuchte zu antworten, doch es drangen nur undeut­
liche Laute aus meinem Mund . Vergeblich zwang ich mich zur 
Ruhe. Könnte ich nur fünf Minuten wie ein Gesunder sprechen! 
Wie gern hätte ich dem fremden Doktor meine Not erzählt. Doch 
die gelähmte Zunge hinderte mich daran . Sie war wie ein 
Wächter, der aufpaßt, daß die Wahrheit nicht ans Tageslicht 
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gelangt. Nie habe ich die Kluft zwischen gesunden Menschen 
und mir so stark gefühlt wie in diesem Augenblick. 
»Gut«, sagte der Arzt, »wir haben noch einen Jungen, der an 
der gleichen Krankheit leidet wie Du, wir werden Dich auch 
dorthin verlegen. « Ich hätte den Arzt umarmen mögen. Genau­
so wie ich sollte er sein? Dann hatte ich ja jemanden, mit dem 
ich mich unterhalten und mit dem ich spielen konnte . 

Sie machen sich Gedanken über das spätere 
Schicksal einiger anderer namentlich genann­
ter Behinderter. Diese Sorgen sollten Sie nicht 
allzu sehr beschweren. Ich kann Ihnen versi­
chern, daß mit den Leistungen nach dem Bun­
dessozialhilfegesetz ausreichende Hilfen für 
den Fall sichergestellt sind, daß die Kräfte oder 
Mittel des einzelnen nicht ausreichen. Allen Be­
hinderten kann nur empfohlen werden, sich 
vertrauensvoll an das zuständige Sozialamt zu 
wenden. Ihre Befürchtungen für die Zukunft der 
Behinderten dürften unbegründet sein. Das 
Grundgesetz garantiert, daß die Bundesrepu­
blik Deutschland ein sozialer Rechtsstaat ist 
und bleibt, in dem für die Behinderten nicht 
weniger als bisher, sondern in Zuk unft mit Si­
cherheit noch mehr und Besseres geleistet 
werden kann. @ 

Ich wurde in einen großen Saal gebracht, in dessen Mitte lange 
Tische stande~. an denen mit großem Lärm Jungen im Alter 
von sechs bis vierzehn Jahren saßen und spielten . Ich erhielt 
einen Platz zugewiesen. 
Mir gegenüber saß der Junge , von dem der Arzt mir schon be­
richtet hatte. »Schau, Hermann , ich bringe Dir einen Spielka­
meraden .« Ich war gespannt. Würden wir uns gut vertragen? 
Freude und Leid miteinander teilen können? Aber Hermann 

@ Aus einem Brief des hessischen Sozialministers Hor st Schmidt 
an die Behin derte Christ a Schlett 
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schien mich gar nicht zu verstehen. Ich stutzte . Sprach ich denn 
so undeutlich? Bei gutem Hinhören verstanden mich doch 
alle? 
Hermann war wie alle anderen in diesem Heim. Wenn er auch 
nicht biß wie manche der Jungens , so sprach er doch mit seinen 
zwölf Jahren noch wie ein Sechsjähriger. Ich aber erschrak : 
War er vielleicht durch diese Umgebung so schwachsinnig ge• 
worden? 
In dieser Nacht konnte ich wiederum nicht einschlafen. Ich muß­
te mir sagen: Eines Tages wirst du auch so sein wie Hermann . 
Welchen Sinn hatte das Leben dann noch für mich? Ich würde 
so leben wie die anderen, die Tag für Tag stumm dasitzen 
und dahindämmern. Mir wurde alles gleichgültig. Der Schwur, 
den ich am Vorabend getan hatte, schlug in den Wind . Wozu 
lesen und lernen, wenn selbst der Arzt schon meint, man sei 
schwachsinnig. 
So vergingen die Tage. Ich machte bald alles nach, was die an· 
deren Jungen auch taten. Die Folgen wurde ich erst gewahr, 
als mich meine Mutter besuchte. Sie war sehr ernst: »Der Arzt 
hat mir geschrieben, daß Du nach seinen Beobachtungen 
schwachsinnig seist. Aber ich werde kämpfen, daß Du in ein 
Heim kommst, wo Du hinpaßt.« 
Ich sah betroffen zu Boden. »Was ist, Jürgen?« 
Ich erzählte alles, was ich erlebt hatte , wie ich mein Leben fort· 
werfen wollte , wie ich abgestumpft war. Sie sagte nur eines : 
»Gut, wenn Du aufgeben willst, werde ich eben allein kämp· 
fen!« 
Als mich meine Mutter im Juni besuchte, zeigte sie mir einen 
Brief, in dem ihr der Arzt mitteilte, daß ich nicht schwachsinnig 
sei. Sie solle versuchen, mich in einem Heim unterzubringen, 
wo ich in besserer Umgebung sei. 
An diesem Abend war ich überglücklich. Die letzte Unsicher­
heit, daß ich doch schwachsinnig sein könnte, war von mir ge­
wichen . 

Jürgen Knop 
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V Behinderte als Almosen-Proletariat 

1. Festrednerschwulst und Almosengebaren 

Behinderte sind ebenso eine Randgruppe wie Strafgefangene, 
psychisch Kranke und Obdachlose. Doch eines hebt sie hervor: 
Während andere Randgruppenprobleme heute politisch dis­
kutiert werden, während vereinzelt politische Lösungen ge­
sucht werden, fällt für Behinderte nur Mitleid ab, werden 
lediglich Almosen verabreicht. Da werden seit einem Jahr­
zehnt auf allen Tagungen, Kongressen und Festtagen die 
Versprechungslitaneien herunt _ergebetet und statt vpn der 
Durchsetzung von Rechten wird die Nächstenliebe und 
Barmherzigkeit herbeigefleht: So der niedersächsische Sozial­
minister Kurt Partzsch, der auf einer Tagung des Sozialwerks 
für Multiple Sklerose erklärte, der Staat bringe schon er­
hebliche Mittel auf, aber: »Das ist vielmehr ein Problem der 
Nächstenliebe und der Mitmenschlichkeit. «1 So ähnlich sagt's 
der Pfarrer auch. 
Bundesminister Walter Arendt hat nicht nur davon gespro­
chen, daß Rehabilitation eine Herzensangelegenheit der ge­
samten Gesellschaft sei, sondern kann sich auch sonst sehr 
pastoral ausdrücken, wenn er erbaulich wie eine pietistische 
Betschwester meint: »Dort in den Einrichtungen (d. h. Hei­
men und Anstalten) werden - vielfach im Stillen und Ver­
borgenen - von Arzten, Pflegern, Helfern, Erziehern und 
Ausbildern die wirklichen Heldentaten un.e rer Zeit voll­
bracht.«2 Wie weiland Jesus Christus geht es Bundeskanz­
ler Willy Brandt in seiner Regierungserklärung 1973 »um 
die alte Wahrlieit, daß der Mensch nicht vom Brot allein 
lebt« ( obgleich der höchste Pflegesatz für Schwerstbehinderte 
1_973 mit 225 Mark die Wurst auf dem Brot kaum ermög­
l~cht)! hohepriesterlich verkündet Brandt weiterhin die »So­
lidarität gegenüber den Nächsten «, die »Bereitschaft zum 
Mitleiden« und: »Vergessen wir nicht: Die unheilbar Kran­
ken brauchen unsere tätige Barmherzigkeit mehr als alle an­
~eren.« Nichts gegen Barmherzigkeit und Nächstenliebe, es 
smd selten genug geübte Tugenden, aber, statt zu predigen, 
hät ten die Politiker besser Rechte durchsetzen sollen. Ange­
sichts der ,katastrophalen Situation der Behinderten, die einen 
Teil zwangsverarmen läßt, einen anderen Teil von versteckt 
gehaltenen Behinderten überhaupt nicht kennt, könnten sol­
che Predigereien als zynisch verstanden werden. 
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Da ex istierte 1972 eine Bezeichnung » Jahr der Behinderten «. 
Die Behinde'rt en haben davon nichts gem erkt . Da gab es un­
ter Leitung von Bundesminister Ar endt einen »Ideenwettbe­
werb des guten Will ens«, eine Ablenkungsveranstaltung, die 
von den eigentlichen Bedürfnissen wegführt und den Almo­
senstatus verfestigt, wie die »Aktion Sorgenkind « im ZDF 
mit ihrer »Bilanz der guten Taten «. Wenn es um Gelder geht, 
wird die Barmherzigkei tsplatte aufgelegt . Die Gründe lie­
gen darin, daß die Prioritäten anders gesetzt wurden, die 
Behinderten alleine aber zu schwach sind, Rechte einzu klagen. 
Als Staatssekretär itn Gesundheitsministerium schrieb Heinz 
Westphal einer Behinderte~vereinigung: »Auch ich bedauere, 
daß es Behandlungszentren gibt, die organisatorisch und aus­
stattungsmäßig noch nicht dem günstigen Stand der thera­
peutischen Möglichkeiten angepaßt sind . Dies liegt wohl nicht 
so sehr, wie Sie meinen, an einer Mißachtung der Gesellschaft 
gegenüber diesen Kindern, sondern leider an den beschränk­
ten Mitteln, die nur einen Ausbau und Aufbau nach Priori­
täten erlauben. «s 

Der Höhepunkt der Fahrt war der Besuch des 
Gesundheitsministers Frau Käthe Strobel! Sie 
hinterließ für jeden Passagier eine Apfelsine! 

Anmerkung: Wer zum Zoo geht, nimmt für die 
Affen auch eine Banane mit! 0 

Als 1972 die Weltspiele der Gelähmten in Heidelberg veran­
staltet wurden, die in den Jahren de1 Olympischen Spiele 
stets an olympischer Wettkampfstätte stattfinden, wollte 
München die behinderten Sportler nicht. So mußten die Ge­
lähmten nach H eidelberg ausweichen. An Kosten steuerte 
der Bund nach schwierigen Verhandlungen 1,5 Millionen 
Mark bei, und da man zum politischen Endspurt zu den vor­
gezogenen Bundestagswahlen antrat, ließen sich dort gerne 
auch di e Politiker sehen und ob ihrer menschlichen Anteil­
nahm e fü-r das Fern sehen film en. Die Weltspiele der Gelähm­
te po_gulär als Ol ympiade der Rollstuhl fa rer apostrophi ert, 

0 Nach satz zu ein em Artikel »Einm al am _Rh ~in «. Bericht von 
einer Schiffahrt von Pati ent en des Ann a-Stift s m Hanno ver und 
der Orthop ädischen An stalten Volm arstein in: H eimzeitun g 
H aus Rod erbruch, Juli 1972 . ' 



kosteten den Bund 1,5 Millionen. Allein das Olympia-Dach 
in München veru na te Kosten von etwa 200 :Millionen 
Mark. · -
Die Behinderten sind meist noch dankbar, wenn überhaupt 
ein Politiker von ihnen Notiz nimmt. Von einem Besuch 
einer Gruppe von Behinderten aus verschiedenen hessischen 
Werkstätten für Behinderte im hessischen Landtag heißt es in 
der Verbandszeitung: »Höhepunkt jedoch war der große Sit­
zungssaal des Landtags: Die Teilnehmer der Besichtigung 
nahmen auf den Sitzen der Abgeordneten Platz und wurden 
von dem Referenten für Eingliederungshilfe im hessischen 
Sozialministerium, Herrn Brasse!, begrüßt. Es kain sogar (!) 
zu einem Gespräch zwischen den Teilnehmern und dem Re­
ferenten, der auf Fragen der Behinderten bereitwillig ein­
ging.«4 

2. Behinderte In der Klassengesellschaft 

Für die Behindertenminderheit von Rentenversicherten, Un­
fallversicherten und Kriegsopfer wenden die gesetzlichen 
Träger der Rehabilitation 3,7 Milliarden Mark auf, für die 
Behindertenmehrheit, die an die Sozialhilfe verwiesen sind, 
genügen 423 Millionen Mark. 5 

· t desto höher 

a~ -1'.o:ae ~nr=-"-=_;,::.:...,;i=;...;;i=;;;.;;;,:,:;;:;;;,:~;;,;.;;.+ 
überhauptke ine Hilfe be 

,:S lediglich_J,.9. 0 

_elimen. Die re1 r 7,7 o 
ilulfen zu Fahrtkosten als die ärmeren. In der Aus­

nutzung der Steuererleichterungen wird es noch absurder: 
Nur 29,5 °/o der Familien aus der unteren Einkommensstufe 
nutzen die gebotenen Steuererleichterungen, während es in 
der oberen Stufe 82,6 °/o sind.8 Nun kommt natürlich hinzu, 
daß die oberste Einkommensstufe weitaus mehr Möglichkei­
ten bietet, Steuervorteile auszunutzen als dies in der unteren 
Einkommensstufe möglich ist, aber neben der materiellen Be­
vorteilung der Reichen kommt die Hilflosigkeit im Umgang 
mit Behörden und Hilfen zum Trag en, die die Armen arm 
läßt. 
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Die auf Sozialhilfe angewiesenen Familien werden finanziell 
auf reichlich unsoziale Weise herangezogen . Wer Hilfe zum 
Lebensunterhalt beantragt, muß sein gesamtes Vermögen bis 
auf einen Restbetrag von 1 500 Mark eingesetzt haben (Stand 
1973), das ist angesichts der Preisentwicklung nicht mehr als 
ein Notgroschen, der verbleibt. Wer Hilfe in besonderen 
Lebenslagen qeantragt ( darunter fällt die Eingliederungshil­
fe und die Pflege für Schwerbehinderte), muß sich vorher bis 
auf einen Restbetrag von 3 ooo Mark finanziell entblößen. 
Für die Blinden, die eine Privilegierung unter Behinderten 
geni eßen, gelten doppelt so hohe Beträge, die nicht als ve r­
wertbares Vermögen eingesetzt werden müssen. 
Was ein Bundesdeutscher erleiden muß, um überhaupt in den 
Besitz des erhöhten Pflegegeldes zu gelangen, beschreibt die 
Verordnung zur Durchführung des § 24 Abs. 2 Satz 1 des 
BSHG vom 24. 2. 1970 (BGB!. IS. 213) ." Neben den Blin­
den, die grundsätzlich erhöhtes Pflegeg eld erhalten, können 
andere Behinderte gleichgestellt werden. Dazu muß das 
Schicksal jedoch besonders hart zugeschlagen haben, denn: 
Behinderte im Sinne des § 24 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes sind 
1. Ohnhänder mit einer weiteren wesentlichen Behinderung, 
2. Personen mit Verlust beider Arme im Bereich der Ober­

arme, 
3. Personen mit Verlust dreier Gliedmaßen, 
4. Personen mit Lähmungen oder sonstigen Bewegungsbehin­

derungen, wenn die Behinderungen dem Verlust dreier 
Gliedmaßen gleichkommen, 

5. Querschnittgelähmte mit Blasen- und Mastdarmlähmun­
gen, 

6. Hirnbeschädigte mit schweren physischen und psychischen 
Störungen und Gebrauchsbehinderung mehrerer Gliedma­
ßen, 

7. andere Personen, deren dauerndes Krankenlager erfor­
dernder Leidenszustand oder deren Pflegebedürftigkeit so 
außergewöhnlich ist, daß ihre Behinderung der Behinde­
rung der in den Nummern 1 bis 6 genannten Personen 
vergleichbar ist. 

Als Gliedmaße gilt mindestens die ganze Hand oder der gan-
ze Fuß. • 
Um statt der üblichen 150 Mark Pflegegeld (die Sätze differie­
ren von Bundesland zu Bundesland) die mindestens 225 Mark 
für erhöhtes Pflegegeld zu erlange n, darf jedoch die Einkom­
mensgrenze einen Grundbetrag von 700 Mark nicht überstei­
gen (Blinde das Doppelte). 

,. Pflegegeld wir d nur gewährt, wenn die im BSHG festgelegten Ein­
kommens- und Vermögensgrenzen nidk überschritten werden. 



3. Anerkennung der Pflegebedürftigkeit 

Die Pflegebedürftigkeit ist nur beim Blinden prinzipiell an­
erkannt. Um Pflegegeld, steuerfreie Pauschalbeträge für Be­
hinderte oder unentgeldliche Beförderung im Nahverkehr zu 
erreichen, muß die Minderung der Erwerbsfähigkeit ( M dE) 
festgestellt werden. 
Die Behörden, die die MdE feststellen , sind meist mit Ortho­
P.a en 6esetzt ~'F ür Ko.r.ger e m erte mtil~ten üi gam..,,.._...,...._ 
reichend qualifiziert sein. Doch um Spastiker zu beurteilen, -
dj,irften die Orthopäden bere'ts ~i e ualifiz"e t e· ei 
Behinderungen ~ie Autismus oder Mucoviscidose, die den 
Ärzten ohnedies kaum bekannt sind und deren Krankheits­
hi! er nicht zum Erfahrungsbereich der Amter gehören, sin 
Oriligpäden glatt überforaert. Di e Wahrscheinlichkeit, daß 
ihre Einschätzung falsch ist, liegt nahe und hat sich bereits 
bei der Begutachtung der Totalschäden von Impfgeschädig­
ten erwiesen . 

· Die Überforderung der diagnostizierenden Arzte beklagen 
vor allem die Eltern geistig behinderter Kinder. 9 Di e Krite­
rien ZU einer Beurteilung - ohnedies gibt es keine bundes­
einheit!iche Regelung - erscheinen unzulänglich. Den Be­
hinderungsgrad eines geistig Behinderten können sie nicht 
einschätzen, weil bis dahin der Gesetzgeber weitgehend nur 
körperliche Leiden im Blick hatte. Mit dem Kriterium, wie­
weit ein Behinderter die »gewöhnlichen und regelmäßig 
wiederkehrenden Verrichtungen« alleine ausüben kann, sind 
geistig Behinderte kaum zu begutachten, denn sie können un­
ter Umständen eben diese Verrichtungen « durchaus bewerk­
stelligen und dennoch erhöhte pflegerische Ansprüche stellen, 
weil sie die ständige Gegenwart (Omnipr äsens) der Bezie­
hungsperson erfor dern. Doch die Mängel in der Begutach­
tung der MdE besteht nicht nur darin, daß Leiden vorran­
gig als körperliches (und nicht seelisches, psychosomatisches) 
Leiden verstanden werden, sondern man hat auch kaum Er­
fahrungen mit der Begutachtung von Kindern, da die Arzte 
vorrangig Kriegsschäden zu diagnostizieren hatten. Die Gut­
achterrichtlinien müssen dringend für Kinder und weniger 
bekannte Behinderungen festgelegt werden. 
Bis jetzt ist die Festsetzung von Behinderungsgraden vom 
Ermessen der jeweiligen Gesundheitsämter abhängig. · 
Die Pauschalbeträge für Körperbehinderte sind zuletzt 1965 
im Rahmen der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung fest­
gesetzt worden. Auf eine Anfrage des VdK teilte Juni 1970 

der par lamentarische Staatssekretär im Bundesfinanzmini­
sterium Gerhard Reischl mit, die Pauschbeträge erfüllten in 
ihrer Höhe ihren Zweck noch voll. Anläßlich der Steuer-
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reform wolle man jedoch neu prüfen. Was Behinderte davon 
halten, berichtet die Deutsche Multiple Sklerose Gesellschafl: 
Schon vor zehn Jahren bekam der berufstätige Ernährer für 
sein hunqertprozentig erwerbsunfähiges Familienmitglied 
einen Steuerfreibetrag von 4 800 Mark jährlich. Das bedeutete 
ein monatliche Mehreinnahme von 80 Mark . Löhne und vor 
allem Preise sind in diesen zehn Jahren rasant gestiegen, nur 
der Pauschalbetrag blieb »stabil «. Multiple-Sklerose-Kranke 
müssen infolge der Lähmung des Sprungbeins häufig orthopä­
dische Stiefel tragen, für das am schlimmsten betroffene Bein 
kommt ein Einschubschuh hinzu. Kosteten diese Hilfsmittel 
1963 zusammen noch knapp 600 Mark, so mußten 1971 da­
für etwa 1 150 Mark bezahlt werden. Die Krankenkasse 
ersetzte alle zwei Jahre anteilig zusammen 300 Mark, den 
Rest zahlte der Ernährer . Da die Schuhe jedoch nur ein Jahr 
im Durchschnitt halten, die Kasse nur alle zwei Jahre sich be­
teiligt, trägt der Ernährer die Kosten dann voll .10 So sind 
Behinderte angesichts steigender Preise und konstant niedri­
ger Sozialleistungen die Betrogenen. 
Unglaubliches stehen Tausende von Unfallverletzten durch, 
wenn es darum geht, die Schuldfrage zu klären, um einen 
Kostenträger zu finden. Der Bund hirnverletzter Kriegs- und 
Arbeitsopfer in einem Merkblag: »Selbst, wenn die Schuld­
frage geklärt ist, gestalten sich die Verhandlungen mit den 
Versicherungsgesellschafl:en ofl: zäh und schwierig. Sachver­
ständigengutachten, die sich nicht selten widersprechen, wer­
den in großer Zahl eingeholt, und die Hirngeschädigten des 
Verkehrs müssen ofl: wochenlang in Krankenhäusern verbrin­
gen, um sich beobachten und begutachten zu lassen. So kann 
sich ein Prozeß über viele Jahre durch mehrere Instanzen 
schleppen und dazu · beitragen, den Gesundheitszustand der 
Hirn.verletzten zu verschlechtern. « 
Eines der Opfer berichtet: »Das Verfahren in meiner Un­
fallstreitsache, in dem die Versicherungsgesellschafl: Revision 
beim Bundesgerichtshof eingelegt hat, dauert nunmehr über 
neun Jahre an. Vielleicht habe ich es als einer der wenigen 
noch überlebt, aber niemand weiß, wieviel diese gesundheits­
schädigenden Prozesse auch für ein kürzeres Lebensalter audl 
bei mir der Anlaß sind. «11 Derartiges Handeln von Versi­
cherungsgesellschafl:en geschieht völlig im Rahmen der Lega­
lität, weil die Hafl:pflichtgesetze die Betroffenen benachteili­
gen. Auch ködern die Versicherungsgesellschafl:en die Eltern 
hirnverletzter oder sonst verletzter Kinder gerne mit Abfin­
dungen, um nicht für die Spätfolgen aufkommen zu müssen. 
Nahezu hoffnungslos wird es, wenn Arzten bei Operationen 
Fehler unterlaufen. Bekannt ist der Fall des Kunstturners 
Jürgen Bischof, der März 1969 in einem Münchener Kran-
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kenhaus an der Achillessehne operiert wurde, aber erst nach 
Monaten aus der Narkose erwachte. Bischof kann nicht mehr 
richtig sprechen, weil ein Teil des Gehirns tot ist, er ist an den 
Rollstuhl gebunden. Die Versicherung des Arztes kauft auf 
dem Gutachter- und Anwaltssektor das Beste und Teuerste 
ein. »Sie wollen um jeden Preis die Haftung von ihrem Arzt 
abwenden, um den Versicherungsfall nicht eintreten zu lassen. 
Es geht eher ein Kamel durchs Nadelöhr, als daß Arzte be­
kennen, auch sie können Fehler machen und einmal versa­
gen.«12 Die Operationsgeschädigten müssen sehen, wie sie 
einen Gutachter finden, der ihre Behinderung auf einen ärzt­
lichen Fehler zurückführt, weil er gegen die Kollegen antre­
ten muß und weil ein Gutachter eben vom Kläger bezahlt 
werden muß. Die Partei der Versicherung scheut nid1t davor 
zurück, die Geschädigten als Querulanten abzuqualifizieren 
und so lange zu prozessieren, bis - wie es vorkommt - die 
Geschädigten tatsächlich wie Querulanten und Nörgler er­
scheinen. 
Die klagende Partei, die Geschädigten, müssen dem Arzt 
nachweisen, daß er fahrlässig gehandelt hat, und diese Fahr­
lässigkeit muß den Gesundheitsschaden herbeigeführt haben. 
Wenn jemand nun nicht genügend solvent ist, sich den 
Rechtsstreit leisten zu können, und auf das Armenrecht an­
gewiesen ist, muß - um das Armenrecht zu bekommen -
erwiesen sein, daß die Klage Aussicht auf Erfolg hat. Pro­
zesse gegen Arzte und Prozesse gegen Versicherungen haben 
dies jedoch nur bei euphorischer ·Einschätzung des Satzes, 
daß vor dem Recht alle gleich seien. 

4. die Behindertenhierarchie 

Vor dem Gesetz sind nicht einmal die Behinderten gleich. 
Im Behindertenbereich herrscht eine deutliche Diskriminie­
rung, die per Gesetz einige privilegiert, während sich die an­
deren ihre Anerkennung quasi erbetteln müssen. 

a) Unfallversicherte in der gewerblichen Wirtschaft 

T,räger der Unfall ~ersicherung für die gewerbliche Wirtschaft 
(rund 1,6 Millionen Unternehmen) sind die gewerblichen 
Berufsgenossenschaften. Sie sind Selbstverwaltungs-Körper­
schaften des öffentlichen Rechts und unterstehen der staat­
lichen Aufsicht. Sie sind zuständig bei Arbeits- und Wegun­
fällen (zur Arbeit oder von der Arbeit) und bei anerkannten 
Berufskrankh eiten. Um optimale Behandlungserfolge zu er-
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zielen, kommen die Versicherten nicht in Allgemeinkranken­
häuser, sonde rn in Unfallkrankenhäuser oder Sonderstatio­
nen. Noch während des Klinikaufenthalts setzt die berufliche 
Rehabilitation ein . Die Berufsgenossenschaften haben ein so­
genanntes D-Arzt- Verfahren (Durchgangsarztverfahren): 
Jeder arbeitsunfähig Verletzte wird dem D-Arzt zugeführt, 
der entscheidet, ob der Verletzte in kassenärztlicher Versor­
gung bleiben kann, oder ob ein berufsgenossenschaftliches 
Heilverfahren eingeleitet wird. Die Berufsgenossenschaften 
haben 29 Verletzungsarten festgelegt, bei denen Verletzte 
sofort in ein ausgewähltes Krankenhaus gebracht werden 
müssen . Der Oberg 'ang von medizinischer und arbeitsthera­
peutischer Rehabilitation gilt als optimal. 
Musterbeispiel für die optimale Rehabilitation der Berufs­
genossenschaften sind anerkanntermaßen die Einrichtungen 
für die Querschnittsgelähmten . Jährlich erleiden in der Bun­
desrepublik etwa r ooo Menschen Qu erschnittslähmungen: 
160 durch Arbeitsunfälle, 640 durch and ere (z. B. Badeun­
fälle bei Kopfsprüngen, Unfälle im Haushalt und Verkehr) 
und 200 durch Krankheiten. Die Bettenkapazität für Arbeits­
unfälle erscheint ausreichend (2 30 Betten, davon ein Teil für 
die Nach- oder Wied erbehandlung), darüber hinaus gibt es 
jedoch kaum geeignete Behandlungsmöglichkeiten (ein­
schließlich der Arbeitsunfälle für etw_a 40 °/o). Wer in Ein­
richtungen der Berufsgenossenschaften keinen Platz findet, 
ist meist zu Siechtum oder gar zum Tod verurteilt. Eine me­
dizinisch oder arbeitstherapeutisch gleichwertige Behandlung 
ist ihm verschlossen, denn es fehlen die 1 5 nötigen Zentren 
(a IOO Betten). 
Es leben zwei Klassen von Querschnittsgelähmten: Die Mehr­
heit kann nicht rehabilitiert werden, w,ie es den Einrichtun­
gen nach möglich wäre. 

b) Kriegsversehrte - Zivilbehinderte 

» Wir stehen vor der Tatsache «, schreibt 1967 ein Zivilbehin­
derter, »daß alle Körperbehinderten, die als Kriegsopfergel­
ten, vorbildlich versorgt sind. Man hat diese vorbildliche Ver­
sorgung sogar auf die SS ausgedehnt, und sogar den Henker 
des KZ-Lagers Buchenwald, Martin Sommer, nicht ausge­
nommen. Da war man wirklich überwältigend großzügig. 
Nur bei den armen unschuldigen Opfern der Kinderlähmung 
und sonstigen Schwer-Zivil-Gelähmten verweigert man die 
Gleichberechtigung mit den Kriegsopfern. « Und abschließend 
meint der Schreiber: »Ich bin überzeugt, daß auch in der 
Bundesrepublik eine gerechte Versorgung jener Mitbürger 
zum Durchbruch gelangt, die das harte Zufallslos der Läh-
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mung getroffen hat. Bis dahin aber geht die Zwangsverelen­
dung weiter. «12 

Der Autor hat sich getäuscht - an der Sonderstellung der 
Kriegsversehrten hat sich nichts geändert. Nach dem Bun­
desversorgungsgesetz sind· den Kriegsopfern, sofern sie von 
der Verwaltung anerkannt wurden, Rechtsansprüche zuge­
sichert ohne Rücksicht auf Einkommen und Vermögen (im 
Gegensatz zum nachrangig gewährten BSHG). Schwerkriegs­
besdiädigte, Sdiwerwehrdienstbeschädigte und sdiwerbe­
sdiädigte rassisch/politisch Verfolgte können im innerdeut­
sdien Flugverkehr (einsdiließlich einer Begleitperson) eine 
Flugpreisermäßigung von 30 °/o in Anspruch nehm en. Zivilbe­
hinderte bekommen nichts. Schwerkriegsb esdiädigte können 
mit einem Fahrtausweis der 2. Klasse die Wagen der r. Klas­
se benutzen, Zivilbehinderte nicht. (Die Vergünstigungen 
werden je nadi dem Besitz versdiiedener Schwerbehinderten­
ausweise verteilt, deren Differenzierung hier aufzuzeigen zu 
weit führt.) Blinde, Kriegsversehrte und durdi Arbeitsunfall 
Behinderte können auf der Bahn unentgeltlich eine Beglei­
tung mitnehmen, Zivilb ehinderte nidit. Schwerbehinderte, 
die einen Ausweis mit dem Vermerk »Die Notwendigkeit 
ständiger Begleitung ist nadigewiesen/BN « besitzen, können 
damit dennoch nicht unentgeltlidi auf der Bahn fahren, son­
dern nur im Nahverkehr (Straßenbahn usw.) . Inhaber eines 
Schwerkriegsbesdiädigtenausweises I und II sowie eines 
Sdiwerbesdiädigtenausweises können z. B. Rollstühle unent­
geltlich befördern lassen, Schwerbehinderte nicht. 
Wie der Staat die Behinderten in Bevorzugte und Benach­
teiligte aufteilt, läßt sich an den Gebührenermäßigungen im 
Femspredidienst sehen: Weil ein Beschluß des Deutschen 
Reidistags aus der Zeit nadi dem Ersten W tkrieg vorliegt 
(1931), brauchen die Kriegsblinden statt der Einriditungsge­
bühr und der monatlidien Grundgebühr nur eine wesentlich 
geringere Gesamtgebühr zu entriditen. Hier unterscheidet 
der Gesetzgeber sogar noch zwischen Zivil- und Kriegsblin­
den. Alle Vorstöße der Zivilblinden und der anderen Schwer­
behinderten wurden von den seitherigen Postministern und 
zuletzt von Holger Börner (als Parlamentari scher Staatsse­
kretär im Bundesministerium für Verkehr und für das Post­
und Fernmeldewesen) Oktober 1971 in einer Fragestunde des 
Parl aments abgewiesen. Abgewiesen mit dem Hinweis auf 
ein Gesetz des Reichstags vor vierzig Jahren , als sei die Ent­
wicklung beim Gesetzgeber, was Behinderte angeht, stehen­
geblieben. 1961 hat sogar der damalige Postminister die An­
träge Sdiwerbehinderter auf einen neuen Fernm eldeanschluß 
bevorzugt zu behandeln, abgelehnt, denn es solle niemand 
bevorzugt werden. Doch das soll sich 1974 ändern. 



Wer einen Zuschuß zum Telefon haben will, und viele Be­
hinderte können nur so alleine leben, weil sie z. B. Bestellun­
gen für Lebensmittel so bei ihrem Händler aufgeben kön­
nen, muß sich an das Sozialamt wenden, wo dann wieder 
eingehend geprüft, kontrolliert, und lange entschieden wird. 
Anders handelten bisher die Städte Erlangen und Solingen 
etwa: Sie haben die Grundgebühren für ältere und behinder-
te Bürger übernommen. . 
Eine bevorzugte Stellung nehmen neben den Kriegsversehr­
ten vor allem die Blinden ein. Die Kriegsblinden haben diese 
starke Bevorzugung für ihre Gruppe errungen, die Zivil­
blinden sind mit dem Hinweis, blind sei blind , nachgezogen. 
(Nur die Zivilbehinderten konnten noch nicht überzeugen, 
behindert sei behindert.) Die Einkommensgrenze ist für Blin­
de nach dem BSHG doppelt so großzügig bemessen wie für 
andere Behinderte. Das BSHG läßt den Bundesländern spe-

- zielle Regelungen offen . So beschlossen die Länder in einem 
sogenannten Landesblindengesetz, daß das Blindengeld un­
abhängig von Einkommen und Vermögen gezahlt wird, so 
daß der Blinde Einkommen plus Blindengeld haben kann. 
Blinden wird im Postversand ebenfalls die unentgeltliche 
Beförderung von Blindensendungen (Blindenschrift-Druck­
werke, auch Tonbänder, wenn Absender oder Empfänger 
eine anerkannte Blindenanstalt ist) zugestanden . 
Daß sich die Klassenunterschiede auch im Lebensstandard be­
merkbar machen, zeigt die Kölner Studie " über die Situation 
von Familien mit behinderten Kindern: Während die in der 
Behindertenhierarchie unten rangierenden . Familien mit Gei­
stigbehinderten nur zu 40 °/o Besitzer eines Wagens sind, ha­
ben Familien mit blinden Kindern zu 70 0/o einen Wagen. 13 

Während bei Familien mit geistigbehinderten Kindern der 
Anteil der Hauseigentümer mit 11 ,2 °/o am niedrigsten liegt, 
ist er mit 30,3 0/o bei Familien mit blinden Kindern bemer­
kenswert hoch !14 

, Die Behinderten haben ihre eigene Rangordnung. Oben ste­
hen die Unfallversicherten, die Kriegsopfer und die Blinden. 
Sie sind die Günstlinge eines Staates, der treu seinen morali­
schen Gesetzen jene bevorzugt, die einmal arbeiten konnten 
und zum Profit wieder ertüchtigt werden können. Dann fol­
gen jene, die sich um ihr Vaterland verdient gemacht haben. 
Für jene, die infolge ihrer Behinderung nie arbeiten konn­
ten, bleiben die Almosen der Sozialhilfe . Wie sich Muster­
knaben um die Gunst beim allmächtigen Vater beliebt ma­
chen, so wehren sich einzelne Behindertengruppen, eben die 
Privilegierten, daß die ander'en Behinderten die gleichen 
.. Die Studie wurde von der Bundesarbeitsgemeinsd:iaft »Hilfe für Be­
hinderte « in Auftrag gegeben. 



Rechte bekomn1en sollen. Bei den Hearings zur Novellierung 
des Schwerbeschädigtengesetzes fochten die Berufsgenossen­
schaften und Rentenversicherungsträger für ihre besseren 
Leistungen. Und als es darum ging, daß auch die Vergünsti­
gungen (für Blinde, für Kriegsopfer) harmonisiert werden 
sollten, daß auch hier die Leistungen angeglichen werden 
sollten, vereitelte dies der VdK mit rechtssystematischen Ar­
gumenten, da diese Bestimmung in einem verkehrten Ge­
setz (Arbeitsschutzgesetz) verankert worden wäre, obgleich 
er seinem Bekenntnis nach inzwischen doch auch die Zivil­
behinderten vertritt. Inzwischen haben sich Bremen und 
Berlin dazu bekannt, daß die Pflegegelder für Blinde auch 
für die Schwerstbehinderten zu zahlen sind, und zwar ohne 
Rücksicht auf Einkommen und Vermögen. 
Dem Staat kann es jedoch nur recht sein, wenn er die ein­
zelnen Gruppen um seine Gunstbeweise wetteifern läßt. So­
lange die Behindertengruppen sich untereinander befehden, 
solange sind sie beliebig auszuspielen . 
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Behindertensport 

Der deutsche Versehrtensport steht der Mitgliederzahl nach in­
ternational an der Spitze. Doch von den rund 72 000 Versehrten 
sind nur etwa 8 % Frauen und nicht einmal 6 % Kinder. Der 
Versehrtensport entstand in den Lazaretten der Weltkriege , und 
noch heute stellen die Kriegsversehrten mit 62 % (gegen 6 % 
Unfallgeschäd igten) das Hauptkontingent der Mitglieder . Noch 
1971, mehr als ein Vierteljahrhundert nach Kriegsende , regi­
striert en die Kriegsv ersehrten d ie meiste n Zugänge , so daß 
manche Sportfeste den Zivilbeh inderten wie ein »Kameraden­
treffen « erscheinen . 1971 traten immer noch 1556 Kriegsver­
sehrte gegenüber nur 245 Unfallgeschädigten In den »Deut­
schen Versehrtenspbrtverband « ein. Kein Wunder , daß der 
Funktionärsstamm überaltert und geistig zum Teil noch sehr 
in der Kriegszeit beheimatet ist , was zur Folge hat , daß allein 
schon aus diesem Grunde andere Behinderte sich bei den Ka­
meradentreffen leicht fehl a/TI Platz fühlen . Selbst die Sportre­
geln sind so auf die Kriegsversehrten zugeschnitten, daß sie 
diese derart bevorte ilen , daß Ziv ilbehinderte sportlich wenig 
Chancen haben , auch einmal zu siegen. 
Die therapeutisch wie gesellschaftspolit ische Bedeutung des 
Sports wird vom zuständigen Innenmin isterium gern beteuert. 
Doch die jährlich 200 000 durch Unfall , Krankheit , Streß Behin­
derten finden nicht ausreichend den Weg zum Behinderten­
sport . Die Schuld daran tragen nicht zule tzt mehr als kuriose 
und veraltete Richtlinien: Den Kriegsbeschädigten (Durch­
schnittsalter 56 Jahre) steht nach dem »Bundesverso rgungs­
gesetz « alles zur Verfügung : Miete von Turnhallen, Kauf von 
Sportgeräten , Sportkle idung usw . Die Unfallbehinderten behin­
dert dagegen die Bürokratie: Der als therapeutisch gepriesene 
Sport muß ihnen eigens »ve rordnet « werden. Dies darf jedoch 
nicht der behandelnde Kassenarzt oder einer der mehr als 
1 500 Sportärzte , die im Verband mitarbeiten . Nur von der Be­
ruf sgenossenschaft akzeptierte Ärzte dü rfen den Unf allgesch ä­
digten Sport verschreiben. 
Die Zivilbehinderten , als die unterprivilegierte Klasse der Be­
hinder tenhierarchie, sind dagegen an die Sozialhilfe ve rwiesen 
- sofern ihr Einkommen nicht zu hoch eingeschätzt wird 
(700 DM). Da auch bei den Behinderten Mannschaftskämpfe 
ausgetragen werden, befinden sie sich in einer Zwangslage : 
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Denn streng nach Vorschrift darf ein Zivilbehinderter nicht an 
den vom Arbeitsministerium bezahlten Ball greifen. Die vom 
Gesetzgeber verordneten Spielregeln unterscheiden zwischen 
zivil- , unfall- und kriegsversehrten Bällen. So spaltet selbst der 
Sport noch die Behinderten in verschiedene Behinderten-Klas­
sen, macht der Gesetzgeber den Behindertensport zum Klas­
sen-Kampf. 



VI Geplante Mißstände 

1. Rehabilitation 

Helmut von Bracken schreibt zum Begriff »Rehabilitation «: 
»Rehabilitation bedeutete ,Wiedereinsetzung in den frühen 
Stand ,, mit >sich rehabilitieren, meinte man ,seinen guten Ruf 
wiederherstellen,. In diesem Sinne wurde das Wort Rehabi­
litation früher vor allem in den oberen Schichten unseres Vol­
kes benutzt. Jetzt soll das vornehme Wort gebraucht werden 
für Maßnahmen, die gerade den Ärmsten, den Geschädigten 
und Benachteiligten zugutekommen. Darin liezt nidit nur ein 
gewisser Trost für die Gesdiädigten und Benachteiligten selbst, 
sondern auch eine verdiente Anerkennung für alle, die sich 
bemühen, ihnen zu helfen. Sozusagen ,Rehabilitation der Re­
habilitation<! Man sollte dies sozialpsychologische Moment 
nidit untersdiätzen . Rehabilitation klingt besser als > Wieder­
herstellung der Arbeitskraft ,, wie WEISBACH jetzt noch ein 
Buch überschrieb, oder HOSKES ,Wiederherstellung der Le­
benstüchti gkei t geschädigter Mensdien ,.«1 

Das lateinische Kunstwort (habilitare = geeignet, fähig ma­
chen) wird auch mit »Anpassung « übersetzt, das heißt, der 
Aus-der-Norm-Gefallene soll offensiditlich der Mehrheits­
norm angepaßt werden. Eine Aktivität der Betroffenen wird 
dabei nicht angenommen. Die Definition von Brackens zeigt 
sehr drastisch, daß der Behinderte aus der Gemeinschaft erst 
einmal ausgeschlossen ist. Wer die juristische Vokabel »Re­
habilitation « benutzt, unterstellt, daß der zu Rehabilitieren­
de seinen Ruf wiederherstellen muß. He te wird unter Re­
habilitation, in Anlehnung in den angelsächsischen Sprach­
gebrauch meist die Wiederherstellung verlorener Fähi gkeiten 
verstanden. An erster Stelle werden stets Maßnahmen ge­
nannt, die eine Wiedereingliederung in das Berufsleben, in 
den Arbeitsprozeß ermöglichen. 
Wer noch etwas zum Sozialprodukt beisteuern kann, hat die 
besten Aussichten auf Rehabilitation. So greift die Renten­
versicherung ein, »wenn die Erwerbsfähigkeit ... gefährdet 
oder gemindert ist« und die Arbeitskraft »voraussichtlich er­
halten, wesentlich gebessert oder wiederhergestellt werden 
kann «. Wer dagegen überhaupt noch nicht im Produktions­
prozeß stand, weil er von Geburt an behindert ist, wird an 
die Fürsorge, die aus dem Armen~cht entstanden ist, verwie­
sen. Das ist eine Rehabilitation vierter Klasse. Die Rehabili-
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tation vierter Klasse (nach den privilegierten Unfall- und 
Rentenversicherten sowie den Kriegsbeschädigten) trifft die 
Mehrheit, denn 5 1 °/o sind Nichtversicherte2 (Kinder, Frau­
en, Nichterwerbstätige infolge ihrer Behinderung). Ihre Re­
habilitation ist ins Ermessen des Sozialamts gestellt. 
Eine weitere Dimension der Rehabilitation entdeckte Sozial­
minister Walter Arendt: »Rehabilitation läßt sich auch nicht 
durch Gesetze allein erreichen, sie muß vielmehr ständig geübt 
und gelebt werden. Rehabilitation muß eine Herzensangele­
genheit der gesamten Gesellschaft sein.«3 Nachdem sich kirch­
liche Verbände langsam die Barmhe rzigkeitstermin ologie ab­
zugewöhnen beginnen, greifen jetzt die Politiker in die Kiste 
mit den triefenden Vokabeln . Sicher aus Hilflosigkeit. 

2. Organisation und Rechtsgrundlagen der 
Rehabilitation 

Regierungs-Medizinal-Direktor Erne Maier aus der Gesund­
heitsabteilung des Innenministeriums des Landes Schleswig­
Holstein rechnete Ende 1969 die Rechtsgrundlagen in der 
Rehabilitation zusammen. Er führte auf: Im Bundesrecht 22 

Gesetze und Verordnungen, ohne Neufassungen und Ände­
rungen, 131 verschiedene Ländergesetze , das heißt im Schnitt 
pro Bundesland 12 verschiedene Gesetze und Verordnungen 
(wobei Hamburg mit drei Gesetzen die wenigsten und Bayern 
mit 18 die meisten Gesetzestexte und Verordnungen hatte.) 4 

Die bundesdeutsche Rehabilitation ist in erster Linie gekenn­
zeichnet durch ihren Mangel an Koordina tion und einen für 
die Betroffenen undurchdringbaren Kompet enzdschungel. Es 
existiert keine zentrale Zuständigkeit, sondern nur ein 
Wirrwarr von Zuständigkeiten. Einen Verwirr-überblick 
bietet E. Meier: Da sind zuständig niedergelassene Ärzte, 
Kliniken, Gesundheitsamt, Sozialamt, Jugendamt, Schulamt, 
Arbeitsamt, Finanzamt. Die Handlungsfreiheit wird weiter­
hin durch die verschiedenen Zuständigkeitsebenen einge­
schränkt: Gemeinde, Amt, Kreis, Regierungsbezirk, Land und 
Bund. Eingliederungshilfe gewähren überörtliche und örtliche 
Träger. Ortliche Träger: Landkreise und kreisfreie Städte. 
Die überörtlichen Träger werden vom Land bestimmt, das 
waren Ende 1969 27 überörtliche Träger in 11 Bundeslän­
dern einschließlich_ West-Berlin. Die Arbeits- und Berufsför­
derung liegt bei den Arbeitsämtern. Doch auch die freien 
Wohlfahrtsverb ände sind Träger der Eingliederun _gshilfe: 
Arbeiterwohlfahrt, Deutscher Caritasverband, Deutscher Pa­
ritätischer Wohlfahrtsverband, Rotes Kreuz, Diakonisches 
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Werk, Zentralwohlfahrtsstelle der Juden. Hinzu kommen El­
ternvereinigungen und Selbsthilfeorganisationen der Behin­
derten.5 
Bundespräsident Gustav Heinemann beklagte März 1971 

zum 12. Welttag der Invaliden, daß sich 141 Einrichtungen 
mit mehr als 1 500 Kostenträgern zum Teil nebenein_ander 
(und man wird hinzufügen müssen: gegeneinander) und un­
abhängig voneinander an die Rehabilitation machen . Der 
Spiegel errechnete rund 2 100 verschiedene Leistungsträger. 0 

3. Gesetzliche Träger der Rehabilitation 

In der Bundesrepublik gibt es fünf verschiedene gesetzliche 
Träger der Rehabilitation (nach Inkrafttreten des sogenann­
ten Harmonisierungsgesetzes werden es sechs sein): 
1. die Rentenversicherung 
2. die Unfallversicherung 
3. die Kriegsopfervers or gung, die Kriegsopfer- und Schwer-

beschädigtenfürsorge 
4. die Bundesanstalt für Arbeit 
5. die Sozialhilfe 
(6 . die Krankenkassen) 
Die Zuordnung beruht auf dem sogenannten Kausalitäts­
prinzip, d. h. die Ursache der Behinderung entscheidet über 
den jeweiligen Rehabilitationsträger. Ein Beispiel: Bricht sich 
eine Person während der Arbeitszeit ein Bein, ist die Berufs­
genossenschaft zuständig, zum Beispiel bei einem komplizier­
ten Bruch zur Umschulung für eine sitzende Tätigkeit. Pas­
siert der Bruch derselben Person an einem Wochenende, au­
ßerhalb der Arbeitszeit, dann ist zur Umschulung die Ren­
tenversicherung zuständig. Geschieht das Unglück jedoch 
einer nicht im Erwerbsleben stehenden J>erson, könrite das 
Arbeitsamt in Frage kommen. Geschieht dasselbe jedoch ei­
ner nichterwerbstätigen Person, die nicht mehr ins Erwerbs­
leben eingegliedert werden kann, zum Beispiel, weil sie zu 
alt ist, dann wäre das Sozialamt zuständig, wenn keine An­
gehörigen zur Kasse gebeten werden können. 
Im einzelnen gibt es die folgenden Zuordnungen: 
1. Die Rentenversicherungsträger (Landesversicherungsan­

stalten, Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Bun­
desknappschaft) helfen den bei ihnen Versicherten, eine 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit abzuwenden oder zu be­
heben. Nichtversicherte Ehegatten und Kinder von Ver­
sicherten und Rentnern werden bei Tuberkulose rehabili­
tiert. Die 41 Rentenversicherungsträger 7 werden vor al-



lern bei chronischen Krankheiten und Verschleißerschei­
nungen zuständig. 

2. Die 9 5 Unfallversicherungsträger (Berufsgenossenschaf­
ten) sind nach einem Berufsunfall oder nach Eintritt einer 
Berufskrankheit zuständig. 

3. Die 104 Träger der Kriegsopferversorgung (Versorgungs­
ämter) und die rund 580 Träger der Kriegsopferfürsorge 
(Hauptfürsorgestellen) sind zuständig für Kriegsbeschä­
digte und Kriegshinterbliebene, beschädigte ehemalige 
Bundeswehrsoldaten, Ersatzdienstleistende, Beschädigte 
im Sinne des Häfllingshilfegesetzes (keine Strafgefange­
nen!) und ihre Hinterbliebenen sowie Angehörige von 
Kriegsgefangenen . 

4. Die Bundesanstalt für Arbeit mit ihren mehr als 700 wei­
teren Leistungsträgern (Arbeitsämtern) »gewährt« kör­
perlich, geistig und seelisch Behinderten Rehabilitations­
maßnahmen zur beruflichen Eingliederung, soweit kein 
anderer Träger zuständig ist. 

5. Die Sozialhilfe mit ihren 5 50 örtlichen und 22 überört­
lichen Trägern hilft Personen , die sich nicht selbst helfen 
können und die eine Hilfe weder von anderen, insbe­
sondere Angehörigen, noch von anderen Sozialleistungsträ­
gern erhalten uud ein so geringes Einkommen haben, daß 
die Sozialhilfe einspringt. 

6. Die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung (Orts­
krankenkassen, Landes-, Betriebs-, Innungs-, Angestell­
tenkrankenkass en, Arbeiterersatzkassen, Seekrankenkas­
sen und die knappschaflliche Krankenversicherung, alles 
in allem an die 1 900) gewährt Leistungen der curativen 
Medizin. Die Ka ssen beteiligen sich zum Teil anteilig an 
den Kosten zum Beispiel von orthopädischen Mitteln: »Die 
Kassen zahlen zwar die Hustenbonbons, nicht aber, was 
für die Rehabilitation notwendig ist. «8 Nach dem Inkrafl:­
treten des Angleichungsgesetzes sollen die Kassen ebenfalls 
Träger der Rehabilitation werden. 

4. Kompetenzwirrwarr beim Bund 

In der Regierung serk lärung vom 28. Oktober 1969 sio.d - in 
einer pseudopoetischen Umschreibung - Behinderte als be­
sondere Aufgabe der Bundesregierung herausgestellt worden: 
Denen, die im Schatten leben, sollten mehr und bessere Chan­
cen eingeräumt werden. Als erste Maßnahme erfolgte 1970 
ein Aktionsprogramm der Bundesregierung, ein programma­
tisches Papier. Die vorzeitigen Wahlen 1972 verhinderten, 
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daß mehrere Gesetze noch vorgelegt werden konnten, Ge­
setze, die ohnedies nur sozialkosmetische Korrekturen, aber 
keine einschneidende .i\nderungen bringen . 
Für das Aktionsprogramm der Bundesregierung war das Ar­
beits- und Sozialministerium zwar federführend, jedoch für 
die Rehabilitation überhaupt nicht zuständig. 0 Zuständig 
sind mehrere Ministerien des Bundes und der Länder . Das 
Arbeits- und Sozialministerium teilt sich die Kompetenzen 
mit dem Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge­
sundheit, jedoch der Schulsektor, Ausbildung der Sonder­
schullehrer, Behindertensport etc. liegen auch nicht in ihrem 
Kompetenzbereich. Ein interministerieller Ausschuß soll »si­
cherstellen, daß nicht das eine Ministerium zu weit zurück­
bleibt «. Aber es soll alles besser werden: 1971 holte das Ar­
beitsministerium alle , die mit der Rehabilitation zu tun ha­
ben, an einen Tisch, um den Bedarf an Umschulungs- und 
Arbeitsplätzen zu decken. 1971 kam es auch zu ersten (!} 
Kontakten zur Kultusministerkonferenz. 1973 begann auch 
das Familienministerium ernsthaft mit der Planung. 
Von Koordination und Planung ist indes zu allen Zeiten ge­
sprochen worden. Ministerialrat Herbert Groß 10 berichtete 
schon 1967, daß am 27. 5. 1960 ein »Ausschuß für die Ein­
gliederung Behinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft« ge­
gründet worden war, der die Erfahrungen der Rehabilita­
tionsträger auswerten, die Maßnahmen koordinieren, neue 
Wege aufzeigen, eine möglichst frühzeitige ,Rehabilitation 
einleiten und die Fachkräfte und Öffentlichkeit informieren 
sollte. Vertreten waren: die Ministerien, die Renten- und 
Unfallversicherungsträger, Krankenhäuser, .i\rztekammern 
und kassenärztliche Vereinigungen, Arbeitsbehörden, kom­
munale Spitzenverbände, die Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrt, Gewerkschaften und Arbeitgeber sowie die Ver­
treter der Rehabilitationseinrichtungen. Der »Deutsche Aus­
schuß für die Eingliederung Behinderter in Arbeit, Beruf und 
Gesellschaft « ist »jedoch bisher nicht sonderlich wirksam ge­
worden«.11 Am 12. r. 1966 gründete man wiederum einen 
Unterausschuß »Koordinierung der Rehabilitationsmaßnah­
men «, der koordinieren und für eine Vergabe der Mittel sor­
gen sollte. Zu diesem Zeitpunkt war der Wissenschaftsrat, zu­
ständig für die Ausbildung von Fachkräften und für die For­
schung, überhaupt noch nicht tät ig geworden. 
Der Europarat hat in seinen 1950 vorgelegten und 1958 re­
vi dierten »Grundsätzen und Richtlinien für die Rehabi-lita­
tion der Behinderten « eine Zentrale Koordinierungsstelle vor­
geschlagen. 1962 wurde eine Nationale Zentrale für die Ge­
sundheitserziehung empfohlen. Der ' Ausschuß für Kriegsopfer 
und Heimkehrerfragen des Deütschen Bundestages hat am 
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6. 5. 1960 eine »Bundesanstalt für Rehabilitation« vorge­
schlagen. Die Sozialenquete-Kommission schlug einen Aufga­
benkatalog12 vor: 
1. Sammlung und Sichtung des in- und ausländischen Ma­

terials über die Rehabilitation (Rechtsvorschriften, Finan­
zierungsfragen, Statistiken, Fachliteratur, Filmmaterial, 
Übersetzungen etc.); 

2. Koordinierung der Vorhaben der privaten und öffentlich­
rechtlichen Träger der Rehabilitation (Vermeidung von 
Überkapazitäten, Bildung einer Arbeitsgemeinschaft); 

3. Anregung von Rehabilitationsmaßnahmen nach Bedarfs­
feststellung (Vorsorgemaßnahmen, Frühbehandlung, Son­
dererziehung und -ausbildung); 

4. Koordinierung und Förderung bereits berufstätiger Fach­
kräfte (Tagungen, Seminare, Kurse, Schrifttum etc.); 

5. Ausarbeitung von Vorschlägen zur Ausbildung von Reha­
bilitationsfachkräften (Arzte, Heilpädagogen, Psycholo­
gen, Fachkräfte für die berufliche Rehabilitation, Verwal­

. tungsbeamte des gehobenen und höheren Dienstes, ärzt­
liches und pädagogisches Hilfspersonal etc.); 

6. Prüfung und Förderung von Forschungsvorhaben; 
7. Koordinierung der Finanzierung; 
8, Weiterentwicklung des Rehabilitationsrechts in Richtung 

auf eine möglichst weitgehende Vereinheitlichung; 
9. Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeitsver­

mittlung und Arbeitslosenversicherung, der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder, dem Wissen­
schaftsrat und dem Bundesausschuß der Kriegsbeschädig-

. ten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge. 
Die Bundesanstalt für Rehabilitation ist am Widerstand der 
Rehabilitationsträger, zum Beispiel der Rentenversicherungs­
tr~ger, die auf einem stattlichen Geldberg sitzen, gescheitert. 
Die Bundesregierung und die Parteien haben sich auch nicht 
e!ltschieden genug dafür eingesetzt. Auch ein Rehabilita­
tionsministerium steht nicht mehr zur Debatte, so daß die 
Zersplitterung und Wirkungslosigkeit weiterhin vorpro­
grammiert bleibt. So ist weiterhin das Arbeits- und Sozial­
ministerium lediglich für den Sozialversicherungsbereich, Be­
ru~sausbildung und die erwachsenen Behinderten zuständig. 
Beun Familien- und Gesundheitsministerium ist man für den 
medizinischen Bereich zuständig, für Früherkennung und Be­
handlung. * Die Sozialhilfe wurde zusätzlich 1969 aus dem 
I!1-nenministerium ( !) abgegeben. Das Gesundheitsministe­
num müßte - müßte - zur Errichtung überregionaler Dia-

* Beim BMJFG gibt es ein Referat für Ausbildungsförderung von Heil­
und Heilhilfsberufen. Diese Stelle müßte stärker um die Ausbildung von 
Rehabilitationskräften im medizinisdien Bereich bemüht sein. 
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gnose- und Behandlungszentren eigentlich - eigentlidi - die 
Initiative ergrei fen. Doch geschehen ist praktisdi nichts. Eine 
einfadie Anfrage, wie viele soldier Zentren es gebe, kann 1973 
immer nodi nicht beantwortet werden, audi wenn man sidi 
Monate zur Antwort Zeit läßt. 
Vorhandene Gelder sind zum Sdiaden der Behinderten ver­
fallen, nidit verwendet worden. Damit sind Tausende von Be­
hinderten kränker gemacht worden, Tausende müssen · des­
halb früher sterben, weil die Ministerien ungestraft und un­
belangt schlafen dürfen: »1960 hatten beide Ministerien je 
einen Jahresetat von fünf Millionen Mark für den Bau von 
überregionalen Einriditungen. Hier sind fünf Millionen frü­
her zum Teil verfallen, weil man sie nidit an den Mann brin­
gen konnte. Man hat gewartet: Kommt jemand, dann kriegt 
er etwas, kommt keiner, wird das Geld eben nidit ausgege­
ben. Auf diese Weise sind hier in den sediziger Jahren zwan­
zig Millionen verfallen. «13 So sorgt Vater Staat für seine 
behinderten Kinder. 
Was auf der Bundesebene vorprogrammiert ist, setzt sich auf 
Länderebene fort: Audi dort sind mehrere Ministerien mit 
der Rehabilitation befaßt. Die Mißstände sind institutionali­
siert. 

5. Koordination zwischen Rehabilitationsträgern 

Bei den Beratungen des Arbeitsförderungsgesetzes hat sidi 
der Bundestag für die Beibehaltung des sogenannten »geglie­
derten Systems der Rehabilitation« ausgesprochen und sich 
gegen ein Rehabilitationsgesetz und gegen eine Bundesanstalt 
für Rehabilitation entschieden . Die Nachteile sind allen Be­
teiligten bekannt: Nur die Unfallversidierung und (sofern 
zuständig und sofern die Ermessensfrage geklärt ist) die So­
zialhilfe umfassen Leistungen für alle Bereidie der Rehabili­
tation. Alle anderen gesetzlidien Rehabilitation~träger ge­
währen Teilhilfen (medizinische oder berufliche Rehabilita­
tionsleistungen). Sie arbeiten nach unterschiedlichen Richtli­
nien, gebrauchen unterschiedliche Begriffe für gleiche Leistun­
gen. Während etwa Renten- und Unfallversicherung von 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der »Erwerbsfähigkeit « 
sprechen, gebraucht die Sozialhilfe den Terminus »Einglie­
derungshilfe«. 
Bundesminister Arendt über die Nachteile des gegliederten 
Systems: »Die Vielfalt der Rehabilitationsstätten .. . und 
ihre Zugehörigkeit zu den verschiedenen Trägern läßt die 
Schwierigkeit ahnen, die einem reibunglosen Zusammenspiel 
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entgegenstehen ... Nachteile entstehen dann, wenn die Ur­
sache der Behinderung ungeklärt ist und der Behinderte den 
für ihn zuständigen Träger nicht sogleich herausfinden kann. 
Auch hat die Unterschiedlichkeit der historisch gewachsenen 
Rechtsvorschriften bei gleichem Sachverhalt zu unterschied­
lichen Begriffen und Leistungen (insbesondere Barleistungen) 
geführt. Und was die Einrichtung für die Rehabilitation an­
geht, so hat es eine bundesweite Planung über die Zuständig­
keiten der einzelnen Rehabilitationsträger hinweg bisher 
nicht gegeben. «14 

Bislang sind die Kostenträger . oft nicht bereit gewesen, Re­
habilitationsmaßnahmen überhaupt zu beginnen, weil der 
zuständige Kostenträger nicht geklärt war. Die Folge: Be­
hinderte mußten zusätzliche schwere Schäden und Invalidi­
sierung hinnehmen, weil siah niemand für zuständig erklärte. 
Viele Behinderte sind über dem Kompetenzstreit gestorben. 
Der Ruf nach einer Zentralisierung der Zuständigkeiten ist 
bisher nicht verstummt. Um gesetzlichen Eingriffen vorzu­
beugen, haben sich die gesetzlichen Rehabilitationsträger zur 
Zusammenarbeit entschlossen. In Frankfurt wurde die »Bun­
desarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation « (BAR) 1969 ge­
gründet. Es gibt drei Geschäftsführer: einen von der Renten­
versicherung, einen von der Unfallversicherung, einen von 
der Bundesanstalt für Arbeit. Die Rentenversicherungsträger 
und die Berufsgenossenschafl:en haben den (nach dem Bun­
deshaushalt) zweitgrößten Etat mit 80 Milliarden. Die BAR 
ist eine Vemunfl:ehe, um Zwangsmaßnahmen zuvorzukom­
men. 
Am 1. Oktober 1971 trat die » Vereinbarung über Zusam­
menarbeit und Verfahren bei der Arbeits- und Berufsförde­
rung Behinderter (berufliche Rehabilitati on) <! in Krafl:. Die 
Vereinbarung wird kurz als »Frankfurter Vereinbarung« be­
zeichnet. Zusätzlich zu den gesetzlichen Trägem haben die 
Bundesärztekammer und die kassenärztliche Vereinigung 
mitunterzeichnet. Ober ein Netz von Beratungs- und Aus­
kunfl:sstellen soll gewährleistet werden: · 

Beratung behinderter Personen 

Alle Dienststellen der gesetzlichen Träger und Mitträger der 
Rehabilitation erteilen Behinderten über ihre Rehabilita­
tionsmöglichkeiten allgemein Auskunfl: und leisten bei der 
Feststellung des zuständigen Trägers Hilfe. Die Träger der 
Gesundheits- und Versicherungsämter werden im Wege der 
Zusammenarbeit um entsprechende Hilfen gebeten, damit 
notwendige Rehabilitationsmaßnahmen unverzüglich einge­
leitet werden können . 
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Die Auskunfl:sstellen werden veranlaßt, Anträge auf Reha­
bilitationsm aßnahmen entgegenzunehmen und an den zu­
ständigen Träger weiterzuleiten. Die Anträge können auch 
formlos gestellt werden. 

Benennung behinderter Personen 

Durch Absprachen soll sichergestellt werden, daß alle Ärzte 
(niedergelassene Ärzte, Ärzte in Krankenhäusern, Werks­
ärzte, Vertrauensärzte und die Ärzte im öffentlichen Gesund­
heitsdienst) die für eine Rehabilitation in Betracht kom­
menden Personen mit ihrem Einverständnis dem zuständigen 
oder dem nächstgelegenen Träger benennen. 
Die Träger der Rehabilitation benennen einander die Behin­
derten, bei denen die Durchführung von Rehabilitations­
maßnahmen durch einen anderen Träger ange_zeigt erscheint. 

lückenloses Rehabilitationsverfahren 

x. Jeder Antrag wird unverzüglich bearbeitet oder dem end­
gültig verpflichteten Träger zugeleitet. Wenn der endgül­
tig verpflichtete Träger oder seine Trägergruppe noch 
nicht feststeht und zu befürchten ist, daß notwendige Re­
habilitationsmaßnehmen nicht rechtzeitig durchgeführt 
werden können, wird der erstangegangene Träger 
a) bei Zuständigkeit seiner Trägergruppe die Maßnahmen 

selbst einleiten 
oder 

b) bei berufsfördernden Maßnahmen das nächste Arbeits­
amt veranlassen, Maßnahmen einzuleiten 
oder 

c) bei medizinischen und allgemein-sozialen Maßnahmen 
die nächste Dienststelle der Sozialhilfe um vorläufige 
Hilfeleistung bitten. 

Sondervereinbarungen bleiben unberührt. 
2. Soweit sich die Zuständigkeiten von Trägern überschnei­

den (z. B. mehrere Ursachen bei einem Rehabilitations­
fall), oder wenn ergänzende Maßnahmen durch einen an­
deren Träger notwendig sind, werden diese Maßnahmen 
und das Verfahren aufeinander abgestimmt. 

3. Für jedes Rehabilitationsverfahren ist zwischen den be­
teiligt~n Stellen ~o fr~hzeitig wie möglich ein Gesamtplan 
abzustimmen. Fur die Aufstellung des Gesamtplanes ist 
der Träger des einzelnen Rehabilitationsverfahrens ver­
antwortlich. 

4. Im Verlauf, spätestens bei Abschluß einer Heilbehandlung 
oder einer beruflichen Förderung ist darauf zu achten, ob 
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noch weitere Maßnahmen zur Sicherung des Erfolges der 
Rehabilitation notwendig sind. 

5. über die Einleitung von Rehabilitationsmaßnahmen wird 
der zuständige Träger der Krankenversicherung unter­
richtet . 

Wege zur Arbeits- und Berufsförderung 

Die Arbeitsvermittlung ist Aufgabe der Bundesanstalt für 
Arbeit. Eine Umsetzung im bisherigen Betrieb oder eine An­
bahnung eines Arbeitsverhältnisses kann von allen Trägern 
veranlaßt werden . 
Bevor die Träger eine Maßnahme der Arbeits- und Berufs­
förderung einleiten, haben sie die Bundesanstalt für Arbeit 
zu beteiligen. 
Die Bundesanstalt für Arbeit hat dem zuständigen Träger 
für die Durchführung der arbeits- und berufsfördernden 
Maßnahmen einen Vorschlag vorzulegen, der den Gesamt­
plan ergänzen soll. Dabei haben die Fachdienste des Trägers 
und der Bundesanstalt für Arbeit auf örtlicher Ebene eng zu­
sammenzuarbeiten und gegebenenfalls gemeinsam zu bera­
ten. 
Die Verantwortlichkeit des zuständigen Trägers für diese 
Maßnahmen sowie Sondervereinbarungen bleiben unbe­
rührt.15 
Die BAR hat für die Arbeitgeber schon den Beweis erbracht, 
daß es richtig war, das »bewährte« gegliederte System beizu ­
be~alten. »Die Erfahrung hat bestät;igt,_daß es keines zwan~~­
we1sen Zusammenschlusses - etwa m einer Bundesanstalt für 
Rehabilitation - bedurfte, um zu einer sinnvollen Abstim­
m~ng und Koordinierung zu gelangen. Im Gegenteil ist der 
Leistungswettbewerb zwischen den Trägern zum Nutzen des 
Ganzen bestehen geblieben.« 16 Die Absichten sind klar: Wer 
für den Produktionsprozeß mobilisiert werden kann, wird 
rehabilitiert; wessen Erwerbstätigkeit nicht. wiederhergestellt 
werden kann, fliegt zum Abfall, kann sehen, ob er bei den 
Krankenkassen oder bei der Sozialhilfe etwas bekommt. 
pber die Rentenversicherung schreibt Hans Töns, Direktor 
1m Bundesverband der Ortskrankenkassen: » In diesem Ver­
sicherungszweig wird Rehabilitation im allgemeinen nur zur 
Eingliederung in Beruf und Arbeit gewährt «.17 
Die Frankfurter Vereinbarung, so nützlich sie ist, kommt le­
diglich der Minderheit von Behinderten zugute , die in den 
Produktionsprozeß eingegliedert werden können . Die ohne­
hin (gemessen am Durchschnitt) Privilegierten werden damit 
weiter privilegiert, das Rehabilitationsgefälle wird nicht ver­
ringert, sondern vergrößert sich sogar noch. 
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6. Gesetz über die Angleichung 
der Leistungen zur Rehabilitation 

In seiner Denkschrift »Rehabilitation. Eine Aufgabe sozialer 
Daseinsvorsorge « verweist der hessische Sozialminister auf 
das Sozialgesetzbuch, das in künftigen Zeiten die gesetzliche 
Koordinierung regeln wird. Im weiteren verweist er darauf, 
daß bereits jetzt § 1 244 Abs. 2 R VO die Rehabilitations­
träger zur Zusammenarbeit verpflichtet. Für den Bereich der 
beruflichen Rehabilitation bestimmt dies bereits § 59 Abs. 
1 AFG. Nach § 1 244 Abs. 3 R VO hatten auch bisher schon 
die übrigen Rehabilitationsträger den zuständigen Renten­
versicherungsträger von Fällen zu unterrichten , in denen 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der Erwerbstätigkeit an­
gezeigt erschienen. Auch in § 126 Nr. 2 BSHG hatten die 
Gesundheitsämter »zur Einleitung der erforderlichen Einglie­
derungsmaßnahmen den zuständigen Soziallei stungsträger 
und, wenn berufliche Eingliederungsmaßnahmen in Betracht 
kommen, auch die Bundesanstalt für Arbeit mit Zustimmung 
des Behinderten oder des Personensorgeberechtigten zu ver­
ständigen«. Die Koordination in Form von Arbeitsgemein­
schaften zwischen den Trägern der Sozialhilfe und den übri­
gen gesetzlich verpflichteten Stellen weist bereits § 9 5 BSHG 
aus. Die Erstellung eines Gesamtplanes zu einer möglichst 
umfassenden und dauerhaften Eingliederung sieht bereits 
§ 59 Abs. 3 AFG, § 1 237 Abs . 5 RVO und § 46 BSHG 
vor . 
Dennoch war alles ohne einen nennenswerten Erfolg: Die 
Leistungen für Behinderte sind in unterschiedlichen Gesetzes­
werken aufgeführt. Man unterscheidet Behinderte nach ihrer 
Behinderungsursache (Kausalität) und sieht sie nicht im Blick 
auf das Ziel der Rehabilitation (Finalität). Die Leistungsun­
terschiede ergeben sich zum Teil auch d'lraus, daß nur Rah­
menvorschriften vorliegen, die die Selbstverwaltungsorgane 
der Rehabilitationsträger mit ihren eigenen Richtlinien aus­
füllen. Je nachdem, welchem Träger ein Behinderter gleichen 
Behinderungsgrades zugehört, danach empfängt er unter­
schiedliche Leistungen: z.B. in den Unterhaltsleistun gen, der 
Anzahl von Familienheimfahrten bei Umschulungslehrgän­
gen, beim Taschengeld. 
Das neue Gesetz über die »Angleichung der Leistungen zur 
Rehabilitation «, das in Kraft treten soll, auch »Harmonisie­
rungsgesetz« genannt, regelt, ähnlich wie die Frankfurter 
Vereinbarung, die Koordinierung der Rehabilitationsleistun­
gen, gleicht die Terminologie der verschiedenen Träger und 
auch verschiedene Leistungen an. In der Begründung des Ge­
setzes heißt es jedoch: »Der Gesetzentwurf geht aus vom ge-
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gliederten System der Rehabilitation. Das bedeutet, daß auch 
künftig die Ursache der Behinderung über die Zuordnung des 
einzelnen Behinderten zu einem Rehabilitationsträger ent­
scheidet.«18 Dieses Gesetz ist auf heftigen Widerstand der 
Berufsgenossenschaften gestoßen. 
Die Berufsgenossenschaften haben die mit Abstand besten 
Rehabilitationseinrichtungen und die besten Leistungen. In 
ihren Unfallkrankenhäusern werden alle medizinischen Mög­
lichkeiten ausgeschöpft. Mit Recht verweist etwa der Direk­
tor der Süddeutschen Eisen- und Stclil-Berufsgenossenschaft, 
Fritz Seidler, darauf, daß in den Unfallkrankenhäusern 
»heute Querschnittsgelähmte in einer Weise rehabilitiert wer­
den, woran vor einigen Jahren kaum einer zu denken wag­
te«.19 Ein Querschnittsgelähmter jedoch, der infolge eines 
normalen Unfalls gelähmt ist, stirbt mit einer höheren Wahr­
scheinlichkeit oder bleibt mit Sicherheit ein Krüppel. Den­
noch soll das hohe Niveau der Berufsgenossenschaften - auf 
Kosten der anderen - erhalten werden. Seidler ist gegen 
»diese Tendenz zur absoluten Gleichmacherei« und versteigt 
sich zu einer bemerkenswert offenen kapitalistischen Inhu­
manität, die in ihrer Brutalität vielleicht nicht ohne Grund 
im offiziellen Organ der Arbeitgeber abgedruckt ist: »Es ist 
doch wohl noch ein Unterschied, ob jemand nach. einem Ar­
beitsunfall, nach. einer Kriegsverletzung oder Wehrdienstbe­
schädigung, oder aus einem sonstigen gleichwertigen Grunde 
der Rehabilitation bedarf, oder ob jemand z. B. bei einer 
strafbaren Handlung verletzt, durch Alkoholabusus krank 
od:r aus sonstigen sehr subjektiven Gründen ein Rehabili­
tationsfall wird. Alle sollen und müssen wieder in die mensch­
li_che Gesellschaft voll integriert werden und müssen hierbei 
eme soziale Plattform haben, die einen uno-estörten Ablauf 
d~s R~habilitationsablaufes gewährleistet. Müssen aber alle 
die mit Recht so umfangreichen Leistungen erhalten, wie sie 
aufgrund eines moralisch hochwertigen Kausalverhältnisses 
zu erbringen sind? «20 · 
Das neue Gesetz tastet die höheren Höchstbeträge für das 
Übergangsgeld und das Krankengeld der Unfallversicherung 
(Berufsgenossenschaften) nicht an. Es tastet auch nicht die hö­
heren Leistungen für Umschüler aufgrund des BFG gegen­
über den durch das Ausbildungsförderungsgesetz Geförder­
ten an (die einen standen bereits im Beruf, die anderen konn­
ten beispielsweise wegen ihrer Behinderung noch nicht be­
rufstätig sein). Das Leistungsgefälle von den Privilegierten 
zu den Minderberechtigten wird also nicht aufgehoben. 
Wichtigster Reformpunkt soll sein, daß die Krankenkassen 
jetzt auch zu Trägern der Rehabilitation erhoben werden. Sie 
werden Träger der - medizinischen - Rehabilitation. Bisher 
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zahlten die Kassen, wie seit 90 Jahren, nur Zuschüsse zu grö­
ßeren Heilmitteln. Wesentlichster Punkt: Die Kassen sind zu­
künftig auch für die Mitversicherten, Ehefrauen und Kinder, 
zuständig. 
Frauen und Kinder, die bisher nicht selbst krankenversichert 
waren, m~ s1ch im al e einer notwencfigen Rehabili­
tation naliezu immer an die Soz1a 1 fe wenden. Nach em 
neuen Geset z werden sie nun emen Anspruch au eineme a1zi'.:' _ 
niscne, a er niäit au eine erufsför emde eistun g haben. 
Hans -öns, Direho r im ~unclesveroan er Ortsk:rankenkas­
sen, beschreibt, warum die Rehabilitation der Mitversicherten 
auch weiterhin eine minderwertige Rehabilitation bleibt und 
die Privilegierung derer, die noch einmal zur Produktivität 
mobilisiert werden können, nicht aufgehoben wird. 
Die Berufsgenossenschaften haben da_s sogenannte Durch­
gangsarztverfahren entwickelt. Grundsatz: Der » Verunfall­
te« kommt sofort in die Hand eines besonders qualifizierten 
Unfallchirurgen, einem Vertragsarzt der Berufsgenossen­
schaft. Dadurch sind Dauerschäden und Verkrüppelungen 
stark zurückgedrängt worden. Dieses Vertragsarzt-System, 
nur Spezialisten heranzuziehen, wollten die Krankenkassen 
auch einführen. Die ärztlichen Organisationen bestanden je­
doch auf dem kassenärztlichen Versorgungssystem (was schert 
die Berufsorganisation die Verkrüppelung eines Behinder­
ten?). Der Gesetzgeber stellte sich gegen die Kassen-Vor­
schläge. Töns: »Ob die Rehabilitation unter diesen Bedingun­
gen in der Krankenversicherung die gleiche segensreiche Wir­
kung wie etwa in der Unfallversicherung haben wird, halte 
ich für zu bezweifeln. Davon abgesehen besteht die Gefahr, 
daß sich eine Differenzierung entwidcelt, die die Rehabili­
tationsleistung der Krankenversicherun~ gegenüber der Un­
fallversicherung zu einer minderen Leistung macht, wenn et­
wa der Unfallversicherte von dem spezialisierten Unfallarzt 
betreut wird, der mitversicherte Angehörige aber auf die 
Wahl unter den Kassenärzten beschränkt ist, wozu die Durch­
gangsärzte meistens nicht gehören. «21 

Das Gesetz über die Angleichung der Leistungen zur Rehabi­
litation ist ein Gesetz, das den Privilegierten zugute kommt. 
Die anderen Behinderten, die der Sozialhilfe zugeschlagen 
werden, weil keiner der potenten Leistungsträger für sie auf­
kommt, werden ausdrücklich ausgeklammert. Die Leistungen 
der Sozialhilfe werden ausdrücklich nicht an die anderen Lei­
stungen angeglichen, Koordination findet nicht statt. Der Ge­
setzge ber nimmt sich selber aus, um nicht in die Tasche grei­
fen zu müssen. 
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Mein Spielraum beträgt zwei Quadratmeter 

Bericht eines Heimbewohners, der aus Ang~ 
bleiben möchte 

Mein Tagesablauf ist wie ein Rondo: _Tag für Tag wiederholt 
sich alles: Aufstehen, Essen, Schlafen. 
Morgens um 6 Uhr wird die Zimmertür aufgerissen, und es ist 
vorbei mit dem Schlafen . Meine Kameraden stehen eher auf, 
ich erst um halb acht. Was soll ich auch so früh in meinem 
Rollstuhl? Keiner braucht mich. Meine Kameraden gehen zwar 
in die Beschäftigungstherapie , doch drei, vier Stunden eintönig 
den Faden durch die Webkette zu ziehen, habe ich keine Lust. 
Dabei muß ich an meine Schulzeit denken, wo wir zu guten 
Leistungen angespornt wurden mit der Bemerkung: Ihr wollt 
ja einen Beruf erlernen! Und wie sieht die Wirklichkeit aus? 
Ich kam am Ende meiner Schulzeit zu einem sogenannten 
Teamwork, das sich aus Ärzten, Lehrern und Vertretern des Ar­
beitsamtes zusammensetzte . Als ich eineinhalb Stunden auf 
mein Schicksalsgericht gewartet hatte , wurde ich in den Tages­
raum gefahren. Mir war, als würde mein Todesurteil gespro­
chen. Da saßen sie hinter dickem Zigarrenrauch versteckt. Also, 
Erwin, begann mein Lehrer, wir haben für dich keine ·Beschäf­
tigung finden können . Ich brauchte sehr lange, um diesen Satz 
zu verdauen . Diese ganze Rederei von Rehabilitation ist für 
mich ein Hohn. Da liest und hört man ·imponierende Zahlen , 
doch von uns spricht kein Mensch . Sieht man heute_ Berichte 
über Schwerstbehinderte, so handelt es sich meist um Quer­
schnittsgelähmte mit einem muskulösen Oberkörper . 
Doch weiter in meinem Tageslauf : Ich bin in der Lage , mir mei­
ne Hosen mit Mühe selber anzuziehen. Doch wenn ich dann 
sehe, daß der Pfleger dann neben mir steht und Däumchen 
dreht , bekomme ich die Wut. Das Personal macht uns am mei­
sten Sorgen : Wie oft hört man : Hoffentlich kommt bald ein Pfle­
ger, ich muß so nötig! Und kommt dann endlich einer, heißt 
es, ich habe keine Zeit, du mußt später gehen . Meinem Kamera­
den wurde mal geantwortet : Du weißt doch , daß du nur vormit­
tags zu gehen hast. Als ob einer eine Maschine wär, an der 
man seine Bedürfnisse einstellen kann. Das Stär kste , das sich 
mal hörte : Was , am Sonntag mußt du auch? Einer meiner Ka­
meraden saß auf dem Abort und rief nach dem Pfleger . Als 
niemand kam, fuhr ich in den Tage :;raum , wo ich Pfl~ger ver­
mutete. Dort saßen drei Stück, als ich meine Bitte vorgetragen 
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hatte, bekam ich zur Antwort: Nicht mal den Fernsehfilm kann 
man sich in Ruhe anschauen . 
Da ich Spätaufsteher bin, bekomme ich mein Frühstück auf das 
Zimmer. Es besteht aus einer Kanne Milch oder Kaffee und 
aus einem Brötchen, das mit der Wurst belegt ist, womit der 
gestrige Tag, sprich Abendbrot, geendet hat. Gewiß, man kann 
soviel essen, wie man will. Wenn man ein Allesesser ist , braucht 
man nicht zu hungern. Aber, man kennt hier zum Beispiel nur 
eine Soße zu jedem Braten . Ich las gerade in der Zeitung , daß 
es 1 300 verschiedene Sorten Wurst gibt, doch unsere Auswahl 
besteht nur aus vier Sorten . 
Wenn es das Wetter erlaubt, fahre ich nach dem Frühstück 
raus . Meistens fahre ich zum Einkaufen. Es ist mir da'nn, als ob 
ich dazugehörte. Ich versuche so zu sein wie die Passanten 
und fahre ganz langsam an den Schaufenstern entlang . Vor 
einem Lebensmittelgeschäft mache ich halt und schaue in die 
Geldbörse. Ich kämpfe mit mir: 45 Mark Taschengeld bekomme 
ich von der Behörde. Hiervon muß ich Haarschnitt, Toiletten­
sachen bestreiten, und ich leiste mir den Luxus einer Tages­
zeitung . Ich muß mir lange überlegen, ob ich mal mit einem 
Bekannten in ein Cafe oder eine Gaststätte gehen kann. Es wer­
den immer große Worte gesprochen. Ich, Behinderter, darf nicht 
abseits stehen, gehöre nicht in die Isolation . Wenn ich so etwas 
im Radio oder Fernsehen höre, stehen mir die Haare zu Berge . 
Wie sieht die Wirklichkeit aus? Wenn ich mit meinem Begleiter 
eine Gaststätte gefunden habe, in die ich hineinkomme und in 
der der Ober mir nicht gleich die Tür weist, da er befürchtet, 
die anderen Gäste könnten an meinem verunstalteten Körper 
Anstoß nehmen, kommt gewöhnlich der Ober und fragt ge­
wöhnlich meinen Begleiter, was ich haben möchte. Denn ich 
bin ja dumm, ich weiß ja nicht, was ich will. Wenn nun aber 
alles gut gelaufen ist und man sitzt gemütlich im Restaurant, 
schlackern einem die Knie, wenn man die Rechnung sieht. Jede 
Interessengruppe hat Mittel, ihre Forderungen durchzusetzen, 
sollen wir in den Hungerstreik treten? Wenn jemand noch 
raucht , kommt er mit seinem Taschengeld nie aus. 
Doch zurück zum Einkaufen: An der Ladentür klebt ein Schild­
chen, das zwei Hunde zeigt und die Unterschrift trägt: »Ihr müßt 
draußen bleiben! « Ich möchte dann immer ein Schild mit ei­
nem Rollstuhl malen, das die Unterschrift trägt : »Wir auch! « 
Ich werde nämlich draußen vor der Tür bedient, da die meisten 
Geschäfte Stufen haben und auch die Supermärkte so voll mit 
Waren stehen, daß ich mit meinem Rollstuhl nicht durchkom­
me. ·so bleibt mir, mit dem vorlieb zu nehmen, was mir der 
Verkäufer herausbringt. Daß mich der Verkäufer mit »Du« an­
redet, fällt mir gar nicht mehr auf. 
Wenn es regnet oder Winter ist, -muß ich mich arp Vormittag in 
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unserem Tagesraum aufhalten , da unser Zimmer sauberge­
macht wird . Ein paar Bilder schmüc ken diesen Raum. Rauch­
wolken du rchzi ehen die Luft. An kleinen Tis chen sitzen meine 
Kameraden . Aus einem Wandschrank dudelt ein Radio, es 
spuckt Schlager aus. Etliche lassen sich von diesen schwach­
sinnigen Texten ber ieseln , es ist ja auch herrlich , in diese ver­
logene Traum welt einzutau chen und sich tre iben zu lassen . 
Viele, die einen Rollstuhl mit Motor haben, fahren den langen 
Flur immer auf und ab. Sie kommen mir vor wie gefangene 
Tiere auf der Suche. Und nach was? Eine Beschäftigung , die sie 
ausfüllt. 
Wenn sie einen Beruf haben , müssen sie zu ihrem Unterhalt 
beitragen . 100 bis 150 Mark dürfen sie für sich behalten . Ist es 
unter diesen Umständen erstrebenswert , unter viel Mühen und 
Enttäuschungen einen Beruf zu lernen . Kann man einigen 
Schwerstbehinderten verdenken , wenn sie sich dem süßen 
Nichtstun hingeben? 
Ich glaube , nirgends entstehen so viele Gerüchte wie in Hei­
men, Altenclubs usw. Man ist unter sich , Kontakte mit »drau ­
ßen« sind besche iden . Die Kontakte mit Angehörigen sind 
schlecht. Hinzu kommt , daß Behinderte immer von ihren Eltern 
als Kinder behandelt werden. Wenn eine Mutter einen 30jähri­
gen anzieht, wäscht und füttert, meint sie oft , noch ihr kle ines 
Kind vor sich zu haben . Wir lernten hier im Heim eine gewisse 
Unselbständigke it. Das beste Beispiel ist ein Kamerad, dessen 
Mutter hier in der Nähe wohnt und ihn besuchen kommt. Ich 
hatte mal mit ihm eine Meinungsverschiedenheit , da sagte mir 
doch der 53jähr ige : Wenn du nicht ruh ig bist, sage ich es mei­
ner Mutter, d ie gibt dir eine Ohrfe ige. 
Ich weiß, einige werden den Kopf schütteln und denken : wehrt 
Euch doch . Schön , aber wie? Wenn man auf eine Pflegeperson 
so angewiesen ist, daß man nichts kann ohn e sie? Als mich 
einmal morgens ein Pfleger anzog, und ich etwas gegen seine 
Meinung sagte , ließ er mich einfach stehen . Die Folge war eine 
schöne Erkältung . Sicher werde ich nächstesmal meine Schnau­
ze halten. Dann ist mir folgendes passiert : Ich kann noch alleine 
auf die To ilette gehen (der Leser weiß , was für einen Vorteil ich 
in diesem Punkt vor meinen Kameraden habe) . Doch diesmal 
glitt ich aus und fiel in einen mit Wasser gefüllten Eimer . Ich 
fiel so, daß ich zwischen dem Becken und der Mauer einge­
klemmt war. Obwohl ich laut schrie , wurde ich erst eine Vier­
telstunde später aus meinem Gefängnis befreit. Ich hatte Pech, 
denn im Fernsehen lief ein Fußballsp iel. 
Obwohl es erst um halb zwölf Mittagessen gibt , sitzen etliche 
schon Viertel vor elf am Tisch und warten, warten , warten . Nach 
dem Essen , wenn endlich die Zimmer sauber sind , können wir 
end lich »unser Reich « betreten . Unser Zimmer ist Schlaf- , 
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Wohn- und Eßzimmer in einem. Unser Zimmer: vier Betten, vier 
Kommoden, zwei Schränke und vier Rollstühle. Jeder von uns 
hat »seine Ecke«, ein Stückchen Zimmer , begrenzt von einer 
Kommode und dem Bett. Mein Spielraum beträgt etwa zwei 
Quadratmeter . Wenn ich mal rausmöchte, muß mein Kamerad 
erst mal wegfahren. 
Da wir leider mit unseren Rollstühlen (angeblich baupolizei­
lich verboten) in keinen Konzertsaal hineinkommen, haben wir 
uns mit Hilfe unserer Angehörigen in sieben Jahren eine Stereo­
anlage mit Tonbandgerät zusammengespart. Nun können wir 
unser Zimmer zu einem Konzertsaal machen . Das ist nicht iro­
nisch gemeint , wie oft stehe ich vor einer Litfaßsäule und lese 
Namen, die ich verehre und denke, da möchtest du hin. Dann 
tröste ich mich: Nun hast du schon wieder 8 Mark Eintrittsgeld 
gespart . 
Mein Freund und ich haben noch ein zweites Hobby, das ist die 
Religion. Es ist bei uns bestimmt nicht so, daß wir unser Schick­
sal in die Hand des »guten alten Mannes mit Bart « legen und 
denken, er wird schon für uns sorgen, und wenn man uns Un­
recht tut, alles für Gottes Fügung halten. Wir haben uns etliche 
theologische Bücher gekauft, die uns weiterhelfen. Es ist klar, 
daß wir hier im Heim, wo es soviel Behinderungen und Schmer­
zen gibt, als komische Heilige gelten. Doch verspricht uns Chri­
stus mit keinem Wort ein Leben ohne Sorgen , im Gegenteil, 
er verheißt uns Tränen. Eigentlich müßt ihr doch gesund wer­
den , da ihr glaubt, hört man oft von Kameraden. 
Dank meiner Hobbys habe ich nie richtig Langeweile . Ich bin 
der Meinung, wenn ein Schulkind wegen seiner starken Be­
hinderung keine Berufsaussichten hat, sollte man_ ihm Interesse 
für das wecken, woran es später Freude hat, und es nicht mit 
Wissen voll pumpen, das es doch nicht gebrauchen kann. 
Am Abend wird natürlich Fernsehen großgeschrieben . Es 
kommt oft auf die Gnade unserer Pflege " an, ob man sich das 
Stück zu Ende anschauen darf . Manchmal hilft da eine Flasche 
Bier oder ein Piickchen Zigaretten. Dies geht natürlich auf Ko­
sten der Kameraden, die dafür eher ins Bett müssen . Wir haben 
in der Woche zwei Fernsehabende, an denen wir uns das Pro­
gramm, das wir uns selber ausgesucht haben, bis zum Schluß 
ansehen können . Doch diese Fernsehabende wollten sie uns 
jetzt auch noch streichen . 
An den anderen Abenden müssen wir um neun Uhr ins Bett. 
Im Winter geht das noch, aber an einem warmen Sommer­
abend, wenn das Zimmer von der Tageshitze noch unerträg­
lich warm ist , mutet man erwachsenen Menschen zu, mit den 
Hühnern ins Bett zu gehen. Dabei ist es bei uns noch human. 
Es gibt Pflegeheime, da geht nia~ schon um acht Uhr ins Bett. 
An warmen Sommerabenden fahre ich mit dem Rollstuhl durch 
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unsere kleine Vorstadt. Da es eine vornehme Wohngegend ist, 
gibt es hier herrliche Villen. Ich schaue durch die hellerleuchte­
ten Fenster, sehe kostbare Teppiche und Bilder . Auf der Veran­
da sehe ich lachende Menschen beim Wein, sehe ihre schmucke 
Kleidung. Ich dagegen muß mit 200 Mark Kleidungsgeld im 
Jahr auskommen. An diesen Abenden fühle ich mich wie der 
Beckmann in Wolfgang Borcherts Stück »Draußen vor der 
Tür ... « 

7. Das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 

Das BSHG definiert in der Fassung vom 18. September 1969 
in den §§ 39 bis 47 die Eingliederungshilfe für Behinderte. 

a) Aufgabe der Eingliederungshilfe: 

»Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Be­
hinderung zu verhüten oder eine vorhandene Behinderung 
oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und dabei 
dem Behinderten die Teilnahme am Leben in der Gemein­
schaft zu ermöglichen oder zu erleichtern. Hierzu gehört vor 
allem, dem Behinderten die Ausübung eines angemessenen 
Berufs oder einer sonstigen angemessenen Tätigkeit zu er­
möglichen oder ihn wenigstens unabhängig von Pflege zu 
machen.« (§ 39 Abs. 3)* 

b) Empfänger der Hilfe: 

Hilfe ist zu gewähren 
1. Körperbehinderten oder von einer Körperbehinderung be­

drohten Personen (Personen, die in ihrer Bewegungsfä­
higkeit durch eine Beeinträchtigung ihres Stütz- oder Be­
wegungssystems nicht nur vorübergehend wesentlich be-

* Hier empfiehlt sich ein Vergleich zwischen dem § 39 in der geltenden 
Fassung und dem § 39 im Novellierung sentwurf. 
In dem neuen § 39 Abs. IV BSHG ist vorgesehen, daß Voraussetzung 
für die Gewährung der Eing liederungshilfe deren Aussicht auf Erfolg sein 
soll. Obwohl dieser Zusatz angeblich nur in der Absicht eingefügt wurde, 
aussichtslose Fälle von altersbedingten Behind erun gen, bei denen eine Ein­
gliederung kaum möglich ist, auszuschalten, könnte die Bestimm ung in der 
Hand des unkundigen oder bürokr atischen Bearbeiters zu einer echten 
Bremse werden. Wer soll bestimm en, in welchen Fällen eine Eingliede­
run gshilfe Aussicht auf Erfolg verspricht? 
Was gestern noch aussichtslos erschien, ist schon heute aussichtsreich, z. B. 
die Eingliederung Mucoviscidosekranker. Der Novelli erungsvo rschlag 
bringt m. E. keine Verbesserung, sond ern einen Rückschritt . 
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hindert sind oder bei denen wesentliche Spaltbildungen 
des Gesichts oder des Rumpfes bestehen), 

2 . Blinden, von Blindheit bedrohten oder nicht nur vorüber­
gehend wesentlich sehbehinderten Per sonen, 

3. Personen , die durch eine Beeinträchtigung der Hörf ähig­
keit nicht nur vor übergehend wesentlich behindert oder 
von einer solchen Behinderun g bedroht sind, 

4. Per sonen, die durch eine Beeinträchtigung der Sprach­
fähigkeit nicht nur vorübergehend wesentlich behindert 
oder von einer solchen Behinderu .ng bedroht sind, 

5. Personen, die durch Schwäche ihrer geistigen Kräfte we­
sentlich behindert oder von einer solchen Behinderung be­
droht sind, 

6. Personen, die seelisch wesentlich behindert sind. 

c) Maßnahmen der Eingliederungshilfe sind nach 
§ 40 BSHG vor allem 

1. ambulante oder stationäre Behandlung oder sonstige ärz t­
liche oder ärztlich verordnete Maßnahmen zur Verhütung , 
Beseitigung oder Milderung der Behinderun g, 

2. Versorgung mit Körperersatzstücken sowie mit orthopä­
dischen oder anderen Hilfsmitt eln, 

3. Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung, vor allem im 
Rahmen der allgemeinen Schulpflicht und durch Hilfe zum 
Besuch weiterführender Schulen; die Bestimmungen über 
die Ermöglichung der Schulbildung im Rahmen der allge­
meinen Schulpflicht bleiben unberührt, 

4. Hilfe zur Ausbildung für einen angemessenen Beruf oder 
für eine sonstige angemessene Tätigkeit, 

5. Hilfe zur Fortbildung im früheren öder einem diesem ver­
wandten Beruf zur Umschulung für einen angemessenen 
Beruf oder eine sonstige ange!Jlessene Tätigkeit; Hilfe 
kann auch zum Aufstieg im Berufsleben gewährt werden, 
wenn die Besonderheit des Einzelfalles dies rechtfertigt, 

6. Hilfe zur Erlangung eines geeigneten Platzes im Arbeits­
leben, 

7. nachgehende Hilfe zur Sicherung der Wirksamkeit der 
ärztlichen oder ärztlich verordneten Maßnahmen und zur 
Sicherung der Eingliederung des Behinderten in das Ar­
beitsleben. 

Behinderten, bei denen wegen der Schwere ihrer Behinderung 
arbeits- und betufsfördernde Maßnahmen nach Abs. r nicht 
möglich sind, soll nach Möglichkeit Gelegenheit zur Aus­
übung einer der Behinderung entsprechenden Tätigkeit ge-
geben werden. , 
Soweit es im Einzelfall gerechtfertigt ist, können Beihilfen 
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an den Behinderten oder seine Angehörigen zum Besuch wäh­
rend der Durchführung der Maßnahmen der Eingliederungs­
hilfe in einer Anstalt, einem Heim oder einer gleichartigen 
Einrichtung gewährt werden. 
Die Hilfe nach § 40 Abs. r Nr. 3 - 5 umfaßt auch . den 
Lebensunterhalt des Behinderten (vgl. § 41 BSHG) und -
im Falle stationärer Behandlung oder arbeits- und berufs'för­
dernder Maßnahmen - in gewissem Umfang auch den Le­
bensunterhalt für bisher vom Behinderten überwiegend un­
terhaltene Personen (vgl. § 42 BSHG) . 
Die Durchführung der Eingliedemngshilfe wurde durch die 
Eingliederungs-Verordnung vom 28. 5.1971 (BGB!. I, S. 731) 
geregelt. 
§ 5 dieser Verordnung bestimmt, daß von einer Behinde­
rung bedroht im Sinne des § 39 Abs. r Satz r Nr. r bis 5 
BSHG Personen sind, »bei denen der Eintritt der Behinde­
rung nach allgemeiner ärztlicher oder sonstiger fachlicher 
Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist«. 

d) Nachrang der Sozialhilfe 

§ 2 BSHG Abs. r: »Sozialhilfe erhält nicht, wer sich selbst 
helfen kann oder wer die erforderliche Hilfe von anderen, 
besonders von Angehörigen oder von Trägern anderer So­
zialleistungen, erhält.« Mit diesem Prinzip, daß Sozialhilfe 
nachrangig gewährt wird, behindert sich die Behinderten­
hilfe. Denn alle, die meinen, einen Rechtsanspruch auf Hilfe 
zu haben, müssen erst einmal ihre Bedürftigkeit nachwei­
sen. Fragebögen liegen bereit, die persönlichen und wirt­
schaftlichen Verhältnisse des Antragstell ers und seiner Ange­
hörigen auszuforschen. In der Begründung zum Dritten .i\n­
derungsgesetz zum Bundessozialhilfegesetz meinte der Bun­
desrat: (Drucksache 228/72): »Die bisher mögliche Inan­
spruchnahme auch entfernter Verwandter (Großeltern und 
Enkel; Urgroßeltern und Urenkel) entspricht nicht mehr den 
g~wandelten gesellschaftlichen Anschauungen .. . In der Pra­
xis kommt es immer wieder vor, daß ältere Menschen auf 
Sozialhilfe verzichten, weil sie befürchten, daß ihre Kinder 
oder Enkel zum Ausgleich der Sozialhilfeleistungen in An­
spruch genommen werden. « 
Nach dem Dritten .i\nderungsgesetz werden deshalb nur noch 
Verwandte ersten Grades und unterhaltspflichtige Ehegatten 
in Pflicht genommen. Eine Unterstützung gewährte der Ge­
setzgeber nur jenen Hilfesuchenden, deren Einkommens­
grenze einen Grundbetrag von 700 Mark für den Haushalts­
vorstan d nicht übersteigt, zuzüglich r 60 Mark für jedes wei­
tere zu unterhaltende Familienmitglied zuzüglich der ange-
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messenen Mietkosten. Das Pflegegeld für Hilflose betr_ug 
1973 monatlid:i 150, für Sd:iwerstbehinderte 225 Mark. Wenn 
das Dritte Anderungsgesetz in Kraft sein wird, soll dieser 
Betrag auf 1 80 und 3 60 Mark erhöht werden.' :• 
Kennzeid:inendes für die Bedeutung des Dritten Anderungsge­
setzes zum Bundessozialhilf egesetz steht in der Begründung . 
Sie markiert die Einsd:iätzung des federführ enden Ausschusses 
des Deutsd:ien Bundestages mit dem Satz: »Die Lage der öf­
fentlid:ien Haushalte in Bund , Ländern und Gemeinden er­
fordert eine Besd:iränkung von Leistungsverbesserungen auf 
das sozialpolitisd:i unbedingt Notwendi ge.« Die Armen, die 
keine Lobby haben, und deshalb ohnedies seit Jahren gerade 
die Brosamen an Sozialleistungen erhalten, werden wieder 
einmal betrogen. Die Gelder für sie auf das »unb edingt Not ­
wendige« zu beschränken, wird ebenso einhellig beschlossen, 
wie die Gelder für den Rüstungsetat nid:it einzuschränken. 
Es gibt nun einmal Priorit äten , sei die Regierung nun christ­
demokr atisch oder sozial-liberal. 

e) die Untauglichkeit der Ämter 

Die Eltern behinderter Kinder sd:ieuen in der Regel den Weg 
zur Sozialhilfe, weil ihr der Almosengerud:i anhaftet. Groß 
kritisiert dies: »überwiegend haben die kreisfreien Städte 
und Landkreise ihre Sozialämter zu Trägern der Sozialhilfe 
bestimmt , nid:it, wie es aud:i möglid:i gewesen wäre , die J u­
gendämter , Schulämter oder Gesundheit sämter. Hierüber 
herrscht weitgehend Unbehagen. Die Behinderten und ihre 
An gehörigen sind gegenüber den Sozialämtern zurückhal­
tend. Sie wollen nid:it zum Fürsorge empfänger werden und 
empfinden die Bedürfnisprüfung als eine weitere ihnen zu­
gemutete D emüti gung. Größer hod:i sind indes die Bedenken, 
daß die in den Sozialä mtern eingesetzten Kräfte zu Fragen 
der Rehabilit ation nicht das rid:itige Verhä ltnis gefunden ha­
ben, daß ihnen das therapeutisd:ie und erzieherische Denken 
fehlt, daß die Rehabilitation Behind ert er hier nur eine unt er 
vielen Aufgaben ist, und daß sie sid:i im wesentlichen darauf 

* Hier ist ein Hinw eis auf die unterschiedlidie Belastung der Sozia lhilfe­
träger beim Verbleib des Behinderten in der Familie (geringes Pflegegeld) 
oder seiner Unt erbrin gung in Einriditungen und Anstalten mit sehr hohen 
Pflegesätzen zweckmäßig. Während der Sozialhilfe t räger sehr hoh e Pflege­
sätze beza hlen muß, ist er bei der Gewährung des für ihn wesentlidi 
niedrigeren Pflegege ld es oft sehr k leinlidi und tr äg t damit da zu bei, daß 
Angehörige von Behinde rt en, um ih rer doppelten pflcger isdien und finan­
ziellen Belastung zu entgehen, für den Behindert en einen Heimplat z su­
dien, was zu einem verme hrten Bedarf an Pflegepe rsona l und Unter ­
brin gungsplä tzen führt, die dan n wiede r aus ölfentlid:ten Mi tt eln finan­
ziert wer den mü ssen . 
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beschränken, die im Rahmen der Eingliederungshilfe angefal­
lenen notwendigen Aufwendungen zu erstatten oder Rück­
griff zu nehmen, wie sie es auch bei Unterstützungen im Falle 
der Armut tun.«22 
Ein weiterer Vorwurf ist der, daß man das BSHG im Rah­
men der Eingliederungshilfe kleinlich handhabt und prak­
tisch nie von sich aus aktiv wird. Die Unt _ersuchung über die 
Situation von Familien mit behinderten Kindern und Jugend­
lichen zeigt, wie wenig die Behindertenhilfe wirklich ausge­
nutzt wird (wenn man die Steuererleichterungen abzieht). Be­
achtenswert an der Statistik über die Ausnutzung ist dabei, 
daß die Zahl derer, die Hilfe in Anspruch nehmen, niedri­
ger ist als die Zahl derer, die die Hilfsmöglichkeiten ken­
nen23: (Mehrfachnennungen möglich) 

Steuererleichterungen 5 8,6 
Beihilfen zu Fahrtkosten 32,9 
Beihilfen zur angemessenen Schulausbildung 15,0 
... stationären bzw. ambulanten Behandlung 8,o 
... Versorgung mit Hilfsmitteln 7,6 
... Versorgung mit Körperersatzstücken 3,8 
- • • Instandhaltung und .i\nderung der Körperersatzstücke 
und Hilfsmittel 2,7 
• • . Unterweisung zum Gebrauch der Hilfsmittel und 
Körperersatzstücke r ,6 
•• .Verbesserung der wohnungsmäßigen Unterbringung r,5 
... Schulung der Personen, die den Behinderten betreuen r,4 
•• .Ausbildung für einen Beruf oder sonstige Tätigkeit r,2 
• • • allgemeinen Ausbildung · 0,3 

Waru~ die Eltern nicht gerne die Sozia lämter aufsuchen? 
Das liegt nach der sozialen Deklassierung, die darin besteht, 
überhaupt dem Sozialamt zugeordnet zu sein, in der oft dis­
kriminierenden Behandlung: »Ein Hilfsplan oder Ausbil­
dungsplan wurde bisher bei keiner Stelle für uns aufgestellt. 
Ich erhalte lediglich das Pflegegeld laut Bundessozialhilfe­
gesetz . Dabei gibt es auch jedes Jahr neue Schwierigkeiten, 
da es immer nur für ein J ahr genehmigt wird, also stets von 
neuem beantragt werden muß. Das Sozialamt stellt immer 
erst den Antrag, wenn das Jahr bereits abgelaufen ist. '=· Alle 
Sozialhilfeempfänger können zweimal im Jahr einen Antrag 
auf die notwendigste Bekleidung stellen. Die Bearb eitung 
• • Das Sozialamt stellt imm er erst den Antrag, wenn das Jahr bereits 
abgel aufen ist «. - Hier ist nicht erkennbar, was gemeint sein könnte, zu­
mal Sozialämter von sich aus keine Anträ ge stellen , sondern nur zuer­
kennen oder ab lehnen . Richti g ist ledig lich, daß Sozial ämter die Pflicht 
haben, Leistungen auch ohne Antrag zu gewähren, falls ihnen ein An­
spruchsrecht bekannt wird. 
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dauert sehr lange. Dann muß man bis mitten in die Stadt 
fahren, und zwar vormittags, wenn die Kinder Schule haben, 
und Wartezeiten von zwei bis drei Stunden in einem fenster­
losen Flur in Kauf nehmen. Oft ist auch gar nicht da, was 
man wirklich braucht . Und wenn man den Mund aufmacht, 
heißt es einfach: ,Wenn es Ihnen nicht paßt, brauch en Sie es 
ja nicht zu nehmen.< Viel ratsamer wäre es, wenn man eine 
finanzielle Zuwendung bekäme und selbst kaufen könnte, 
was nötig ist.« 24 

Josef ]. Kopp, spastisch gelähmt, fragt sich, wieweit diese 
Behörden von ihren Organisationsstrukturen her überhaupt 
in der Lage sind, einen Rehabilitationsprozeß fördernd zu 
beeinflussen. Geht der vorgetragene Fall über das routine­
mäßig zu Erledigende hinaus, versuchen die Behörden ab­
zuwimmeln. Der Antragsteller jedoch, uniformiert und im 
Umgang mit Behörden unerfahren , dringt nicht zu den bes­
ser informierten höheren Dienststellen durch. Kopp: »So ist 
es mir mehrmals geschehen, daß eine Di enststelle, mit der ich 
Differenzen in der Auslegung von Ermessensfragen hatte, 
mir zumutete, dies vor einem Sozialausschuß oder vor dem 
Sozialgericht auszutragen, während sich gangbare Lösungen 
anstehender Fragen simpel ein Stockwerk höher bei einer 
anderen Dienststelle angeboten hätten, wie sich im nachhin­
ein herausstel te, aber nicht aufgrund einer Initiative der 
verhandelnden Dienststelle, sondern durch eigene Recher­
chen. Die Erniedrigung, die darin steckt, als Behinderter der 
Phantasielosigkeit eines nur legalistischen Vorschriftenrechts 
ausgesetzt zu sein, möchte ich nicht noch besonders erwäh­
nen . Schon der Soziologe Max Weber hat darauf hingewie­
sen, daß sich Rechtsgleichheit bei fehlender Statusgleichheit 
als Fiktion erweist. Bewrgt ist hier die Frage zu stellen, wie 
weit das Maß an Ausgeliefertsein an eine dem legalistischen 
Vorschriftdenken verhaftete Sozialbehörde zu gehen ver­
mag, wenn nicht Eigeninitiative des Behinderten selbst gang­
bare Lösungen zu finden imstande ist, zumal hier keine 
mächtige Standesvertr 'etung schützend eingreift. ,,25 

Th eorie und Praxis in der Auslegung und Handhabung des 
BSHG zeigt die folgende Dokumentation: Nach der Einglie­
derungshilfe-Verordnung § 9 nach § 47 des BSHG in der 
Fassung vom 28. 5. 71 wird Hilfe zur Beschaffung eines 
Kraftfahrzeuges »gewährt«, wenn der Behinderte »zum 
Zwecke seiner Eingliederung, vor allem in das Arbeitsleben , 
auf die Benutzung eines Kraftfahrzeuges angewiesen ist«. 
Der Vater des berufstätigen Behinderten Werner Ließ stellt 
deshalb, unter Berufung auf das BSHG, einen Antrag auf 
Förderung. · 
Der Antrag an das Sozial amt wird Frühjahr 1970 gestellt. 
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Am 3. Dezember 1970 schreibt der Vater an das Sozialamt, 
warum er bisher noch keinen Bescheid bekommen hat. 
Am 1 r. Dezember 1970 antwortet das Sozialamt, es läge 
kein Antrag vor. Jedoch sei auch der Arbeitgeber tätig ge­
worden und wolle die notwendigen Unterlagen beschaffen. 
» Von uns können Sie dann mit zügiger Bearbeitung rechnen. 
Hochachtungsvoll ... « 
Am 29. Dezember 1970 teilt das Sozialamt mit, die Unterla­
gen seien eingetroffen. » Wir weisen Sie darauf hin, daß vor 
Abschluß eines Kaufvertrages über das Kraftfahrzeug unbe­
dingt die Entscheidung des Landessozialhilfeamtes abgewar­
tet werden muß ... « 
Am 24. Februar meldet sich die Landesversicherungsanstalt 
und übersendet die notwendigen Antragsvordrucke. 
Am 6. April 1971 meldet sich die Landesversicherungsanstalt 
wieder und schreibt dem Behinderten: »Zu Ihrem Antrag 
vom 2. 3. 1970 (also war der erste Antrag doch eingetrof­
fen!) auf Gewährung eines Zuschusses zur Anschaffung eines 
Kraftfahrzeuges müssen wir Ihnen zu unserem Bedauern mit­
teilen, daß im gegenwärtigen Zeitpunkt eine abschließende 
Entscheidung noch nicht getroffen werden kann ... Zu gege­
b~ner Zeit werden wir erneut in dieser Angelegenheit be­
richten. « 
Am_ 7. Dezember 1971, bald zwei Jahre nach dem ersten 
schriftlichen Antrag, entscheidet der Präsident des Nieder­
sächsischen Verwaltungsbezirks, Das Landessozialamt. Das 
~chreiben beginnt mit einem für Laien völlig unverständ­
lichen Paragraphen -Wirrwarr: »Die Hilfe zur Beschaffung 
eines Kraftfahrzeuges gilt nach § 9 der Verordnung nach 
§ 47 des Bundessozialhilfegesetzes (Eingliederungshilfe- Ver­
ordnung) in der Fassung vom 28. 5. 197 1 (Bundesgesetz­
blatt I S. 73 1) als Hilfe im Sinne des § 40 Abs. 1 Nr. 2 des 
Gesetzes, für die der überörtliche 'Träger der Sozialhilfe nach 
§ 100 Abs. 1 Nr. 2 BSHG sachlich zuständig ist. Die Stadt 
Braunschweig hat mir daher Ihren Antrag zur zuständigen 
Entscheidung übersandt. « 
Nach einer weiteren Rechtsmittelbelehrung wird der behin­
derte Antragsteller aufgeklärt, »daß zunächst die Ansprüche 
gegen die Träger anderer Sozialleistungen (Rentenversiche­
rungsträger, Bundesanstalt für Arbeit) im Hinblick auf den 
absoluten Nachrang der Sozialhilfe zu verfolgen sind : Ins­
besondere ist die Bundesanstalt für Arbeit - hier: Arbeits­
amt Braunschweig - gemäß § 5 3 Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) in Verbindung mit § 86 der Anordnung des Verwal­
tungsrates der Bundesanstalt für Arbeit über die Arbeits- und 
Berufsförderung Behinderter (AR.eha) vom 2. 7. 1970 vor­
rangig leistungspflichtig. Auch der zuständige Rentenversi-
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cherungsträger - LV A Braunschweig - hat vorrangig zu 
entscheiden, ob im Rahmen der Erhaltung, Besserung und 
Wiederherst ellung der Erwerbsfähigkeit (§ 1 2 26 R VO) ei­
ne Leistung zu gewähren ist. « 
Eine weitere Aufzählung von Paragraphen folgt. Dann 
kommt die Behörde zur Sache: »Es ist zweif elhaft, daß durch 
ein Kraftfahrzeug besonders bei Berücksichtigung der Wege 
von und zu dem jeweiligen Abstellplatz der Arbeits weg we­
sentlich erleichtert und damit die Eingliederung besser er­
reicht werden kann. Ein Kraftfahrzeug ist somit zur Einglie­
derung in das Erwerbsleben nicht erforderlich. Auch not­
wendige Arztbesuche oder die Teilnahme an kulturellen Ver­
anstaltungen, soweit öffentliche Verkehrsmittel wegen der 
Behinderung nicht genutzt werden können, und Ihnen auch 
die Benutzung des Krankenfahrstuhles nicht zuzumuten ist, 
rechtfertigt im Hinblick auf das notwendige Maß der Sozial­
hilfe nicht die Beschaffung eines Kraftfahrzeuges aus Sozial­
hilfemitteln. In diesen Fällen kann ihnen nötigenfalls die Be­
nutzung eines Mietwagens zugemutet werden. Gegen diesen 
Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch wäre schrift­
lich oder zur Niederschrift bei mir einzulegen .« 
Die bürokratische Hierarchie läßt den Bittsteller seine Ab­
hängigkeit deutlich merken, sie gibt Gunstbeweise je nach 
Laune und demonstriert damit das Abhängigkeitsverhältnis. 
Der Beamte, der unter dem Signum »Der Präsident des . .. « 

in diesem Fall sein_e Gunst verweigert, illustriert mit jedem 
Wort Alexander Mitscherlichs Behauptung, der Vertreter der 
Administration genieße seine Potenz-Gefühle, wenn er mit 
den ,Bittstellern , verhandelt. 26 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in. einem Grundsatzurteil 
(VC 32. 70) entschieden, daß ein Körperbehinderter durch 
die Sozialhilfe nicht besser als seine gesunden Mitmenschen 
gestellt werden soll. Mit dieser Begründung wurde der An­
trag einer Frau abgelehnt, die den zuständigen Landschafts­
verband (überörtlicher Träger) zur Beihilfe zum Kauf eines 
Autos verklagt hatte. Für die Wege im Dorf sei ein Kran­
kenfahrzeug durchaus ausreichend und zu Besuchen der Kreis­
stadt zu kulturellen Veranstaltungen stünde auch anderen 
gesunden Dorfbewohnern kein Auto zur Verfügung. - Sol­
che Entscheidungen sind nur verständlich, weil Nichtbehin­
derte über Bedürfnisse von Behindert en ent sdi.eiden. 
Der Instanzenweg zermürbt, führt dazu, daß die Antrags­
berechtigten verzichten. Der Antrag ist beim örtlichen So­
zialhilfeträger zu stellen, bei größeren Hilfsmitteln wird der 
Antrag dort geprüft' und dann dem überörtlichen Träger zur 
Entscheidung vorgelegt. Dies dauert, durch die Einschaltung 
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vom Amtsarzt, Landesarzt, Ermittlung <ler wirtschaftlichen 
Lage, seine Zeit, Zeit die Kranke oft kränker macht. Da die 
Eltern behinderter Kinder »angemessen « herangezogen und 
auch später zum Kostenersatz verpflichtet werden können, 
unterbleibt notwendige Hilfe. Die Prozedur von Anträgen 
und Bewilligungen am Beispiel eines Gehapparates für ein 
Spina-bifida -Kind ,(Spaltung der Wirbelsäule und des Rük­
kenmarks) , beschreibt Thea Winandy: 
Durch das Wachsen des Kindes ist der Gehapparat nach ei­
nem Jahr zu klein, Brüche der Schienen und damit Repara­
turen sind häufig. Für die Reparaturen ergeben sich folgende 
Wege: Warten in der Anmeldung der orthopädischen Kli­
nik bis zu einer Stunde. Danach Einlaß in das Wartezim­
mer. Ab acht Uhr ist das Wartezimmer schon nahezu besetzt . 
Der Arzt erscheint erst nach den Operationen am Morgen, 
so kann die Wartezeit weitere zwei Stunden dauern. Der 
Arzt unterschreibt die Verordnung für die Reparatur. Da­
nach reiht man sich wieder in die Reihe der Wartenden an 
der Anmeldung ein, um aufgrund der ärztlichen Verordnung 
eine Anweisung an die Werkstatt der orthopädischen Klinik 
zu bekommen. Mit beiden Bescheinigungen geht es in die 
Werkstatt. Das Kind kann in der Zeit der Reparatur die 
Schule nicht besuchen , da die Prothesen fehlen. 
Ist eine neue Prothese erforderlich, geht es wieder: Anmel­
dung, Warteraum, Arzt. Vom Arzt muß die Mutter den An­
trag der Krankenkasse überbringen. Nach einiger Zeit kommt 
der Antrag mit einer Kostenaufstellung an die Mutter zu­
rück. Nun muß die Mutter wieder in die Klinik zur Anmel­
dung. Die überlastete Klinik schickt die Unterlagen nach an­
gemessener Zeit an das Sozialamt (das die Restkosten über ­
nimmt) . Dort wird geprüft und im In stanz ngang genehmigt. 
Nach _sechs bis acht Wochen erhält die Mutter den Antrag ge­
nehmi gt zurück. 
Daraufhin wa ndert sie zur Klinik, Anmeldung, Wartezim­
m~r, Arzt, Anmeldung (siehe oben) . Hat die Werkstatt einen 
Gipsabdruck-Auftra g, wird ein Termin vereinbart. Termin ist 
neun Uhr . Der Werkstattmeister schickt die Mutter, einen 
»Gipsschein « zu hol en : Anmeldung, Wartezimmer, .Arzt, wie 
gehabt, zurück zum Werkstattmeister . So vergeht fast ein 
Jahr, bis die Prothe sen zur Verfügun g stehen. Das Verfahren 
könnte etwas abgekürzt werden, sofern die Mutter den 20-

Prozent -Ante il, den das Sozialamt übernimmt (in diesem 
Fall tr ägt die Kasse 80 Pro zent), vors tr eckte. Das aber darf 
sie gar nicht - vorausgesetzt sie könnte es - , denn das So­
zialamt darf vorgestreckte Leistungen nicht vergüten. Thea 
Winandy: »Kann man dieses System nicht vereinfachen? Wie 
lange muß man so einen Nervenkrieg noch aushalten? «27 
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So wird verständlid1, daß selbst jene Eltern, die überhaupt 
wissen, daß sie Hilfe beansprudlen können, auf Hilfe -
zum Sdladen des Kindes, zum Sdladen aber audl der Sozial­
gemeinsdlaft - verzidlten. Denn die Zerstörung der Person, 
die dem behördlidlen Instanzengang immanent zu sein 
scheint, kann auf die Dauer niemand ertragen. Die Angehö­
rigen von Behinderten sind mitbehindert, Nervenzusammen­
brüche und psydlisdle Fehlhaltungen von Eltern sind die 
Folge. Die Kinder und ihre Angehörigen werden weiterhin 
isoliert, gettoisiert . Die Behindertenhilfe hilft, Behinderungen 
zu verfestigen und · zusätzlidle psydlisdle Behinderungen auf­
zubauen. Hinzu kommt, daß die Sozialhilfe als Einzelhilfe 
konzipiert ist. Sie »gewährt « (das ist die Terminologie von 
Patriarchen und Landesfürsten) einzelnen Einzelleistungen. 
»Die institutionelle Seite ist bisher leider vernachlässigt wor­
den. Man hat nidlt erkannt, daß Einzelleistungen nur einen 
Sinn haben, wenn die entspredlenden Einridltungen vorhan­
den sind. Und das sind sie insbesondere im Bereich der Kin­
der nidlt. «28 
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Zum Duzen die Genehmigung des Anstaltsleiters 
gebraucht 

Tonbandprotokoll aus einem Heim 

Ja natürlich , von der Persönlichkeit her hat jeder anzuklopfen . 
Das ist ganz log isch . 
Das fällt einem schon gar nicht mehr auf , das fällt einem nur 
noch auf , wenn einer anklopft , dann fällt es einem auf. 

Als sehr angenehm . 

Ja eben , dann fällt es einem auf . Im. positiven Sinne, man sagt , 
es gibt noch Leute , die anklopfen , wenn sie reinkommen . Es 
kann natürlich passieren, daß das nicht der Fall ist. 

Aber das macht nicht nur das Pflegepersonal , das machen 
auch die führenden Personen hier. 
Ich glaube in so einem Haus ist das schon ein Zugehörigkeits­
bereich, man empfindet das schon gar nicht mehr als einen Ein­
griff in die persönliche Atmosphäre . Man achtet nicht mehr, 
daß man anklopft. Das geht im ganzen eben unter. 

Es ist doch bemerkenswert : Es wird bei uns in der Regel nicht 
angeklopft. Jetzt sitz' ich mit Besuch im Zimmer . Ich habe also 
männlichen Besuch . Jetzt , der erste stürzt re in, 0 Gott , Verzei­
hung , hätt ich gewußt. - Macht nichts , kommen Sie ruhig rein, 
bitte schön. So , j etzt geht er wieder raus . Nach einer Weile muß 
wieder einer re in. Man hört 's schon draußen vor der Tür krum­
meln, es wird also angeklopft . Herein! Ich muß leider wieder 
stören . Bitte schön! Er kommt auch noch el drittes Mal, er 
kommt immer wieder. Und da , in dem Moment , stößt es einem 
so angenehm auf, wie schön es ist , wenn angeklopft wi rd . Vor­
her, beim ersten Mal, na ja, man verjagt sich , und es gibt Situa­
tionen, wo~ s einem absolut nicht angenehm ist , daß man über­
rascht wird , aber . .. ich finde , man sollte doch wirklich dahin­
kommen , daß angeklopft wird, egal , wer da reinkommt. Wenn 
wir die Zimmer unserer Kolleginnen besuchen, dann klopf ich 
auch an. 

Wenn Sie in das Zimmer vom Pflegepersonal reinwollen? Klop­
fen Sie da an? 

Natürl ich würd ' ich ank lopfen , nur klop f ich über all an. 

Ja es ist uns ja unmögl ich gemacht , die Zimmer des Pflegeper­
sonals zu besuchen , man hat wohlweislich den Fahrstuhl nicht 
höher gebaut , sonst hätten wir ja womöglich hinaufgekonnt. 
Und das wollte man doch unterbinden . Denn irgendwo muß ja 
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die Grenze sein. Das Personal muß seine persönliche Sphäre 
wahren können. 
Dieses Verbot, daß wir nicht in den Wohnbereich dürfen, ja 
immer wieder damit in Zusammenhang zu bringen ist, daß der 
Betreuer und der Betreute nicht in einen persönlichen Kontakt 
kommen sollen. Und deshalb bemerkte ich, daß man mir noch 
keinen Strick daraus gedreht hat, daß ich eine persönliche Be­
ziehung zu einem Betreuer habe. 
Ja, das war schon soweit , daß man es nicht einmal gern sah, 
wenn zwischen de.n Männern , also einem Pfleger und uns, eine 
Freundschaft oder eine gute Beziehung zueinander haben. Das 
war gar nicht gern gesehen. Also am liebsten mit »Sie« und 
immer auf Distanz. Es war eine Zeit, da wurde es ganz streng 
angesprochen. 
Ja, und daß der Pfleger in seiner Freizeit nichts auf den Statio­
nen zu suchen hat. 
Wenn er Feierabend hat, soll er d ie Station verlass 9n und nur 
dann wiederkommen, wenn er Dienst hat. Ja, also jeden Kon­
takt mit den Leuten , die er zu betreuen hat, ausschalten. Aber 
ich glaube, davon ist man in der Zwischenzeit abgegangen. 
Ja ich habe mal vor mehreren Jahren die Genehmigung des 
Vorstehers , sprich des Anstaltsleiters gebraucht, um mich mit 
einem Pfleger duzen zu dürfen. Es wird nicht gern gesehen, 
aber es wird trotzdem gemacht. 

Jetzt fragt man sich, gibt es irgendeine Firma, wo der Chef es 
fertigbringt, daß er seinen Mitarbeitern untersagt, daß sie sich 
duzen? 
Ja, eigentlich ist das ja schon ein Eingriff in das private Leben. 
Das ist ja eigentlich schon verfassungswidrig, das ist ja ein 
Eingriff in die Grundrechte des Bürgers. Wenn man ihm das 
verbietet. Aber bei uns darf man es. 
Ja daran sieht man wieder immer noch die Abhängigkeit des 
Behinderten , daß man ihm entgegen der Grundrechte etwas 
verbietet. Das kann man nur mit Behinderten tun. 

Ich wurde neulich von einer neueren Pflegerin darauf ange­
sprochen, ich sollte dieses »Danke « und »Bitte « in einer Tour 
lassen . Und es ist tatsächlich anerzogen, weil man um etwas 
bittet, weil man etwas gemacht haben muß, was eben für den 
anderen keine Selbstverständlichkeit ist. Für diese Pflegerin 
war es von Anf ang an selbstve rständlich, Handreichungen mir 
zu machen , d ie ich nicht alleine konnte . Und darum f iel ihr das 
auf . Sie fand es schrecklich. Und ich mußte mir tatsächlich Mühe 
geben , das jetzt zu unterlassen . Das sitzt eben drin . 

Mir ist es dieser Tage passiert, ich kam nicht mit meiner Hand 
an die Türklinke , und da kommt einer vorbei , sag ich : Mach 
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mir doch mal die Tür auf. Sagt er, " bitte , heißt das«. So was 
gibt es auch. Er sagt einfach, »bitte , heißt das «. Das muß man 
sich dann sagen lassen , das nimmt man dann in Kauf . Aber so 
was kann einem passieren. 

Daher kommt es, daß es einem anerzogen ist , weil nian solche 
Sprüche auch immer zu hören bekommen hat. 

Die sind ja sonst nicht so, aber da können sie einem wieder 
mal zeigen, hier , du brauchst mich, also , sprich mich auch ent­
sprechend an. Da wird einem wieder mal vorgeführt, w ie ab­
hängig man dann ist. 
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VII Berufliche Rehabilitation zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit 

1. Propaganda und Wirklichkeit 

Beim Arbeitsamt in Frankfurt, dessen Beratungsstelle für 
Rollstuhlfahrer lediglich über einen komplizierten Weg durch 
Garage und Keller zu erreichen ist und dessen Toiletten von 
Rollstuhlfahrern nicht benutzt werden können, da die Tü­
ren zu schmal sind, drückt einem der zuständige Dachrefe­
rent einen leinengebundenen Prachtband in die Hand: »Be­
rufliche Rehabilitation Behinderter « von der Bundesanstalt 
für Arbeit. Dort heißt es zur Einführung, und damit wird 
der Behinderte in erster Linie für das Gelingen der Rehabili­
tation selbst verantwortlich gemacht: »Behinderte in frühe­
ren Zeiten trugen die Last ihres Schicksals oft allein; -heute 
finden sie dagegen mannigfache Hilfen. Im Mittelpunkt viel­
fältiger beruflicher Hilfen steht das menschliche Einzelschick­
sal. Entscheidend für den Erfolg ist der mitgehende Wille, 
die gebotene berufliche Aus- und Weiterbildung in Rehabili­
tationsstätten, Lehrgängen und Schulen zu nützen und sich 
an den Arbeitsplätzen zu bewähren. «1 1973 stehen den jähr­
lich 200 ooo Neubehinderten etwa 10 ooo Ausbildungs/Um­
schulungsplätze zur Verfügung. Und weiter: »Im Beruf ver­
wirklicht der Mensch sich selbst; Arbeit gibt dem Leben Inhalt 
und Richtung. «2 Deshalb wollen die Behinderten , so die Bun­
desanstalt, »nicht außerhalb der Gemeinschaft der Schaffenden 
stehen «3, wollen auch in die »Schaffensgemeinschaft «4 aufge­
nommen werden. 
Angesichts der totalen Verdrängung der Behinderten aus dem 
öffentlichen Leben sind Verbesserungen für die Betroffenen 
selbst wenig spürbar. Da müssen die behinderten Schüler der 
Bochumer Körperbehindertenschule selbst aktiv werden , weil 
nicht einer ihrer Schulabgänger nach der Schule einen Arbeits­
platz fand. Da berichtet ein Behinderter über seine Ausbil­
dung in einer Anstalt: »Daß ich trotz meines Kaufmannsge­
hilfenbriefes ein halbes Jahr warten mußte, bis ich Arbeit 
fand , zeigt wieder, daß draußen Ausbildung und Prüfungen 
in Anstalten nicht viel Wert haben. Ich wurde als ungelernter 
Arbeiter eingestuft ... « Und über die Behandlung durch die 
Behörden schreibt der gleiche Autor: »Sie sollen nicht immer 
so tun, als ' schenkten sie uns etwas! Was habe ich alles ein­
schalt en müssen, um einen zinslosen Kredit durch den Land­
kreis zu bekommen. Was hat 'meine Mutter alles durchma-, 
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chen müssen, bis die Finanzierung des Anstaltsaufenthaltes 
sichergestellt war. Wenn man nun einen Arbeitsplatz hat und 
sich aber noch weiterbilden will, wird einem gesagt : Seien Sie 
froh, daß Sie überhaupt untergekommen sind! « Und weiter: 
» Wenn man in einer Anstalt eine Lehre macht, ist man we­
der kranken- noch sozialversichert, als ob so eine Lehre we­
niger wert wäre. «5 

Und imm er noch gilt, was Oberregierungsrat Heinrich Oels 
(Bundesministerium für Arbeit) vor mehr als einem Jahr­
zehnt kurz auf die Formel brachte: »Häufig steht der ge­
schädigte Jugendliebe vor der Tatsache, sich für einen Beruf 
entscheiden zu müssen, zu dem er innerlich keine Bindung 
spürt «.6 

Von den Blinden ist bekannt, daß sie im Vergleich zu ande­
ren Behinderten ein hohes berufliches Niveau erreichen. Da 
arbeiten blinde Juristen, Verwaltungsbeamte, Organisten. 
Doch auch bei dieser (den anderen gegenüber privilegierten) 
Gruppe stimmt das Image nicht mit der Realität überein. 
Immerhin hat · nur ein Bruchteil der Blinden Arbeit gefun­
den. Einen ungefähren Einblick gibt eine übersieht der 
Kriegsblinden: Danach arbeiten von den rund 6000 Kriegs­
blinden 3 260. Von diesen sind 88 5 »Handwerker, also Bür­
stenmacher, Korbflechter, Mattenflechter, Klammermacher, 
Weber, Stricker und sonstige Handwerker. 89 unserer Kame­
raden sind Landwirte, 349 Masseure . Selbständige Gewerbe­
treibende im Groß- und Einzelhandel und im ambulanten 
Gewerbe gibt es 154. Unter unseren Mitgliedern sind 103 
kriegsblinde Juristen, 18 Dozenten und Lehrer, 12 Geistliche, 
22 sonstige Akademiker, 303 Beamte des gehobenen und mitt­
leren Dienstes sowie Angestellte in vergleichbaren Stellun­
gen, 234 Schreibkräfte, 615 Telefonisten, 16 Künstler (Orga­
nisten, Rezitatoren, Musiker), 391 Industr iearbeiter und 70 
Kameraden sind in anderen Berufen tätig. «7 Und während 
in der Öffentlichkeit von den attraktiven Blinden die Rede 
ist, wandern immer noch V ercreter der Kriegsblinden von 
Tür zu Tür, um Bürsten, Schrubber, Fußmatten und Wäsche­
klammern wie Hausierer an den Mann zu bringen: »Bitte 
schenken Sie uns Ihr Vertrauen «, heißt es in einem vom Ge­
schäftsführer der Kriegsblinden-Handwerker-Fürsorge un­
terzeichneten Blatt, »Sie helfen mit, dem Kriegsblinden sein 
Dasein in ewiger Dunkelheit lebenswert zu gestalten. Weisen 
Sie bitte unseren Vertreter nicht ab. Derselbe nimmt auch 
den kleinsten Auftrag gerne entgegen. « Wer so um Almosen 
bitten muß, ist nicht rehabilitiert. ' 
über die berufliche Situation der Gehörlosen gibt eine Un­
tersuchung der Universität Boclium Aufschluß. 8 Danach er­
reichen die 4 5 ooo erwachsenen Gehörlosen in ihrer Arbeit 
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fast ausnahmslos nur Tätigkeiten in der Sozialschicht I und II 
(Sozial Ver achtete/Unten und unterste Mitte/oberes Unten). 
Zwar wurden einige Gehörlose mit einer Meisterausbildung 
gefunden, doch arbeiteten sie nicht in Meisterpositionen. Der 
Meistertitel diente lediglich dazu, die gegebene Berufsposition 
zu halten. Nach der Statistik hätten 13 gehörlose Meister 
erwartet werden müssen, es waren jedoch nur vier. Fortbil­
dungs- und Aufstiegsmöglichkeiten entfallen. Nicht ein Gehör­
loser erreichte die Hochschulreife. Doppelt so viele Gehörlose 
sind mit ihrer Ausbildung unzufrieden wie in der berufstäti­
gen vergleichbaren Gesamtbevölkerung. Der gehörlose Gold­
schmied, Zahntechniker, technische Zeichner wird nicht voll 
in seinem Beruf eingesetzt, sondern nur mit Marginalfunk­
tionen: Der gehörlose Goldschmied macht ausschließlich Repa­
raturen, Schneiderinnen nähen ausschließlich Knopflöcher 
oder sind als Büglerinnen beschäftigt. Gehörlose, so das Fa­
zit, sind infolge ihrer Hör-Sprachbehinderung auf den un­
teren Randpositionen angesiedelt worden. 
Die Denkschrift des Baden-Württembergischen Innenmini­
steriums schreibt: »Nach dem Abschluß einer Berufsausbil­
dung bereitet bei der heutigen Arbeitsmarktlage auch die 
Arbeitsvermittlung für Behinderte keinerlei Schwierigkeiten. 
In nahezu allen Fällen ist heute eine berufliche Eingliederung 
Behinderter nach erfolgreichem Abschluß einer Rehabilita­
tionsmaßnahme möglich.« Von einer Ausbildungswerkstatt 
für Körperbehinderfe berichtet dagegen Gerd Redeker, Re­
dakteur einer Behindertenzeitung: » Wir sind etwa 2 Stun­
den durch die Werkstätten gegangen und haben nicht einen 
einzigen Lehrling gesehen, der nach unseren Vorstellungen 
schwerer körperbehindert war. Der Grund: Körperbehinderte 
sind dort Leute z. B. mit Klumpfuß, verletzten Armen oder 
Fingern. Die meisten von ihnen sah der Werkstattleiter als 
Schwerstbehinderte an. Nach der Besichtigung fragten wir 
ihn, wo die wirklichen Behinderten seien.« Nachdem der Vor­
sitzende des Aufnahmeausschusses vom Werkstattleiter zur 
Beantwortung der rebellischen Fragen herangeholt ist, erklärt 
dieser: » ... daß von unserer Gruppe niemand in diese Werk­
statt aufgenommen würde. Körperbehinderte wie uns könne 
man nicht an Maschinen heranlassen. « 

2. Arbeits- und Berufsförderung durch das 
Arbeitsamt - Arbeitsförderungsgesetz 

Das »Arbeitsförderungsgesetz «, am II. Juli I 969 in Kraft ge­
treten (hierzu wurden von det Bunde sanstalt für Arbeit am 
2. Juli 1970 Verwaltungs-Anordnungen erlassen), ließ die 
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Inanspruchnahme der Ar beits- und Berufsförderung durch 
Behinderte deutlich ansteigen: 

Abschließen d bearbeitete Einzelfäll e der berufli chen 
Rehabilitati on9 

Abschließend 
Mehr ( +) oder bearbeitete 

weniger(-) Reha-Fälle auf 
Abschließend gegenüb er 10 000 unselb-
bearbeitete dem Vorjahr ständige 

Kalenderjahr Ein zelfälle in °/o Erwerbstätige 

1959 33 937 16,9 
1960 41 332 +21,8 20,1 
1961 45 753 +10,7 21,9 
1962 48 751 + 6,6 23,1 
1963 50 839 + 4,3 23,7 
1964 50 693 - 0,3 23,6 
1965 54 204 + 6,9 24,9 
1966 54 838 + 1,2 25,0 
1967 56 013 + 2,1 26,8 
1968 67 559 +20,6 32,3 
1969 73. 478 + 8,8 34,4 
1970 80 090 + 9,0 36,9 
1971 89 312 +tt,5 41,0 

Das AFG widmet der beruflichen Reha bilitation Behinderter 
in den §§ 56-62 ein besonderes Kapitel. § 56 bestimmt 
den Personenkreis, der gefördert werden kann. In Anleh­
nung an §39 BSHG fallen darunter neben den körperlich 
und geistig Behinderten nun auch seelisch Behinderte . Ge­
währt werden Maßnahmen zur beruflichen Ausbildung, 
Fortbildung und Umschulung . Doch dürfen die Arbeitsäm­
ter nach einem Urteil des Bundessozialgerichts (Aktenz.: 7 
~Ar 12/72) nur kurzfristige Umschulungsm aßnahrnen finan­
ziell fördern, die maximal drei Jahre nicht übersteigen . Län­
gerfristige Förderung ist abzulehnen. Ein Hochschulstudium 
~arf nicht finanziert werden. (Das Arbeitsförderungsgesetz 
sieht neben der individuellen Förderung Behinderter auch 
die institutionelle Förderung vor. Die Arbeitsverwaltung be­
teiligt sich z. B. finanziell an der Erstellung und Ausrüstung 
von Behinderten-Werkstätten. Für die institutionelle Förde­
ru?g stehen - gemessen am Bedarf - nur unzureichende 
Mittel zur Verfügung. Für die Förderung eines Hochschul­
studiums Behinderter gelten die allgemeinen Bestimmungen 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes.) 
Anders als früher k;mn die Bundes nstalt ihre Maßnahmen 
bereits einleiten, wenn eine Behinderung droht. Es muß also 
nicht mehr der Invaliditätsfall erst eingetreten und der Ar­
beitsplatz bereits verloren sein. Wie bei den sogenannten Ge­
sunden hat der Behinderte einen Rechtsanspruch auf ange-

121 



messene Leistungen, wenn er im Arbeitsleben gestanden hat, 
dorthin zur ückkehren oder zum erstenmal für eine versi­
cherungspflichtige Tätigkeit ausgebildet werden will. Doch 
dieser Rechtsanspruch wird zugleich eingeschränkt: Denn 
nach § 36 AFG dürfen Leistungen zur individuellen Ar­
beits- und Berufsförderung nur gewährt werden, wenn die 
Förderung unter Berücksichtigung der La ge und der Entwick­
lung des _Arbeitsn:iarktes sowie der beruflichen Eignung 
zweckmäßig erschemt. Außerdem werden nach § 42 AFG 
nur Personen gefördert, die eine die Beitragspflicht begrün­
dende Tätigkeit ausgeübt haben oder eine s·olche Beschäfti­
gung ausüb~!1. wo~len und deren Fähigkeite~ und bisherige 
berufliche Tat1gke1ten erwarten lassen, daß sie an den Fort ­
bildungsmaßnahmen mit Erfolg teilnehmen werden. Damit 
entfallen Schwerstbehinderte und diejenigen Behinderten, die 
auf grund des katastrophalen Zustand s von Frühdiagnostik, 
Frühbehandlung, Vorschuleinrichtungen, Heimen und Son­
derschulen nicht die Voraussetzungen für berufsfördernde 
Maßnahmen mitbringen. Solange die Rehabilitations-Basis 
fehlt, zielen die Paragraphen ins Leere. 
Eine Aufschlü sselung der Bundesanstalt für Arbeit zeigt, daß 
die während der Berufszeit verursachten Behinderungen (im 
Gegensatz zu den ange borenen Behinderungen) im Vorder­
grund der Förderung stehen : 

Art und Ursache der Behinderung von Rehabilitanden 
(in%) 1971 

~ ~ ' ' 
C ... ~ ~ -a-B fi e l:! C: C: § C ~ ;::l ·.; l:! 

C 
~ ..c: 

:, 
1 -~ Sc U 

~ 0 C: l'.l ., 
e1:"'E:.a ·ßD C ..0 u ·.; ... 

"-o ., 
"' CD.- ..0 -0 ·C-5:ctt CE 

Art der Behinderung ~ C:" ~ C: ~~~ ~-6 ol,-l "' 
Verlu st von Gliedmaßen 11,5 2,1 27,6 24,3 32,7 1,8 
Son stige Schäden und Erkrankungen 
des Stüt z- u. Bewe gun gsappa rates 70 ,3 8,1 7,4 6,8 3,4 4,0 
Quersclrni nsl äh rnun gen 23 ,3 10, 1 16,7 46,3 2,0 1,6 
Folgezustände nach spina ler Kin-
derl ährn ung 93 ,4 5,1 0,2 0,5 0,2 0,6 
Hirn schädigung en 34 ,6 23 ,9 10,9 20,1 8,4 2,1 
Störun gen der Sehfähigkeit 47, 1 26 ,4 9,4 8,9 4,2 4,0 
Störun gen der Hörfähigkeit 37,1 53,0 1,5 1,9 2,4 4,1 
Tub erkulo se der Atmungsorgane 89,9 0,3 1,7 0,3 6,6 1,2 
Herz- und Kr eislauferkrankun gen 90,7 5,0 0,4 0,6 0,9 2,4 
Andere innere Krankheit en 89,9 2,1 3,4 1,2 1,7 1,7 
Organische Nervenschäd en, geistige 
Defektzustände, geistige und ner-
vöse Störungen 24,1 33,3 0,2 0,7 0,2 41,5 
Sonstige Erkrankungen od er Schäde[l 48,6 9,2 17,6 11,6 5,5 7,5 

Insgesamt 57,2 13,3 7,9 6,7 4,3 10,6 
1 
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Zum Kap itel über die Reh~bilitationsleistungen n~ch A_n der 
Behinderungen bemerkt die Bundesanstalt, daß sich die Re­
habilitation auf zweckmäßige berufliche Umstellungen bezie­
he, um die Leistungsfähigkeit auf einem anderen Tätigkeits­
gebiet möglichst zu erhalten: 

Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen 
Rehabil itation nach der Art der Behinderung 
Art der Behinderun g 1971 Mehr ( +) oder 

weniger(-) 
gegenüber 

dem Vorjahr 
absolut O/o absolut O/o 

Verlust von Gliedmaßen 3 433 3,8 + 335 +10,8 
Sonstige Sdtäden und Erkrankungen 
des Stütz- und Bewegungsapparat es 19 534 21,9 + 47 + 0,2 
Querschnittslähmun gen 
Folgezustände nadt spinaler 

744 0,8 + 161 +27,6 

Kinderlähmung 1 702 1,9 + 309 +22 ,2 
Hirnsdtädigung en 2 869 3,2 + 434 +17,8 
Störungen der Sehfähigke it 3 333 3,7 + 290 + 9,5 
Störungen der Hörf ähigkei t 1 685 1,9 + 332 +24 ,S 
Tuberkulose der Atmungsor gane 4 021 4,5 414 - 9,3 
Herz- und Kreislauferkrankung en 5 998 6,7 94 - 1,5 
Andere innere Krankheiten 10 788 12, 1 + 1 061 + 10,9 
Organische Nervensch äden , geistige 
Defektzustände, geistige und ner vöse 
Störungen 15 678 17,6 +1 792 +12,9 
Sonstige Erkrankungen oder Schäden 19 527 21,9 +4 969 + 34,1 

Insgesam t 89 312 100,0 +9 222 +11,5 

In welchem Ausmaße die,besonders benachteiligten Behinder­
ten au~ den Förderungsmaßnahmen ausgeklammert sind, 
zeigt ~1e Tabelle über die Schulbildung. Es gibt keinerlei 
Hinweise, ob und wieweit etwa die Absolventen der Son­
derschulen gefördert wurden . Und die Tatsache, daß das 
Heer jener Behinderten, die niemals eine Schule besuchen 
konnten (weil sie entweder nicht in die Grundschule aufge­
nommen wurden und es andererseits keine Sonderschulen 
gab), überhaupt ·nicht in der Statistik auftaucht, auch nicht 
bruchstückhaft, zeigt wiederum, daß das AFG eben der Um­
schulung bereits im Erwerbsleben stehender dient, aber nicht 
der Heranführung der vom Berufsleben Ausgesperrten: 
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Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen 
Rehabil itation nach der Schulbildung der Behinderten 

Schulbildung absolut .,. 
Ha~ptschulbildung 78 519 87,9 
damnter oh ne Abschlt<ß 19 561 21,9 
ohne mittleren Bildungsabschluß 1 655 1,9 
mit mit tlerem Bildungsab schluß 4 301 4,8 
Abitur 701 0,8 
Fachschule 529 0,6 
Hochschule 129 0,1 
Schulbildu ng unbekannt 3 478 3,9 

Ins gesamt 89 312 100,0 

Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen Re­
habilitation des Jahres 1971 nach Art des Abschlusses 

1. Abgeschlossen d„rch: 
Vermittl ung in Arbeit 
damnter 
nach bemfs/ördernden Maßnahmen 
mit finanzieller F örder11ng dtlrch BA 
mit weiteren Hilfen 
Vermittlung in Berufsausbildun gssteJlen 
darunter 
nach bem / sfördernden Maßnahmen 
mit finanzi ell er Förderung d11rch BA 
mit we it eren Hilfen 
Aufnahme selbstg esuchter Arb eit oder Berufs­
ausbildung 
darunter 
nach bem/s/ördernden Maßnahmen 
mit finan zie ll er Fördemng d11rch BA 
mit weiteren Hilfen 
Inn erbetri ebliche Regelung unt er Mitwitku ng 
des Arbeitsamtes 

2. Vorlä11fig abgeschlossen d11rch: 
Besuch berufsbildender Schulen 
Teilnahme an berufsfördernd en Maßnahmen 
(1 J ahr und länger) 

3. Anderweitig abgeschlossen d11rch: 
Eingehe nd e Raterteilung 
Medizinische Maßnahmen 
Maßnahmen der Sozial hilfe 
Mangelnde Eignung für Reha-Maßnahmen 
Fehlende Bereitschafl des Behinderten zu Reha­
Maßnahmcn 
Sonstige Erledigung 
(Änderung der persönlichen Verhältnisse und 
andere Gründe) * 

Ins gesamt abgeschlossen 

Fä lle 1/ 1 

13 992 

3 098 
4 192 
1 031 
4 527 

498 
1 298 

155 

10 132 

1 233 
778 
355 

5 115 33 766 

2 609 

14655 17264 

8 800 
3 448 

942 
4 439 

11 082 

9 571 38 282 

89 312 

37,S 

19,3 

100,C) 

* z.B. durch Verschlechterung def Gesundheitszustandes 
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Sieht man sich die Statistik über die »abschließend bear bei­
teten Einzelfälle« näher an, fällt auf, daß lediglich 37,8 °/o 
abschließend bearbeitet wurden, wovon wiederum ein Dritte l 
der Behinderten sich selbst einen Arbeitsplatz oder eine Aus­
bildungsstelle suchten oder suchen mußten. Auffällig hoch 
liegt auch der Anteil jener Behinderten, denen eine fehlende 
Bereitschaft bescheinigt wird: jedem achten Behinderten fehlt 
also die Bereitschaft. 
Die D ienststellen der Bundesanstalt für Arbeit können von 
sich aus die Initiative ergreifen, wenn die Notwendigkeit 
rehabilitativer Maßnahmen erkannt ist. Sie übernehmen da­
bei die Kosten unter dem Vorbehalt, sie bei dem vorrangig 
verpflid1teten Kostent räger später wieder einzuziehen. An 
die Sozialhilfe können keine Kosten verwiesen werden . Fin­
det sich kein anderer Kostenträger, ist die Bundesanstalt zur 
Zahlung verpflichtet . Mit dieser Regelung soll die frühere 
Praxis verh indert werden, daß ein Hilfesuchender von einer 
zu anderen Stelle gehetzt wird, ohne daß die Rehabilitation 
begonnen wurde, da die Trägerschaft ungeklärt blieb. Als 
Kostenträger treten auf: 

Kostenträger fü r vorbereite nde beru fsfördernde Maßnah­
men* zur be ruflichen Eingliederung von Rehabilitanden 

Kostenträger 1966 1967 1968 1969 1970 1971 
(in °/o aller Fälle) 

Rentenversid:ierungscr äger 49,8 50,8 44,3 46,8 45,3 45,1 
Bundesanstalt für Arbeit 13,4 16,5 29,6 28,8 34,9 41,6 
Berufsgenos senschaften 8,8 8,5 7,4 8,1 7,0 5,5 
Sozialhilfe 13,0 11,4 9,7 6,1 4,0 2,0 

• Versorgungsämter und Hauptfürsor-
gestellen 11,0 9,0 6, 1 5,2 3,6 2,5 
Stonsti ge 4,0 3,8 2,9 5,0 5,2 3,3 
* soweit sie finan zielle Aufwendungen verursachten 

Die Bundesanstalt für Arbeit als Träger der (allein) beruf­
lichen Rehabilitation soll mit ihrem Netz von Arbeitsämtern 
die zentrale Beratungsstelle für Behinderte sein (sofern nicht 
Stufen den Zugang verwehren). Die Beratung kann schon 
am Kranken bett beginnen . Die Maßnahmen sollen eingelei­
tet werden, sobald es der Zustand des Behinderten oder 
Kranken erlaubt. Ohne Verzögerung sollen sie im Rahmen 
eines zwischen den beteiligt en Stell en abgestimmten Gesamt­
plans ineinandergreifen und zu einer möglichst vollständigen 
wie dauerhaften Eingliederung führen, besagt § 59 Abs. 3 
AFG. Jedoch: die Verantwortung bleibt stets beim zuständi­
gen Kostenträger, der die Bundesanstalt frühzeitig einschal­
ten und beteiligen soll (§ 59 Abs. 1). Die Bundesanstalt hat 



die notwendigen Maßnahmen vorzuschlagen. »Die Bestre­
bungen«, so Ministerialrat K. Jung, »hier der Bundesanstalt 
eine noch stärkere Stellung etwa in dem Sinne zu geben, daß 
sie zu Lasten der anderen Träger Maßnahmen ,veranlassen, 
oder ,einleiten, kann - haben sich nicht durchgesetzt. «10 Hier 
tauchen plötzlich wieder die Nachteile des sogenannten ge­
gliederten Systems wieder auf, daß die Vielfalt der Träger 
eine Koordination zugunsten der Behinderten behindert . Es 
fehlt eine Bundesanstalt für Rehabilitation, die einheitliche 
Regelungen ohne Rücksichtnahme auf lnstitutionsegoismus 
treffen kann.,,. 

3. Die Beschäftigung Schwerbehinderter -
das Schwerbehindertengesetz 

Das Schwerbeschädigtengesetz in der Fassung vom 14. August 
1961 (BGB!. I S. 1 233), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz zur Anderung des Bundesseuchengesetzes vom 2 5. Au­
gust 1971 (BGB!. I S. 1 401) sollte Schwerbeschädigten und 
ihnen Gleichgestellten Arbeitsplätze sichern. Schwerbeschä­
digte sind (§ 1) vor allem Deutsche, die nicht nur vorüberge­
hend um wenigstens 50 von hundert in ihrer Erwerbsfähig­
keit gemindert sind_,,.,,. Danach mußten die Verwaltungen des 
Bundes (z. B. Verwaltung des Bundestages und -rates, Bun­
despräsidialamt, Bundesbahn), der Länder, der Gemeinden 
und der sonstigen Körperschaften, Stiftungen und Anstalten 
des öffentlichen Rechts auf »wenigstens« zehn von hundert 
und die öffentlichen und privaten Betriebe auf »wenigstens«-
6 von hundert Arbeitsplätzen Schwerbeschädigte beschäfti­
gen (§ 3). Wer dabei Kriegsblinde und sonstige Emrfänger 
'' Wie das AFG sieht das BSHG (§ 46) die Aufstellung eines Ge-

\ samtp lan es für den Rehabilitanten vor. Rückfragen betreffend den Ge­
'l;amtplan nach dem BSHG hab en ergeben, daß ein solcher in der Mehrzahl 
d\' Fälle nicht erstellt wird. Versdiicdcne Behörden haben dies offen be­
k:1nt. Die Auskünfte der übrigen ließen erkennen, daß die Behörd en we­
gen fehlender Sachkunde oder Koordination unvollkommene oder un­
brauchbare »Pläne « erstellen. Ein »Gesamtp lan « bestand lediglich in dem 
Vermerk, qaß dem Behinderten ein Paar orthopädische Schuhe verschrie­
ben wurden. 
Es ist anzunehmen, daß auch von der Arbeitsverwaltung die nach dem 
AFG vorgeschriebenen Gesamtpläne entweder od er nur unzur eichend auf­
geste llt werden. 
,,,, Hier erscheint der Hinweis wichtig, daß z. Z. nur bestimmte Sd1ädi­
gungen = Behinderungen die Schwerbeschädigteneig enschaft der Betroffenen 
begründen, z. B. Kriegsopfer, Arbeitsopfer , NS-Verfol gte . Eine Ausnahme 
besteht nur für Blinde, d ie ohne Rücksicht auf die Ur sache ihrer Erblindung 
als Schwerbeschädigte anerkannt sind. Da Schwerbeschädigte »Deutsche im 
Sinne de s Gesetzes « sein müssen, erwerben beisp ielswe ise Gastarb eiter 
nach einem Arbeitsunfall formaljuristisch nicht die Eigenschaft als Schwer-
beschädi gte. ' 
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von Pflegezulage nach dem Bundesversorgungsgesetz (Kriegs­
beschädigte) oder Empfänger von Pflegegeld nach der gesetz­
lichen Unfallversicherung sowie Blinde, beschäftigte, bekam 
zwei Pflichtplätze angerechnet. Im Klartext: Ein Kriegsblin ­
der war zwei andere Schwerbeschädigte wert, womit der 
Privilegierung der Krie gs- und Arbeitsopfer und der Blinden 
Rechnung getragen wurde. Firmen, die keine Schwerbeschä­
digten einstellten, hatten pro Arbeitsplatz und Monat eine 
Ausgleichszahlung von 50 DM zu zahlen. 
Nur - die Firmen hielten sich nicht daran. Da behalf man 
sich mit Härteklauseln und allerlei Paragraphen- und Ver­
fahrenstricks. Und vor allem: Die Firmen zahlten lieber als 
Behinderte cinr.ustellen. Deshalb legte die Bundesregierung 
März 1973 eine Reform des Behindertenrechts vor, deren 
Verbesserungen von allen, außer von den Arbeitgebern, be­
grüßt wurden. Das neue »Gesetz zur Sicherung der Einglie­
derung Schwerbehinderter (Schwerbehindertengesetz) « räumt 
allen Schwerbehinderten ein Sonderrecht auf Beschäftigung 
ein, nicht nur den Kriegs- und Arbeitsopfern. Der Kündi­
gungsschutz wird verbessert, der Jahresurlaub um sechs Tage 
erweitert. Alle Arbeitgeber, öffentliche Dienststellen wie pri­
vate Betriebe mit mehr als 1 5 Arbeitsplätzen, müssen sechs 
Prozent aller Plätze für Schwerbehinderte bereitstellen (Aus­
nahmen: Klein- und Mittelbetriebe bis 30 Mann, wenn eine 
besondere Härte vorliegt). Die Ausgleichszahlung wird von 
50 auf 100 DM erhöht. 
Doch die Behinderten müssen befürchten, daß die Arbeitge­
ber sich wieder drücken werden. So jedenfalls sieht es Helmut 
Peter, ein bei der Post beschäfl:igter Rollstuhlfahrer und Re­
dakteur der Behindertenzeitung Unser Lebenskreis: » ... dem 
Verfasser hat einmal ein Vertreter eines A rbeitgeberfachver­
bandes im Vertrauen gesagt, daß er seinen Mitgliedsfirmen 
davon abrät, schwerbehinderte Bewerber einzustellen, da man 
sie im Fall einer eventuell irgendwann einmal einsetzenden 
wirtschafüichen Flaute nur schlecht wieder entlassen könne. 
Geschrieben wurde das natürlich nie, nur so unter vier Augen 
gesagt ... « 
Geradezu grotesk mutet es allerdings an, daß das Reform­
werk die Bundesministerien und Bundesverwaltungsstellen 
begünstigt. Man reformiert in die eigenen Taschen: Nach 
dem alten Gesetz waren alle öffentlichen Arbeitgeber ver­
pflichtet, 10 von hundert Plätzen mit Schwerbehinderten zu 
besetzen. Doch sie scherten sich um das Gesetz ebensowenig 
wie die Vertreter der privaten Wirtschafl:_,:- Das Bundesmi-

" Meines Wissens sollen ölfent!. Arbe itgeber nach den letzten Vorschlä ­
gen zum Novellierung sentwurf des Schwerb eschädigten gesetzes auch künf­
tig von der Zahlun g einer Ausgleichsabgabe befreit bleiben. Bei Verwirk-
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nisterium für innerdeutsd:ie Beziehungen erfüllte zwar mit 
11 8 o;0 ein übersoll, doch das Innenministerium etwa kam 
rni~ 8 8 0/o der Gesetzesauflage ebensowenig nach wie das zu­
ständige Fa~ministerium: Beim _Arbeitsmini_sterium arbei­
teten lediglich 7,4 0/o Schwerbehmderte. Be1 der Bundes­
hauptkasse, der Bundesforschungsanstalt für Hauswirtschaft 
und dem Bundesinstitut für Sportwissenschaft (das vielleicht 
noch nichts vom Behindertensport gehört hatte?) sah man 
überhaupt keinen Schwerbehinderten (Zahlen 1971). Doch 
plötzlich sind die Bundesstellen, die das 10-Prozent-Soll 
nicht erfüllten, mit dem gesetzgeberischen Trick, die Quote 
auf 6 0/o herunterzuschrauben, erstmals gesetzestreu ge-
worden. 
Mit welchen formaljuristischen Tricks sich der öffentliche 
Dienst vor der Beschäftigung Behinderter drücken kann, zeigt 
ein Urteil des Hessischen Verwaltungsgerid:itshofs vom 22. u. 
1971 (I O E 22:!7_1): Dan~ch stell~ ~ie in_§ 3 des ~esetzes 
statuierte Beschaftigungspfücht lediglich eme verpflichtende 
Anweisung des Gesetzgebers an den öffentlichen Dienst dar, 
der keinen privatrechtlichen oder subjektiv-öffentlichen An­
spruch des Schwefbesd:iädigten auf Einstellung begründet. 
Zwar soll die Einstellung und Beschäftigung Schwerbeschädig­
ter gefördert und ein angemessener Anteil Schwerbeschädig­
ter unter den Beamten erreicht werden, doch die Personalho­
heit der Länder verhindert, daß (trotz der Rahmengesetz­
gebungsbefugnis des Bun~es) der Bundesgesetzgeber verbind­
liche Regelungen vorschreiben kann. 
Dann folgt ein Husarenstreid:i juristischer Auslegungskünste: 
In § 11 der Bundeslaufbahnverordnung (BL V) ist bestimmt 
worden, daß bei der Einstellung von Schwerbeschädigten nur 
das Mindestmaß körperlicher Rüstigkeit verlangt werden 
darf. Abgesehen von der körperlichen Eignung sollen jedoch 
die sonstigen Grundsätze, die bei der Einstellung von Beam­
ten zu beachten sind, maßgebend bleiben. Dazu gehört aber, 
daß dem einzelnen Bewerber grundsätzlich ein Rechtsan-

lichu ng dies es Vor schla ges besteht die Gefahr, daß im öffentlichen Dien st 
künftig nicht mehr, sondern möglicherweise weniger Behinderte (Herab­
setzung des Pflichtsatzes) beschäftigt werden. Bei einer Heranziehung der 
öffentlichen Arbeitgeber zur Ausgleichsabgabe würden im Haushalt An­
sätze für die Ausgleichsabgabe nötig, und es wäre für Kämmerer und Par­
lam entarier sofort erkennbar, daß der öffen tliche Arbeitgeber die ihm auf­
erlegte Beschäftigungspflicht nicht erfüllt . (Die Befreiung der öffentlichen 
Arbeitgeber vo n der Au sgle ichsabgabe soll vom Bundesrat gefordert wor­
den sein.) 
Fa ll s öffentliche Arbeitgeber von der Zahlung einer Ausgleichsabgabe be­
freit bleiben, besteht für diese auch kein Anrei z zur Ver gabe von Aufträ­
gen an Behindertenwerkstätten (vgl. § 38 ff zum Nove lli eru ngs-Entwurf 
des Schwerbesch ädigtcngesetzes) . 
Forderung: Privilegierung des öfflnt!ichen Arbeitgebers muß unt erbleiben! 
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spruch auf Einstellung selbst dann nicht zuerkannt werden 
kann, wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegen, daß es 
vielmehr dem freien Ermessen des Dienstherrn überlassen 
ist. 
Wer will da den Verdacht entkräften, daß angesichts dieser 
juristischen Auslegungsakrobatik das Gesetz, ob man es nun 
Schwerbeschädigten- oder Schwerbehindertengesetz nennt, 
nichts anderes ist als ein schönes Stück Papier. "' Dem abge­
lehnten Beamtenbewerber kann es gleich sein, ob er nun ab­
gelehnt wird, weil er behindert ist, oder formal abgelehnt 
wird, weil die Ablehnung im Ermessen des Dienstherrn steht. 
Abgelehnt ist abgelehnt, und Arbeit findet er keine. Refor­
men und Gesetze, die eine Beschäftigungspflicht definieren, 
aber Leerformeln bleiben, sind - so zynisch das klingt -
in der Tat Reformen, die nichts kosten. 

4. Werkstätten für Behinderte 

Etwa 60 °/o der körperbehinder .1e.1 Jugend.lieh · Altei: 
z_:V1sili,en 1 8 un~ 24 J~ep ~teht_kein_A.rheitspl.atz..zu Y -
fu un . Und viele der Behmderten, die einem Arbeitsver­
sudi in der fr eien Wirtschaft nicht gewachsen waren (aus 
welchen Gründen auch immer) finden nicht einmal in einer 
Einrichtung Platz, die für sie geschaffen sein sollte: in den 
» Werkstätten für Behind erte «, früher »beschützende Werk­
stätten « genannt. Sie vegetieren dann beschäftigungslos zu 
Hause herum oder in Alters- und Siechenheimen. Die Zahl 
der in den Werkstätten Beschäftigten liegt bei über 13 ooo in 
240 Einrichtun gen. Der Sofortbedarf wird v on der »Lebens­
hilfe für geistig Behinderte « mit 30 ooo Plätzen zusätzlich 
angegeben. Für die nächsten zehn Jahr e dürften wei tere 
60 ooo Pl ätze benöti gt werden. · 
Die Werkstätten für Behind erte sollen Arbe itsmöglichkeiten 
für Behinderte schaffen, die aufgrund ihrer Behinderung auf 
dem allgemeinen Arbeitsm arkt keine Chance haben . Zur 
Zeit beherbergen die Werk stätt en zu 70 °/o geistig Behinderte, 
zu 20 0/o mehrfach Behinderte und zu 10 0/o Körperbehin­
derte. D a die Werkstätten vorwiegend geistig Behindert e be­
schäftigen und in der Regel von der Lebenshilfe für geistig 
Behinderte gegrün det wurd en, sind die Werkstätten unt er 
den Behinderten selbst diskr imini ert . Die gemeinsame Be-

" Der Bunde sar beitsgemein schaft für Behinderte in Düs seldorf sind Fälle 
bekannt, in denen Blutern durch den Amtsarzt bescheinigt wurde, daß sie 
als Wider rufsb eamte eingeste llt werden können (zu Ausbildun gszwecken), 
für eine end gülti ge Ver beamtung jedoch nicht in Frage k ämen. 
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schäftigung von geistig Behinderten und Blinden wird von 
deren Verb änden mit dem Hinweis abgelehnt, man wolle 
keinen »Behinderteneintopf «. 
Die Tendenz geht zur Zeit dahin , die Werkstätten nach zwei 
Klassen von Behinderten aufzuspalten: Einmal die schwä­
cheren Behinderten zusammenzufassen in einer »beschützen­
den Werkstatt « und sie der Sozialhilfe zuzuordnen. Zum an­
deren den leistungsstärkeren Teil der Behinderten unter der 
Zuständigkeit der Arbeitsverwaltung zusammenzufassen in 
sogenannten Werkstätten für Behinderte. Diese Werkstätten 
werden als »ein ·ao den Forderungen der modernen Lei­
stungsgesellschaft orientierter Produktionsbetrieb vorgestellt, 
in dem sich der Behinderte ,ohne Rücksicht auf berechtigte 
Ansprüche und Bedürfnisse anzupassen hat , (Aussage eines 
Vertreters der Arbeitsverwaltung) «.11 Der Werkstattaus-

. schuß der Lebenshilfe lehnt diese Aufspaltung in Produktive 
und Unproduktive ab. Die Gründe sind neben behinderten­
pädagogischen Gesichtspunkten arbeitsmarktpolitische Grün­
de: In den letzten Jahren ist zu beobachten, daß mehr und 
mehr Behinderte in die Werkstätten eingewiesen werden, de­
ren geistige Kräfte wesentlich stärker sind als der bis dahin in 
den Werkstätten Beschäftigten. Die Verschärfung ·der Wett­
bewerbsbedingungen am Arbeitsmarkt, rein profitorientierte 
Einstellungskriterien, wirft zunehmend Behinderte aus dem 
Erwerbsleben. Wozu Behinderte einstellen, wenn Gastarbei­
ter wesentlich profitabler einzusetzen sind? 
Einen sehr drastischen Einblick in die Entlohnung und Aus­
beutung der Behinderten gibt unfreiwillig der Bericht des 
Berliner Senats über die geistig Behinderten. In diesem Be­
richt ist deshalb auch schamhaft nicht von arbeitenden, son­
dern von anwesenden Behinderten die Rede. Denn es ist ja 
nicht so, daß die Behinderten nichts produzieren würden, 
sonst gäbe die Industrie den Werkstätten kaum Aufträge. 
Der Senator in Berlin: »Den bis zu 40 Stunden in der Woche 
im Jugendwerkheim anwesenden Behinderten wird täglich 
eine warme Mahlzeit gegeben. Für allgemeine Aufwendun­
gen, aber auch zum Ansporn, erhalten sie monatlich eine Bei­
hilfe, die bei regelmäßiger Anwesenheit für über 14 Jahre , 
aber noch nicht 1 8 Jahre alte Personen 30,- DM, für min­
destens 18 Jahre alte 45,- DM beträgt. «12 Wer einmal nach­
rechnet, wird feststellen, daß ein 17jähriger bei 40 Stunden 
pro Woche auf einen Stundenlohn von rund 20 Pfennigen 
kommt. Da in » Jugendwerkheimen « auch über 26jährige Er­
wachsene arbeiten, kommen diese bei 40 Stunden Arbeitszeit 
auf rund 30 Pfennige Stundenlohn. Daß dies kein Einzelfall 
ist, zeigt der Bericht des Senats der Freien urtd Hansestadt 
Hamburg. Dort heißt es über'geistig Behinderte, Lernbehin-

130 



derte, Körperbehinderte und Sonstige: ~,Sie erhalten in den 
Werkstätten der Arbeits- und Sozialbehörde eine Arbeitsprä­
mie zwischen 0,50 DM und 3,00 DM täglich sowie ein Mit­
tagessen; in den Werkstätten des Berufsförderungswerkes 
eine der Leistung angepaßte Stundenvergütung zwischen 
0,54 DM und 4,10 DM. «13 Immer noch besser als es in einem 
Fall einem 3 5 jährigen ' Mongoloiden ergeht, der seit Jahren 
an einer Maschine steht, dafür nichts bezahlt bekommt und 
noch in einem veralteten Haus in einem Saal mit 16 Mann 
untergebracht ist, wofür sein Vater monatlich über 1100 
Mark für Unterbringung zu zahlen hat. (Insgesamt mußte 
er bis jetzt über 90 ooo DM an Unterbringungskosten auf­
bringen.) 
Endemann schätzt, daß in den Werkstätten den Behinderten 
im Durchschnitt ein Arbeitsentgelt von 60 DM pro Monat 
gezahlt wird .14 Das sind, bei einer angenommenen Arbeits­
zeit von sechs Stunden pro Tag ein Stundenlohn von 50 Pfen­
nig. Keinem Werkstattfachmann würde es im Traume einfal­
len zu behaupten, einer seiner schwächsten geistig Behinder­
ten würde nicht arbeiten, sondern wäre lediglich anwesend, 
denn der Behinderte in der Werkstatt gibt sein Bestes und 
dort wird eine ebenso harte Leistung erbracht - wenn auch 
oft auf einer anderen Ebene, als dies Behörden aufgeht -
wie anderswo, 
Behinderte in ihren Werkstätten dürfen arbeiten, aber sie 
werden nicht entsprechend entlohnt. 14 In den Werkstätten 
wird vom reinen Betriebsertrag lediglich zwischen 50 und 
80 0/o als Lohn ausgezahlt. Das bedeutet: Der Behinderte er­
hält einen niedrigeren Stücklohn als den, den die Werkstatt 
bekommt (denn die zieht die Betriebskosten ab). Zudem fi­
nanzieren die leistungsfähigeren Behind rten den Lohn der 
leistungsschwächeren mit. Nur wenige »Spitzenverdiener « 
erhalten eine entsprechende Entlohnung, wobei noch Will­
kürlichkeiten derart hinzukommen, daß eine Werkstatt in 
einem industriellen Ballungsgebiet vom höheren Lohnniveau 
profitiert im Gegensatz zu Werkstätten in Niedriglohnge­
bieten. Ein Beispiel von G. Haack veranschaulicht dies: »Hin­
ter 185,- DM Lohn bei dem Werk A. in W. steckt eine Ar­
beitsleistung von 3 083 Minuten bei 3,60 DM Stundenlohn. 
Im Werk Bin H. bei ca, 6,- DM Lohn in der gleichen Lohn­
gruppe stecken dahinter 1 8 50 Minuten Arbeit. «15 

"Behinderte dürfen zwar arbeiten, sind aber nicht sozialversi­
chert. In der Frage, wieweit Behinderte, die gegen Entgelt 
beschäftigt sind, »in der gesetzlichen Krank en- und Renten­
versicherung versicherungspflichtig sind, stehen sich zwei Auf­
fassungen gegenüber: Auf der einen Seite haben sich die Spit­
zenverbände der Krankenkassen, der Verband Deutscher Ren-
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tenversicherungsträger" und die Bundesanstalt für Arbeit ... 
darauf versteift , in diesen Fällen ein versicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis nur dann anzunehmen, wenn das 
Brutto-Barentgelt aus der Beschäftigung mindestens die Hälf­
te des jeweiligen Ortslohns erreicht «.16 Dies gelinge in der 
Praxis kaum einem Behinderten. Die Regelung bedeutet, so 
Regierungsdirektor K . Wenneberg, »de facto eine Aussper­
rung des Behinderten aus der Sozialversicherung «. 
So werden Behinderte, die mit all ihrer Energie arbeiten, um 
soziale Leistungen gebracht und zu Almosenbettlern gemacht. 
Doch auch wenn die Behinderten sozialversicherungspflichtig 
würden, wären ihre Beiträge einfach zu niedrig , um von der 
zu erwartenden Rente leben zu können. Sie hätten dann am 
Ende ihres Arbeitslebens 20 oder 2 5 Jahre gearbeitet (nie­
derländische Erfahrungssätze), bekämen aber eine Minimal­
rente, so daß sie sich doch von der Sozialhilfe ernähren und 
zudem noch eine Anrechnung der Rente als Einkommen ge­
fallen lassen müssen . 
Drei Lösungen stehen zur Debatte: Erstens sollten Schwerst­
behinderte vom Staat eine Rente erhalten, wie zum Beispiel 
in Dänemark. Das wird jedoch erst gar nicht diskutiert. Zwei­
tens (das Bundesarbeitsministerium hat sich dafür ausgespro­
chen) soll als Kriterium der Versicherungspflicht weder indi­
viduelle Leistung noch Lohnhöhe entscheiden, sondern allein 
die Aufnahme in eine Werkstatt . Zur Beitragsbemessung soll 
danach 80 0/o des durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts 
aller Versicherten zugrunde gelegt werden . Doch die Län­
der, die die Kosten aufbringen sollen, lehnen diesen Vor­
schlag aus finanziellen Erwägungen ab (haben sich bei der 
Sozialversicherungsdebatte bei Gefangenen schon dieser Lö­
sung versagt) . Die Länder schlagen ·eine dritte Lösung vor: 
Die Höhe der Beiträge und Leistungen soll sich nach dem 
tatsächlichen Entgelt richten . Das aber ist, siehe oben , keine 
Lösung, wenn der Weg natürlich auch immer noch besser ist 
als die bisherige Pra xis, Behinderte aus der Sozialv ersicherung 
auszusperren.11 
Nach einer Untersuchung des Instituts für Sozialrecht der 
Uni versität Bochum hatt en 1971 p 0/o der Werkstätt en alle 
Beschäfl:igten bei der zuständigen Berufs genossenschaft ver­
sichert. Ober Unfälle und Berufskrankheiten liegen bisher 

'' Di e Renten ve rsicherun gstr äger begründ en ihre Bedenken damit , daß die 
Solidargemeinschaft der Versicherun gsnehm er durch die Behind ert en zu 
sta rk bel astet we rd en kö nnt e. Sie ba ben keine Bedenken geäußert, als ver­
möge nd en Freiberufl ern (z. B. Arz ten, Anw älten, Kaufl eut en, Landwirt en) 
d ie Mög lichk eit zur N achversicherun g gegeben wurd e. H ierdu rch haben 
di ese P ersonen bei In anspruch nahm e sämtl icher dur ch die N achvers icherung 
möglichen Vergünsti gungen zu Lasoen der Solidargemeinschaft sehr hohe 
Gew inne erzielt. Ein Hin weis hierauf erscheint besond ers gebot en . 
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kaum Erfahrungen vor. In einigen Fällen haben die Berufs­
genossenschaften Sachleistungen gewährt, aber Rentenleistun: 
gen abgelehnt: Die Erwerbsunfähigkeit habe ja schon vor 
dem Unfall bestanden. Gerichte wurden deswegen nicht an­
gerufen.18 Die Bundesarbeitsgemeinschaft »Hilfe für Behin­
derte « erklärt dazu: »In der überwiegenden Zahl der Fälle 
wird das Beschäftigungsverhältnis nicht als Arbeitsverhältnis 
im rechtlichen Sinne anerkannt. Das führt dazu, daß arbeits­
rechtliche Bestimmungen für behinderte Werkstattangehörige 
nicht verbindlich sind. Sie haben z. B. keinen Kündigungs­
schutz, sind nicht sozialversicherungsberechtigt. 
Unfälle im Betrieb, die zu neuen Schäden führen, begründen 
keinen Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitsrente, da die Ge­
schädigten schon vor dem Unfall eine MdE von 100 °/o hat­
ten. Es ist Zeit, für diesen Kreis Schutzvorschriften zu schaf­
fen, die denen des allgemeinen Arbeitsrechts vergleichbar 
sind und der Menschenwürde des Behinderten Rechnung tra­
gen. Die fehlende Regelung hat zur Folge, daß Behinderte 
in Werkstätten ohne arbeitsrechtlichen Schutz wie Sachen 
verwaltet oder behandelt werden können. Es müßte Aufgabe 
der Gewerkschaften sein, für eine Anderung dieses Zustandes 
zu sorgen. 

5. Prognose: 80 Prozent aller Behinderten können 
rehabilitiert werden 

Für die berufliche Umschulung von Personen, die bereits im 
Produktionsprozeß gestanden haben, wird - im Verhält­
nis - etw:as getan, unverhältnismäßig viel im Verhältnis 
zu den Kindern. Da hab en die Kostenträger eine Rechnung 
aufgemacht, die sich für sie lohnt. Der CDU-Abgeordnete 
Burger rechnet vor: »Die durchschnittlichen Kosten für die 
berufliche Um schulung eines 32jährigen verheirateten Behin­
derten belaufen sich auf 8 ooo Mark. Dieser Betrag erspart 
etwa 83 ooo Mark an Rentenleistun gen und erbringt einen 
Beitrag des Eingegliederten zum Bruttosozialhilfeprodukt 
von 3 84 ooo Mark. «10 

Eine erstau nliche Kalkulation legt die »Stiftun g Rehabili­
tation« in Heidelberg vor (das Heidelberger Berufsförde­
rungswerk ist Deutschlan ds größtes und modernstes beruf­
liches Rehabilitationszentrum): Wenn eine Reihe von Vor­
aussetzungen geschaffen werden, können bis Ende der siebzi­
ger Jahre 80 °/o aller Behinderten im berufsfähigen Alter 
J ahr für Jahr vollwertig in das berufliche und soziale Leben 
eingegliedert wer den, unb eschadet der Behind erungs ursache 
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und des Schweregrades der Behinderung. Für mindestens 
70 0/o errechnet die Stiftung Rehabilitation einen echten be­
ruflichen und sozialen Aufstieg gegenüber dem Vorberuf . 
Sollte dies erreicht sein, ist die Basis geschaffen, für die rest­
lichen 20 -O/o nicht voll eingliederungsfähigen Behinderten le­
benswerte Bedingungen zu gestalten. Das Ziel, schrieb die 
Stiftung Rehabilitation 1972, wäre in acht Jahren erreich­
bar. 
Die Stiftung Rehabilitation will fünf Gruppen von Rehabi­
litationseinrichtungen: 
I. das Rehabilitationskrankenhaus 
2. das Rehabilitationskrankenhaus mit beruflicher Rehabi­

litation 
3. Berufsbildungseinrichtungen für Behinderte 

a) Berufsförderungswerk (Erwachsene) 
b) Berufsbildungswerk (Jugendliebe) 

4. Schulbildungseinrichtungen für Behinderte 
a) Sonderschulen 
b) Weiterführende Schulen und Gesamtschulen 

5. Werkstätten für Behinderte und Behindertenheime 
Folgende grundsätzliche Voraussetzungen sind weiterzuent­
wickeln oder neu zu schaffen: 
e Ein bundesweites Konzept zur Gestaltung von Rehabili­

tationseinrichtungen aller fünf Gruppen sollte in abseh­
barer Zeit zu einer ausreichenden Zahl zukunftsorientier­
ter Rehabilitationsplätze führen und gleichzeitig dazu 
beitragen, daß überholte Strukturen vollends abgebaut 
werden. 
In Vorbereitung stehende bundesgesetzliche Maßnahmen 
müssen sicherstellen, daß eingliederungshemmende Hin­
dernisse beseitigt werden und auch die »noch immer im 
Schatten stehenden « Behin dertengruppen qualifizierte 
Rehabilitationsleistung en erhalten können . 

e Zeitgerecht ausg ebildete Fachkräfte der Rehabilitations­
arbeit aller Fachbereiche müssen in genügender Zahl be­
reitstehen. Nur so läßt sich eine beginnende Stagnation 
beseitigen. Dazu bedarf es der Durchs etz ung einer Kon­
zeption zur Schaffung einer ausreichenden Zahl von Re­
habilitationsfachkräften. 

e Die fachgerechte Beratung des Behinderten unverzüglich 
nach dem »Ereignis Behinderung « über alle Fragen einer 
möglichen beruflichen und sozialen Eingliederung muß 
gewährleistet sein. Dies gilt in erster Linie auch für Pa­
tienten in Kliniken, Heilstätten und Sanatorien, bei de­
nen die Vermutung einer notwendigen Eingliederungshilfe 
nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann. · 

e Nur eine lückenlose, heute weithin noch fehlende Früh-
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erfassung und Frühbehandlung führt zum Gelingen der 
gesellschafl:lichen Eingliederung vieler Geburtsbehinderter 
und Frühkindheitserkrankter . 

e Verbands-, Ressort- und Gruppenegoismen sowie Vorur­
teile, psychologische, administrative und bauliche Barrie­
ren sollten ebenso ausgeräumt werden wie die Gleichgül­
tigkeit, die Unwissenheit oder das gefährliche Halbwis­
sen vieler mittelbar am Rehabilitationsgeschehen beteilig­
ter Funktionsträger. Dasselbe gilt ,für die auch bei man­
chem Kostenträger noch vorhandene Fehleinschätzung der 
Eingliederungsfähigkeit z. B. von sogenannten Schwer­
behinderten, älteren Behinderten oder behinderten Frau­
en. Eine enge Zusammenarbeit aller am Rehabilitations­
geschehen beteiligten Stellen sollte die Grundlage für die 
Eingliederungsbemühungen in den kommenden Jahren ab­
geben . 

• Ohne die Anwendung neu entwickelter und erprobter 
Formen und Methoden einer zeitgerechten Rehabilitation 
ist das erwähnte Ziel nicht erreichbar. 

e Ebenso wichtig wie die Vorbereitung und die Durchfüh­
rung der Rehabilitation sind die Maßnahmen der Nach­
sorge für den Behinderten, vor allen Dingen die Hilfen 
zur Sicherung der Existenz. 20 
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VIII Eltern Behinderter-behinderte Eltern 

1. setbsteinschätzung der Eltern 

Die Eltern behinderter Kinder schätzen sich in der Regel so 
ein, wie si~ von ihre_r U~gebung eingeschätzt werden: Zwei~­
klassig, m1.11derwert1g, hochstens geduldet, fehl am Platz. Sie 
übernehmen damit für sich selbst die Beurteilung durch an­
dere die Behinderte nicht kennen und ablehnen. Das Problem 
sinci' in erster Linie nicht die behinderten Kinder, sondern die 
Eltern. Denn: Kein behindertes Kind leidet von Geburt an 
unter seiner Behinderung, sondern beginnt normalerweise sei­
ne Behinderungen kompensatorisch zu verarbeiten, als sei es 
so normal. Zum Beispiel gebrauchen Dysmelie-Kind er, denen 
die Arme fehlen, ganz natürlich ihre Füße zum Essen, zum 
Greifen , zum Malen. Erst die Eltern übertragen ihre Ängste 
auf die Kinder. Nur: Man wird ihn_en dies schwerlich anla­
sten können. Fachärzte , die Behinderte behandeln, werden 
jahrelang ausgebildet, doch bei den Eltern wird als selbstver­
ständlich angenommen, daß sie mit behinderten Kindern um­
gehen können. Man gibt einen Klaps auf den Rücken, sagt ih­
nen einige Allgemeinplätze und bittet sie, sich nicht weiter 
zu beunruhigen. 1 Gelingt es jedoch, ein behindertes Kind nor­
mal zu behandeln, wird es sich auch normal entwickeln. 

Schock und Ablehnung nach der Geburt 

Eine Mutter: »Ich bin jahrelang nachts aufgewacht, ich hatte 
get räumt, daß mein Kind nicht schwachsinnig sei. Dann ging 
ich ans Bettchen und dachte, es stimmt doch nicht, mein Gott, 
1rs kann doch nicht stimmen. Und dann lag ich stundenlang 
wach. Ich bekam Zucker, Rippenfellentzündung und alle 
möglichen Krankheiten, in die ich flüchtete. Ober Jahre war 
unsere Putzfrau dem Kind näher als ich. Sie nahm das Kind 
einfach an ihr Herz und drückt e es. Da fühlte es Wärme .« 
S. Kunert 2 stellte in einer Untersuchung fest, daß 48 0/o der 

: Mütter 6efünd ifrfrD<. 111aer angabe mit ae i: $.h. ange -
schaft nicht einverstanden ewesen zu sein ~die Zahl dürfte 

0 er iegen, da Eltern 1Iire elinung nicht ohne weiteres 
ein estehen wä hrend es bei de Müttern unbehinderter 
Kin er nur r 5.,2 °/o waren. •Zumeist wurden soziale Gründe 

136 



angegeben: Zu enge Wohnverhältnisse, eine schlechte wirt­
~afl:lic:he Lage, die öeämg!e, aß füe Mütter mi vercrenen 
mußten. 
Eltern behinderter Kinder erleben die Geburt zunächst als 
Schock. Untersuchungsergebnisse von Schmitz und Menara 3 

über Eltern-Reaktionen von gliedmaßenfehlgebildeten · Kin­
dern (Dysmelie-Kindern) lassen sich auf das Elternverhalten 
anderer Behindertengruppen übertragen. 59 -O/o aller Dysme­
lie-Mütter lehnten ihre Kinder restlos ab; es wäre besser, 
meinten sie, es stürbe. 80 °/o waren tiefgreifend erschüttert. 
29 0/o reagierten mit Fieber, Schüttelfrost, Schlaflosigkeit und 
Kreislaufbeschwerden. 59 -O/o litten unter Schuldgefühlen. 
Zahlreiche Mütter konnten ihre Kinder nicht berühren; daß 
sie nicht stillen konnten, ist ebenfalls bekannt. 
Das groteske Fehlverhalten der Ärzte und des Klinikperso­
nals verstärkt die Abwehrreaktionen. Die Ärzte wagen oft 
nicht, die Mutter aufzuklären. »Manche Mutter wurde aus 
der Klinik entlassen in dem guten Glauben, ein gesundes 
Kind nach Hause zu bringen. «4 Notwendig wären dagegen 
sachgemäße Aufklärung und Informationen, wo entspre­
chende Spezialisten und Spezialeinrichtungen zu finden sind, 
welches die nächst en Schritte einer Therapie sind, ein stufen­
weiser Therapi eplan , der den Eltern zeigt, wie es weiter geht, 
was zu machen ist, damit sie aus der Lethargie zum Handeln 
kommen. 

3. Eltern-Reaktionen 

Eltern wollen in ihren Kindern jen_e Tr äu me und Wünsche 
verwirklicht sehen, die ihnen selbst infolge eines ungünstigen 
Schicksals nicht in Erfüllung gingen. Dieser Wunschtraum, 
sich im eigenen Kind fortzupflanzen und fortzuleben, wirkt 
sich bei einem behinderten Kind negativ aus: Die Behinde­
rung wird als eigenes Ver sagen , als eigenes Verschulden auf­
gefaßt. Man schämt sich vor den Eltern, Kollegen, aber auch 
Fremden, selbst dem Ehepartner. Zahlreiche Eltern ziehen in 
einen anderen Stadtteil, wechseln den Wohnort. Das Gefühl, 
versag t zu haben, wird dadurch verstärkt, daß Nachbarn 
oder Passanten das Kind neugierig begaffen, bemitleiden, 
sich abwenden. 
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4. Abbruch der Außenkontakte 

Die Geburt eines behinderten Kindes bedeutet den Abbruch 
vieler Außenkontakte. Doch dies gilt nur mit Vorbehalt, da 
Familien mit hohem Einkommen seltener die Kontakte ab­
brechen. Sie kompensieren ihr angeschlagenes Selbstbewußt­
sein besser, denn ein hohes Einkommen bringt eben Sozial­
prestige. In einer Studie des Forschungsinstituts für Sozial­
politik wurde festgestellt: Mit steigendem Einkommen steigt 
die Zahl von Kontakten von 49,2 <l/o auf 72,7 °/o (mehrmals 
im Monat). In der Einkommensklasse 1 500 DM und mehr 
verzichteten nur 3,3 0/o der Mütter auf das Beisammensein 
mit Freunden und Verwandten, während es in der unter­
sten Stufe (bis 749 DM) immerhin 22,1 °/o waren , die gänz­
lich auf Kontakte verzichten. 5 Für die Einkommensstarken 
spielt der Grad der Behinderung für die Häufigkeit von Be­
suchen keine Rolle. Eltern der oberen Einkommensstufe be­
suchen zwei- bis dreimal häufiger Freizeitveranstaltungen als 
die minderbemittelten Eltern. 6 (Um diese Daten richtig ein­
schätzen zu können, muß man wissen, daß die befragten El­
tern über die Sonderschulen erfaßt worden waren. Sie hatten 
der Befragung zugestimmt. Das heißt: Hier sind bereits die 
aktivsten Eltern erfaßt, die Eltern, die ihre Kinder verstek­
ken oder zumindest nicht auf eine Sonderschule bringen konn­
ten, sind nicht befragt worden!) 

5. Kinder werden versteckt 

Zahlreiche Kinder werden versteckt, in Kuhställen, oder in 
irgendeinem Zimmer separiert. Es gibt Kleinkinder, die seit 
Jahren ins Bett gefesselt werden. Die Dunkelziffer ist nicht 
bekannt, wird jedoch auf 50 °/o geschätzt. 
Etwas anderes ist es, daß behinderte Kinder (meist unbe­
wußt) indirekt versteckt werden, um sie dem Blick der Um­
gebung zu entziehen. Ein Fallbeispiel eines zwar den Behör­
den bekannten, jedoch dennoch separierten Mädchens: Mo­
nika G., 21 Jahre, hat seit zehn Jahren Polio. Sie wohnt in 
einer Kleinstadt. Ihr Bereich ist ein Zimmer. Die Nachbarn 
kennt sie vom Hörensagen, obgleich man seit zwanzig Jahren 
in der Gasse wohnt. Die Tage laufen stereotyp ab: Morgens 
bleibt sie liegen, bis jemand Zeit hat, sie anzuziehen. Dann 
wartet sie, bis mittags das Essen kommt, nachmittags das 
Fernsehen beginnt. Wochentage kann sie nicht von Sonnta­
gen unterscheiden, denn Zeitschriften gibt es - wenn über­
haupt - verspätet. Seit zehn' Jahren war sie in keinem Kauf-
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haus, nicht im Hallenbad, im Kino. Illustrierte und Gro­
schenromane, wo der Arzt die Gelähmte heiratet, ersetzen 
die Wirklichkeit. Peter Alexanders Schlager ebenso. Sein Fo­
to wird vorm Zubettgebrachtwerden geküßt. 
Dennoch ist die 21 jährige nicht infantil, sie ist nur systema­
tisch unmündig gemacht worden. Im Innersten denkt sie an­
ders (als sie einmal zusammenbricht, fantasiert sie davon), 
doch infolge ihrer Pflegeabhängigkeit gibt es keine Möglich­
keit, aus dem »Kindspielen « auszubrechen. Als zum Beispiel 
ihr Rollstuhl repariert werden muß, geschieht dies monate­
lang nicht, um sie zusätzlich zu immobilisieren. Sie muß den 
ganzen Tag auf jenem Stuhl verharren, auf den sie gesetzt 
wurde. Das Mädchen, das im ersten Stock wohnt, hat ein ein­
ziges Mal die elterliche Gastwirtschaft von der Küche aus 
durch die Zureiche sehen dürfen. Wird sie zur Massage ab­
geholt, dann wird sie nur dann durch die Gastwirtschaft trans­
portiert, wenn geschlossen ist, also keine Gäste vorhanden 
sind. Sonst geht der Transport über die Hintertreppe. 
Die Eltern haben jahrelang durch -Schläge und sadistische 
Quälereien versucht, das Mädchen • zum Laufen zu bringen. 
Sie kompensieren damit einerseits Vorwürfe, ihr Kind nicht 
zur Impfung gebracht zu haben, zum anderen reagieren sie 
ihre vermeintliche Selbstwertminderung aggressiv ab. Sie 
versuchen das » Unglück« ungeschehen zu machen, indem sie 
es dem Blick entziehen. 
Dies ist, um Mißverständnissen vorzubeugen, kein Extrem­
fall, sondern ein Beispiel unter vielen. 
Eine andere Form, das Kind zu verstecken, das heißt, die 
Behinderung , die Selbstwertminderung zu verdrängen, be­
richten Schmitz und Menara am Beispiel von Dysmelie-Kin­
dern: Die gliedmaßenfehlgebildeten Kind r entwickeln funk­
tionsmäßig e motorische Kompensationstechniken. Fehlen Ar­
me, greifen sie mit den Füßen, statt zu kriechen rutschen die 
Kinder in Sitzstellung usw.: » Viele Eltern schreckten leider 
vor dem ungewohnten Anblick der Kompensationstechniken 
zurück. Sie zogen es vor, das Kind nach außen hin als nor­
males erscheinen zu lassen, z. B. verhinderten viele das freie 
Spiel mit den Füßen, indem sie den Kindern Schuhe und 
Strümpfe anzogen, oder sie verdeckten die Armstümpfe, so 
daß die Kinder . in der Entwicklung der Feinmotorik behin­
dert wurden. Hierbei handelte es sich nicht selten um Eltern, 
die sich mit der Tats ache der Behinderung auch nach Jahren 
noch nicht hatten völlig abfinden können. «7 Bei geistig be­
hinderten Kindern wird der Grad der Behinderung oft damit 
vertuscht, daß sie ein jüngeres Alter angeben, um die verzö­
gert e Entwicklung zu vertuschen. Kein Wunder allerdings, 
wenn man eine Mutter hört: »Man hat mich aufs Gesund-

139 



heitsamt gehetzt, die Lotti sei gemeingefährlich. Sie wissen 
nicht, wie das war, wenn die Hauswirtin sich vor uns auf­
baute und schrie: Der Anblick von dem Idiot regt mich auf! « 

6. Psychopathologische Kompensation 

Das Zurückbleib ~n des Kindes hinter den Elternerwartungen 
und hinter den Leistungen gleichaltriger Kinder bringt den 
Eltern Enttäuschungen. Die Entwicklung geht oft so langsam 
voran, daß sie als Stagnation erscheint. Diese Enttäuschun­
gen werden als Demütigung (Frustration) erlebt und schlagen 
im Unbewußten in feindselige Gefühle (Aggressionen) um. 
Der vermeintliche Verlust an Wertschätzung, den man durch 
die Geburt eines behinderten Kindes erlebt, spielt eine unter­
gründige Rolle (Prestigeverlust). Männer erleben die Geburt 
eines behinderten Kindes oft als Makel ihrer Potenz, und 
projizieren diese Versagensgefühle auf die Ehefrau. Zahl­
reiche Mütter haben Angst, aus der Klinik zu ihren Männern 
zurückzukehren, da ihr e Männer sie weniger lieben könnten. 
Es kommt zu Ehebrüchen, weil der Mann beweisen will, 
noch potent zu sein oder gar ein normales Kind zeugen zu 
können. · 
Welcher Autoritätsverlust einer Behinderung zugeschrieben 
wird, zeigt ein Beispiel von einer Blindentagun g : Ein Kriegs­
blinder hat vor seiner Erblindung stets darauf bestan den, 
daß seine dr ei Kinder ihren Teller leeressen. Das geschah 
auch, aufgrund seiner Autorität. Nach der Erblindung nun 
merkt er, wenn der älteste Sohn nur im Teller herumstochert, 
aber nicht ißt. Er weist den Junge n zurecht. Darauf schaltet 
sich die Mutter ein, er solle sich nicht so haben, der Teller sei 
schließlich leergegessen. Natürlich weiß der kriegsblinde Va­
ter, daß er belogen wir d. Später fragt er den Jün gsten, was 
pädagogisch sicher falsch, aber sehr begreiflich ist, wie es ge­
wesen sei. Der Kleine bestätigt es: Aber sag' es bitt e nicht der 
Mutter, daß ich es dir verraten habe, sonst schlägt sie 
mich.s 
Um alle Beeinträchtigungen der eigenen Persönlichkeit los­
zuwerden, melden sich im Unbewußten der Eltern Wünsche, 
di~ Ursache ihrer W,ertminderung zu liquidi eren: Todes­
wunsche gegen das Kind regen sich, bleiben dem Bewußten 
auch nicht verborgen. D as schlechte Gewissen (als unbewußte 
Buße für die eigenen Wünsche) versucht gut zumachen. Die 
Folgen sind Verhätschelung und Überbetreuung. Da s behin­
d~rte Kind empfindet die Gefühlsschwankungen der Eltern, 
dieses Gemisch aus Aggression und Verhätschelung, es wird da-
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durch unsicher, emotional instabil. Dabei kann es zu grotes ­
ken Zuständen kommen: »Das Kind spürt die schuldbewußte 
Unterlegenh eit der Erwachsenen und es baut sich seine Stel­
lung aus. Ein solcher Konflikt kann zu unvorstellbaren Situa­
tionen führen. Das Kind geht oft als ,Sieger <, allerdings als 
trauriger Sieger daraus hervor, indem es die ganze Familie 
vo_llständig tyrannisiert. Dabei verstärken sich die krank­
he1tsbedingt en T endenzen wie z. B. Stereotypien bis zur Ver­
rüc:lnheit, das Zusammenleben ist nur noch möglich, wenn die 
ganze Familiengemeinschaft sich diesen beugt (z. B. man kann 
sich nur noch zu Tisch setzen, wenn das gesamte Mobiliar der 
Stube in bestimmter Anordnung steht; kommt etwas auf den 
Teller nicht ganz dorthin, wo es beliebt, fliegt · dieser samt 
Inhalt an die nächste Wand usw.). So hat sich das Kind eine 
unglaubliche Stellung ausgebaut. Ein Teufelskreis hat begon­
nen, der zu Nervenzusammenbrüchen, zerstörter Familie 
führt, und eine Gesundung des kranken Kindes ganz un­
möglich macht. «0 

Oder aber Eltern entdecken bei ihren Kindern - der Reali­
tät völlig widersprechend - besondere Fähigkeiten, da wird 
etwa die G edächtnisleistung eines behinderten Kindes in ge­
niehafte Höhen hochgelobt, um die nichtentwickelten Fähig­
keiten ignorieren zu kö .nnen . Od er aber, die Eltern ignorieren 
ihr behindertes Kind, um bei den Geschwistern durchschnitt­
liche Leistungen überzubewerten. Techniken der Verdrän­
gung gibt es eben viele, nur gehen sie stets zu Lasten des 
Kindes . D enn nahezu immer endet es in der Überforderung. 
Die Eltern, die beispielsweise eine körperliche Behinderung 
durch überdurch schnittliche andere Lei stungen wettgemacht 
sehen wollen, überspringen dab ei Entwicklungsphasen und 
Möglichkeiten des Kindes. Ein spastisches Kind etwa wird 
auf die Üb erfor derung mit vermehrten Sp asmen reagieren, 
andere Kinder antworten mit Unlust und mange lnder Kon­
zentration. Di e Folge ist, daß die Kinder im Schulalter noch 
unter traumatischen Angsten leiden. 

7. Fazit: die unentrinnbare Situation 

Eltern (durch Ablehnung und Überbetreuung hin und herge­
rissen) machen ihre Kinder unsicher. Mit dieser Verunsiche­
rung wächst zugleich die Minderwertigkeitserfahrung de~ El­
tern. Eltern und Kinder, die sich mind erwe rtig fühlen , isolie­
ren sich, verstecken sich vor der Umg ebung . D ies hat Konse­
quenzen: Erhöhte Rei zbarkeit, M iß verständnisse aus Miß­
trauen . Abkapselung und gef ühls geladen es Verhalten stoßen 
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wieder Bekannte ab. Daraus erwachsen neue Minderwertig­
keits- und Abkapselungsgefühle (zumal die Spannung selten 
gelöst, weil Erholungszeiten wie Wochenende oder Urlaub, 
oft zum ambulanten Besuch von Kliniken und Behandlungs­
zentren benutzt werden müssen). Die Situation wird unent­
rinnbar. Die Isolation ist perfekt. 

8. Vorschläge 

Befragte Mütter konnten zu 59,1 0/o auf die Frage, welche 
angebotenen Hilfsmöglichkeiten sie kennten, nicht eine ein­
zige konkrete Antwort geben. 10 Das ist eine ungeheuerliche 
Tatsache, zumal die Elternbefragung, wie oben ausgeführt, 
nur die Aktivsten erfaßte. Sie wissen weder über Institutio­
nen, noch über Hilfsmöglichkeiten und zustehende Rechte 
Bescheid. Die am schwersten in ihrem Selbstwertgefühl Ge­
troffenen verkriechen sich in der Anonymität. Sie suchen von 
sich aus am wenigsten Informationen. 
Diese katastrophale Lage kann nur zum Teil von den Eltern­
vereinigungen aufgefangen werden. Was jedoch zu erreichen 
ist, erlebten einige wenige Eltern in Essen. Da besuchten Müt­
ter Wahlveranstaltungen und politische Versammlungen, um 
die Veranstalter mit den Problemen zu konfrontieren, sie 
stellten zwei Bürgermeister zur öffentlichen Podiumsdiskus­
sion, um einen Katalog mit Forderungen zu präsentieren. 
Sie studierten das Bundessozialhilfegesetz, setzten Behörden 
unter Druck und organisierten Betroffene. Sie erreichten zu­
nächst eine Reihe von Erleichterungen. Wenn die resignierten 
Eltern merken, daß sich durch Solidarisierung etwas verän­
dern läßt, sind sie zur Kooperation auch bereit. Nur fehlen 
ihnen in der Regel diese Erfahrungen. 
Die Elternberatung muß in der Klinik einsetzen. Denn es ist 
eine unbestreitbare Tatsache, daß Mütter, die sich mit der 
Behinderung bewußt auseinandersetzen konnten, über ein 
bessere Einstellung zum behinderten Kind ein höheres Ent­
wicklungsniveau ihrer Kinder erzielen als Eltern mit Ableh­
nung oder Oberbefürsorgung. 11 Das Fehlverhalten der Kin­
der läßt sich am leichtesten korrigieren durch Aufklärun 
der Eltern in die Mechanik des Verhaltens Eltern körperbe­
hinderter Kinder und der Beziehung zur Umwelt. Die Be­
hinderung der Kinder ist in erster Linie das Behindertsein 
der Eltern. 



Briefe von Eltern mit Hydrocephalus-Klndern 

Zur Begründung , warum die Briefe anonym abgedruckt werden: 
Sicher werden gerade Sie nun verstehen , wenn ich Sie im Hin­
blick auf die genannten Themen sehr dringend bitte, bei einer 
eventuellen Weitergabe der von mir angeschnittenen Punkte 
auf keinen Fall meinen Namen irgendwie im Zusammenhang 
damit zu erwähnen . Dies gilt in besonderem Maße für den letz­
ten Punkt , für den ich für meinen Fall zunächst eine eigene 
Entscheidung nach reiflicher Überlegung traf, jedoch vermei­
den muß, diese Frage im Zusammenhang mit der Nennung mei­
nes oder meines Kindes Namen bekannt werden zu lassen . In 
den meisten Fällen bleibt den Eltern ja ohnehin keine Wahl, 
als sich den Ansichten der sie gerade betreuenden Ärzte zu 
beugen. 

Fall eins: » .. . so könnte er heute noch sehen« 
28.10.1968 

Gerne lege ich ein paar Aufnahmen unseres Sohnes Jörg bei. 
Ich kann voller Stolz sagen , daß es ihm gut geht. Bis heute war 
er noch nicht krank . Er besucht seit August d. Jhrs . im 4 km 
entfernten Oberwinter einen Kindergarten . Ich bringe ihn jeden 
Morgen dorthin und er ist froh , daß er mit anderen Kindern spie-
len kann . . 
Er ist sehr lebhaft. Im Kindergarten ist er von anderen Kindern 
nicht zu unterscheiden . Im Klettern ist er woh l etwas vorsichtig , 
da er, als er anfing zu laufen, Gleichgewichts störungen hatte. 
Aber er wagt sich an alles heran. - Leider schielt er etwas mit 
dem linken Auge. Ich bin mit ihm in der Augenklinik Bonn , Ve­
nusberg , in Behandlung . Ich hoffe , daß auch diese Sache in 
Ordnung geht. Die Augen sind gesund und die Sehkraft ist 
auch gut. 
Wir hoffen das Beste, ändern kann man ja nichts, man weiß ja 
nie was morgen ist. 

9.3 . 1971 
Zuerst einmal herzlichen Dank . für Ihre Mühe und Hilfsberei t­
schaft. - Bis heute haben wir noch keine Nachricht erhalten , 
ob die Blindenhilfe gewährt wird . Wir müssen weiter abwarten. -
Möchte Ihnen kurz schildern, wie sich die Sache mit Jörg sei­
nerzeit zugetragen hat. -
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Im August 1968 wurde Jörg vom Augenarzt Dr. Brauer, Bad 
Godesberg, an die Augenklinik Bonn Venusberg überwiesen. 
Von August 1968 bis 18. September 1969 war ich mit Jörg re­
gelmäßig in der Augenklinik zur Untersuchung und Sehschule. 
Anfang Januar 1970 sollte Jörg operiert werden (Schielopera­
tion). 
Vorher sollte er aber noch in der Neurochirurgischen Klinik un­
tersucht werden. Dort waren wir am 11. Dezember 1969. 
Dr. lszuha, ein Japaner, sagte uns, daß alles in bester Ordnung 
sei und Jörg ohne weiteres operiert werden könne. Am 17. 12. 
1969 habe ich Jörg in der Augenklinik angemeldet. ·Termin 7. 1. 
1970. Zwei Tage später traten die ersten Sehstörungen auf . Am 
22. 12. 69 haben wir Jörg in die Augenklinik gebracht. Das Un­
tersuchungsergebnis war erschreckend . Stauungspapille im Au­
genhintergrund. - Die Sehkraft war noch vorhanden, aber sie 
wurde immer geringer. -
Ich mußte auf dem schnellsten Weg Jörg in die Neurochirur­
gische Klinik bringen, wo ich nach längerer Wartezeit Dr. lszu­
ha vorgeführt wurde. Leider hat dieser Arzt die Gefahr , in der 
sich Jörg befand, nicht erkannt. Er wollte mir umhängen, daß 
Jörg , nichts mehr sehen könne , worauf ich ihm widersprach 
Eine Minute zuvor hatte mir Jörg noch das Wartezimmer be­
schrieben, ebenfalls die Patienten und die Farben. 
Daraufhin stellte mir Dr. lszuha frei, das Kind dazulassen oder 
mit nach Hause zu nehmen. Er sagte, daß es in Lebensgefahr 
schwebt, worauf ich es in der Klinik ließ. 
Dort wurde dann , wie sich später herausstellte, ein großer Feh­
ler gemacht. Da Weihnachtsferien waren , wurde sich um das 
Kind nicht gekümmert. Dr. lszuha sagte , er wolle 3 Wochen ab­
warten. - Wäre Jörg sofort operiert worden, so könnte er heute 
noch sehen. 
Dann wurde Jörg am 14. 1.1970 untersucht , am 16. 1. das Ventil 
ausgetauscht. Am 25. 1. 1970, einem Sonntag, wurden wir tele­
fonisch aufgefordert, den Jungen sofort aus der Klinik zu holen. 
Trotz Anfrage erhielten wir keine Gelegenheit, nochmal mit dem 
behandelnden Arzt zu sprechen . 
Am 4. 2. 1970 haben wir Jörg nach St. Gallen gebracht. Dr. 
Alther hat ihn siebenmal operiert . Am 15. August haben wir ihn 
dann w ieder abgeholt. -
Jörg geht es wieder so gut wie früher. Es war das Beste, was 
wir machen konnten. Wir sind froh, daß er bei Dr. Alther war, 
wir würden ihn jederzeit wieder dorthin bringen . 
In Bonn ist wirklich nicht viel getan worden . Dann die Sache mit 
den Krankenpapieren! Na darüber sind Sie ja informiert! 
Am meisten hat mich damals geärgert , daß die Stationsschwe­
ster Ursula zu uns erem Haus.arzt gesagt hat, daß das alles kei­
nen Zweck mehr hat. Die müßte heute den Jörg mal sehen. 
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Er ist auch im Internat sehr beliebt. Er ist immer munter und 
fidel und immer zu Streichen aufgelegt. - Ich hoffe, daß Sie 
nun ein bißchen im Bilde sind. 
Wir bedanken uns nochmals recht herzlich für Ihre Hilfe und 
verbleiben 

mit den besten Grüßen 

Fall zwei: Zurückgeschickt, das Kind sei normal 

Am Freitag, am 2. April 1971, habe ich meinen Sohn Jürgen in 
der Klinik in Gießen abgeholt. Jürgen ist blind, er hat seit der 
Operation am 5. 3. 1971 das Augenlicht nicht wieder erhalten. 
Vom Schrecken, der mich und meine Angehörigen • überfiel, 
brauche ich Ihnen kaum zu berichten. Wie ich das Kind nach 
Gießen brachte, erkannte er noch jedes Fahrzeug auf der Auto­
bahn, z. 8. Bus, Lastzug usw. 
Seit September 1970 waren schon Störungen aufgetreten, selbst 
Gießen schreibt in den Berichten, daß der Liquorabfluß nicht 
ausreichend ist. Ich habe mehr als meine Kontrollen eingehal­
ten, warum hat man nicht früher eine zweite Pumpe eingesetzt? 
Bei den Kontrolluntersuchungen sind immer wieder neue junge 
Ärzte da, den Oberar zt Dr. Seeger konnte man kaum sprechen, 
doch am Freitag, als ich das Kind abholte, hatte er Zeit für 
mich. Vor den Weihnachtsfeiertagen war ich zweimal zur Kon­
trolle, sogar mit Einweisung von meinem Arzt in Fulda. Doch 
man schickte mich zurück mit den Worten, »das Kind ist völlig 
in Ordnung «. Oberarzt Dr. Seeger, Gießen, wußte das schon 
lange, das was gemacht werden mußte. 
Wie ich diese Sache sehe, wagt sich kein Arzt ein solches Kind 
aufzunehmen, bevor dieses nicht Prof. Dr. Pia am grünen Tisch 
genehmigt hat. 
Aus den starken Beschwerden und dem zunehmenden Umfang 
des Kopfes um die Jahreswende wurde mir bange und ich 
brachte das Kind nach Fulda in die Kinderklinik zu Prof. Dr. 
Rind (er kommt aus Gießen). Ich glaubte mit ihm und durch ihn 
in Gießen schneller zur bevorstehenden Operation zu gelan­
gen. Sein Bericht nach der Entlassung in Fulda muß (wie ich es 
sehe) in Gießen etwas Ärger ausgelöst haben. Ich habe sofort 
nach Fulda mit Gießen einen Termin vereinbart mit Kontrolle 
und Aufnahme, wurde aber wieder mit dem Kind nach Hause 
geschickt. Jetzt konnte ich eine Verschlechterung der Augen 
deutlich sehen. Ich suchte am nächsten Tag einen Augenarzt in 
Fulda auf, der schickte mich unter dringendem Eilfall sofort 
nach Gießen zurück . Es war Samstag, 27. Februar 1971, auf 
Bitten und Flehen wurde das Kind dann aufgenommen, als ich 
schon gut einen halben Tag dort verbracht hatte. Die Ärzte be­
trachteten (Dr. Seeger) die dringende Aufnahme von Dr. Riger , 
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Augenarzt , Fulda, noch zu lächerlich, weil das Kind zur Auf­
nahme auf kommende Woche vorgesehen war. Es verging im­
mer noch eine Woche bis zur Operation . Lieber Herr, ich schrei­
be Ihnen alles im wahrsten Sinne des Wortes . Ich bin mit den 
Nerven am Ende , Ärzte in Fulda berichteten mir, das dieses 
nicht zu sein brauchte . Bitte, helfen Sie mir! Können Sie mit 
Prof. Dr . Hammer einen Aussprachetermin vereinbaren . 

j 



IX Die Organisierung der Unterdrückten 

1. Elternorganisationen 

»Man ist ja so dankbar, daß überhaupt etwas gemacht wird. 
Und da wird man so unterwürfig und läßt alles mit sich ma­
chen. Man wartet stundenlang in der Klinik, rennt stunden­
lang um einen Arzt, treppauf, treppab, bis man überhaupt 
einen bekommt. Da ist man froh, wenn man mit anderen El­
tern zusammenkommt, daß einem etwas der Rücken gestärkt 
wird, daß man stärker wird den Behörden gegenüber.« So 
charakterisiert der Vorsitzende einer Elternvereinigung sei­
ner und der anderen Eltern Situation, warum man sich zu­
sammengeschlossen hat . Insgesamt ist man depres siv, und da­
mit ängstlich, gemurrt wird wohl auf einem Treffen, doch 
sind Eltern kaum bereit, mit ihren Sorgen in die tlffendich­
keit zu gehen. »Wir können nicht brüllen «, erklärt ein ande­
rer Vorsitzender, »wir können nur wimmern. Wir sind zum 
Wohlverhalten verpflichtet. « Wer brüllt, bekommt auch noch 
die minimalen Zuschüsse gesperrt, die die Bundesregierung 
zur laufenden Arbeit der Elternvereinigungen beisteuert. 
Die Mitgliedszahlen der Elternvereinigungen sind, sieht man 
einmal von der Lebenshilfe für das geistig behinderte Kind 
ab, mehr als bescheiden. Da preist zum Beispiel die »Deut­
sche Gesellschaft zur Bekämpfung der Mucoviscidose « ge­
zwungenermaßen geringste Fortschrit te: Im Regensburger 
Raum ko.rrespondieren einige Eltern miteinander, in Krefeld 
wird alle sechs Monate zu einem Elternabend in die Städti­
sche Kinderklinik eingeladen, in Berlin trifft man sich »in 
zwangloser Folge «, in Düsseldorf kam es 1972 zu einem er­
sten westdeutschen Elterntreffen. Ein Bericht darüber ist 
überschrieben: » Wir sind nicht allein - «1 

Ein Mitarbeiter der Forschungsgemeinschaft »Das körperbe­
hinderte Kind « erklärt (natürlich anonym), die Elternver­
bände mit Mißtrauen zu betrachten, denn: Die Aktivitäten 
in den Verein en sind Schein- und Ausweichmanöver, um 
den familiären und persönlichen Schwierigkeiten aus dem 
Wege zu gehen. Wörtlich meint ein Psychologe (ebenfalls 
anonym): »Die Elternverbände sind fast immer Ansammlun­
gen von N eurotikern, die nach außen so tun , als ob sie alle 
Probleme problemlos bewältigt hätten. «2 Ich selbst habe sol­
che lokale oder regionale Vorsitzenden erlebt, die nach au­
ßen hin den dynamischen Manager spielen, mit ihrem behin-
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derten Kind sich jedoch kaum auf die Straße trauen, weil sie 
mit ihrem »Schicksal « noch nicht fertig wurde n . 

2. Behindertenverbände 

So gesehen haben viele Vereinigungen auf lokaler Ebene mit ­
unter etwas Sektiererisches, wo, je nach Standort, religiöse, 
weltanschauliche oder abstruse Gesundheit srezepte ausge­
tauscht werden. Sich darüber zu mokieren ist billig: Denn 
welche Verformungen durch ständiges Spießrutenlaufen, 
Verdächtigungen eines sündhaften Lebenswandels als Ursache 
der Mißbildung, und durch die behördlichen Erniedrigungen 
einsetzen, kann der Außenstehende schwer begreifen . Kritik 
jedoch, und das ist das Verhängnisvolle, wird nicht ge­
wünscht, weil sie p ersonalisiert, als per sönlicher Angriff gese­
hen wird. Die Funktionäre betreiben keine br eite Mobilisie­
rung der Basis, das geht soweit, daß in einem Fall Unfallge­
schädigte beim studentischen Schnelldienst »D emonstranten« 
mieten, damit überhaupt ein paar Leute anwesend waren, 
die die Transparente hielten. Ein Verband schreibt: »Di e 
tägliche Arbeit des Vereins erfordert viel Zeit, Wissen und vor 
allem Idealismus. Unsere Mitglieder folgen ohne viel Kritik, 
sie wissen, was geleistet worden ist, weil an der Spitze der Or­
ganisation treibende Kräfte der entscheidende Faktor waren. 
Ausschüsse, die sich erst etwas ausdenken sollen, kennen wir 
nicht, in diesen würde alles ~erre det und nichts getan. Unser 
größter Arger ist, daß etwa 40 ooo schwerhörige Berliner 
vereinsunlustig sind und erst umdenken werden, wenn sie in 
der Gesellschaft Schiffbruch erlitten haben, und dann hoffent­
lich beherzigen, was Johannes Trojan schon vor 70 Jahren 
empfahl: Laßt uns in Vereine treten. / denn dazu sind sie 
da, / hilfreich durch Sozietäten / tritt der Mensch dem Men­
schen nah. «3 

Vereinigungen dieser Art erreichen zwar mal immer wieder 
etwas, we'il sie sich brav ve rhalten haben, ein paar Brosamen 
fallen immer vom Sozialkuchen ab, doch an ihrer Lage ver­
ändert sich somit nicht s. Anders tritt dagegen der VdK 
Deutschlands auf, auf dessen Kongressen sich die politische 
Promin enz tumm elt. Zwar gibt es dort auch den üblichen 
Politiker-Wortschwall, wenn es um Behind erte geht (MdB 
Albert Burger, CDU, auf dem 2. Vdk-"Bundeskon greß: »In 
der Frage der Eingliederung vo n Behind erten gibt es keine 
Opposition, allenfalls einen Wettbewerb des guten Wil­
lens«4, aber der VdK ist gef ürchtet. Der Verband der Kriegs­
und Wehrdienstopfer, Behinderten und Sozia lr en tn er 
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Deutschlands, früher ein reiner Kriegsopferverband, ist mit 
1,3 Millionen Mitgliedern ein politischer Faktor. Der VdK 
hält einen guten Kontakt zur Bundeswehr, und tritt auch 
mit dem Bundeswehrverband zusammen auf, hat viele Mit­
glieder im Bundestag und definiert sich selbst als Ordnungs­
faktor. Hauptgeschäftsführer »Kamerad« (Anrede) Lothar 
Franke: »Es gilt endlich einmal deutlich zu sagen, daß es in 
dieser unserer Welt auch noch ein Oben und Unten gibt. «5 

-Die Verbände und Vereinigungen sind untereinander häufig 
so zerstritten, daß sie es ablehnen, auf einer Tagung zu er­
scheinen, wenn der Vertreter des anderen Verbandes er­
scheint. So weit kann es gehen, daß es Schubsereien gibt, 
wenn es gilt, wer bei einem Empfang bei Bundespräsident 
Heinemann nun eingeladen wird und wer beim offiziellen 
Foto nun in der vordersten Reihe plaziert wird. Das lähmt 
ohne Zweifel das Durchsetzungsvermögen der Vereinigun­
gen, vor allem jener, die die Randgruppen unter den Behin­
derten vertreten. 
In der Befragung des Kölner Forschungsinstituts für Sozial­
politik wurden die Eltern, die ihre Kinder immerhin auf 
einer Sonderschule haben, befragt, wer einen Behinderten­
verband kenne. 43,9 -O/o der Befragten waren Mitglied, wei­
tere 9,4 0/o kannten einen Verband.6 Das heißt: Nur knapp 
über die Hälfte kennen überhaupt eine Interessenvertretung. 
Auf die Frage, wieweit der Behindertenverband bisher nütz­
lich gewesen sei, erklärte ein Drittel, genau 32,4 -O/o, über­
haupt keinen Nutzen gehabt zu haben. Dabei treten erheb­
liche Unterschiede auf, die der Privilegierung einzelner Be­
hindertengruppen entsprechen. Nur 8,r der Angehörigen von 
Blinden hatten überh aupt keinen Nut zen, während die nicht­
privilegierten organisierten Sehbehinde rte nangehörigen den 
hohen Pro zentsatz von 57,4 °/o aufwiesen. 7 Die selbstbe­
wußten, streitbaren Blindenorganisationen haben in der Tat 
eine erhebliche Durchsetzungskrafl: bewiesen. 
Wie sehr es dem Gesetzgeber und seinen behördlichen Aus­
führungsorganen gelungen ist, die Behindertenangehörigen 
zu entmündigen, beweist, daß die Befragten , die überhaupt 
von der Existenz einer Selbsthilfeorganisation wissen, keine 
vordringlichen Aufgaben nenn en konnten. Die Antworten 
blieben vage : man müsse die Behinderten betreuen und för­
dern, man müsse sich mehr »um diese Menschen kümmern«. 
Nur ein Dritt el aller Befragte n hatte konkrete Vorstellun­
gen von den Aufgaben eines Behindert enverbandes .8 
Die Zuständigkeiten und die Intere ssenvertret ung für Behin­
derte ist so kunstvoll verwirrt worden, daß sich selbst die 
Betroffenen nicht mehr auskennen. Das ist geplante Ineffek­
tivität. In einem »Bundesverbands Diagramm « versucht der 
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»Bundesverband für spastisch Gelähmte und andere Behin­
derte «, eine Zusammenstellung der mit Rehabilitation be­
faßten Organisationen. \Im Vorspann heißt es: »Die ver­
wirrende Vielfalt kann durch die folgende übersieht vielleicht 
etwas aufgehellt werden. Sie beschränkt sich auf die wich­
tigsten (!) Verbände, soweit sie auf Bundesebene tätig 
sind.« 9 

Und nun - zur Erhellung- wörtlich das Diagramm: 
In der »Bundesarbeitsgemeinsachfl: der Freien Wohlfahrts­
pflege « sind sechs· Spitzenverbände zusammengeschlossen: 
Die Arbeiterwohlfahrt (A WO), der Deutsche Caritasver­
band (DCV), der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband 
(DPWV), das Deutsche Rote Kreuz (DRK) , das Diakonische 
Werk (DW) und die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in 
Deutschland. Das Aufgabengebiet dieser Organisationen ist 
nicht primär die Rehabilitation Behinderter. Im Fachaus­
schuß »Das behinderte Kind« der Bundesar beitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege ist der Bundesverband beratend 
tätig , und dem DPWV ist er als Mitglied angeschlossen. 
Zu den sonstigen Wohlfahrtsorganisationen zählt eine große 
Anzahl von Verbänden, die einem Spitzenverband ange­
schlossen sein können. Hierzu gehört unter anderem die Bun­
desarbeitsgemeinschaft »Hilfe für Behinderte « (BAG), die 
1966 vom Bundesverband mit gegründet worden ist. Die 
BAG ist ein Zusammenschluß von 12 auf Bundesebene täti­
gen Selbsthilf ever bänden. 
Ihr gehören an: 
Bundesverband der Eltern körpergeschädigter Kinder (Con· 
tergankinder-Hilf swerk), 
Bundesverband , für spastisch Gelähmte und andere Körper­
behin derte, 
Bundesverband zur Förderung Lernb ehindert er, 
Bundesvereinigung »Lebenshilfe « für geist ig Behinderte, 
Bund zur Förderung der sehbehinderten Kinder, 
Deutsche Gesell schafl: zur Bekämpfung der Mucoviscidose 
Deutsche Gesellschaft zur Förderung der Hör- und Sprach­
geschädigten, 
Deutsche Haemophiliegesellschaft zur Bekämpfung von Blu­
tungskrankheiten, 
D eutsche-Sektion der Internationalen Liga gegen Epilepsie, 
Deut sch.er Blind enverband, 
Interessengemeinschaft H ydrocephal us, 
Schutzverband für Impfgeschädigte. 
Die »International Cerebra! Palsy Society « (ICPS) ist die 
internationale Vereinigung zur Förderung spastisch Gel ähm­
ter. Der Bundesverband ist ~itglied im ICPS. 
Die Aktion Sorgenkind (AS) wird getragen vom Zweiten 
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Deutschen Fernsehen (ZDF) und den Spitzenverbänden der 
Freien Wohlfahrtspflege. Im Kuratorium, das für die Vertei­
lung der Gelder zuständig ist, wird der Bundesverband durch 
seine Geschäftsführerin vertreten. 
Der Bundesverband ist ferner Mitglied in folgenden brgani­
sationen: ·Dem Deutschen Verein für öffentliche und private 
Fürsorge, der Deutschen Vereinigung für die Rehabilita~ion 
Behinderter und der Forschungsgemeinschaft »Das körper­
behinderte Kind «. 
Kontakte unterhält der Bunclesve'rband zur Stiftung für die 
Rehabilitation, der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili­
tation, der Sozialhilfe für Querschnittgelähmte und zum Ku­
ratorium therapeutisches Reiten. 

3. Selbsthilfeorganisationen 

Zum Beispiel: Sozialhilfe Krautheim 

» Wir haben keinen Einfluß auf die Verwendung der Gelder; 
auch ist es bei uns nicht möglich an diese heranzukommen, 
weil sie - Gott sei es geklagt - unter den sogenannten 
Verbänden der freien Wohlfahrt aufgeteilt oder &emeinsam 
verwaltet und verwendet werden. Auch ein Stück jenes un­
demokratischen Verhaltens unserer Umwelt, die auch letztlich 
uns Körperbehinderte nur als Objekt sieht.« So klagt ein 
Körperbehinderter in der Zeitschrift »Der Körperbehinder­
te«, die in Krautheim an der Jagst erscheint. 
In Krautheit begann Eduard Knoll vom Bett aus, den ersten 
Selbsthilfeverband »Sozialhilfe « aufzu auen. Erst einmal 
sieben Personen zu bewegen, ihre Unter schrift zu einer Ver­
einsgründung zu geben, dauerte bald fünf Jahre. In den 
sechziger Jahren erwirbt sich der Verein Grundstücke, um 
Wohnungen und Arbeitsplätze zu schaffen, die damals vor­
wiegend Querschnittsgelähmten und Kindergelähmten zugu­
te kommen. Das Geld dazu stammt aus dem von Knoll ge­
gründeten Spirituosenhandel und aus Bettelei um Spenden . 
Auch außerhalb Krautheims entstehen Beratungsstellen und 
Selbsthilfevereinigungen von Behinderten . 6 ooo Mitglieder 
weist die Kartei aus, zwei Dritt el davon Behinderte. 
Das Sozialwerk Krautheim lebt vom Or ganisat ionsgeschick 
seines Gründers. Die Aktivierung derer, die ihre angebliche 
Minderwertigkeit und ihre Unt erwerf ung internationalisiert 
haben, bleibt jedoch aus. Bereits 1967 klagt ein Betr offener 
in der vereinseigenen Zeitung: »Mit Kummer muß ich fest­
stellen, daß der Kampfgeist in unserem Blatt . immer noch 
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mehr nachläßt, statt Aufrufe zu geben. Statt Aufn1fe zur 
Behebung der himmelschreienden Not unserer Gelähmten, 
finde ich immer mehr erbauliche Artikelehen, die sogar in der 
Kirchenzeitung immer mehr verschwinden. « Das Sozialwerk 
hat, gemessen an seiner Ausgangsbasis, unter anderem der 
finanziellen Basis von 90 Mark Rente des Eduard Knoll, 
Imponierendes geleistet, hat Wohn- und Arb eitspl ätze ge­
schaffen, wo andere davon reden. Doch die Unterdrückten 
zu aktivieren, ist nicht gelungen. Dazu waren die Behinder­
ten um Krautheim wohl auch zu alt . Heute können nur ein 
Prozent der Krautheimer zu den aktiven Mitgliedern ge­
zählt werden. 

Zum Beispiel: Die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Clubs Behinderter und ihrer Freunde 

Im Bundesgebiet sind in den letzten zwei, drei Jahren in ver­
schiedenen Städten Körperbehindertenclubs entstanden. Es ist 
ein Aufbruch der jüngeren Behinderten, der zum Teil in be­
wußter Konfrontation zu den Elternvereinigungen stattfin­
det . So ist es zu einem offenen Konflikt zwischen den jun­
gen Spastikern und ihrem Elternverband gekommen. Zen­
trale Stelle der Behindertenclubs , mit der eigenen Zeitung 
»CeBeeF-Magazin « ist Kassel. Die Kehrtwendung gegen die 
Eltern und überhaupt gegen die großen Organisationen wird 
sehr deutlich: 
»Lassen wir uns von Vere insmeierei und Verbandsegoismus 
nicht aufs Kreuz legen «, heißt es 1971, »wir brauchen uns 
nicht auf liebe Onkels und Tanten zu besinnen, die uns in 
Ewigkeit ,betreu en, und bevormunden wollen. Besinnen wir 
uns - endlich - auf uns selbst! Wir br auchen ke ine ,Ver­
einsorgan e,, die sich wie ein Bandwurm träge und fad durchs 
Gelände der Rehabilitation schlängeln, keine Käseblättchen, 
die (statt von unserem Schicksal) nur von einem Zeugnis ge­
ben: von ihr em Mangel an Ph antas ie, von Gedankenarmut 
und Ahnungslosigkeit von dem, was uns betrifft. Im vergan ­
genen Jahr ist für viele von uns nichts geschehen - außer 
Versprechungen. Ein Jahr , das nicht für uns ist, ist gegen 
uns - ein verlorenes Jahr! «10 

Die Bunde sarbeits gemeinschafl propagiert statt dessen die ak­
tive Partnerschafl, denn: » Was w ir jedoch nicht zu akzeptie­
ren bereit sind, ist das auf mehreren Tagungen von Eltern­
ver bänd en immer wieder beschworene ,Recht der Eltern auf 
ihre Kinder, - Kinder, die wir nach ihren Vorstellungen 
auch bis zum Ende bleiben werden. Wir erk ennen dank bar 
all die zum Teil unsagbar großen Mühen unserer Eltern um 



uns an, meinen aber auch, daß alle Elternliebe kein Fachwis­
sen ersetzen kann. «11 

Als 1971 das Bundesarbeitsministerium eine Konzeption für 
die Berufsbildungswerke für behinderte Jugendliche vorlegt, 
sind keine Behinderte zu den Beratungen herangezogen 
worden. So etwas macht man sonst nur noch mit psydusch 
Kranken und Strafgefangenen. In Bonn beraten die Funk­
tionäre, die Betreuer, alles Leute, die noch in keinem Roll­
stuhl gesessen haben. Das CeBeeF: »Es scheint bei denen, die 
behaupten unsere Interessen zu vertreten, die Meinung weit 
verbreitet zu sein, die lieben armen kleinen Behinderten wä­
ren schon glücklich und zufrieden, wenn man ihnen jedes 
Jahr einmal eine schöne Tagung beschere, >preisend, mit viel 
schönen Reden .. . < (zugegeben, einige von uns wollen auch 
nicht mehr). Auf die Gefahr hin, ,undankbar, zu erscheinen, 
stellen wir hier deutlich fest: Wir sind damit nicht zufrie­
den.«12 
Doch 1971 dringt das Behindertenmagazin noch nicht durch, 
als 1972 ein neues Heimgesetz beraten wird, in denen ja viele 
Behinderte ihr Dasein fristen müssen, werden wiederum kei­
ne Behinderte hinzugezogen. Die Beratungen über die Mit­
bestimmung in Heimen läßt sich ohne die Mitbestimmung 
der Betroffenen viel eleganter über die Bühne bringen. 
Die Körperbehindertenclubs zeugen von einem neuen Selbst­
bewußtsein, es gibt in Kassel keine bezahlten Mitarbeiter und 
vor allem keine Funktionärs-Spesen. Noch, wie man hinzu­
fügen muß. Die Bundesarbeitsgemeinschaft hat nicht nur 
zahlreiche Emanzipations-Tagungen organisiert, veröffent­
licht auch Rollstuhltests, nimmt Heime unter die Lupe, er­
stellte einen Hotel- und Campingführ er für Behinderte (den 
die Behörden dann dort anfordern müsse , statt umgekehrt, 
sie selbst zu erarbeiten), berät , vermittelt Ko ntakte, koordi­
niert. Zugleich werden jedoch auch sehr privatistische Ten­
denzen deutlich, wird der familiäre Rahmen nicht durch­
brochen. Man agiert noch in einer unpolitischen Attacke ge­
geR die etabli erten Behinderten-Funktionäre. Die Entwick­
lung ist jedoch völlig offen, die Clubs durchbrechen erstmals 
das Behindertengetto, melden Forderungen an, versuchen 
eine Demokrati sierung von Heim en. Der Anfang einer Be­
hindertenemanzipation scheint geschehen. 
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X Beh"nderten-Psychologie 

Zur Selbsteinschätzung von Behinderten 

»Den äußersten schrecklichsten Grad menschlicher Sterblich­
keit treffen wir ·in zwei Erfindungen der neueren Zeit an«, 
schreibt Ch . W. Hufeland in »Die Kunst, das menschliche 
Leben zu verlängern« 1 1798 »unter den Negersklaven in 
Westindien und in den Findelhäusern. - Von den Neger­
sklaven stirbt jährlich. der fünfte oder sech.ste, also ungefähr 
so viel, als wenn beständig die fürchterlichste Pest unter 
ihnen wütete. Und von 7 ooo Findelkindern, we lche ge­
wöhnlich. alle Jahre in das Findelhaus zu Paris gebracht wer­
den, sind nach. Verlauf von 10 Jahren noch. 180 übrig, und 
6 820 sind gestorben, also von 40 entrinnt nur einer diesem 
offnen Grab. « 

Wohn- und Spielraum für das Sonderkind 

»38,5 0/o der behinderten Kinder haben ein ei­
genes Zimmer; wobei die Schwerhörigen mit 
45,3 0/o an der Spitze liegen, die Körperbehin­
derten mit 35,8 0/o relativ benachteiligt sind. 
»29,6 0/o aller Kinder, ohne e_igenes Zimmer ha­
ben nicht einmal eine eigene Spielecke, d. h. 
»ein Platz, zu dem mindestens ein Regal oder 
Schrank für Spielsachen und sonstige persön­
liche Dinge gehört.« ® 

M,it dieser brutalen Wirklich.keit von Kindern, denen die af-
fektive Zu.w · ezugs-
_personen.. fehlt, konfrontierte Hu e an 1e ama ige ffent-
lichkeit . Die Forsch.un en von Rene A. Spitz über aie Be-
deut Üng der sja _...., ___ iese Beobach.tungen 

' 
@ Situation von Familien mit behinderten Kindern .. . S. 57 
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wieder auf. In den beiden erste 
in alles, was -;-u-einem sozial "S(/ esen.-gehö 

ziales Verhalten, Gewissen, Kontaktfähig 
trauen usw.2 In einer Untersuchung 
'S' orungen in der frühen 'Kindheit b 
ünd Katherine M. Wolf 3, was passi -

ind durch Einlieferung in ein Waisenha odei: uch.-in 
eine Klinik) das Liebesobjekt genommen wird. Die beiden 

utoren sprechen von der »anaklit1schen epressiQ « . U1" 

aeri Verlust des Liebesobjekts reagiert das K leinkind mit 
.A:ngst, es is~hert sich, sperrt aen ontakt zur Außenwelt„ 
w1ra depressiv, apathisch, verkümmert, wird stu orös starr, 
o~ u n on alüe . e rt as 1e eso Je t zurücli:, ver-
n er s erhaltenaes -KfelDKU\ s spek: ku ar; es wir 

w e er rohlich, lebhaft, lfontaktwiihg, wie durch au erei 
(Spitz) . Die Veränderung geschieht geradezu s runghaft. 

,Z;i ar fünterläßt das Trauma der Trennung seine Narben 
in der Psyche des Kindes, und manche Kinder fallen in der 
Entwi<3clung wieder ab, dennoch wird der alte Zustand nicht 
.lfleÖer erreicht. Allerdings bleiben die Sozialleistungen des 
Kindes nach der anaklitischen Depression hinter den Leistun­
gen vor der Trennung zurück, sind retardiert . Diese Situation, 
daß das Liebesobjekt (Mutter) nach drei Monaten zurück­
kehrt, entspricht der Situation eines Säuglingsheimes. 
Katastrophal verläuft dagegen die Entwicklung im Findel­
haus (Waisenhaus) . Die objektiven Versorgungsbedingungen 
(medizinische, hygienische Versorgung, Ernährung) sind ver­
gleichbar, doch die Trennung ist endgültig. Die Folge: » Trotz 
der befriedigenden Hygiene und Asepsis war die Sterblich­
keitsquote der hier aufgezogenen Kleinki nder unverhältnis­
mäßig hoch. Im Verlauf von zwei Jahren starben 34 von 91 
beobachteten Kindern an Krankheiten wie Infektion der 
Atemwege und des Verdauungstrakts, Masern und Mittel­
ohrentzündung . In manchen Fällen war- die Todesursache 
Katexie (Kräfteverfall) . Dieses Phänomen spricht für psy­
chosomatische Erktankungen. «4 

Die länger als drei Monate dauernde Trennung wirkt ver­
hängnisvoll. Die Entwicklung ist irreversibel geschädigt. The­
rapeutische Maßnahmen bleiben unwirksam. 
Jedoch, auch bei den Kindern im Säuglingsheim zeigte sich 
geie n Ende des kritischen Drei-Monats-Zeitpunkts jenes 
aftektverarmte Verhalten, Berührungsablehnung und bizarr 
stuporöse Bewegungen. In den ersten sechs Monaten liegt die 
Aktivität, soziale Beziehungen herzustellen, beim Erwach­
senen, da das Kind von sich aus der Fortbewegung noch nicht 
fähig ist. Nach sechs Monaten kontaktiert das Kleinkind von 
sich mit dem Erwachsenen. Das Bewegungsvermögen beim 
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Kleinkind dient dem Aggressionstrieb als Ableitungsfunk­
() tion. Wenn das Kleinkind nun, weil es in Kinderheimen in­
l folge Personalmangels und anderer Umstände ans Bett fixiert 

ist, sich nicht genügend bewegen kann, kann die Aggres­
sionsabfuhr nicht natürlich stattfinden. Die Aggression rich­
tet sich gegen das Kind selbst. Kinder, die infolge einer Kör­
perbehinderung in ihrer Motorik behindert oder gar gelähmt 
und zusätzlich noch im Heim sind, werden besonders hart 
betroffen. Das körperbehinderte Kind kann von sich aus 
schlecht Kontakt aufnehmen und kann sich seine Umwelt 
nicht ergreifen, begreifen, erobern, weitet seinen Aktions­
radius nicht genügend aus, sondern verharrt ängstlich in sei­
nem vertrauten Bereich: vorerst sogar meist im Bett . 
Je länger sich der Heim-Aufenthalt eines körperbehinderten 
Kindes hinauszieht, desto stärker macht es die Erfahrung, daß 
es sich Pflegepersonen zuwendet, um von ihnen, sei es durch 
wechselnden Dienst, sei es durch Personalwechsel, verlassen 
zu werden. Die Trennungsängste wiederholen sich. Vertrauen 
entsteht nicht. Das Kind wendet sich ab, um nicht ständig 
Verlustängste einzustecken, meidet zunehmend Kontakt­
versuche, beschränkt sich auf sich selbst, wird egozentrisch, 
meidet Gefühlszuwendung an Menschen, um sie auf Sachen 
zu richten: Spielzeug etwa oder Schokolade - Bonbons als 
Liebesersatz . 
Anna Freud 5 beschreibt ebenfalls den Verlust an Ichfunktion, 
der beim körperlich kranken Kind entsteht, da es zur Pas­
~ivität verurteilt ist: Es wird an- und ausgezogen, gewa­
schen, gefüttert, erfährt Hilfestellung beim Urinieren und 
Defäkieren, es wird entblößt. Dies muß zwangsläufig zur 
passiven Umweltbewältigung führen. Die mangelnde Aggres­
sions- und Spannungsentladung führt zu einer Obererotisie­
rung des Körpers, aber auch zu verstärkter Reizbarkeit und 
zu aggressiven Ersatzhandlungen wie Beschimpfungen. Die! 
Immobilisierung führt zur Regression. Hinzu kommt, daß 
die Schmerzerlebnisse bei Operationen masochistische Ten­
denzen verstärken, daß Lust passiv-masochistisch erfahren 
wird, daß Lust auf das Ich sadistisch fix iert erlebt wird. 
Anna Freud zieht Parallelen im Benehmen körperlich einge­
schränkter Klinik-Kinder und dem Verhalten eines erwach­
senen Hypochonders: »Das der mütterlichen Fürsorge be­
raubte Kind übernimmt die Rolle der pflegenden Mutter 
sich selbst gegenüber und spielt ,Mutter und Kind , mit seinem 
eigenen Körper. Der erwachsene Hypochonder, der seine Li­
bido von der Objektwelt abzieht, handelt ähnlich. Sein mit 
Libido übersetzter Körper repräsentiert ihn selbst als Kind, 
über das sein erwachsenes Ich in der Rolle der Mutter die 
Obhut übernimmt. «0 Hier ' zeigt sich sehr deutlich, daß der 
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mangelnde Umwelt-Kontakt die behinderte Per son auf sich 
selbst zurückwirft, die Bedürfnisse nadi außen innenleitet, 
das heißt, daß erotisdie Bedürfnisse auf den eigenen Körper 
gerichtet werden und Aggressionen, die nicht motorisch ab­
geleitet werden können, sich zerstörerisch gegen das eigene 
Selbst richten. Eine andere Reaktion, wenn Kinder behindert 
sind, ist die, daß die Eltern es über-befürsorgen, es besonders 
mit Fürsorge und Zuwendung bedenken. Wenn Kinder durch 
Erkrankung die Zuwendung der Mutter erstehlen, läßt sie 
ihnen dabei besonders viel durchgehen - man erzielt Lustge­
winn durch Krankheit. Von einer normalen Entwicklung 
kann somit nicht die Rede sein. 
Werden diese Konflikte nid1t aufgefangen, bleibt dem verun­
simerten, ängstlichen Idi kein Ausweg als die Fludit in die 
Neurose, bleibt das Untertaumen in den Sdilupfwinkel Neu­
rose, das pathologisch zwar, doch immerhin einen Ausweg 
bietet, sich vor der Realität abzusetzen . Die Angst als Moti­
vation allen Handelns wird prägend, Verhaltensunsicherheit 
und Minderwertigkeitserfahrungen. Denn das Versagen in­
folge des Funktionsverlusts der Glieder und das Versagen so­
zialer Bindungen, wird dem Behinderten ja täglich vorgeführt. 
Je größer sich die Versagenserlebnisse auswirken, desto hef­
tiger wird die Fluchtbewegung . Das kann bis zur totalen Rea­
litätsferne von Behinderten führen, die sich zum Beispiel in 
illusionistismen Berufswünsmen äußert. Der Realitätsverlust 
ist der Ausweg des behinderten Ichs, das alle Versagungen 
auf diese Weise verschleiert. Das Ich nebelt gleichsam sei­
nen Rückzug ein, um ihn nach ~außen hin nicht sichtbar wer­
den zu lassen. 
Der ängstliche Rückzug muß nicht immer pathologisch deut­
lich werden. Doch die Angstlichkeit, die rhaltensunsicher­
heit, wird das Leben eines Behinderten prä gen, sein Verhal ­
tenspotential ist unflexibel, starr, ordnungsorientiert, klischee­
haft. Die Immobilisierung bringt eine Immobilität mit sich: 
Zu viele Erfahrungen, die Selbstvertrauen und Sicherheit 
smaffen, fehlen in der Regel, weil der Körperbehinderte zu 
lange gettoisiert wurde. Nach welchen Prinzipi en Körperbe­
hinderte in Heimen erzogen Wtll"den (und werden), zeigt die 
Festschrift der J osefsgesellschaft, die katholische Heime in 
ihrer Regie führt: D ana ch »leistet übermäßiges Entgegen­
kommen, das jegliche Wünsd1e erf üllt , dem Triebl eben Vor­
schub und läßt die Selbstzucht erschlaffen «.7 Zur Kompen­
sierung der Behinderung wird musische Betätigung propa­
giert, denn, und das ist entscheidend: »Sie erzieht zur Ord­
nung und führt hin zu den Quellen volkhafter Bildung .«8 

Dieses Ordnun gsdenken ist ein uneingestandenes Euthana­
siedenken, das Behinderte eliminieren möchte, nur, daß heu-
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te die Tötung unwerten Lebens durch Aussortieren in Heime 
geschieht. Der Behinderte hat zumeist verinnerlicht, ein 
Nichts zu sein, als ein unproduktives Etwas eingeschätzt zu 
werden, das anderen auf der Tasche liegt. Zu oft ist es ihm 
ins Bewußtsein eingebleut worden. Die Resignation und Er­
gebung ist anerzogen, sie äußert sich in Veröffentlichungen 
wie »Erprobte Lebensregeln einer alten MS'lerin«: Sie em­
pfiehlt unter anderem: Vertrauen auf Gott und Dank auch 
für den kleinsten Fortschritt; die Frage nach dem ,Warum, 
ist tabu; freue _dich an den kleinsten Dingen, vielleicht einer 
einzelnen Blüte; mit Humor geht alles besser; sei befreundet 
mit der MS, das ist der beste Weg zur Besserung. 0 

Dem Behinderten fehlt zumeist das soziale Umfeld, das ihn 
bestätigt und korrigiert, ihm fehlen Kommunikation, Gesell­
schaft, Alleinsein, Erfolge in der Arbeit und bei Freizeitbe­
schäftigungen, die Möglichkeit, den Alltag auch einmal fest­
lich zu überhöhen, durch Theater, S_paziergänge, Urlaub. Er 
ist in allem ein Abhängiger, ein Pflegling, dem alles getan, 
dem geholfen, der versorgt ist, ohne daß diese antriebsmin­
demden Beeinflussungen deutlich würden. Der Behinderte 
wird zu Unmündigkeit und Unselbständigkeit erzogen, zum 
Hilfeempfänger degradiert, den man der Fürsorge überläßt, 
den man zu den »geringsten Brüdern und Schwestern« zählt 
den man zum Objekt von sentimentaler »Vergißmeinnicht«­
Gesinnung macht, dem die Fünf-Mark-Spenden zukommen, 
und damit basta . 
Der Behinderte ist zu lange in der Sondersituation belassen 
worden, als daß er seine Rolle als Minderwertiger verlassen 
könnte. Nur rollentypische Verhaltensweisen werden ho­
noriert: Braves Aushalten, stummes Leiden bringen ihn in 
den Genuß von Wohlfahrtsgaben und Mitleid. Durchbricht 
er die Rollentypik, dann erlebt er, daß beispielsweise ein 
Spastiker mit langen Haaren und Bluejeans, keines Mitleide 
würdig ist. Behinderte, zumal Sprachbehinderte, sind nicht­
behinderten Funktionären und Behördenvertreter ausgelie­
fert. Eine der wenigen Behinderten, die hauptamtlich Be­
hindertenarbeit macht, berichtet: »Sie wollen den überange­
paßten Behinderten, der ihnen Erfolgserlebnisse und Selbst­
bestätigung garantiert. Eine eigene Meinung oder gar Kritik 
an ihrer Arbeit gesteht man dem Behinderten nicht zu. Man 
fällt dann über ihn her , sagt ihm, das sei seine eigene Pro­
blematik, er hätte seine Behinderung nicht verarbeitet, s i 
übersensibel und macht ihn zum Sündenbock. Gleichzeiti 
entdeckt man die anderen Behinderten, um zu demonstri 
ren: wir sind gar nicht so! Und diese - froh aus ihrer Isoli 
rung herauszukommen - gehen dankbar darauf ein und 
merken gar nicht, was da' wirklich passiert ist. « Auf Behin-
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dertentagungen werden die angepaßten Behinderten gerne 
vorgeführt, Kritik gilt als Undankbarkeit, da bekommen -
wie geschehen - die Funktionäre eher einen Herzanfall, da 
Kritik an der Behindertenarbeit Kritik an ihnen persönlich 
darstellt, während sie doch immer das Beste wollten. 

Wenn ich mein Leben betrachte, so sind es 
bald 24 Jahre, die ich damit verbrachte, erst Be­
hinderter zu sein und dann erst Mensch. 
Das hört sich hart an, und ein wenig bitter, aber 
man macht so seine Erfahrungen: Als >Neh­
mender< sei man doch immer wieder zu unter­
würfiger Dankbarkeit und Katzbuckeldienerei 
verurteilt. Erklärte mir vor wenigen Wochen 
doch erst wieder ein Verwandter mit gerech­
tem Ernst, daß wohl jedermann in den soge­
nannten Himmel komme, welcher an meiner 
Person Christenpflicht übe. 
Ja, nun weiß ich endlich, zu was ich in der Welt 
nützlich bin! 
Ist es nicht eine feine Sache, wenn man so 
vielen Menschen zur Seligkeit verhelfen 
kann ... ?® 

Behinderte reagieren nach den Gesetzen von ethnischen Min­
derheiten: Neben den mehrfach berichteten Unwertgefühlen , 
ist das Selbsthaß und irrationale Kompensation. Sie streben 
danach, nicht so sein zu wollen wie Behinderte. Und müssen 
doch immer wieder feststellen, Behinderte zu sein. Dies ähnelt 
den Untersuchungen an Negerkindern, die mit schwarzen 
oder weißen Puppen spielen und entscheiden sollten, welche 
der Puppen nun gut oder böse und ihnen ähnlich wären. 
Nach den Gesetzen von Randgruppen 10 ist es klar, daß die 
schwarzen Kinder die schwarzen Puppen als böse bezeichnen 
und versuchen, sich in die weißen Puppen zu projizieren, 

® Aus: Christa Schlett, . .. Krüppel sein dagegen sehr. Wuppertal 
1970 
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XI Behinderte -die geschlechtslose 
Minderheit 

Der katholische Prälat Briefs, der in der »Körperbehinder­
ten-Pädagogik « noch immer gerne zitiert wird (ein Großteil 
der Heime wird konfessionell geführt), erklärte I 9 3 3 in sei­
nem Aufsatz »Krüppeltum und Familiengründung «: »Daher 
dürfte die einzige Möglichkeit, die von der Familiengrün­
dung ausgeschlossenen Körperbehinderten mit ihrem Schick­
sal positiv zu versöhnen, eine Sublimierung des Triebes im 
Sinne des christlichen Zölibates sein. «1 Ausgangspunkt -
nicht nur der konfessionellen - Behindertenpädagogik, so­
fern sie überhaupt die Sexualität erwähnt - ist die Ehe. Da 
Behinderte nur im Ausnahmefall einen unbehinderten Ehe­
partner finden, die Voraussetzung zu einer Ehe zweier behin­
derter Partner jedoch zur Zeit wenig gegeben sind, da behin­
dertengerechte Wohnungen fehlen, wird der Behinderte zur 
»Keuschheit « verpflichtet . 

Welches gelähmte Mädchen hat zu mir Ver­
trauen und nimmt sich den Mut, mir zu schrei­
ben, um den Weg gemeinsam durchs Leben 
fortzusetzen? Bin am 3.7.1940 in Düsseldorf 
geboren, gelernter Beruf: Krankenpfleger, le­
dig, nicht ortsgebunden, dunkelblond, 1,72 m 
groß, leichte Sehbrille, ev., Augen blaugrau , 
sportl. Typ. Hobbies: Klavier- und Orgelspielen 
(Sohn eines Kapellmeisters), gute Bücher, 
Sprachen, Theater sowie kochen, lebensfroh 
und Sinn für Humor. Z. Z. verbüße ich in Frank­
reich eine zweijährige Freiheitsstrafe, die am 
6.12.1969 beendet ist, keine Kriminalität. Wel ­
ches körperbehinderte Mädchen, 21-25 Jahre , 
ev., schreibt mir, mögl. mit Lichtbild und nur 
ernstgemeint? @) 
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Der katholische Moraltheologe H. Fleckenstein: »Gepflegt 
werden muß der Wille, sich vor jeder freiwillig gesuchten.Rei­
zung zu bewahren. Nicht nur die schlimmen Folgen der Un­
keuschheit (Verlust der Ehrfurcht, der Aufgeschlossenheit für 
hohe Werte und Aufgaben, des religiösen Glaubens) müssen 
der Jugend gezeigt werden, sondern mehr noch die Schönheit 
der tapferen Selbstbewahrung und die Freude aus wach­
sender Reife. Die inneren Schwierigkeiten können und müs­
sen gemindert werden durch vernünftige Lebensweise (einfa­
che, reizlose Kost, hartes Bett, zweckmäßige Kleidung, Abhär­
tung, zielstrebige Beschäftigung, Spiel und Sport). Gerade 
hier hat die Pädagogik der Körperbehinderten eigene Er­
fahrungen. «2 

Ich möchte gern ein liebes, körperbehindertes 
Mädchen glücklich machen. Mit meinem Auto 
würde ich es überall hinbringen. Es sollte sich 
aber nur ein gutes, liebes Mädchen melden. 
Bin 28 Jahre, 1,74 m groß, sportl. Figur und 
solide. Beruf Facharbeiter. Nie werde ich sie 
im Stich lassen. @) 

Um nicht in Sünde zu fallen (gemeint ist die Selbstbefrie­
digung), sollen die Behinderten zur Keuschheit erzogen wer­
den, denn es gibt »eine Berufung zur freiwilligen, gottge­
weihten, lebenslänglichen Jungfräulichkeit «3• Deshalb sollten 
die Klöster weniger zögernd als bisher auch Körperbehin­
derte aufnehmen. 4 Daß dies nicht unbillig ist, sondern daß 
die Ehelosigkeit auch Behinderten zugemutet werden kann, 
zeigt sich daran, daß »ja auch einer nicht geringen Zahl hoch­
wertiger und voll gesunder Frauen und auch einer gewissen 
Zahl durchaus normaler Männer ähnliches widerfährt «5• 

Zwar soll Körperbehinderten die Ehe nicht mehr unbedingt 
verweigert oder grundlos erschwert werden, doch die Be­
denken sind grundsätzlicher Natur, da eine »vollgültige Ehe 
prinzipiell auch auf Nachkommenschaft hingeordnet « ist.6 

Deshalb rät Fleckenstein dringend von Ehen ab, in der kein 
Kind verantwortet werden kann. 7 So kommt Fleckenstein 
zu Konsequenzen, die Briefs (»Zur Begründung dieses Stand­
punktes wird in diesem Zusammenhang auf biologische und 
rassenhygienische Momente verzichtet «) 1933 so formuliert 
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hat: » Umstände, welche Eheschließungen dieser Art zu be­
günstigen imstande sind, müssen im Interesse der Körperbe­
hinderten tunlichst unwirksam gemacht werden. «8 Ein wei­
teres Hindernis einer »Gebrechlichenehe « ent deckte J . Pon­
gartz, nämlich die Behinderung, nicht ausreichen d körperlich 
züchtigen zu können: » Und was wäre eine Erziehung ohne 
handgreifliche Führung ... Mit Worten, mit Geboten und 
Verboten allein ist es nicht getan. Die Eltern müssen die Mög­
lichkeit haben, ihrem Wort auch den ·nötigen Nachdruck zu 
verleihen .«D • . 

Suche für Leidensgefährtin, spast. gelähmt, 
aber gut beweglich und normal gewachsen, im 
Widder geb., sehr intelligent und vielseitig in­
teressiert, einen verständnisvollen Brieffreund 
mit Herzensbildung zwischen 40 und 55 Jahren , 
dem sie durch Kameradschaft und Verstehen 
etwas bedeuten könnte. Er sollte nicht ganz so 
schwer behindert sein, berufl. tätig sein und 
evtl. ein Auto haben, jedoch nicht Bedingung. 
Auch schuldlos geschiedener und enttäuschter 
Lebensgefährte angenehm! Kennenlernen evtl. 
im Urlaub möglich.@) 

@) Kontaktanzeigen aus : Der Körperbehinderte, Nr. 42, Dezem-
ber '69 

So sind , nicht nur in konfessionellen Häusern, die Behinder­
ten mit ihrer Sexualitätsproblematik alleingelassen . Der Trieb 
wird unte rdrückt, häufig mit disziplinarischen Maßnahmen: 
wenn z. B. eine Körperbehinderte, die auf ihrem Zimmer 
einen jungen Mann geküßt hat, des Hauses verwiesen wird. 
Oder daß eine Behinderte mit einem Querschnittgelähmten 
(der völlig gelähmt ist) nicht einmal auf dessen Zimmer Mo­
nopoly spielen darf, denn eine Frau gehört nicht auf den 
Männerflur. Und in einer Ausbildungsstätte gab vor einiger 
Zeit der Schulleiter per Lautsprecher die Anweisung, sich doch 
bitte nicht zu küssen . Auf einer Fortbildungstagung für Mit­
arbeiter in Einrichtungen der Lebenshilfe Juni 1972 diskutier­
ten die Teilnehmer: »Soll ~an geistig Behinderten GV . (Ge­
schlechtsverkehr) gestatten. Ethisch schien es einigen gerecht-
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fertigt, weil man jedem Menschen etwas Glück gönnen muß, 
anderen nicht, weil GV. nie ohne innere Bindung einhergehen 
sollte, die meist nicht möglich ist.« 10 

Was an nichtaufgearbeiteten Konflikten zu Fehlleistungen 
führen muß, zeigt ein Tonbandprotokoll mit einem Mitar­
beiter der Blindenstudienanstalt in Marburg: »Bei den Jün­
geren hier ist die frühe Bindung an den Partner. Das muß 
nicht unbedingt ein andersgeschlechtlicher Partner sein, wir 
haben das auch hier, daß die sich in Familien zusammenfin­
den, daß also ein Junge hier den Vater spielt und ein Mäd­
chen die Mutter und dann gibt es zwei, drei Kinder. Die also 
das auch ganz ausleben, daß also der Papi abends ans Bett 

Welches einfache, · liebe Mädel oder Witwe 
möchte mit Gehbehindertem (Rollstuhlfahrer) , 
nicht pflegebedürftig, mit eigenem Heim und 
schönem, sicherem ·ei~kommen, zwecks Ehe­
schließung in Briefwechsel treten? Ich bin von 
stillem, _ruhigen Charakter, evang. und 37 Jahre 
alt, 1,65 m groß. Jede Zuschrift mit Bild wird 
beantwortet. 

Alleinstehender, gehbehinderter junger Mann, 
39 Jahre alt, ev., sucht mit verständnisvollem, 
vollschlankem Mädel, weniger schwer behin­
dert, heimatvertrieben und arm angenehm , 
zwecks späterer Heirat in Briefwechsel zu tre­
ten fü 

® Der Körperbehinderte, Nr. 40/r969 

kommt und Händchen hält und ,Gute Nacht, sagt, bis fast 
zum Gute-Nacht-Küßchen geht das. Damit wird ausgegli­
chen die zum Teil erschreckend unnatürliche Bi11dung an zu 
Hause. Das heißt, sie sitzen zu Hause herum, keiner weiß sich 
mit ihnen zu beschäftigen, sie kriegen alles vorn Hintern 
geräumt, weil die Eltern sagen, ach, der arme, blinde Junge, 
Blinde können ja nicht, und nur in ganz wenigen Elternhäu­
sern werden sie ganz natürlich genommen. « 
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Wie es dem Behinderten dann im Normalleben geht, wenn 
er nicht ewig ins Heim verbannt ist, schildert ein spastisch 
Gelähmter: »Zweifellos, der Behinderte hat unter dem iso­
lierten Ausbleiben wirkl~cher Zuneigung öfter zu leiden als 
irgendein anderer; einfach deshalb, weil ihm die Möglichkeit 
abgeht, fehlgeschlagene Kontaktversuche beliebig durch neue 
zu ersetzen . Für ihn gilt nicht die zwar schnoddrige, aber 
beherzigenswerte Chansonweisheit: ,Wer wird denn weinen, 
wenn man auseinandergeht, wo an der nächsten Ecke schon 
'ne andere steht ... < Es steht eben für den Behinderten nie 
jemand an der nächsten Ecke. Freund oder Freundin, Gelieb­
ter oder Geliebte existieren oft nur in schamhaft verschwie­
genen Träumen . Und wie verschwiegen die sind! «11 Eine an­
dere Tatsache erlebte dieser Spastiker jedoch auch, nämlich 
daß dem »Krüppel « eine besondere Triebhaftigkeit nachge­
sagt wird, um seine sexuellen Bedürfnisse brutal unterdrük­
ken zu können: Er erfuhr auf dem Arbeitsamt, daß »dessen 
Beschädigten-Vermittler der Meinung waren, ich dürfe un­
möglich in einem Betrieb arbeiten, in dem überwiegend Frau­
en beschäftigt werden. «12 

Der Behinderte erfährt seine Behinderung sehr drastisch 
während der Pubertät, zu dieser Zeit bricht das Bewußtsein 
vollends oder gar zum erstenmal auf, ein »Krüppel« zu sein. 
Die sexuelle Reife tritt beim Behinderten, auch beim geistig 
Schwerbehinderten im Normalfall altersgemäß ein, die Aus­
nahmen sind nicht seltener als bei nichtbehinderten Heran­
wachsenden.13 Wo sexuelle Störungen in der Pubertät auf­
treten, sind die Ursachen sekundärer Art, nämlich ein Aus­
druck gestörten Kontaktverhaltens und mangelnder sozialer 
Integration. 14 Schwierigkeiten werden allenfalls bei der 
Werbung zugestanden, da die veränderte Motorik, Mimik 
und Gestik das Imponieren und Auf-sich-Aufmerksamma­
chen behindern. 15 Doch was soll\;, muß man fragen, daß 
man dem Behinderten von seiten der Wissenschaft eine nor­
male sexuelle Entwicklung bescheinigt? In einer Publikation 
des Bundesministei:ium für Jugend , Familie und Gesundheit 
über »Pubertätsprobleme und sexualpädagogische Aufklä­
rung behinderter Kinder und Jugendlicher « referieren zehn 
wissenschaftliche Fachleute , akademisch wertneutral über die 
Probleme, doch wie die Behinderten ihren Trieb ausleben 
können, vor der Beantwortung dieser Frage drücken sich alle 
sehr gekonnt. 
Die 1971 von der damaligen Gesundheitsministerin Strobel 
herausgegebene Schrift ist nicht frei von Verfälschungen. Da­
zu zwei Beispiele: R. Lempp ersieht keine besonderen Sexual­
Schwierigkeiten »vielleicht auch aus der Tatsache, daß etwa 
in dem von 14 erfahrenen Autoren herausgegebenen Bud:t 
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von LINDEMANN über die infantile Cerebralparesen, an 
dem sich auch bedeutende Heilpädagogen und Pädiater be­
teiligt haben, das Stichwort ,Sexualität< im Sachwortregister 
fehlt und unter dem Stichwort ,Aufklärung, nur die Aufklä­
rung der Familie über die Krankheit des Kindes verstanden 
wird «16 • So primitiv kann man sich an den Konflikten vor­
beidrücken. Da dem Tübinger Jugendpsychiater das Thema 
so unheimlich erscheint, daß er es verdrängen muß, erhebt 
er die Verdrängungsleistung von 14 namhaften Autoren zu 
einem objektiven Be'fund . 
Doch es kommt noch schlimmer: Da in den Heimen und Be­
hinderteneinrichtungen die Sexualität meist rigoros unter­
drückt und deshalb auch nicht in der Literatur behandelt 
wird, weil niemand schlafende Hunde wecken will, gibt es 
sie nicht. Lempp: » Wahrscheinlich ist die relativ geringe Pro­
blematik, die die Sexualität in der Pubertät bei Behinderten 
bietet, was sich in der geringen Literatur darüber nieder­
schlägt und was auch von vielen Leitern entsprechender Hei­
me bestätigt wird, dadurch zu ~rklären , daß die Behinderten, 
soweit sie in geschützten Räumen, in beschützten Werkstät­
ten, Heimen , Anstalten und anderen Formen der Sonderbe­
treuung stehen, durch diese Einrichtungen eine entscheidende 
Kontakthilfe erhalten und viel weniger isoliert stehen als 
viele gesunde Jugendliche, für die dadurch die Sexualität 
zum Problem werden und Anlaß zu psychischen Störungen 
geben kann .«17 

In der Tat werden Behinderte in der Erziehung oft noch als 
geschlechtsneutrale Wesen behandelt. Da ihre Sexualität ig­
noriert , zum Teil sogar geleugnet wird , können sie nicht dar­
über reden. Sie tun es auch g~wöhnlich nicht, da sie die Trieb­
und Behindertenfeindlichkeit ihrer Umg bung zwangsläufig 
verinnerlichen mußten. Es fällt nicht schwer, zahlreiche Be­
hinderte »vorzuführen «, die sexuelle Empfindungen bestrei­
ten, Sexualität gehöre sich nicht, sei schlecht, sündhaft Man­
che leiden jedoch ausgesprochen unter Versündigungsideen, 
weil sie - sofern sie dazu in der Lage sind - dann eben 
doch masturbieren. · 
Die Verklemmungen vieler Behinderter resultieren aus der 
unterdrückten, nicht ausgelebten Sexualität. Die Folgen sind 
weitere, zusätzliche Unwertgefühle. Es gibt keine Behinder­
te - es sei denn, es lägen psychosomatische oder somatische 
Störungen vor - die geschlechtsneutral empfinden. Daß sie 
von ihren Schwierigkeiten nicht berichten, daß ihre Konflikte 
nicht in der Literatur auftauchen, zeigt lediglich, wie wenig 
Vertrauen sie zu ihren Erziehern, Therapeuten, Ji..rzten, 
H eimleitern haben können, zeigt, wie nahezu perfekt die 
Unterdrückung bisher funktioniert hat. So bleibt ihnen nicht 
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viel: Einige versuchen einen Führerschein zu erwerben und 
einen schicken Wagen zu erstehen, um über dieses Status- und 
Potenzs ymbol an ein Mädchen zu kommen, andere, und das 
ist sicher eine akzeptable Lösung, versuchen über Club­
abende Kontakte herzustellen. Alle Unwertgefühle lassen 
sich deutlich aus den Heirats- und Bekanntschaftsanzeigen 
Behinderter entnehmen. Gelingt der Kontakt jedoch nicht, 
bleibt meist ein sadistisches Verhältnis zum eigenen Körper, 
zum Selbst übrig - Folgen einer ebenso sadistischen Unpäd­
agogik jener, .die sich zu Behindertenpädagogen aufgewor­
fen haben. 
K. Heslinga, vom Komitee »Sexualleben und der behinderte 
Mensch«, das der Niederländischen Gesellschaft zur Rehabili­
tation der Behinderten angeschlossen ist, berichtete 1971 auf 
dem Spastiker-Weltkongreß in Holland über eine modell­
hafte Arbeit mit Blinden: Das Personal in der Internats­
schule ist grundsätzlich nach Geschlechtern gemischt. Altere 
Mädchen helfen, um eine natürliche Atmosphäre zu schaffen, 
Knaben beim Duschen. In Einzel- und Gruppengesprächen 
werden alle Fragen im Zusammenhang mit Eheschließung 
und Sexualität besprochen. Ein Professor für Genetik, ein 
Augenarzt und Heslinga als . Lehrer beraten jeden Schüler 
einzeln im Blick auf seine individuelle Möglichkeit, ein von 
Geburt an blindes oder teilblindes Kind zu zeugen oder ge­
zeugt zu bekommen (dabei berät jeder der drei Fachleute 
einzeln), denn 65 0/o der holländischen Blinden haben ihre 
Blindheit ererbt. 
Die verbale Ebene genügt zur Aufklärung nicht. Deshalb 
stehen männliche und weibliche Tastlehrpuppen zur Verfü­
gung, wobei einige Vagina oder Penis (zum Teil in voller 
Erektion) haben. Die Demonstrationsobjekte sind nach der 
Mode angezogen: z. B. mit Minirock, Hot Pants oder audi 
mit einem Smoking. Ebenso ertasten die Blinden, wie sidi 
eine Monatsbinde anfühlt oder wie ein Kondom über das 
Glied gezogen wird. Damit die blinden Schüler lernen, daß 
auch die Körperbehinderten zu ihrer Gemeinschaft gehören, 
gibt es auch körperbehinderte Tastlehrpuppen. 
Daß behinderte Frauen weniger Ehechancen als nichtbehiu­
derte haben, wird ihnen gesagt. Doch was von einer Behin­
derten getan werden kann, lernt sie: sie lernt zu kochen, 
eine kalte Platte zu garnieren und aufzutragen, eine Woh­
nung selbständig in Ordnung zu halten, sich vorteilhafl: zu 
kleiden und zu frisieren. Ebenso wird diskutiert: »Können 
Krankenschwestern und -pfleger dem Körperbehinderten be­
hilflich sein, wenn er diese Hilfe zur Vornahme des Beischla­
fes oder zur Selbstbefriedipung wünscht? «1B 
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Sexuelle Erziehung bei geistig Behinderten 

Professor Dr. Heinz Bach verdanken wir die einzig nennens­
werte Abhandlung 19• Auf ganzen 33 Seiten behandelt der füh­
rende Mainzer Wissenschaftler das Thema. Drei Grundeinstel­
lungen konstatiert der Professor : 
1. Die restriktive Einstellung : Sie ist gekennzeichnet, daß die 
»Triebschübe« durch Gebete, Gedichte und Lieder gebannt wer­
den: »Das Gebet muß Inbrünstig und wiederholbar , das Gedicht 
lang genug und die Melodie in Dur gesetzt und fortissimo ge­
sungen sein , damit lange genug und laut das •Besetztzeichen, 
ertönen kann, wenn der Triebschub sich in die Leitung drängen 
will.« 20 

2. Die revolutionäre Einstellung: Hier geht es, nach Bach, um 
eine Befreiung und nicht um die Beherrschung der Sexualität. 
3. Die kritisch-progressive Einstellung . Als kritisch-progressiv 
bezeichnet sich Bach selbst. Den Eltern rät er, wenn der Gei­
stigbehinderte acht Jahre sei, solle man ihn nicht mehr auf den 
Mund küssen und nicht mehr auf den Schoß nehmen. Gelegent­
lich dürfe man ihn jedoch noch über den Schopf fahren 1,1nd gut 
zu ihm sein . »Aber alle Zärtlichkeit, die eine gewisse sinnliche 
Tönung bekommt, ist dazu angetan, im Geistigbehinderten 
Strebungen wachzurufen, die zu meistern er nicht in der Lage 
ist.«2 1 Welche Möglichkeiten den Eltern bleiben, dennoch Zärt­
lichkeit auszudrücken , beschreibt der Mainzer Professor so: 
»Auch mit dem Aufblitzen der Augen kann man einem Geistig­
behinderten deutlich machen, daß man ihn mag, auch indem 
man ihm auf die Schultern klopft aus Freude darüber , daß ihm 
etwas gut gelungen ist, auch im Zunicken und auch durch Worte 
kann man zeigen, daß man innerlich zu ihm steht.« 22 Doch mit 
diesen geradezu traumatischen Berührungsängsten nicht ge­
nug, auch auf die passende Wahl der Textilien ist Wert zu le­
gen: Die Eltern sollen sich »in ihrer Bekleidung einem strenge­
ren Reglement unterwerfen und nicht durch nacktes Herum­
springen und Lässigkeit in der Kleidung «23 den Geistigbehin­
derten anregen . 
Diese Bach'sche kritisch-progressive Einstellung gibt Ratschlä­
ge zu einer »Verringerung des Sexualtriebes «: Vernünftige Er­
nährung, vernünftig ausgedehnten Schlaf und daran denken, 
»daß seine Kleidung zweckmäßig und nicht zu eng ist , um zu 
vermeiden, daß rein physische Reize die Genitalität stei-
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gern.« 24 Mädchen dürfen nicht attraktiv gekleidet werden. Ona­
nie wird geduldet , weil ohnedies nicht zu vermeiden . Dennoch 
packen Bach Zweifel : »Man mag all das Geschilderte richtig 
und zeitgerecht unternommen haben . Dennoch ist der Geist ig­
behinderte nicht vollends zu immunisieren gegenüber den Ge­
fahren , die ihm auf diesem Gebiete drohen .«25 Deshalb heißt es 
wachsam sein, immer zu wissen , wo sich der Geisti gbeh inderte 
gerade befindet, der Schulweg muß kontrolliert werden. Die 
Frage, ob der Geistigbehinderte nicht ein Recht auf Sexualität 
(und nicht nur auf ohnedies nicht zu verhindernde Onanie) hat, 
wird überhaupt nicht angeschnitten . Die deutsche Beh inderten­
pädagogik ist prüde , besetzt von Berührungsängsten. Nicht der 
Behinderte ist verklemmt , er trägt nur, was verklemmte Päd· 
agogen als gegeben vortäuschen. 



Obungsob)ekt für pubertierende Junge Männer 

Behinderte über Freundschaft und Sexualität 
(Tonbandprotokoll) 

(Männlich) Eines der wichtigsten Probleme, das den Behinder­
ten immer wieder beschäftigt , fängt schon bei der Pubertät an, 
das sind die Beziehungen der beiden Geschlechter zueinan­
der. Da ist nun einmal die Frage, soll man als Behinderter ver­
suchen, nur mit einem behinderten Mädchen ins Gespräch zu 
kommen und eine Beziehung aufrecht zu erhalten , oder soll 
man auch als Mann versuchen, auch mit einem gesunden Mäd­
chen in Kontakt zu kommen . Ich glaube, man muß es so neh­
men, wie es sich gerade erg ibt. Ich habe in meinem Leben 
schon mehrere sehr gute . Freundinnen gehabt, eine davon war 
behindert, und ich habe jetzt seit einigen Jahren eine Freun­
din , die nicht behindert ist. Ich bin mir natürlich vollkommen 
darüber im klaren, daß diese Beziehung vorauss ichtlich nicht 
ewig sein kann, denn wenn meine Freundin mit ihrer Ausbil­
dung fertig ist - sie ist Pädagogin - wird sie vermutlich die 
Stadt hier verlassen und irgend wann jemand kennenlernen, den 
sie vielleicht dann auch heiratet. 

(Weiblich) Dazu möchte ich sagen , daß ich sowohl eine Freund­
schaft mit einem Behinderten hatte , oder auch schon eine 
Freundschaft mit einem Gesunden . Wobei man auch hier wie­
derum nicht nur sagen kann Freundsch aft , es war schon eine 
engere Beziehung . Aber ich möchte sagen , daß die Beziehung 
zu einem Gesunden über kurz oder lang einmal aufhört , weil 
der Gesunde eben nicht an diesen Ort gebunden ist und ganz 
automatisch dano andere Menschen kennenlernt. Und dann 
möchte ich sagen, daß die Behinderung eine große Rolle spielt 
in Bezug auf die Ehe. Es spielt aber auch eine wesentliche Rol­
le, ob der Behinderte ein Mann oder ein Mädchen ist. Eine Frau 
bindet sich, glaube ich, schneller und fester an jemanden , als 
es vielleicht bei einem Mann ist , der dann vielleicht doch eher 
wieder jemand sieht und denkt , na ja , vielleicht ist es mit der 
doch einfacher als mit ein er Behinderten . 

(Weiblich) Eines kommt noch hin zu, gerade wenn man im Heim 
lebt , daß es äußerst schwierig ist , als behind ertes Mädchen mit 
einem gesunden Mann irgendwelche Beziehungen anzuknüp­
fen. Einmal , welche Nichtbehinderten lernen wir kennen? Das 
ist männliches Pf legepersonal. Da es aber von seiten der Haus -



leitung nicht gewünscht ist , daß sich das Personal in irgendwel­
che persönlichen Beziehungen einläßt - ist es meistens schon 
von vornherein ausgeschlossen. Ich hatte vor einiger Zeit eine 
Freundschaft mit einem Praktikanten, und als wir uns etwas nä­
her kennenlernten, war es das erste, was er sagte: Weißt du ei­
gentlich, daß ich hier etwas tue, was man mir ankreiden könnte. 
Auf meine Frage, warum, weshalb: Ja, es könnte sein, daß ich 
mein Attestat zum Praktikum hier nicht bekomme, weil ich die­
ses Verbot überschritten habe. 

(Männlich) Wenn man darauf achtet, daß der Mensch sich frei 
entfalten kann, dann muß man auch in dieser Beziehung eine 
freie Entfaltung gestatten . Ich glaube bestimmt, daß manche 
Menschen viel zufriedener, viel aufgeschlossener sind, wenn 
sie eine Freundschaft hätten, die über diesen Rahmen hinaus, 
krank oder gesund, ganz egal, ich glaube jede Freundschaft 
und Bindung mit einem anderen Menschen , die bringt etwas 
Positives mit sich. Das allein müßte man schon dem Behinderten 
gestatten, denn was jedem draußen recht und billig ist, warum 
sollte man das einem Behinderten versagen. 

(Männlich) Die Empfindungen sind ja die gleichen und die 
Behinderung setzt ja keinen Unterschied, daß man nun keine 
Gefühle oder Empfindungen haben kann. Das ist ganz klar, nur 
ist eben dann die Grenze gesetzt , wie weit kann man sich die­
sen Gefühlen hingeben? Kannst du denn überhaupt so weit aus 
dir herausgehen, daß du dich nicht lächerlich machst? 

(Weiblich) Da wage ich aber zu behaupten, daß man dieses 
Gefühl in den meisten Fällen erst gar nicht hochkommen läßt. 
Natürlich, wenn man jemand sieht, das gibt sofort eine gewisse 
Sympathie, die da irgendwo überspringt, daß man aber dann zu 
sich selbst sagt : stop, halt, bevor etwas hochkommt. 

(Männlich) Ja, die Gefühle sind da - und es bleibt dann eben 
die Überlegung: darf man sich der Sache hingeben oder darf 
man sich nicht hingeben? 

(Männlich) Mit 4 Mann in einem Zimmer kann ich mir nicht eben 
einfach ein Mädchen einladen , mit dem ich gern einmal zu­
sammen sein möchte, das geht einfach nicht. 

(Männlich) Da muß ich das Mädchen enttäuschen und muß 
sie eben dann sitzenlassen. Im Busch oder sonstwo . Ich muß 
ja nach Hause, sonst komme ich ja nicht mehr ins Bett. Da ist 
sie vielleicht unzufrieden und geht am nächsten Abend mit ei­
nem anderen weg. 

(Weiblich) Na ja, im großen und ganzen hört doch die Sexuali­
tät ohnedies beim Kuß auf , fertig . Und das ist natürlich der 
Punkt, wo man dann anfängt oder anfangen könnte oder sollte , 



zu resignieren , wo man dann sagt, jetzt komm ' wieder zu dir 
selbst und jetzt sieh zu, was du aus der ganzen Sache machst. 

. (Weiblich) Es ist auch schon vorgekommen , daß junge Leute, 
die hierher kommen, ein junger Mann, der sich in eine Behin­
derte verliebt und die ihn ziemlich am Anfang dieses Verhält­
nisses darauf aufmerksam macht , hör zu, es kann sowieso nicht 
sehr weit zwischen uns beiden werden , daß man diese jungen 
Leute dann frustr iert, sie sind vollkommen gesct,ockt , sie kön­
nen das in diesem Moment gar nicht begreifen und aus diesem 
Grunde sagt man schon manchmal •zu sich selbst, diesen gan­
zen Berg zu überwinden, diese Klippe , die dazwischen liegt , 
!hn auch erst mal so weit zu bringen, gut, wir können so weit 
zusammen sein, aber weiter hat es keinen Sinn , daß man des­
wegen schon am Anfang sagt : halt , stop . 
(Weiblich) Mir ist es aber wieder aufgefallen oder passiert, daß 
gerade junge Männer, Nichtbehinderte , mir immer wieder an 
den Kopf werfen : ihr seid ein ganz eigenart iges Volk, ihr stellt 
eure Behinderung dauernd in den Vordergrund und sp ielt eure 
Behinderung aus, es ist doch ganz klar , daß ihr die Leute damit 
vor den Kopf stoßt. Daß das im Grunde nur eine Notwehr ist , 
wird in den seltensten Fällen berücksichtigt. 

(Männlich) Es gibt aber auch w·elche, die eben nur darauf rei­
ten zu denken , ein behindertes Mädchen ist froh , wenn sie mal 
einen Freund hat, der sie mal ein paar schöne Stunden erle­
ben läßt, und ich mache ihr eine Freude , und ich tue ein gutes 
Werk, und dann gehe ich meiner Wege . So etwas gibt es dann 
auch, da wollen wir uns nichts vormachen . 

(Weiblich) Das kann man hier sehr gut beobachten , daß also 
der behinderte Jugendliche oder behinderte junge Mädchen 
als Freiwild betrachtet werden. 

(Interviewer) Kann sich denn das Mädchen überhaupt leisten, 
den jungen Mann auszuschlagen? 

(Männlich) Ja , sie wird es aus dem Grund nicht tun: weil sie 
glaubt , als Behinderte muß sie froh sein , wenn überhaupt einer 
kommt. Die Bere itwilligkeit ist schon einmal größer, allein aus 
der Erkenntn is heraus, vielleicht ist das meine letzte Chance . 

(Weiblich) Wenn man schon eine Freundschaft eingeht, muß 
man den jungen Mann doch sehr genau kennen , daß man eben 
kein Freiw ild ist , irgendein Übungsobjekt , oder wenn der junge 
Mann auch gerad e anfängt mit der Pubertät. 

(Männlich) Ich war im Frühjahr dabei , wie der Rektor die Ab­
schlußklasse verabschiedet hat , und es wurde klipp und klar in 
d ieser Stunde über sexuelle Bezie hungen gesprochen, die Be­
hinderte miteinander haben können und auch sogar haben sol-
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len und auch über das Verhältnis zu Behinderten und Nichtbe­
hinderten. 

{Weibli ch) Die gleichen Worte sind uns mit auf den Weg gege­
ben worden. Genau das gleiche haben wir auch zu hören ge­
kriegt und haben es das ganze Jahr vorher schon gehört , aber 
doch immer mit dem kleinen Zusatz, der in der öffentlichen 
Feierstunde natürlich nicht erklang : Aber über eure eigene Si­
tuation seid ihr euch doch immer im klaren! 
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XII Eine Stadt- aus dem Rollstuhl 
betrachtet 

Erfahrungen eines »freiwilligen Krüppels« 

Im bin nicht verwachsen. Mein Gesicht ist nicht entstellt. Der 
Paß bescheinigt mir von Amts wegen, keine unveränderli­
dien Kennzeidien zu haben. Di e Leute auf der Straße drehen 
sich nicht nach mir um, bleiben nicht vor mir stehen und 
beglotzen mich nicht - normalerweise. In dem Augenblick, 
wo ich mich in einen Rollstuhl setzen und eine Decke über 
meine Knie legen ließ, wo eine »Betreuerin« mein Gefährt 
vor sich her schob, änderte sich alles: Meine Umwelt ordnet 
mich eine Etage tiefer ein. Di e Mitmenschen begaffen mich, 
diskret oder ungeniert, tuscheln hinter mir her, vielleicht, daß 
sie mir ein mitleidiges Wort gönnen. 
Ich parke mit meinem Rollstuhl an der Bushaltestelle. Die 
Sdiulkinder beachten mich nicht, ihnen fällt nichts Unge­
wöhnliches auf. Doch die Passanten, die mit auf den Linien­
bus w·arten, reagieren. Zuerst verstummt das Gespräch, ihre 
Blicke wechseln herüber, verstohlen, nicht direkt. Dann lebt 
der Plausch wieder auf. Doch während die Dam e mittleren 
Alters scheinbar unbefangen von Tante Irmi und Onkel Otto 
plaudert, belauern mich und meine Begleitung ihre Blicke. 
Der ältere Herr, scheinbar in die Tageszeitung vertieft, stellt 
sich ein paar Meter zurück in einen Hauseingang - weil er 
von dort besser beäugen kann. Nicht s haßt der Behinderte 
mehr als dieses Spießrutenlaufen neugieriger Augenpaare, 
viele werden ihr Leben lang damit nicht fertig, resignieren, 
ziehen sich in die Stube zurück. 
Die Linienbus stoppt. Di e Wartenden eilen auf die Türen zu. 
Um den Rollstuhlfahrer und seine Begleiterin kümmert sich 
keiner. Aus dem Businneren sieht man bedauernde Gesichter, 
etliche zucken nicht weniger bedauernd mit den Schultern: 
Der Bus ist voll. 
Als Behinderter sitzt man hilflos in seinem Selbstfahrer. Man 
muß warten, bis sich einer »erbarmt «, den Wagen anfaßt und 
in den Bus hineinhebt. Meine Begleiterin berichtet, sie habe 
sdion eineinhalb Stunden im Winter an einer Haltestell e ge­
standen, während ein Bus nach dem anderen - voll besetzt -
weit ergefahren sei. Doch dieses Mal ist dem nicht so. Ein 
Herr sagt dem Busfahrer Bescheid, ein anderer Herr packt 
mit an, einige Fahrgäste beschließen, schon an dieser Halte­
stelle auszusteigen, um Platz zu schaffen. 
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Ich bin im Bus. Man sieht die Köpfe der Fahrgäste weit über 
sich. Die reden über mich. Sie reden mit meiner Begleitung. 
Niemals mit mir. Wie heißt er denn? fragen sie oder: Wie alt 
ist er denn? Was hat er denn? will eine Dame wissen. Und als 
letztes: Kann er reden? Der Behinderte erfährt sich so als 
Objekt. Er wird in der Regel nicht selbst angesprochen, son­
dern man befragt die Begleitung. D as fängt oft schon im El­
ternhaus an. Ich frage ein körperbehindertes Mädchen oder 
einen jungen Mann, doch statt dessen antwortet die Mutter. 
So trifft beides zusammen: Die Entmündigung der Behinder­
ten durch die Eltern zwingt sie in eine passive Rolle, und die 
Vorurteile der Umwelt, die den Behinderten nicht ernst neh­
men, bestärken die Passivrolle. Die Leute im Bus verhalten 
sich nicht anders. Sie wechseln mit mir kein einziges Wort, 
weil sie den vermeintlich Behinderten nicht für voll nehmen 
und weil sie befangen sind . Eine ältere Dame schlenkert die 
Einkaufstasche und erzählt von ihrer eigenen Behinderung: 
»Nur - man sieht es eben nicht.« Zwei Herren wechseln in 
ihrem Gespräch abrupt in Kriegserlebnisse, denn im Krieg 
gab es viele » Verkrüppelte«, da waren die so Gezeichneten 
keine Ausnahme. Sie empfinden die Anwesenheit des vorgeb­
lich Behinderten als Ausnahmesituation und wechseln wohl 
deshalb unbewußt ihr Gesprächsthema. 
Der Busfahrer will beim Ausladen von der Begleitung keinen 
Fahrpreis erheben: »Aber ich bitte Sie!« Und so wird es noch 
des öfteren passieren: Irgendwelche Menschen wollen keinen 
Eintritt, keinen Fahrpreis oder legen gar eine, zwei oder zehn 
Mark auf den Rollstuhl, damit sich der Behinderte einen 
schönen Abend mache. Sie nehmen den Behinderten als voll­
wertigen Menschen (und wo nähmen sie etwas ernster als beim 
Geld?) nicht ernst, akzeptieren ihn nicht einma l als Geschäfts­
partner . Sie geben Almosen, Mitleid, belanglose Worte, um 
ungeschoren davonzukommen. D enn mit wem soll im Nor­
malfall ein Behinderter sich den »schönen Abend « vertrei­
ben? 
Die Fahrgäste verlassen eilig den Bus. Links und rechts wi­
schen sie an mir vorbei, und jetzt, da ich im Weg stehe , igno­
rieren sie mich vollends . Sie ziehen vorbei, lautlo s, schatten­
haft, als stünde da nichts oder - man verzeihe die harte 
Sprache - als wollten sie einem Haufen Hundekot auswei­
chen. 
Was die Bordsteine für einen Behindert en bedeuten, vermag 
sich kaum jemand vorzustellen, der sie nicht im Rollstuhl zu 
meistern suchte. Bordsteine sind mit die grö'ßten Prol5'lerne. 
Kaum hat man etliche Meter zurückgelegt, schon kreuzt die 
nächste Straße. Man mu~ das Trottoir hinunter. Die Ampel ­
schaltungen sind jedoch zu kurz, bei Grün erreichen der Kör -
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perbehinderte und seine Begleitung kaum die rettende Stra­
ßenseite. Da staut sich bereits der Verkehr. Sehr deutlich 
empfindet man sich als Hindernis, als Belästigung, zumal, 
wenn der Bordstein hinauf bewältigt werden soll, man nor­
malerweise den Fahrstuhl drehen muß. Der- Begleiter tritt 
von hinten auf das Gefährt, um das Gewicht zu verlagern, 
und hievt den Behinderten rückwärts hoch. Die Prozedur hat 
tiefgreifende Folgen, die kaum beachtet wurden: Der Behin­
derte ist ohnedies nicht trainiert, Schwierigkeiten zu meistern. 
Eine seiner lästigsten Schwierigkeiten, das technische Pro­
blem, einen Bordstein zu bewältigen, wird gelöst, während 
der Behinderte mit dem Rücken zum Bordstein ist. Das heißt, 
er sieht dem Problem nicht in die Augen, er sieht ihm nicht 
entgegen. Er wird dem Gefühl des Ausgeliefertseins ausge­
liefert. 
Die Abnormität wird dem Rollstuhlfahrer noch öfter deut­
lich. Seine Begleitung schiebt ihn. Will der Behinderte sich 
unterhalten, muß er den Kopf stets zum hinter ihm gehenden 
B_l!treuer drehen. Er muß auch zu ihm stets aufschauen. Daß 
~Jise Oben-nach-unten-Abhängigkeit apat hisch macht, be-

'%-weifelt niemand. Daß diese Situation ein partnerschaftliches 
Verhältnis unmöglich macht, bezweifelt ebenfalls kaum je­
mand. Wenig bekannt ist allerdings, daß man als Betreuer 
gar nicht hinter dem Rollstuhl herlaufen und schieben muß, 
man kann bei einiger Übung nebenher gehen. 
Im Kaufhaus habe ich noch nicht eine der Türen angesteuert, 
als mich bereits zwei - gutmeinende - Käufer duzen. Da ­
durch, daß ich in den Stuhl wechselte, wechselte auch mein 
Status, mein Ansehen. Das Duzen passiert einem überall. Die 
Verkäuferinnen behandeln mich so, wie ich sie behandele. 
Verhalte ich mich demütig-ergeben, wie das Behinderten an­
erzogen ist, so beachten sie mich nicht. Sie sprechen mit mei­
ner Begleiterin, obwohl ich die Herrensocken tragen möchte, 
setzen voraus, daß die Begleitung auch bezahlt. Während 
über mir der Verkauf abgeschlossen wird, Geld und Ware 
wechseln, legt man mir achtlos die Päckchen und Tüten in den 
Schoß - wie in einen Einkaufswagen im Selbstbedienungs­
laden. Wenn ich jedoch unbehind ert auftrete, d. h. nicht erge­
ben, sondern bestimmt , dann wendet sich die Verkäuferin 
auch mir zu, behandelt mich »normal «. 
Der Behinderte hat es jedoch schwer, so »normal « aufzutre­
ten. Er sieht die Welt eine Etage tiefer , die oberen Regale im 

· Kaufhaus erreicht er nicht, die Sicht im Selbstfahrer reicht 
nicht über Zäune. So verengt sich auch zwangsweise meist der 
Horizont. Vor Geschäften wird er gerne, weil man es eilig 
hat oder sich schämt, abgeparkt, wie man einen Hund vor 
dem Metzgerladen anleint. So wird man auf Warten, Ge-
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duld, Ergebenheit gedrillt, nicht mit böser Absicht, aber es 
geschieht eben. Da man sich selbst als Last und Bittsteller 
empfindet, mag man auch nicht aufbegehren. 
Es könnte anders sein, wie ein simpler ·Test beweist. Ober 
die Maßen gut gefällt mir ein Etagencafe. Di e breit en Fen­
ster führen den Blick auf einen herbstlichen Park, einen fla­
chen Weiher und parlierende Spaziergänger. Doch kein Lift 
ist da, Treppen und immer wieder Treppen versperren dem 
Behinderten den Zugang zu Amtern, zur Post , zum Theater, 
Kino oder Cafe. Treppen sperren den Behinderten vom Le­
ben ab. Er bleibt davor oder zieht sich endlich zurück, um 
nicht stets Versagen vor Augen geführt zu bekommen. Ich 
wollte jedoch- trotz Stufen - ins Etagencafe. 
Meine Begleiterin geht hinauf. Dort sitzen einige Pennäler 
fröhlich schwatzen d an einem Tisch. Sie würde gerne audi 
eine Tasse Kaffee trinken, sagt sie, doch sie habe vorher nodi 
ein Problem zu bewältigen. Eine Minute später balancieren 
mich vier aufgekratzte Oberschüler eine enge Wendeltreppe 
hoch. Ich throne, freischwebend, hoch über dem Treppen­
haus, weil die jungen Leute nicht wissen, wie mit einem Roll­
stuhl umzugehen ist. Aber sie helfen unkompliziert, erwar­
ten keine Dankeshymnen, finden sich auch nicht so penetrant 
edel-mitleidig wie sonst dergleichen Helfer. Im Cafe rolle ich 
quer durch den langen Raum, der Ober räumt vor mir die 
Stühle beiseite, damit ich zu meinem Parkblick komme. Er 
bedient wohltuend korrekt-normal. 
Die positiven Erfahrungen überwiegen nicht. Das zu behaup­
ten wäre eine Verfälschung der Wahrheit. Aber ich lasse die 
negativen Beispiele im weiteren heraus, um etwas anderes zu 
zeigen, das für den Umgang der Nichtbehinderten mit den 
Behinderten nützlich sein könnte. Ich habe den Versuch un­
ternommen, verschiedene Verhaltensweisen durchzuspielen. 
Gab ich mich demütig-behindert, ignorierte mich die Umwelt; 
gab ich mich selbstbewußt, wurde ich beachtet. Als mich die 
P assanten zu neugierig beglotzten, steuerte ich mein Velo auf 
sie und fragte sie nach der Uhrzeit. Zuerst wirkten sie etwas 
verblüfft, doch dann reagierten sie normal, gaben Auskunft, 
unterhielten sich. Ich als der vorgeblich Behinderte gab ihnen 
die Chance, ihre Befangenheit abzulegen. Sie wußten nun, 
wie sie sich verhalten konnten. 
Die Körperbehinderten sind so ziemlich die letzte Gruppe in 
unserer Gesellschaft, die nicht aufbegehrt, die kaum etwas 
selbstverantwortlich tut, sondern sich von Eltern und Ver­
bandsfunktionä ren gängeln und bevormunden lassen muß 
- und will . Sie versuchen nicht, sich zu organisieren und ihre 
Belange selbst zu vertreten. Sie sind nicht emanzipiert. 
Der Behinderte hat, um überleben zu können, Demut und 
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Dankbarkeit lernen müssen. Die Rolle des Dulders ist ihm 
zugewiesen, und wehe, er bridit aus. Fremder Hilfe und 
lieben Tanten und Onkeln ausgeliefert, haben sidi die Behin­
derten anpassen müssen. Ihre Erziehung zwingt sie zum Still­
halten und Aushalten. Und tatsächlidi: Ich habe mich aus 
dem Rollstuhl heben lassen, habe mich aufs Bett legen und 
ausziehen lassen, mußte so zusehen, wie alles mit mir gesdiah, 
wie man hilflos dem Wollen der Betreuer preisgegeben ist. 
Wer für jede Handreidiung Hilfe benötigt, bittet so wenig 
wie möglich, mödite nidit zur Last fallen, wird still. Und 
noch eines: Wem man alles wegräumt und besorgt, der fühlt 
selbst keine Verantwortung mehr, weil er keine Verantwor­
tung trägt. Nadi einem Tag »Betreuung « wußte ich nidit 
mehr, wo Tonbandgerät und Geldbörse waren, man verliert 
den überblick. 

Die Stadtvertretung von Mölln, bestehend aus 
.:--] 14 Abgeordneten der CDU und 13 der SPD, hat 
- _;: in einer Sondersitzung mit großer Mehrheit be­

schlossen, daß der katholische Don-Bosco­
Verein in einer Villa am Falkenweg kein Heim 
für 25 schwerstbehinderte Kinder einrichten 
darf. Mit dem Beschluß, daß Mölln nicht »Klein­
Bethel« werden soll, wurde die Haltung des 
Magistrats unter Bürgermeister . Walter Lutz 
untermauert. @ 

@ Frankfurter Rundschau, 10. Dezember 1973 

Hinzu kommt, daß man nur wenig planen kann. Fahre idi 
mit meinem Rollstuhl weg, um in einem Lokal einzukehren, 
so weiß ich beispielsweise nidit, ob ich dort Toiletten finde, 
deren Türen für mein Gefährt nidit zu eng sind. Ich weiß 
nidit, ob idi in ein Gebäude hineinkomme, weil sidi niemand 
findet, anzupacken. Ist das Schwarzmalerei? Nein. Ich stand 
mit meinem Rollstuhl vor Treppen und Bösdiungen, wäh­
rend Passanten midi beglotzten. Als idi um ihre Mithilfe bat, 
wendeten sie sich ab - eine Erfahrung, die allgemein von 
den Betroffenen bestätigt wird. 
Bräme jedodi der Behinderte aus seiner Rolle aus, so behan­
delte man ihn audi anders. Das muß man gemeinsam üben, 
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• iei;en. Teilnehmer eines solchen Lerntrainings, Behinder­
trai:d Nichtbehinderte des Braunschweiger Körperbehinder­
te u lubs probierten es. Kleinere gemischte Gruppen besuch­
tenc in Cuxhaven das Hallenbad während der normalen Ba­
d:eiten, und alle Gäste sagten_ hinterher, die _ Behinde'._ten 
d„rften nicht zu gesonderten Zeiten baden. Behinderte durf­
t ~ nicht ins Getto abgeschoben werden. Diese Badegäste 
heatten allerdings die Behi~derten erlebt, ~atten gesehen, was 

für einen Schwerstbehmderten, der bis zum Beckenrand 
;:fahren und getrage~ w~rden muß, _ bedeutet, zu1!1 Teil ers.~­
mals in seinem Leben m emem Schwimmbad zu sem. Badega­
ste die es ablehnten, mit den Behinderten gemeinsam das 
Ba~sin zu benutzen, --;yaren vorher wieder umgekehrt. 
Eigentlich - eigentlich - überfo_rdert muß~en die Bes.~cher 
einer nicht gut beleumundeten Diskothek sem. Denn Tanzer 
mi t Stöck en oder im Rollstuhl hatten sie wohl kaum vorher 
auf der Tanzfläche erl~bt. Beatende Rollstuhlfahrer! In kei­
nem Lok.al erregten die seltenen Tanzflächenbenutzer Auf­
sehen. Diskjockei »_Discie« aus einer Braunschweiger Disko­
thek schrieb nach emem solchen Tanzabend gar einen Leser­
brief an die Braunschweiger Zeitung. Er meint: »Körperbe­
hinderte in einem öffentlichen Tanzlokal, nach Beatrh yt hmen 
ta~zend, das ~st - leider - noch ein ungewohntes Bild. Man 
ist nicht gern mit den Problemen seiner Mitmenschen kon­
frontiert. Wenn ·es sich schon einmal nicht vermeiden läßt, 
dann möchte man Mitleid zeigen dürfen, sich karitativ ge­
ben wie es einem guten Christen gebührt. Ihn aber als gleich­
ber;chtigt neben sich akzeptieren, ohne falsches Pathos, das 
fällt anscheinend sehr schwer .. . Körperbehinderte auf einer 
überfüllten Tanzfläche, genauso lustig wie ihre durch Glücks­
fall mit gesunden Gliedern ausgestatteten Mitmenschen, das 
war fürwahr ein seltenes Bild. Soweit ich es beurteilen kann, 
hat sich niemand daran gestört. Sie wurden akzeptiert, nicht 
als Körperbehinderte, sondern als Diskothekbesucher wie alle 
anderen auch. Sie äußerten ihre Plattenwünsche wie alle an­
deren und nahmen auch hin, daß sie in der Erfüllung ihrer 
Wünsche nicht bevorzugt behandelt wurden .« 
Die Braunschweiger Gruppe versuchte auf ihrem Lerntrai­
ning in Cu xhaven in einem Gruppenprozeß, die Emanzipa­
tion der Behinderten und Nichtbehinderten zu fördern. Da 
sind Erwachsene, die niemals in ihrem Leben in einem Kauf­
haus einen Einkaufsbummel machen durften, weil die Eltern 
sie zu Hause aus Scham verstecken. Da ist ein erwachsenes 
Mädd1en, der Vater ist Gastwirt, die einmal in ihrem Leben 
durch die Zureiche aus der Küche heraus einen Blick ins Gä­
stezimmer werfen durfte .' Der Vater, den sie vergötzt, prü­
gelte sie, weil sie ihren Eltern »so was« (die Behinderung) 
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angetan habe . Da der Vater die einzige Bezugsperson ist, 
durfte sie niemals auspacken, mitteilen, wie sie wirklich 
denkt. 
Da ist ein anderes Mädchen, das auf der Arbeitsstelle aufs 
Mofa gesetzt und zu Hause in Empfang genommen wird, 
weil es nicht laufen kann. In Cuxhaven beginnt dieses Mäd­
chen zu laufen, zu tanzen, schiebt andere Rollstühle. Sie kehrt, 
ein Stück emanzipiert, wie alle anderen nach Haus zurück. 
Dort beginnen die Schwierigkeiten, denn das Elternhaus, mit 
allen Vorwürfen und Schuldgefühlen belastet, will keine 
Emanzipation, will verbergen, schützen, verhätscheln - und 
l~hmt. Die Arbeit mit Körperbehinderten müßte, statt wie 
bisher zu betreuen und zu betun , soziales Handeln trainie­
ren. Daß der Behinderte sich zu behaupten lernt, daß er lernt, 
daß der Wert seiner Person nicht von den Leistungs- und 
Produziernormen der ihn umgebenden Mehrheit abhängt -
Dieses Selbstvertrauen fehlt. Verhielte sich der Behinderte 1 
aber selbstbewußter, nähme er seine Rechte wahr, dann rea-
__;_ erte auch die Umwelt anders. Hier liegt der Ansatz einer 

d otwendigen Arbeit. 
~u diesem Zeitpunkt wissen nur einige wenige um die wirk­
lichen Probleme der Behinderten, um ihren psychischen Zu­
stand, ihre Empfindungswelt, die teilweise künstlich und mit 
Zwang infantil gehalten wurde. Um die Nöte im zwischen­
menschlichen Bereich redet man gerne herum: daß sie keine 
geschlechtsneutralen Wesen sind, sondern unter dem Zwang 
leiden, ohne Zärtlichkeit des anderen Geschlechts, ohne se­
xuelle Betätigung leben zu müssen. Perversionen in der Ge­
fühlswelt sind leider häufiger die Folge. 
Der Zeitpunkt , an dem Behinderte wirklich auspackten, wäre 
vor allem im kirchlichen Bereich ein Sch ck. Liebgewonnene 
Bilder, die der eigenen Erbauung dienen, zerbrächen. Nur 
einige wenige, mit Lebenslist und Geschick ausgestattet, ha­
ben sich (ohne wie gewöhnlich die Behinderung zu ve~drän­
g~n) emanzipiert, jedoch nicht organisiert. So blieb die Be­
hindertenarbeit bis heute eines der letzten Reservate be­
treuerischen Tuns , wo Liebsein und Unterordnung als v<_>raus­
gesetzt erscheinen: sicher keine Tugenden, sondern Signale 
der Kapitulation, der Unterwerfung. 
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XIII Sozialtraining statt Betreuung 

Protokoll einer Freizeit als Lerntraining 

Die Gruppe: 36 Teilnehmer, jeweils die Hälfte Behinderte 
und Nichtbehinderte, davon jeweils die Hälfte männlich und 
weiblich. Die Behinderten kennen sich meist seit längerer Zeit 
durch vierwöchentliche Treffen in einem Körperbehinderten­
club. Die nichtbehinderten Teilehmer kennen die Gruppe 
meist erst aus den Vorbereitungstreffen. Das Alter liegt zwi-
sch 17 und 44 Jahren . • 
Vorbereitung: In den Vorbereitungstreffen wird eine Zielset­
zung der Freizeit erar beitet. Ein einziges Mal wird die Grup­
pe in Behinderte und Nicht behind erte getrennt. Die Behin­
derten beraten: Wie kann man die Nichtbehinderten zwin­
gen, die Behinderten nicht weiterhin zu ignorieren? Die 
Nichtbehinderten: Wie kann man die Behinderten zwingen, 
aus ihrer Behindertenlethargie (Clubausdruck: »Behinderten­
faulheit«) herauszukommen? Unabhängig voneinander be­
schließen beide Gruppen: erstens: Aktivierung innerhalb ei­
nes Sozialtrainings. Behin derte müssen sicher wer den , in der 
Offentlichkeit aufzutreten, ohne ihre Behinderung verstecken 
zu wollen. Di e Nichtbehinderten müssen sensibilisiert wer­
den, Behindertenkonflikte zu verstehen: Nichtbehinderte 
sollen in einem Rollstuhltest eine Stadt mit ihren psychologi­
schen und architektonischen Barrieren kennenlernen. In ei­
nem Rollenspiel sollen Behindertenkonflikte durchgespielt 
werden, z. B.: Ein behinderter Rollstuhlfahrer kommt in ein 
Lokal und steuert einen Tisch an, an dem bereits ein unbehin­
derter Gast sitzt. Wie verhalten sich beide? Eine Kontroll­
gruppe ·protokolliert den Verlauf. Nach einem echten Lokal­
Test wird das Experiment ausgewertet und neu durchgespielt. 
Der Behinderte soll Selbstbehauptung und Durchsetzungs­
techniken lernen. 
Zweiter Punkt: Die Sexualität von Behinderten ist tabuisiert. 
Begegnungsmöglichkeiten sind weitgehend beschränkt, wenn 
nicht unmöglich. Da die Gruppe in einem Erholungsheim un­
tergebracht sein wird, auf sehr beengtem Raum, wird es zu 
Begegnungskonflikten kommen, die aufgefangen, aber nicht 
unterdrückt werden sollen. Dazu soll als Begleiter für die 
gesamte Freizeit ein Psychologe gewonnen werden. Das 
scheitert an den angefra~ten Psychologen. Ein Psychologe 
wird lediglich zwei T age zur Verfügung stehen. 
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Dritter Zielpunkt: Behinderte haben ihre Unterdrückung 
verinnerlicht, geben von ihren wahren Konflikten kaum et­
was preis. In einem gruppendynamischen Prozeß soll ver­
sucht werden, diese Konflikte aufzudecken, zum Platzen zu 
bringen und therapeutisch zu verarbeiten. Nur wenn es ge­
lingt, daß die Behinderten artikulieren, wie sie tatsächlich ihre 
Situation empfinden , kann eine Behindertenarbeit und 
Emanzipation einsetzen . 
Ort des Sozialtrainings: Es ist nahezu unmöglich , ein geeig­
netes Heim oder ähnliches zu finden, in dem einmal die Frei­
heit besteht, Experimente zu wagen und zum anderen von 
den architektonischen Voraussetzungen her möglich ist, mit 
Behinderten zu wohnen (stufenloser Zugang, genügend breite 
Toiletten etc.). In diesem Fall fand sich lediglich das Evan­
gelische Kindererholungsheim in Cuxhaven. 
Dem Kindererholungsheim war vor der Freizeit eine Bro­
schüre zugestellt worden, in der eine Konzeption der Behin­
dertenarbeit abgedruckt wa~. Das Haus selbst, ein Altbau, 
'=-nügte den Anforderungen für Behinderte nicht: z.B. saßen 

====-1e Waschbecken in Kinderhöhe, der Wohn-Schlaf-Trakt war 
im ersten Stock, der Speisesaal im Parterre und nur über 
einen zu engen Lift zu erreichen, viele Rollstuhlfahrer muß­
ten jedesmal über die Treppe transportiert werden. Der Geist 
des Hauses charakterisierte sich in Sprüchen wie »Friede den 
Kommenden« und »Nehmet einander an «. Die Leitung war 
hierarchisch, eine Heimleiterin gab lediglich Anordnungen, 
Teambesprechungen mit dem Personal unbekannt. Brote et­
wa wurden stets von der Küche den Hausgästen vorge­
schmiert serviert, die Gruppe jedoch bestand darauf, daß 
jeder seine Brote selbst streichen oder sehen muß, wer sie ihm 
(im Falle einer schweren Behinderung) schmiert. 
Die Gruppe während des Sozialtrainings: Kein Führungs­
funktionär, dei: Programm und Ablauf festlegt. Lediglich 
eine kleinere, in der Zusammensetzung durchlässige Gruppe 
(Nichtbehinderte und Behinderte) analysiert den Verlauf. 
Entscheidungen grundsätzlich nur in der Gesamtgrupp_e. Da­
zu allabendliche Treffen, wenn nötig auch in der Zwischen­
zeit. Zu Informationen und Anfragen dient zudem eine Ta­
fel, an die Zettel gesteckt werden können. Kein vorgefertig­
tes Program!Il. Das muß von Fall zu Fall zusammen beschlos­
sen werden. Ein Kleinbus, mit dem Rollstuhlfahrer trans­
portiert werden können, ermöglicht Kleingruppen jederzeit 
Ausflüge und Exkursionen. Die Gruppe geht verschiedentlich 
schwimmen, reiten, tanzen, in Cafes, macht eine Wattfahrt 
in Pferdedroschken, eine Fahrt nach Helgoland (übe:nahme 
der Rollstuhlfahrer vom Schiff auf Boote, weil die Schiffe den 
Hafen nicht anlaufen können) und Einkaufsbummel. 



An einem Einführungsabend stellen sid:i. alle Teilnehmer ge­
genseitig vor, wobei sehr deutlich wird, wer über seine Si­
tuation überhaupt Aussagen machen kann . Da ist zum Bei­
spiel ein junger Mann, 27 Jahre, mit Kinderlähmung, der 
immer »bei Mutti « war. Er kann nicht einmal seine Behinde­
rung richtig benennen, sagt statt spinale Kinderlähmung »spi­
rale « Kinderlähmung. Eine andere Behinderte, 42jährig, hat 
keinen eigenen Rollstuhl, kennt ihre eigenen Rechte nidit: 
»Kann sein, daß es an mir liegt, aber ich möchte nicht zum 
Sozialamt, weil ich schon eine Wohnung gekriegt habe .« Sehr 
deutlich wird sofort, daß bei Artikulationsschwierigkeiten, 
die Nichtbehinderten sofort für die Behinderten die Antwor­
ten übernehmen, berichten, was Behinderte empfinden, füh­
le , erleiden, während die Behinderten still dabeisitzen. Die 
Be treuerr olle wird nicht verlassen. 
Die Reaktionen der Umwelt müssen aufgearbeitet werden. 
So ist die Gruppe dab ~i, sich nach Helgoland einzuschiffen. 
Passagiere, als sie Rollstuhlfahrer sehen: »So ein Kind hätte 
ich im Suff beinahe auch mal gezeugt .« Auch die Almosen­
haltung muß verarbeitet werden: »Mensch, bei mir brauchste 
doch nicht zu bezahlen, das schenk ich dir. « Und laut an die 
Umstehenden: »Die Gesunden bezahlen 50 Pfennig. « Als die 
Gruppe in Helgoland ankommt, späht aus einem Hotelfen­
ster ein Tourist mit dem Fernglas nach den Rollstuhlfahrern. 
Eine Frau rät , gegen spastische Lähmungen morgens vor dem 
Frühstück Rote Beete zu essen. Einern Behinderten werden 
zehn Mark geschenkt. Daraus entwickelt sich dieser Dialog: 
»Er hat gesagt, ich möchte die zehn Mark annehmen und mir 
einen schönen Abend davon machen. Das fand ich sehr nett, 
das hab' ich wirklich gedacht. Ein bißchen Mitleid war viel­
leicht dabei, aber ich habe mir nicht viel dabei gedacht .« 
»Hat dir schon jemand Geld geschenkt? « 
»Ja, ja. Ich stand neulich vor einem Geschäft, meine Eltern 
kauften drin ein, da kam eine Frau und schenkte mir auch 
zwei Mark. Aber zehn Mark hat mir noch keiner geschenkt. « 
»Was denkst du eigentlich dabei? « 
» Was ich denke? Ich mache mir keine großen Gedanken da­
bei. (Zögernd:) Ein bißchen komm ich mir vor wie ein kleiner 
Junge, der ein bißchen Geld geschenkt bekommt, damit er 
sich ein Brötch en kaufen kann , ein bißchen dadurch herab­
gesetzt fühl ich mich, aber nur ein klein wenig. Aber ich ma­
che mir keine großen Gedanken, ich bin nicht deprimiert 
dabei. « 
»Ist es nicht überhaupt die Haltung, die man einem Behin­
derten entg egenbrin gt? « , 
»Ja, das ist sie, ich habe mich etwas angepaßt. Ich habe mir 
meine Rolle eingeordnet. Ich mache mir keine Gedanken. « 
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Derselbe junge Behinderte sagt später: »Ich habe mich in mei­
nem bisherigen Leben etwas versteckt, habe es geschluckt, 
habe nicht sehen wollen. In der Freizeit wurde ich zum er­
stenmal draufgestoßen. Ich habe in der letzten Zeit soviel 
von Problemen gehört, an die ich gar nicht mehr gedacht ha­
be.« Er hätte besser »verdrängt« gesagt, denn er hat sich zu­
rückgezogen, sich mit einem billigen Arbeitsplatz begnügt, 
nichts durchgehalten (»Die sehen nur meine Behinderung.«) 
Seine Minderwertigkeitsgefühle halten ihn weiter unten, ihn 
braucht niemand mehr objektiv zu unterdrücken. Deshalb ist 
es unsinnig, sagen zu wollen: hätte er nicht gelernt, seine 
Lage zu problematisieren, wäre er »glücklicher«. 
Sexualität: Die Behinderten waren zuvor nie tanzen gewe­
sen. Daß Rollstuhlfahrer nicht in einer Diskothek auftreten, 
gilt sowieso als ausgemacht, aber auch die Gehbehinderten, 
die mit Hilfe eines Stockes zumindest auf der Tanzfläche ste­
hen und Musik in rhythmische Bewegung umsetzen können, 
~ ren nie tanzen. Ein 27jähriger, der stets nur von seiner 

-#Mutti« erzählt, die ihn noch wäscht, tanzt mit einer Tanz­
partnerin. Dabei erzählt er jeweils den einen, variierten Se­
xualwitz, der ein sadistisches Verhältnis zu Frauen signali­
siert. Durch den Körperkontakt, durch die Lösung vieler 
Komplexe, kommt er dazu, am Ende der Freizeit Kompli­
mente zu machen. Er nimmt erstmals eine Frau wahr: Sie ist 
weich, hat Brüste, es ist angenehm, mit ihr zu tanzen. Eine 
Behinderte, über vierzig: »Ich muß feststellen, daß es für 
mich eine ganz neue Situation gewesen ist, aber alleine zu 
gehen, würde ioh mich nicht trauen .« 
Die Sexualitäts-Tabuisierung geht so weit, daß sich ältere 
Behinderte äußern, Sexualität sei eine Sa erei. Als »säuisch« 
gilt, daß ein Mann und eine Frau im gleichen Zimmer ihren 
Mittagsschlaf halten. Vierzigjährige Frauen haben nie zuvor 
eine andere Frau beim Waschen nackt gesehen. 
Die Zimmer mit Behinderten und Nichtbehinderten belegt: 
Da ist ein Querschnittsgelähmter. Er muß gewaschen werden. 
Er liegt vor dem, der ihn wäscht, und ist nackt. Nacktheit ist 
ein altes Unterwerfungsritual, das Unter- Jemandem-Lie&en 
ebenfalls. So wird Unterwerfung · praktiziert, ohne daß sich 
einer dabei was denkt. Das Pflegling-Pfleger-Problem ist_ da­
gegen gelöst, wenn der Querschnittsgelähmte sich auf emen 

, Stuhl setzt und beide - Pflegling wie Pfleger - zusamm:n 
d~schen. Dann haben sie die gleiche Basis, im Fußballver:m 
wird ganz selbstverständlich zusammen nackt geduscht. Hier 
bekommt es fast etwas Anstößiges: Doch weiter: Dem Qu~r­
schnittsgelähmt en muß ein Urinal angelegt werden, ~a seine 
Blasenfunktion ebenfalls von der Lähmung betroffen 1st. Um 
das Urinal anzulegen, muß das Glied steif sein. Dazu muß 

185 



man am Glied manipulieren, bis es sich versteift. Das führt zu 
einem völlig unbeachteten Problem: Viele gelähmte Behin­
derte können . infolge ihrer Lähmung nicht masturbieren. 
Doch der Trieb ist da, die Reize werden jeden Tag ausgelöst, 
wenn er in Gesellschaft ist, er sieht junge Mädchen, Minirök­
ke, beim Bücken eines Mädchens guckt er schnell mal untern 
Rock, in die Bluse. Doch der oder die Behinderte können kei­
ne Lust auslösen . Ist es nicht Aufgabe des Pflegers, des Freun-
des, der Freundin es zu tun? . 
Selbst Behinderte, die masturbieren können, tun es mit einem 
schlechten Gewissen. Deshalb soll ein Psychologe solche Fra­
gen mit erarbeiten. Das Gespräch wird einigermaßen offen 
geführt, doch der Psychologe, den die Behinderten zwingen, 
Fremdwörter sofort zu übersetzen, zeigt sich der Situation 
ni t gewachsen. Er wird abwechselnd rot und blaß, meint: 
das sei zu bru tal und flüchtet in einen Vortrag über verant­
wortliche Elternsch aft und Kindererziehung, ohne zu sagen, 
wie man als Behinderte -;_-überhaupt an einen Partner kommt. 
Da nur ein Waschraum zur Verfügung steht, kann sich ge­
meinsam waschen, wer will. Daß sich sogar Behinderte glei­
chen Geschlechts zum erstenmal gegenseitig nackt sehen, ist 
schon berichtet. Durch Erziehung bedingte Verklemmungen 
lassen sich jedoch durch radikale Lösungen nicht bewältigen , 
Hemmungen lassen sich nur langsam abbauen, zum Beispiel, 
indem man überhaupt erst mal natürlichen Umgang herstellt, 
indem man miteinander übers Tanzen ganz legal Körperkon­
takt bekommt. Die Gruppe erregt Betroffenheit , daß z. B. 
Mädchen bei einem Körperbehinderten im Rollstuhl auf dem 
Schoß mitfahren. Eine Tatsache dabei ist, daß eine Freizeit zu 
Ende geht, daß beim Freizeit-Verhalten Wünsche erregt und 
dem Behinderten Versprechungen gemacht werden, _die die 
nichtbehinderten Partner hinterh er nicht einlösen . Daß die 
Gruppe überhaupt darüber diskutiert, daß sie homose xuelle 
Befriedigung nicht als verwerflich ablehnt, ist für andere Be­
hindertengruppen etwas Ungeheuerliches. 
Schließlich kommt es mit der Heimleitung zum Konflikt. 
Ausgangspunkt ist das Aufeinandertreffen zweier verschie­
dener Systeme: Die Heimleitung ordnet an und sucht dazu 
ein Führungsgegenüber in einer Person, die die Anordnung 
weitergibt. Die Gruppe jedoch entscheidet stets in der Gruppe 
und sagt: Das mü ssen wir erst miteinander besprechen . So 
trifft fünf Tage vor dem Ende der 14tägigen Freizeit eine 
schriftliche Kündigung ein: 
»Nachdem ich Sie aufforderte, wegen unbeschreiblich drecki­
gen Zustandes Ihrer Wohnetage und wegen Mißachtung des 
Rauchverbotes in den besonders gefährdeten Schlafzimmern 
unser Heim bis heute rnittag zu verlassen, ließen Sie mir sa-
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gen, die Gruppe würde dieser Aufforderung nicht folgen. Ich 
wiederhole dieselbe Aufforderung noch einmal - befristet 
bis heute r 3 Uhr - und weise Sie darauf hin, daß Sie ab 
heute r 3 Uhr Hausfriedensbruch begehen. Die notwendigen 
Maßnahmen werde ich dann ergreifen.« 
Der Konflikt: Die verhältnismäßig zu große Gruppe von 36 
Mitgliedern unterschiedlichen Ajters und Bewußtseinsstandes 
kommt zur Teambesprechung zusammen. Es sind großen­
teils Behinderte, die nie in ihrem Leben eine eigene Ent­
scheidung treffen konnten, weil die Eltern alle Entscheidun­
gen abnahmen. Nun sind sie Hausfriedensbrecher, wenn sie 
nicht gehen. Es wird diskutiert, abgestimmt. Kein.er will ge­
hen. Die Strategie: Soll doch die Polizei das Haus räumen, 
die Behinderten raustragen . Die schriftliche Kündigung muß 
ausdrücklich zurückgenommen werden. 
Eine Delegation wird bestimmt, einzukaufen, da die Gruppe 
ab sofort kein Essen mehr bekommt. Damit nicht wie stets 
die Nichtbehinderten für die Behinderten alles tun, gehen 
Gnchtbehinderte u·nd Rollstuhlfahrer zusammen los. Es ist 

~ ach Ladenschluß. Die Delegation schellt die Lebensmittel­
laden-Inhaber heraus, erzählt die ganze Geschichte, damit 
der Konflikt in der Stadt bekannt wird, zu einem öffentlichen 
Konflikt wird. Das erste, selbstgekaufte Essen wird von den 
Teilnehmern als besonders gut empfunden: ein Essen in der 
Freiheit. 
Es kommt darauf an, den Konflikt für die tiffentlichkeit um­
zusetzen. Da die Hausleitung die Schlüssel vorenthält, die 
Türen abgeschlossen bleiben, ist die Gruppe eingeschlossen. 
Es gibt kein Essen, manchmal wird sogar das Licht abge­
schaltet. Sollte die Belagerung fortdaue rn, würde ein Teil­
nehmer im Ort stationiert, der in ein Hotel zieht und Lebens­
mittel von der Straße aus zuwerfen müßte. Da das Vordach 
auf gleicher Höhe mit dem Deich ist, wo viele Besucher pro­
menieren, kann man dort gut Transparente aufstellen. Bei 
der Lokalzeitung: Der Redakteur ruft den Sozialdezernen­
ten an. Der sagt, die Heimleiterin habe sein absolutes Ver­
trauen, er prüft deshalb nicht einmal die Argumente. Andere 
versuchen derzeit, bei der Bundesw ehr eine Gulaschkanone 
zu organisieren oder ein Krankenhaus zu finden, das Essen 
liefert. 
Die Aktivitäten der Gruppe rufen die Honoratioren der Stif ­
'tung auf den Plan, Gerüchte gehen um, der Konflikt wird 
öffentlich. Ein Pfarrer schaltet sich ein, will ein gütliches Aus­
ziehen erreichen. Ihm wird gesagt, was er und die Stiftung 
machten, sei der Gruppe gleich, er wisse, daß er auf dem We­
ge sei, berüh mt zu werden, da ein zweite r Fall Aumühle ent­
stehe, wenn er die Behinderten von der Polizei abtranspor-
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tieren lasse . Samstags abends um 2 3 Uhr kommt er wieder, 
die Honoratioren rotieren inzwischen, die Heimleiterin mel­
det sich krank, er will verhandeln. Doch er hört: die Gruppe 
sei durch den Streß völlig erschöpft, viele bereits im Bett, so 
daß nicht alle mitberaten könnten. Er möchte morgen früh 
wiederkommen. Er kommt morgens vor acht, ein Teil schläft 
noch. Für ein gütliches Einlenken will er sich bei der Heim­
leitung einsetzen, es gäbe dann auch wieder ein Frühstück. 
Er hatte überhaupt nicht registriert, daß sich die Gruppe die 
ganze Zeit selbst verpflegte, weil er dies einer .Behinderten­
Gruppe nicht zutraute. 
Eine gespenstische Situation: Alle, die behinderten wie die 
nichtbehinderten Teilnehmer, erscheinen zu jeder Mahlzeit 
p „ nktlich , setzen sich an ihren Platz, warten eine Viertel­
stunde, dann beginnt wieder der Aufbruch, Rollstühle wer­
den auseinander genommen, daß sie in den Lift passen , andere 
werden über die Tre pen hochtransportiert, um im Wohn­
trakt das eigene Essen zu bereiten. De r Druck ist letztlich zu 
belastend - für das Haus. Die Kündigung wird zurück­
genommen, die Gruppe wird wieder von der Heimküche ver­
pflegt. 
Fazit: Der Konflikt entstand durch das Aufeinandertreffen 
verschiedener Erziehungssysteme und durch unterschiedliche 
Einschätzung der Behinderten. Die Behinderten taten der 
Heimleiterin »leid «, weil sie ·nicht genügend »betreut « wur­
den . Sie selbst war, ohne anzuklopfen, in die Zimmer ge­
stürmt, hatte (zum Mittag) Schlafende wegen Auskünften 
herumgedreht, und befand unter »Betreuung « eben Unter­
ordnung, Befehl, Unterdrückung. Doch der Behinderte , der 
nie selbst Entscheidungen treffen kann , weil er überversorgt 
wird, hat sich zuletzt in dieser Versorgungs-Rolle ganz gut 
eingenistet, erweckt lieber Mitleid als die Unb equemlichkei­
ten eigener Aktivität zu bewältigen. Lernt er aber, daß sich 
das Schicksal in eigener Regie besser bewältigen läß t , wird 
er sein Verhalten ändern. 
Auf der Freizeit mußten alle Behinderten Transporte und 
Veranstaltungen selbst organisieren. Wer sich nicht kümmerte, 
blieb zurück. Das ist beim erstenmal hart , wenn ein Behin­
derter im Vertrauen auf die alte Versorgung sich nicht aktiv 
einschaltet und dann alleine zurück bleibt , weil er übersehen 
wurde. Doch da s ist seine Lebenssituation. Meldet er sich 
nicht, wird er abgehängt, bleibt zurück - »Bei mir hat es 
lange gedauert, daß ich mich unter Menschen traute. Es ist 
bei jeder Gel egen heit ein innerer Kampf.« Aber diese Kon­
fliktbewältigung gilt es zu lernen. Auf di ese Weise sind ältere 
Behinderte erstmals in zwanzig Jahren alleine in Kaufhäu ­
ser gefahren, in Cafes eingekehrt . 
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Als die Gruppe die Freizeit beendet, hat sie erstmals gelernt, 
daß sich die Solidarität der Betroffenen lohnt. Daß sich et­
was verändern läßt, wenn man solidarisch vorgeht und Kon­
flikte austrägt. Sehr deutlich wird das, als die Gruppe, ein 
Stück emanzipiert, zurückkehrt. Der andere Teil, der nicht 
mitfuhr, war ja in der Entwicklung zurück. Die Trainings­
teilnehmer wollen nun in die Offentlichkeit, um den Nicht­
behinderten nicht länger ihren Anblick zu ersparen, die Nicht­
teilnehmer wollen dagegen nach wie vor Kaffeenachmittage 
unter sich. Den Schock allerdings erleben die Eltern: Denn 
ihre bisher so bevormundeten »Kinder « (von mehr als zwan­
zig, dreißig Jahren) wollen nun ausziehen, ein Zimmer neh­
men, selbständig werden. Daß dies möglich ist, beweisen 
Schwerbehinderte, die seit Jahren alleine ein Appartement 
bewohnen, für Stunden wohl eine Pflegekraft benötigen, an­
sonsten aber auch ein Leben außerhalb von Heim oder el­
terlicher Bevormundung und Unterdrückung schaffen, was 
':_eine Prognose vorhergesagt hätte . 



XIV Behinderungen 

Daten, Symptome, Prognosen 

Anfallsleiden (Epilepsie) 

340 ooo Bundesbürger leiden an Epilepsie. Jährlich erkranken 
weitere 42 ooo. Nach Matthes können 60 °/o aller anfallskran­
ken Kinder durch medikamentöse Behandlung anfallsfrei und 
20 O/o gebessert werden . .20 0/o bedürfen intensiver Pflege, sind 
bis heute nicht zu heilen. Bei einer Untersuchung an Epilepti­
kern, die ei 1en In validitätsantrag gestellt hatten, fand Rabe: 
40 0/o wurden nie b handelt , 4 5 0/o ungenügend und bei I 5 0/o 
trat die Invalidität trotz Behandlung ein. Nach Schwere und 
Art der Anfälle werden große Anfälle, Krampfanfälle und 
kleine Anfälle unterschieden. Große Anfälle: Bewußtlosig­
keit, plötzliches Zusammenklappen, Verdrehen der Augen, 
Körpersteife, Zuckungen, Speiche!, Verfä~bu~g von ~ippe_n 
und Händen, Atemnot; nach maximal drei Mmuten smd die 
Anfälle vorbei, der Epileptiker ist längere Zeit nicht ansprech­
bar. Bei den klei 'nen Anfällen ist die am wenigsten beachtete 
Form die Absence (Bewußtseinspause): Das Kind ist kurz 
abwesend (was von Lehrern für Unaufmerksamkeit gehal­
ten wird!), wirkt verträumt. Bei jedem Krampfanfall wer­
den Hirnzellen geschädigt und irreversibel zerstört . 
»Das Wesen der Epilepsie «, definiert A. Matthes, »beruht 
auf einer Funktionsstörung der Nervenzellen im Gehirn. 
Ahnlich wie bei einem Gewitter werden aufgestaute elektri­
sche Entladungen abrupt abgegeben . Der epileptische Anfall 
beruht auf solchen rasch aufeinanderfolgenden Entladun­
gen .« Ursachen: Störungen während der Schwangerschaft 
(Hirnblutungen, Sauerstoffmangel), während der Geburt 
(Hirnhautentzündungen, Hirnentzündungen infolge Masern, 
Windpocken usw.) oder durch Unfall (Hirnschädigung), aber 
auch Stoffwechselstörungen oder Gehirntumore. Zwischen Ur­
sache und dem Auftreten erster Anfälle können Jahre liegen. 
Nicht immer ist die Ursache in der Diagnose zu klären. Bei 
20 0/o der Epileptiker wird mit einem erheblichen Hirnschaden 
und nicht altersgemäßer intellektueller Entwicklung gerechnet . 
Kinder, die tatsächlich eine Heimschule für anfallkrankeKin­
der besuchen müssen, müssen zum Teil Jahre auf die Einschu­
lung warten . Konzentrationsschwäche und leichte Ermüdbar­
keit im Unterricht werden vielfach von Lehrern nicht als An-



fallzeichen erkannt, epileptische Kinder könnten eine nor­
male Schule besuchen, doch mangelndes Verständnis seitens 
der Lehrer und entsprechendes Verhalten der Mitschüler ma­
chen dies oft unmöglich. 

Literatur: 
D. Freundenberg, Das anfallkranke Kind 
A. Matches, Epilepsie bei Kindern 
(beide Broschüren sind kostenlos bei der D eutschen Sektion der Interna­
tionalen Liga gegen Epilepsie zu beziehen) 

Anus-praeter-Träger (Patienten mit Kunstafter) 

Mehr als 40 ooo Menschen (andere Schätzungen liegen höher) 
leben mit einem Kunstafter . Tausende kommen jährlich hin­
zu . Die meisten sind über 45 Jahre alt und häufig an Dick­
darmkrebs operiert oder :m einer entzündlichen Dickdarmer­
krankung. Die nahezu allen Patienten gemeinsame Angst, 
bald sterben zu müssen, ist in vielen Fällen nicht begründet. 
Der künstliche Darmausgang liegt irgendwo auf der Bauch­
decke plaziert. Der Kunstafter wird entweder am Dünndarm 
ang,_legt (Ileostomie) oder am Dickdarm (Kolostomie). Ileo­
stornie-Operi erte können als restlos geheilt anges~hen wer­
?en, Kolosto~ie-Operierte sind meist ältere Pat1enten._ In 
Jedem Fall wird von der Bauchdecke aus ein Kanal operiert, 
an dessen Ende eine Auffangvorrichtung, ein selbstkle?ender 
Beutel angebracht wird, in den der Patient entleert. DJe Ver-
sorgung kann hygienisch einwandfrei sein. . 
Doch viele Chirurgen stellen vor der Operation nicht die 
günsti~ste Pla~ierung fest. Dazu müßte der Pati~nt stehen 
und mcht bere1_ts auf der · Bahre liegen. (So ver~ogen z. ~: 
korpulente Patienten nicht ihren Anus pr aeter einwandfrei 
zu pfl~gen, weil sie ihn niclit sehen.) Man e Chirurgen ge­
hen wie Operations-Techniker vor . Dr. K. Arnold von d~r 
Deutschen Klinik für Diagnostik in Wiesbaden gibt an: 7° ~is 
80 °/o der Schwierigkeiten resultieren aus der falschen Piazie­
rung durch den Operateur. Die Kenntnisse der praktischen 
Arzte, zu ei~er Nachversorgung wichtig, s~ätz~ Arnold n:­
hezu null em. Kaum einer der Patienten 1st uber Anla„e, 

. Fun~tion und Pflege des Anus praeter aufgeklärt worde~ ­
Sch~1mmer noch: In einigen Kliniken, so Arnold, wachen die 
Patienten nach der Operation aus der Narkose auf und ~e­
merken, daß man ihnen einen Kunstafter angelegt hat. Nie­
~~nd ~at ihn en vorher die Operation mitgeteil~! Ebenso ':er­
ha~gm svoll, wenn den Operierten im OJ?erat10nssaal nicht 
g\e1ch der Beutel angelegt wird. Der Pat1en~. entlee~t dann 
die ersten Tage in Zellstoff, die Narbe entzu1'.det ~ich, dder 
Beutel läßt sich nicht aufsetzen, die Haut heilt nicht, er 
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Zellstoff stinkt, der Patient ekelt sich vor sich, Selbsthaß stellt 
sich ein. 
In England, den USA und in den skandinavischen Ländern 
klärt ein bereits Operierter den vor der Operation stehenden 
Patienten über die Funktion und Pflege des Anus praeter auf. 
Die Patienten werden regelrecht geschult. In der BRD dage­
gen leben Anus-praeter-Träger mit traumatischen Ängsten, 
ihre Operation könne bekanntwerden, man könne es riechen, 
der Klebebeutel könne abgehen oder undicht sein. Sie trauen 
sich nicht aus dem Haus, meiden Kino oder Theater. Die Er­
fahrung zeigt, daß Publikationsorgane es als nicht »schick­
lich« empfinden, über Probleme der Anus-praeter-Träger zu 
berichten. Selbstorganisation und Aufklärung sind völlig un­
terentwickelt . Vorsicht: Arzte raten häufig noch falsche Hilfs­
mittel an. Patienten sollten sich durch die Deutsche ILCO 
(s. Adre ssen) beraten lassen, die 1972 beg~nnen hat, daß 

· die Betroffenen sid1 selbst organisieren. 

Literatur: 
K . Arnold: Die Pflege des Anus praeter (Sonderdruck aus: Therapiewoche, 
Wochenschrift für prakti sche Medizin) 

Autismus 

Im Bundesgebiet leben schätzungsweise mehr als 6 ooo auti­
stische Kinder, unterschiedlich schwer betroffen. Lediglich 250 

von ihnen sind dem Elternverband bekannt. Der 1943 in den 
USA entdeckte Autismus ist nicht zu heilen, nur therapeutisdi 
zu beeinflussen. Allein in London gibt es drei Spezialein­
richtungen, in der BRD keine. Autistische, auf sich selbst 
bezogene Kinder verhungerten, wenn man ihnen das Essen 
nicht einflößte. Kleinkinder nehmen von sich aus keine Flüs­
sigkeit zu sich. Manchmal gurgeln sie damit und lassen die 
Flüssigkeit wieder aus dem Mund fließen. Autistische Kinder 
reagieren nicht auf ihre Umwelt. Sie leben ohne soziale Bezie­
hungen und anscheinend ohne Bewußtsein von sich selbst. Sie 
suchen nirgendwo, auch nicht bei der Mutter, Zärtlichkeiten, 
wehren sich sogar dagegen. Worte verstehen sie nicht, und sie 
können sich mit Worten auch nicht verständlich machen. Selbst 
Schmerzen können sie nidit mitteilen. Vor einer Veränderung 
der Umwelt haben sie Angst, wehren sich dagegen mit Ab­
wehrverhalten. Autistisdie Kinder reagieren ähnlich wie 
Taubblinde, motorische Anomalien sind häufig. Die besten 
Erfahrungen wurden . mit einer an die Methoden für Taub­
blind e angelehnte Verhaltenstherapie gemadit. Die Kinder 
können - bei entsprechender Therapie - erheblich geför­
dert werden, bis hin zum Sdiulbesuch. Wie groß der Nach­
holbedarf an Informationen ist,' zeigt, daß die erste Bundes-



tagung der Elternvereinigung »Hilfe für das autistische 
Kind« im Dezember 1972 mehr als 800 Teilnehmer anzog. 
Die Ursache des Autismus ist unbekannt, sie setzt zumindest 
spätestens mit der Geburt oder in der· Nachgeburtszeit ein. 
Der größte Teil der Kinder wäre bildungsfähig. 

Literatur: 
Bei der Elternvereinigung anzufordern 

Blinde 

Blinde sind nach der Definition des BSHG (§ 24) Personen, 
deren Sehschärfe auf dem besseren Auge nicht mehr als 1/ 50 
beträgt oder nicht 'mehr als 1/35 beträgt, wenn das Gesichts­
feld dieses Auges bis auf dreißig Grad oder weiter einge­
schränkt ist, oder nicht mehr als 1/20 beträgt, wenn das Ge­
sichtsfeld dieses Auges bis auf fünfzehn Grad oder weiter 
eingeschränkt ist. 
Nach einer Statistik aus -dem Jahre 1966 (C. Strehl) gibt es 
etwjl 60 ooo Blinde in der BRD. Das heißt: Auf je tausend 

.~ inwohner käme ein Blinder. 71 O/o sind alte und nicht be­
rufstätige Blinde. Nach Angaben ' von Franz Sonntag, Vorsit-
zender des Bundes der Kriegsblinden Deutschlands, stehen 
nur 20 0/o aller Blinden vollintegriert im Arbeitsprozeß, 10 0/o 
nur beschränkt. Als häufigste Ursache der Erblindung g.ibt 
Carl Strehl Tumor, Netzhautdegeneration, Sehnervschäden, 
Tuberkulose, Diabetes, Glaukom (grüner Star) und Alters­
star an. Nach dieser Ursachengruppe mit 40 0/o folgen: Un­
fälle und Augenverletzungen 24,5 0/o, Krieg 20 -O/o, Verer­
bung (angeborener grauer und grüner Star) 12 °/o, Infek-
tionskra~k~eiten 3,5 0/ 0 . • 

Zwar existiert eine Blindenhochschulbücher ei und andere Bi­
bliotheken stehen ebenfalls zur Verfügung, zwar haben 
Blinde besondere Kommunikationsmöglichkeiten (neben der 
Tonban?-Literatur), durch die Blindenschrifl: - nur b_eherr­
schen die vom Franzosen Louis Braille erdachte Blmden­
~chrifl: _im deutschsprachigen Raum nur 1 5 0/o der Blinden, zu­
mal viele ja erst im Alter erblinden und dann kaum noch 
die Braille-Schrifl: erlernen. Vor allem Geburtsblinde haben 
erhebliche Schwierigkeiten, selbständig ?-U werden. Sie sind 
einesteils von fremder Hilfe erst mal abhängig und können 
sich andererseits nicht wie Sehende ihre Vorstellungen bil­
den, da die Erschließung der Umwelt stark eingeschränkt 
ist. 
Besondere Schwierigkeiten haben die Kriegsblinden ohne 
Hände, sogenannte kriegsblinde Ohnhänder, von denen nur 
10 -O/o berufstätig sind, und d~e Kriegstaubblinden, die durch 
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Amputationen, Funktionsstörungen _innerer_ Organe und m­
folge Hirnverle tzungen mehrfachbehmdert smd. 

Literatur: 
Bei den Blindenorganisationen anfordern 

Blutungskranke (Hämophilie-Patienten) 
Vorsichtig geschätzt, gibt es in der BRD 6 ooo Hämophilie­
Patienten. Hämophilie bedeutet ja nach Schweregrat, daß 
die Blutgerinnungsfähigkeit und so auch die Blutstillungs­
kraft fehlen oder herabgesetzt sind . Ein Zahnwechsel, eine 
Operation, eine Schnittwunde werden dem Bluter zu _lebens­
gefährlichen Situationen. Abhilfe schafft ein Blutmllungs­
mittel, ein Blutkonzentrat (doch jede Substitution hat das 
Risiko einer Serum-Hepatitis), sofern es zur Hand ist. Das 
Mittel ist teuer und selten, »audi sind vielen Kliniken die Be­
zugsquellen unbekannt «. (G. Landbeck: Die heutige Pro­
gnose des hämophilen Kindes, in: Hämophilie-Blätter, Nr. 4/ 
1971 s. 24.) 
Noch schlimmer als Schnittwunden sind Blutungen in den 
Gelenken und Muskeln, die z. B. entstehen, wenn Kinder 
spielen und hinfallen. Dann staut sich das Blut. Die Gelenk­
blutungen führen zu Gelenkversteifungen. Gehapparate glei­
chen die zusätzliche Behinderung nur ungenügend aus. Die 
Mütter wissen meist nicht, was sie tun sollen und können 
keine frühzeitige Diagnose stellen, um eine Blutung abzu­
schätzen. Selbst bei Medizinern ist die Unkenntnis die Regel: 
wie man ein blutungskrankes Kind hochhebt, anzieht, an­
faßt, um Komplikationen zu vermeiden. Zwischen Blutungs­
und Therapiebeginn sollten nicht mehr als 1-2, maximal 4 
Stunden liegen. Im besten Fall liegt der zeitliche Abstand 
heute durchschnittlich bei 12-24 Stunde1 (G. Landbeck). 
Dadurch, daß die Kinder in ihrem Bewegung~ablauf stark ge­
handikapt sind und vorsichtig sein müssen, wird die Hämo­
philie bestimmend für das Familienleben. Da die Frau in der 
Regel nicht erkrankt, die Krankheit aber (zu 60 0/o) auf die 
Söhne überträgt, (40 0/o durch spontane Veränderung der 
Anlagen), kommt es zu starken psychischen Belastungen, 
Schuldgefühlen ' und Mutter-Sohn-Konflikten. Durch Blu­
tungsschübe verlieren Hämophilie -Kinder durchschnittlich 
ein Drittel ihrer Schulzeit durch Fehlzeiten, die in Frank ­
reich z. B. durch Internatsschulen aufgefangen werden. In 
der BRD gibt es kein spezielles Internat. Ebenso fehlt es an 
Behandlungs- und Rehabilitationszentren, vor allem auf dem 
Lande ist die medizinische Ver,5orgung lebensbedrohend. Hä­
mophile werden nicht - wie nach dem Schwerbeschädigten-
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gesetz für andere Behinderte obligatorisch - bei Behörden 
und Vertretungen beschäftigt. 
Um die gefürchteten Gelenkversteifungen und Verkrüppe­
lungen zu vermeiden, sind Früherkennung und entsprechende 
Behandlung im Blick auf die Spätfolgen unerläßlich und 
wirtschaftlich. Bluter werden inzwischen geschult, sich zu 
Hause selbst zu behandeln. Die Erfolge sind groß. »Je nach 
Schweregrad ihrer Krankheit können hämophile Personen 
entweder überhaupt nicht oder nicht zu erträglichen Bedin­
gungen sich bei einer Ers,atz- oder einer Privatkrankenkasse 
versichern lassen ... Auch in der Praxis der Sozialversiche­
rung können hinsichtlich der Ersatzleistungen Schwierigkei­
ten auftreten und so führt ein Bluter, wenn er nicht vermö­
gend ist, ein Schattenda sein, das ihn nicht selten zwingt, Ver­
krüppelungen und bleibende Schäden hinzunehmen, weil die 
Erhaltung seiner Gesundheit für ihn unerschwinglich ist.« 
(Helft den Blutern! Ein Aufruf der Deutschen Hämophilie 
Gesellschaft zur Bekämpfung von Blutungskrankheiten.) 

L"teratur: 
'~ mophilie-Blätter, Mitteilungen der Deutschen Hämophiliegesellschaft, 

- 'ciünchen 

Geistig Behinderte 

Das BSHG (§ 39 Abs. 1) definiert sehr vage: Personen, •die 
~urch Schwäche ihrer geistigen Kräfte wesentlich behindert 
smd . Zu dieser im Erscheinungsbild sehr unterschiedlichen 
Gruppe werden allgemein alle in ihrer geistigen Entwicklung 
gestörten, unvollkommen oder nicht entwickelten Kinderver­
m~nden! deren Behinderungsursache in einer Schädigung des 
Hirns hegen. Die Kinder sind erheblich r tardiert, nicht al­
tersgemäß entwickelt, im Lernen gehemmt oder nur lebens­
praktisch bildbar und auf fremde Hilfe angewiesen. Auf 
I ooo lebend Geborene rechnet man 6-7 geistig behinderte 
Kinder. Zusätzlich rechnet man auf 2 ooo Geburten mit di:ei 
schwerstbehinderten Kindern. 
Da geschädigte Hirnzellen nicht zu ersetzen sind, gibt es kei­
ne ursächliche Heilung, sondern nur therapeutische Beein­
flussung. Je früher die Förderung einsetzt, desto bessere Er­
gebnisse können erzielt werden. Die Verhaltenstherapie kann 
ein hohes Maß an Selbständigkeit erreichen. Die Behinderung 
~ritt während der Schwangerschaft, während der Geburt 
oder in früher Kindheit ein. Unregelmäßigkeiten in der Chro­
mosomenanzahl können eine Ursache sein, ebenso Blutun­
verträglichkeit, Infektionskrankheiten der Mutter und des 
Kleinkindes (auch durch eine Pockenschutzimpfung). Man-
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gelnde Geschlechtsreife und vor allem zu hohes Alter der 
Mütter sind gleichfalls Behinderungsursachen . Nach H. Har­
bauer spielen »mechanische und chemische Abtreibungsver­
suche ... eine bedeutsame Rolle «. 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe für geistig Behinderte ist 
die aktivste Behindertenorganisation, die seit 19 5 8 besteht 
und an die 50 ooo Behinderte in 1 200 Tageseinrichtungen 
fördert und versorgt. Die Dunkelziffer liegt bei geistig Be­
hinderten extrem hoch. 

Literatur: 
Zeitschrift »Lebenshi lfe « 

Hirnverletzte 
Aus vo lkswi rtschaftlichen Gründen (gepaart mit patnotl­
schem Pathos), um den einzeln en vor einem nie-befriedigten 
Rentenempfänger-Dasein zu bewahren, riefen während des 
Ersten Weltkriegs von Hin denburg, Ludendorff u. a. zur 
»Fürsorge für hirnverletzte Krieger « auf. Wer Hirnverletzte 
nannte, meinte »Kopfschüsse «. Erst 1946, als die Siegermäch­
te keine Organisationen lizensierten, die im Vereinsnamen 
das Wort »Krieg « führten, kam die neutrale Bezeichnung 
»Hirnverletzter « auf. Heute sind die Behinderten im Bund 
hirnverletzter Kriegs- und Arbeitsopfer organisiert. Die 
Zahl der Kriegshirnbeschädigten liegt bei über 50 ooo (im­
mer noch sind 9,5 der Versorgungsberechtigten im Ersten 
Weltkrieg verletzt worden). · 
Doch das Schlachtfeld hat sich verwandelt: Jährlich beläuft 
sich die Zahl der schweren Hirnverl etzungen im Straßenver­
kehr auf mindestens 30 ooo (die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Hilfe für Behinderte gibt 250 ooo an). 80 °/o der Unfallver­
letzten werden nicht fachgerecht und nicht rechtzeitig ver­
sorgt. Die Transportwege der Unfallrettungswagen sind zu 
lange, es fehlen Spezialeinrichtungen. Durch die ungenügen­
de apparative Ausstattung der Kliniken muß es zu Fehldia­
gnosen kommen, werden z. B. posttraumatisch e Blutungen 
nicht rechtzeitig erkannt. Durch verspätete Diagnose und 
Verlegung in besser eingerichtete Kliniken schätzt man, daß 
die Invalidität vierma l und die Sterblichkeit doppelt so hoch 
als notw endig liegt! Zu einer Nachbehandlung müßten dop­
pelt so viele Bett en als vorhanden zur Verfügung stehen. So 
warte n Schwerverletzte auf die Nachbehandlung, betragen 
Wartezeiten vier bis sechs Monate. Kein Lehr stuhl für neuro­
logische Rehabilitation! Ungelöst ist das Problem der 5 ooo 
Kinder (bis 1 5 Jahre), die Rro Jahr schwere Kopftraumen 
erlei den. Mögliche Folgen: Sprachstörungen (Aphasien), die 
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in eine motorische Aphasie unterschieden wird, bei der die 
Sprachfähigkeit beeinträchtigt ist, und in eine sensorische 
Aphasie, bei der das Sprachverständnis behindert ist. Lese­
(Alexie) und Schreibstörungen (Agraphie) können hinzu 
kommen. 
Auch wenn die Schuldfrage am Unfall eindeutig erscheint, 
verzögern die Versicherungen die Verhandlungen auf Jahre. 
Sie bestellen (Gegen-) Gutachter, die hohe Honorare erhal­
ten und meist auch ein Gutachten auf der Linie der Versiche­
rung erstellen. So liegen die Hirnverletzten lange zur Begut­
achtung im Krankenhaus und müssen tatenlos zusehen, wie 
sich die Verhandlungen durch Prozesse und Instanzen schlep­
pen. 

Literatur: 
Beim Verband anfordern 

Hörbehinderte 

D__er Sprachgebrauch ist nicht einheitlich: Unter Gehörlosen 
~ c-:rsteht man sowohl Taubstumme als auch Früh- und Später­
r iiubte, wohl auch Hörstumme, die trotz normalen Gehörs 
stumm sind und sogenannte Seelentaube (amnestische Agno­
sie: trotz intakter Sinneswahrnehmung können die sinnlichen 
Eindrücke nicht richtig eingeordnet werden). Schwerhörige 
dagegen sind von Geburt an oder später in ihrer Hörfunk­
tion eingeschränkt, verfügen aber über Hörreste. 
Man rechnet mit 3 Millionen Hörbehinderten aller Grade. 
Diese Zahl steigt. Durch steigendes Alter etwa: ein 6ojähri­
ger soll in der Regel im Bereich der hohen Töne einen alters­
bedingten Hörverlust von 60 0/o verzeichnen. Durch Dauer­
lärm im Verkehr, durch Industrie, Schießübungen bei der 
Bundeswehr und durch elektronisch verstärk te Beatschuppen­
Musik entstehen ebenfalls irreparable Hörverluste. 
Es gi!t als ausgemacht, daß Schwerhörige ihre Behinderung 
d_urch das Tragen eines Hörgeräts ausgleicher:i k?nnen. Aber 
em Hörgerät gibt nicht das Hören zurück, wie eme Prothese 
auch nicht das Laufen wiederherstellt. Bereits 1971 wurden 
über 100 ooo Hörapparate (Angaben der Industrie) abge­
setzt, nicht einbezogen dabei ist der horrende Absatz von 
Versandhäusern, deren Apparate teilweise aus Japan impor­
tiert wurden. Der Glaube an die Wunderwirkung der Hör­
apparate wurde von der Industrie produziert und von der 
Um welt unterstützt, die einem Hörbehinderten, der keinen 
Apparat trägt, eigenes Ver schulden und Ignoranz vorwerfen 
kann , um ihn besser isolieren zu dürfen. Hörgeräte geben 
nicht das Hörvermö gen zurück, denn das Ohr ist so konstru -
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iert, daß es eine Vielzahl von Nebengeräuschen beim Auf­
nehmen bereit s aussondert. Das Hörgerät aber verstärkt alle 
Geräusche, natürlich auch die Nebengeräusche. Zwar schaffen 
sogenannte Induktionsspulen heute auch da Abhilfe, indem 
die Umgebungsgeräusche nicht im gleichen Maße mitverstärkt 
werden, doch wenn - wie normal - im Gespräch mehrere 
reden, zudem zu schnell und nicht sauber artikuliert, bekommt 
der Behinderte eine Lautabfolge, einen Lautsalat, mit, ohne 
selbst verstehen zu können. Der Hörbehinderte ist trotz ei-

. nes Apparats auf Stille angewiesen, auf ruhiges, artikuliertes 
Sprechen und auf Raumhelligkeit, weil er vieles nach wie 
vor vom Mund ablesen muß. Es wird nun verständlich, daß 
es sinnlos ist, einem Gehörbehinderten möglichst laut ins Ohr 
zu schreien, denn er hört nicht in erster Linie leiser, sondern 
funktionsgestört . 
Die seeli„chen Belastungen einer Schwerhörigkeit sind bisher 
zu wenig beachtet worden. Ober die Schalleitung empfängt 
der Mensch Empfindung en und Vorstellungen. Bereits das 
Kleinkind empfängt Vertra ·en über den Klang der Stimme 
der Mutter, unterscheidet nach Klangfarbe, ehe es den Wort­
sinn verstehen kann. Ein Hörbehinderter hat keinen Anreiz 
zu eigenem Sprechen, wird damit isoliert. Die Folge sind 
Minderwertigkeitserfahrungen und Selbsthaß. Schwerhörige 
lernen nie im gleichen Maße das Sprechen wie Normalhö­
rende . Sie sprechen zu leise, flüsternd, nasal, monoton, unar­
tikuliert, Silben verschluckend, da sie nie die Modulations­
fähigkeit der Sprache gehört, erfahren haben. Durch die 
zahlreichen akustischen Mißverständnisse, Erfahrungen, daß 
Gesprächspartner über die Mißver ständnisse und die sonder­
bare Sprache lachten, ziehen sich Hörbehinderte zurück, wer­
den mißtrauisch , auch schwierig und reizbar. 
Vollends verhängnisvoll ist die Lage der 40 ooo Gehörlosen. 
Gehörlosigkeit bedeutet Stummheit (Taub-Stumme) . Spradie 
wird über das Nachahmen, über das Hören gelernt. Werden 
Kinder taub oder mit zu geringen Hörresten geboren, kann 
die Sprache nicht über die Nachahmung gelernt werden, das 
Kind bleibt stumm. Ertauben Kinder, bevor die Spracher­
lernung abgeschlossen ist (Einschulungsalter), bilden sich die 
Sprechansätze zur restlosen Stummheit zurück - sofern 
nicht rechtzeitig therapeutisch eingegriffen wird. Taubstum­
me sind entweder von Geburt oder durch eine Frühertaubung 
vor Ausbildung der Sprache ertaubt. Erfolgt eine Ert aubung 
nadi der Spredientwicklung, z. B. während der Schulzeit, 
bleibt die Sprache erhalten, ist jedoch unkontrolli ert, da das 
Ohr die Sprachmodulation nicht mehr überprüfen und korri­
gieren kann. Man spricht dann von Spätertaubten. Pädago­
gen trennen unbedingt zwischen (von Geburt an) Gehörlo-
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sen und (später) Ertaubten, da psychische Struktur und 
Sprachpotential zu unterschiedlich sind. 

Literatur: 
Zeitschrift: hörgeschädigte kinder Deutsche Gehörlosen Zeitung 

lmpfgeschädigte 

Die gesetzlich vorgeschriebenen Impfungen sind mit weithin 
unbekannten gesundheitlichen Risiken verbunden! Neueste 
Zahlen gibt es nach H. Forschepiepe deshalb nicht, weil sie 
vom Bundesgesundheitsamt zurückgehalten werden. Veröf­
fentlichung G. Buchwalds 1965 in »Die Medizinische Welt« 
wiesen nach, daß mehr Kinder an der Impffolge Encephalitis 
(Gehirnentzündung) starben, bzw. erkrankten, als amtlich 
ausgewiesen war. Die Schwierigkeit, eine exakte Diagnose 
zu stellen und die Gehirnentzündung als Impffolge auszu­
weisen, brachte den Eltern unerträgliche Schwierigkeiten, da 
Krankheit und Siechtum nicht als Impfschaden anerkannt 
waren. Nach Buchwald endeten 40-50 -O/o der Fälle mit dem 
T3de, den Rest traf ein oft lebenslanges Siechtum in Anstal-

- n für Geisteskranke. Vor Buchwald hatte bereits de Rud­
der behauptet, daß der größte Teil der geistig Behinderten, 
wo die Ursache nicht zu klären war, Impfschäden seien. 
Ebenso sind nach Kittel unaufgeklärte Hör- und Gleichge­
wichtsschäden häufig Impffolge, Taubheit als Folge von 
Impfschäden konnten nachgewiesen werden. 
Die Bundesregierung hat daraus Konsequenzen gezogen: Das 
Zweite Gesetz zur Anderung des Bundesseuchengesetzes, das 
am 1. September 1971 in Kraft getreten ist, brachte unter 
anderem: Die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zusam­
menhangs genügt heute zur Anerkennung. Ober die Anerken­
nung des Impfschadens entscheiden nicht mehr die Gesund­
heitsbehörden (die den Schaden verursachten), sondern die 
Versorgungsämter und Sozialgerichte. Die Versorgung be­
ginnt mit dem Antragsmonat. 

Literatur: 
Beirn Verband anfordern 

Kehlkopflose (Laryngektomierte) 
Der Kehlkopf wird operativ entfernt, wenn Kehlkopfkrebs 
vorliegt. Das heißt: Die Stimme bzw. die Sprache gehen 
verloren. Die Atmung muß dann über einen künstlichen Ein­
gang oberhalb des Brustbeins erfolgen. Durch das Fehlen 
der Luftzirkulation ist ebenfalls das Geruchsempfinden ver­
loren. In der BRD wird mit 5 ooo Kehlkopflosen gerechnet, 
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nur 3 °/o von ihnen haben sich in einer lnt~ressengemeinschaft 
organisiert . Möglichst zwei bis drei Wochen nach der Opera­
tion (und vor der Bestrahlung, die die Sprachleistung hemmt) 
muß der Operierte der Sprachbehandlung zugeführt sein, 
damit er sich nicht das Flüstern angewöhnt. Die sprachbe­
handelten Patienten sprechen zu 30 °/o die Speiseröhren­
sprache sehr gut, 50 0/o genügend. 20 0/o erlernen d_ie Speise­
röhrensprache (Oesophagussprache) nicht und behelfen sich 
mit einem Gerät, dem Elektrolarynx (elektrischer Kehlkopf). 
Nicht erlernte Speiseröhrensprache bedeutet eine besondere 
Anstrengung bei Verständigung und geringe Sprachleistun­
gen. 
Die Operierten sind meist um das 60. Lebensjahr und wer­
den durch die Op"eration Frührentner. Das Ausscheiden aus 
dem Beruf und der Verlust der Stimme führen zu schweren 
Depres sionen und auch zu Veränderungen der PersönHchkeit. 
Die seelische Belastung kommt vor allem nach der .Entlassung 
aus der Klinikatmosphäre, bei Rückkehr ins häusliche Milieu. 
Obgleich der Verlust der Stimme zu schweren Persönlichkeits­
krisen führt, müssen die Kehlkopflosen noch um die Beach­
tung und Anerkennung ihres Leidens kämpfen. Neben der 
Operation ist vor allem eine nachgehende Stabilisierung des 
Patienten wichtig. Kein Rehabilitationszentrum mit eigenem 
Rehabilitationsprogramm. 

Mucoviscidose (cystische Fibrose) 

Eine erste klinische Beschreibung gab G. Fanconi 1936. Doch 
erst di Sant'Agnese ermöglichte 1953 eine einwandfreie Dia­
gnose: Mucoviscidose-Erkrankte weisen einen abnorm hohen 
Salzgehalt im Schweiß auf. Die Mucoviscidose - im Anglo­
amerikanischen unter »cystische Fibrose« bekannter - galt 
als seltene Krankheit. Seit aber eine Diagnose möglich ist und 
die .Arzte auf die Symptome achten, wird sie als die häufigste 
Erbkrankheit der weißen Bevölkerung deklariert . Die Ursa­
che ist noch unbekannt . Auf zwanzig Personen wird ein 
Merkmalsträger geschätzt. Bei zwei Merkmalsträgern, die 
heiraten, besteht die Wahrscheinlichkeit, · ein krankes Kind 
zu bekommen 1 : 4. Die Eltern zeigen keine Anzeichen . Auf 
1 600 bis 2 ooo Neugeborene wird ein Mucoviscidose-Kind 
gerechnet. In der BRD wer den jährlich 500 Mucoviscidose­
Kinder geboren. Das bedeutet: Die Zahl ist zu gering, als daß 
die .Arzte die Symptome kennten, so daß die Früherkennung 
ausfällt und die Krankheit nach wie vor überhaupt nicht 
dia gnostiziert wird und das Kind stirbt. In einem Prospekt 
der Intern ationalen Gesellschafl: zur Bekä mpfung der Muco­
viscidose ist die Krankheit knapp so beschrieben: »Bei der 
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Mucoviscidose besteht eine Fehlfunktion der exokrinen Drü­
sen, also der Schweiß-, Speichel- und Schleimdrüsen. Ein dik­
ker zäher Schleim verstopft die Lungen und Luftwege und 

· blockiert oft die Ausgänge der Bauchspeicheldrüse, durch wel­
che die Verdauungsenzyme in den Dünndarm gelangen. Die 
daraus folgende Emährungs _störung kann leicht unter Kon­
trolle gehalten werden durch Zugabe von ergänzenden En­
zymen zur Kost, doch die Infekte der Lunge, die sich im­
mer bis zu einem gewissen Grad entwickeln , können hinter­
her niemals vollständig ungeschehen gemacht werden. Fort­
schreitende irreversible Lungenschäden führen bei der Muco­
viscidose zum Tode .« 
Um eine Sekretverflüssigung zu erreichen, schlafen die Kin­
der in einem sogenannten Nebelzelt . Der ins Zelt eingeblase­
ne Nebel wird vom Kind eingeatmet, der Schleim verdünnt 
und kann ausgehustet werden. Die finanzielle Be1astung der 
Eltern ist hoch. Da steht einmal die spezielle Ernährung zu 
Buch, andererseits kostet allein das Ultraschall-Verneblungs­
gerät über 2 ooo DM, wovon viele Krankenkassen oft nur 

_zehn Prozent der Kosten übernehmen. Vor allem aber die 
'=Pflege stellt hohe Anforderungen . Bender/Stephan rechnen 
mit drei bis vier Stunden Mehraufwand gegenüber gesun­
den Kindern gleichen Alters, da nicht nur die Nebelzelt-The­
rapie überwacht werden muß und die Bettwäsche ständig zu 
wechseln ist, sondern u. a. der Schleim mehrmals täglich aus­
geklopft werden muß . Die Lebenserwartung - besonders bei 
einer frühen Erkennung der Mucoviscidose, die häufig mit 
Keuchhusten, chronischer Bronchitis, Asthma und Lungen­
entzündung verwechselt wird - ist inzwischen gestiegen. 
Mucoviscidose-Patienten erreichen ein Alter von zwanzig 
und mehr Jahren, in anderen Lände rn erreichten sie inzwi­
schen das vierte Lebensjahrzehnt , nachdem sie früher das 
erste Jahr nicht überstanden. Reh abilitationsst ätten gibt es 
in der BRD nicht. Ebenso keine nennenswerten Gelder zur 
Finanzierung der Forschung . 

Literatur : 
S. W. Bend er / U. Stephan: Muco viscido se - Cy stische Fibrose. Erlangen 
1970. 
Eine Kurzfassun g bietet: U. Stephan: D ie Mucoviscidose (cystische Fibro­
se), in : das behinderte kind Nr. 4/5 1970. 

Multiple Sklerose 

~ie Zahl der Multiple-Sklerose-Erkrankten wird auf 80 ooo 
bis 1 oo ooo geschätzt . Dab ei laufen zahlreiche nicht diagno~ 
stizierte organische Nervenleiden unter der Bezeichnung mit, 
wie zum anderen vie le Arzte mit der Diagnose zögern oder 
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sie vermeiden, weil der Kranke damit unheilbar abgestem­
pelt ist: Nach einem Krankheitsschub kann der Patient wie­
der arbeitsfähig, kann ein Jahrzehnt und mehr verschont 
bleiben und bekommt dennoch keine rechte Anstellung mehr, 
Fördergelder bleiben unbewilligt, Kostenträger weigern sich, 
qualifizierte Medikamente, Rollstühle und andere Hilfsmit­
tel zu bewilligen. 
Die Multiple Sklerose (MS) gilt als die häufigste organische 
Nervenkrankheit. Die Ursache ist unbekannt . Ein einheitli­
ches Krankheitsbild gibt es nicht. Die Entzündungsherde sit­
zen in Hirn und Rückenmark, nach deren Häufigkeit und 
jeweiligem Sitz bestimmen sich die Symptome. Die Krankheit 
verläuft entweder in Schüben oder chronisch fortschreitend 
(ohne akute Schübe, vorübergehendes Nachlassen), doch sind 
auch gu rtige Verlaufsformen möglich. Das bedeutet: Die 
Verl aufs form ist unbestimmt und nicht voraus zu bestimmen. 
Neuroepidemiologische Forschungen erbrachten zum Teil er­
hebliche Unterschiede im Vorkommen: So ist die MS im In­
neren der skandinavischen Halbinsel wesentlich 1häufiger als 
in den Küstengebieten, nimmt die Morbidität von Nord­
deutschland nach dem Süden hin zu, um in der Südschweiz 
und in Süd-Frankreich wieder rapid zu fallen. 
Die Behandlung kann lediglich symptombekämpfend oder 
aktivierend sein. Die Patienten reagieren auf die MS psy­
chisch entweder - gilt als typisch - mit unkritischer Eupho­
rie (unabhängig und im Gegensatz zur Realität) oder depres­
siv, verstimmt, überängstlich . Krankheiten, die sich dem Zu­
griff des Arztes entziehen, werden von den Arzten oft aggres­
siv und irrational bekämpft und öffnen Kurpfusch ern und 
dem Medikamentenhandel den Markt. Wunderdrogen sind an 
der Tagesordnung. »Im übrigen «, schrieb vor Jahren der 
Chefarzt der Psychiatrischen und Nervenklinik der Städt . 
Krankenanstalten Essen, Prof. Lauben hal, »ist man oft ver­
sucht, an den Ausspruch Stauders zu denken, wonach die 
Stars der pharmazeutischen Produktion immer noch für eine 
Nachsaison auf der Provinzbühne der Neurologie agieren 
wollen, wenn sie ihre Hauptrolle in der inneren Medizin 
und, wie man hinzufügen kann, auch in der Chirurgie, längst 
ausgespielt haben. « So sind Arzte gegen die MS mit Röntgen ­
kastration und Elektroschocks vorgegangen, ein Arzt ließ 
Pferdefett essen, die einen schwärmten für Unterkühlung, die 
anderen für eine überwärmungstherapie , wieder andere 
spritzten Tuberkulin! Die Patienten können z. ~- nicht ge­
nug vor publizistisch angepriesenen neuen Wundermitteln 
und -kuren gewarnt werden. 
Literatur: 
Beim Verband anfordern 
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Muskelkrankheiten 

· Von Muskelkrankheiten (400 verschiedene Arten!) betroffen 
sind etwa 100 ooo .Mensdien. Jährlidi kommen I 500 neue 
Patienten hinzu. Progressive Muskeldystrophien (12 000), 

bekannt unter der populären Bezeidinung »Muskelschwund«, 
sind heimtückisch, beginnen sdimerzlos. Fehldiagnosen im 
frühen Stadium sind nidit selten: Da wird Trägheit diagnosti­
ziert, werden fälsdilidi Entwicklungsstörungen angenommen. 
Die Eltern verkennen ebenfalls die Symptome: Sie freuen 
sich an den sogenannten Kugelwaden, einem Frühzeidien be­
ginnenden Muskelschwunds. 
Die Krankheit ist genetisdi, d. h. erblich bedingt. Die Ursa­
die ist unbekannt, man vermutet einen Stoffwechseldefekt. 
Eine Behandlung, die die Ursadie beseitigte, existiert folglidi 
nicht. Einige wenige Formen sind begrenzt therapeutisch an­
zugehen: Funktionsfähige Muskel können re-aktiviert, bei 
einer frühen Erkennung können Rollstuhldasein und Bettlä­
gerigkeit um Jahre hinausgezögert werden. Bei einigen der 
zahlreichen Ersdieinungsformen setzt die Lähmung sehr rasdi 

_ ein, beginnt die Geh-Unfähigkeit zwisdien dem zwölften und 
fünfzehnten, tritt der Tod vor dem fünfundzwanzigsten Jahr 
ein. Dodi gibt es Verlaufsformen, die die Lebenserwartung 
praktisch nicht verkürzen. Die Krankheit ist immer fort­
schreitend, wenn auch ein gutartiger Verlauf möglich ist. 
Eine Dehnlage der betroffenen Muskelgruppen muß vermie­
den werden, da bei unangemessener Belastung die Funktions­
fähigkeit verlorengeht. Zum anderen bedeutet jede unange­
messene Bettruhe oder Inaktivität eine Verschlediterung. Ver­
stopfung und Fettleibigkeit sind unangenehme Begleitum­
stände, wenn die Ernährung nidit richtig abgestimmt ist. In 
der Bundesrepublik existiert in Freiburg ein Schwerpunkt 
der Forschung, doch fehlt ein spezielles Therapie- und Erken­
nungszentrum. Der Freiburger Universitätsprofessor Robert 
Beckmann: »In Deutschland ist diese Situation i,In Vergleich 
zu anderen europäischen Ländern geradezu deprimierend.« 
In Belgien beispielsweise sind 22 ooo Mitglieder in einer 
Selbstorganisation, in Frankreich 4 5 ooo, in England 70 ooo. 
In der Bundesrepublik haben sich I 500 organisiert. 

Literatur: 
Robert Beckmann : Muskelkrankheiten und ihre Bekämpfung. (Freiburger 
Universität sblätt er H . 32/ 1971) 
Robert Beckmann: Di e progres siven Muskcldystrophien. Mannheim 1970 

Sehbehinderung 
Geht man von dem untersten Schätzsatz aus (0,1 0/o der Ge­
samtbevölkerung), so leben in der BRD 60 ooo Sehbehinderte. 
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(Das »Deutsche Grüne Kreuz« ermittelte dagegen für das 
Jahr 1971 89 ooo Sehbehinderte, die bei der augenärztlichen 
Untersuchung zur Führerschein-Bewerbung auftauchten, oh­
ne jene Bewerber, die es gar nicht auf einen Sehtest ankom­
men ließen . Das heißt: Wer als sehbehindert zu gelten hat 
oder nicht entscheidet eine Definition .) Nach der inzwischen 
anerkannten Definition der Deutschen Ophtalmologischen 
Gesellschaft heißt es: »Sehbehindert sind Kinder, bei denen 
mit Gläserkorrektion ohne besondere optische Hilfsmittel bei 
durchschnittlicher Intelligenz a) die zentrale Sehschärfe auf 
dem besseren Auge oder beidäugig 1/.s bis 1/20 beträgt oder 
b) in der Nähe der Sehschärfe von 0,3 (Nieden V) oder we­
niger bei einem Arbeitsabstand von mindestens 30 cm vor­
liegt oder c) erhebliche Einschränkungen des Gesichtsfeldes 
bestehen. « Durch die bevorzugte Behandlung der Blinden 
sind die Probl me der Sehbehinderten kaum beachtet wor­
den. Die Außenwelt wird vom Sehbehinderten nur · verzerrt 
oder eingeschränkt wahrge'lommen. Katastrophal ist die 
Schulsituation und nur beschränkt kann ein Sehbehinderter 
einen Beruf wählen. Daß aber die Sehbehinderung mit ih­
rem damit verbundenen Ausfall bestimmter Erfahrungsmög­
lichkeiten Verhaltensstörungen beinhaltet, ist bis dahin nicht 
ins Bewußtsein gekommen. 

Literatur: 
Beim Verband anfordern 

Skoliose 

Die Skoliose wird als eine krankhafte Seitverbiegung der 
Wirbelsäule mit Verdrehung der Wirbelkörper gegeneinan­
der definiert. Die Folgen sind eine körperliche Verunstaltung 
durch Rumpfverkürzung und Buckelbildung. Ebenso ist die 
Atmung und die Herz-Kreislauffunktion behindert. Skoliose­
Behinderte, als die »typischen « Krüppel, sind durch die see­
lische Belastung erheblich zusätzlich behindert. Bei noch vor­
handenen Wachstumspotenzen vor Beginn des präpubertä­
ren Wachstums sind konservative Behandlungen bei Skolio­
sen bis zu 50 Grad erfolgversprechend. Wichtigstes Behand­
lungsprinzip dabei ist das Milwaukee-Korsett, ein Streck­
Korsett (schulungsfähige Muskulatur muß vorhanden sein!). 
Skoliosen über 50 Grad sollten op erativ korrigiert und stabi­
lisiert werden, zumindest um Verschlechterungen zu verhin­
dern . Der Korrekturerfolg bei modernen Operationsmetho­
den liegt bei 50 0/o. Die Behandlungen, konservativ wie ope­
rativ, sind immer einschneidend. Skoliosen über 50 Grad 
sind auch nach Wachstumsab~chluß meist noch fort schreitend , 
wenn auch langsam. 
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Anders als in den USA, Frankreich, Schweden oder der 
Schweiz gibt es in der BRD kein Skoliosezentrum. Zum 
Nachteil der Patienten, denn eine Klinik, in der jährlich 5 bis 
10 Operationen, und dann noch durch mehrere Operateure, 
durchgeführt werden, hat keine Erfahrung in der Behand­
lung der Skoliose . Bei der idiopathischen (primären, selbstän­
digen) Skoliose sind zu 80 0/o Mädchen betroffen. Bei anderen 
Formen verschiebt sich das Verhältnis. Früher wurden die 
Patienten in die für sie typischen Berufe des Schuhmachers 
oder Schneiders abgedrängt , heute sitzen sie am ehesten in 
Bürostuben oder Stadtverwaltungen. Größere körperliche 
Belastungen halten sie im allgemeinen nicht aus. Schulrück­
stände verschlechtern ihre Berufsaussichten zusätzlich, im 
Falle einer operativen Behandlung ergibt sich ein Jahr 
Schulrückstand. Betroffen sind 50 ooo Personen, jedoch nur 
ca. 2 500 (5 0/o) müssen operiert werden. Jährlich geschätzter 
Zuwachs o,r-o,or -O/o Skoliosefälle aller Behinderungsarten. 

Literatur: 
K. Zielke: Problematik der Obungsther apie bei der Seitverbiegung der 
Wirbelsäule in : Zeitschrift für phy sikali sche Medizin Nr . Vl 971 

Querschnittsgelähmte 
Geschätzte Zahl: 10 ooo. Jährlich wird mit r ooo neuen Fäl­
len gerechnet, drei Viertel davon durch Arbeits-. und Ver­
kehrsunfälle. Häufig sind auch Badeunfälle, wenn Junge Leu­
te per Kopfsprung ins Wasser springen und mit dem Nacken 
aufschlagen. Hervorragend versorgt sind die Berufsunfallge­
scbädigten, wenn sie von den Berufsgenossenschaften aner­
kannt sind und versorgt werden. Die Bettenkapazität ist für 
die Nicht-B erufsunfallbe hinderten katas trophal. 
Bei der Querschnittslähmung ist die Steuerung vom und zum 
Gehirn im Rückenmark unterbrochen (zumindest gestört). 
Die Muskulatur empfängt nicht mehr die Anordnll?gen des 
Hirns . Sind die Bahnen vom Rückenmark zum Hirn (auf­
wärts) unterbrochen, so empfängt das Hirn Alarm~eldu1;­
gen von Hitze oder Schmerz nicht mehr, so daß sich em 
Querschnittsgelähmter am heißen Wasser verbrühen kann. 
Da die Empfindungsreize ausfallen, leiden Querschnitts~e­
lähmte an Druckg eschwüren. Darm- und Blasenfunkuon 
sind häufig nicht mehr zu kontrollieren, bzw . nur mit Trai­
ning unter Kontrolle zu halten. Grundregel: Je höher die 
Bahnen unterbrochen sind, desto gefährlicher, desto mehr 
Extremitäten sind von der Lähmung betroffen. Prognosen bei 
Halsmarkverletzungen sind schlecht. Früher starben 80 0/o 
aller Patienten an Harnweg-Infektionen (heute 3-4 0/o). 
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Querschnittsgelähmte im Rollstuhl (heute überleben 80 °/o) 
sind neben der Gefahr von Druckgeschwüren v. a. in Gefahr, 
dick zu werden, so daß Herz- und Kreislaufschäden Folgeer­
scheinungen sind. Eine Intensivierung der Querschnittsge­
lähmten durch Sport und Arbeitstraining und durch modern­
ste Therapie führte zu einer Rehabilitationsleistung, deren 
Erfolgsaussichten vor Jahren als unmöglich galten. Doch nur 
Unfallbehinderten, die von den Berufsgenossenschaften reha­
bilitiert werden, stehen qualifizierte Rehabilitationszentren 
zur Verfügung. Der Rest muß zwangsläufig, da die Einrich­
tungen fehlen, schlechter rehabilitiert werden, bzw. er ist oft 
zu einem sinnlosen Siechtum verurteilt. 

Literatur: 
L. Guttman n , Gr undsätzliches zur Rehabilitation von Querschnittsgelähm­
ten (Deutsche Zeitschrift für Nervenheilkunde, Bd. 175, 1956) 

Spastisch Gelähmte (Infantile Zerebralparese) 

Die Schätzzahlen liegen weit auseinander: Sie reichen von 
50 ooo bis 240 ooo . Abgesehen von der Grundtatsache, daß 
es keine Meldepflicht und Früherfassung gibt, liegen die Zah­
len so weit auseinander, weil · Spastiker Mehrfachbehinderte 
mit sehr unterschiedlichen Behinderungsformen sind. Auf 
1 ooo lebend Geborene werden 3-4 spastisch Gelähmte Kin­
der gerechnet. Die Zahl steigt. Unter den Körperbehinderten 
bilden die Spastiker die größte Gruppe, ein Teil ist auch gei­
stig behindert. Infolge der Bewegungsstörung von Spastikern 
werden sie von Laien meist generell als geistig behindert ein­
gestuft. 
Bei der frühkindlichen Cerebralparese liegt eine Schädigung 
des Hirns, während oder nach der Geburt vor. Hirnschädi­
gungen während der Schwangerschaft resultieren z . B. aus In­
fektionen durch Grippe, Gelbsucht, Röteln, nach der Geburt 
sind z. B. Hirnhautentzündungen und Entzündungen infolge 
von· Grippe, Masern, Keuchhusten u. ä. häufige Ursachen. 
Auch Unfälle (Hirnblutungen) können als äußere Einwir­
kung zu einer Cerebralparese führen. Frühgeburten sind stets 
ein Risiko. 
I;)ie Hirnschädigung führt zu Störungen der Bewegungsko­
ordination der Muskeln. Das Ausmaß ist sehr unterschiedlich: 
Der gesamte Körper kann betroffen sein, weitgehend nur die 
Beine oder eine Körperhälfte (Hemiplegien). In schweren 
Fällen können die Verkrampfungen der Muskeln dazu füh­
ren, daß die spastisch Gelähmten weder gehen, noch sich arti­
kulieren können, weil auch die Stimmbänder betroffen sind. 
Spastiker sind nahezu immer Mehrfachbehinderte (ca . 90 0/o 
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haben nach einigen Untersuchungen Sprach- und 20 °/ o noch 
zusätzlich Hörbehinderungen). Schwierigstes Handikap ist 
die Sprache: Je aufgeregter der Spastiker wird, desto mehr 
verkrampft sich alles. Da der Spastiker Gedanken nicht ver­
krampfungsfrei in Sprache übersetzen kann, wird er für blö­
de gehalten. Die »zappligen « Bewegungen verstärken diesen 
Eindruck. 
Nur bei einer Früherfassung innerhalb des ersten Halbjahres, 
maximal des ersten Lebensjahres, ist die Cerebralparese the­
rapeutisch wirksam zu beeinflussen. Da sich geschädigte Hirn­
zellen nicht regenerieren, gibt es nur die Möglichkeit, andere 
Zellen zu aktivier en. So gibt es keine Ursachenbehandlung, 
sondern krankengymnastische Symptomlinderung, die be­
stimmte falsch eingerastete Bewegungsmuster normalisieren 
und die Muskelanspannung entspannen soll. 

Literatur: 
H .-H. Matthiaß/H . T. Brüster/H. v . Zimmermann (Hrsg.): Spastisch 
gelähmte Kinder. Stuttgart 1971 

Spina bifida und Hydrocephalus (Wasserkopf) 

Jährlich werden etwa 1 000-3 ooo Kinder mit Spina bifida 
und/oder Hydrocephalus geboren. Mehr als 10 ooo soll es, 
manche im Erwachsenenalter, geben. Spina bifida, eine Er­
krankung des Zentralnervensystems, ist nach einer Definition 
von John Lorber »eine angeborene Fehlbildung des Rücken­
marks, seiner unmittelbaren Hüllen und des Rückgrats, das 
diese Gewebe normalerweise umschließt und schützt. Die Fol­
ge 'ist eine Geschwulst in der Mittelli nie des Rückens, die ge­
wöhnlich nur von einer dünnen Membran und nich.t von Haut 
bedeckt ist. Die Geschwulst enthält versch.ieden große Men­
gen einer klaren Flüssigkeit, die Gehirn-Rückenmarksflüssig­
keit. « 
Die Spina bifida (»Bogenspalte «) kann vom Hinterkopf bis 
zum untersten Ende des Rückgrats plaziert sein. Folgen ei­
ner Spina bifida sind: Muskelschwäche oder Lähmung der 
Beine, vor allem aber eine fehlende Kontrolle der Blase. Die 
Blase wird nie völlig entleert, sondern läuft lediglich über, 
wenn sie voll ist . Der ständige Urinrückstand führt zu Infek­
tionen der Harnwege und Nieren. Parallel dazu treten 
Funktionsstörungen des Darmes und des äußeren Aftermus­
kels auf (u. U. künstlicher Darmausgang). Auch Hüftverren­
kungen und Fehlstellungen der Beine sowie eine Rückgrat­
verkrümmung (Skoliose) sind häufig. Neben Infektionen von 
Blase und Nieren sind die Kinder durch. Knochenbrüche ge­
fährdet, da die Knochen an den gelähmten Beinen nicht 



kräftig sind. Hinzu kommt, daß die gelähmte Region ge­
fühllos bleibt, da die Nerven, die die Schmerzen ins Hirn 
melden, unterbrochen sind. Ebenso ist eine geregelte Blutver­
sorgung der gelähmten oder nicht voll funktionsfähigen Bei­
ne nicht möglich. 
Beim Hydrocephalus (» Wasserkopf «), häufig eine Folge der 
spina bifida, sammelt sich das Nervenwasser, kurz »Liquor« 
genannt, das normalerweise Gehirn und Rückenmark um­
spült, übermäßig im Innern des Schädels. Der Druck im 
Schädelinnern steigt und quetscht das Gehirn gegen die Schä­
delkapsel, die bei Kleinkindern und Säuglingen noch nachgibt 
und so nimmt der Schädelumfang ständig zu. Die Ursachen 
können mannigfaltig sein, z. B. ·durch Tumore oder Hirn­
hautentzündungen oder Toxoplasmose. 
Seit e wa 1960 sind die Kinder zu operieren. Bei 60-90 0/o 
sind Hydroc phalusoperationen notwendig, bei zehn Prozent 
normalisiert sich der Hydrocephalus, daß man von einer Hei­
lung sprechen kann). Das Nervenwasser im Hirn wird über 
ein Ventilsystem abgeleitet; ein Silikonschlauch läßt den Li­
quor über eine Halsvene ins Herz und damit in die Blutbahn 
fließen. Die Operation birgt nach Eduard Alther keine we­
sentlich höheren Risiken als andere Operationen. Doch die 
postoperativen Komplikationen sind: Das einoperierte Ven­
til kann versagen. Der Schlauch, im frühkindlichen Alter ein­
gesetzt, wächst nicht mit dem Organismus mit und wird zu 
kurz. Ventil oder Schlauch können - als Fremdkörper -
Entzündungsherde bilden und verstopfen. So ist zwar der 
Überdruck im Schädelinneren beseitigt, doch » Verwachsun­
gen und Thrombosen der Herzkammern und der Venen, die 
dann ofl: den Tod des Kindes herbeiführen« (Alther) lassen 
die Eltern in steter Angst leben. 
Wichtig ist verständlicherweise eine vorzügliche Nach-Kon­
trolle der bereits Operierten. Die Liste der Voranmeldungen 
ist lang, die Wartezeiten für die Eltern kaum erträglich. 
»Tempo und Kürze der eigentlichen Untersuchung lösen bei 
den Eltern ofl: Unbehagen aus. Das um so mehr, als sich das Be­
finden der Kinder vielfach schlagartig verändern kann. Dau­
erndes oder wiederholtes Versagen der künstlichen Hirnwas­
serableitung tritt ofl: unvermittelt auf und verschwindet wie­
der, um sich erneut einzustellen. Die Krise kann über Wochen 
und Monate gehen « (Paul Bernhart). 
Der Freiburger Medizinprofessor Hemmer schreibt, dazu, 
»daß bei uns jeder der zur Behandlung der zusätzlichen Miß­
bildungen und Komplikationen erforderliche Facharzt in ei­
ner anderen Klinik oder gar in einer anderen Stadt tätig ist. 
So müssen diese Kinder oft über mehrere Kilometer hinweg, 
wegen ein und derselben Grunderkrankung zu , mehreren 
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Spezialisten transportiert werden«. Es gibt keine Spezialkli­
nik mit Team-Überwachung. Der Parlamentarische Staats­
sekretär im Gesundheitsministerium, Heinz Westphal, ge­
stand in einer Fragestunde des Bundestages am 19. Juli 1970, 
daß die Zahl der Betroffenen nicht bekannt sei und die For­
schung »in Anbetracht der Vielzahl der Einzelprobleme in der 
Medizin, die einer Lösung bedürfen, bisher nicht als speziel­
ler Forschungsbereich herausgestellt wurde «. Etwa die Hälfte 
aller Kinder, die allein einen Hydrocephalus haben, zeigen 
durchschnittliche Intelligenz. Ein Fünftel soll nach dem 
Schweizer Art J. G. Kundert überdurchschnittlich begabt, ein 
Fünftel soll noch bildungsfähig sein. Ein Zehntel dagegen 
wird als geistesschwach oder Iebenspraktisch bildbar bezeich­
net. 

Literatur: 
Jahrbuch der Arbeitsgemeinschaft Spina bifida und Hydrocephalus e. V., 
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Behandlung und Rehabilitation frühkindlicher Rückenmarksschäden, Schrif­
tenreihe des Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit, Bd. 2, 
1972 . 
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